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Der Bau von steinernen Dorfkirchen

in Holstein und Schleswig

Anmerkungen aus der Sicht eines Wirtschafts¬

und Sozialhistorikers

Von Klaus-Joachim Lorenzen-Schmidt (t),
bearb. von Enno Bünz u. Detlev Kraack

Bei meiner Beschäftigung mit der Bildung eines neuen Kirchspiels im Wes-
ten des Großkirchspiels Barmstedt, das unter dem Namen Elmshorn be-
kannt geworden ist (um etwa 1340), habe ich die kirchengeschichtlichen
und -rechtlichen Voraussetzungen für eine solche Separation beschrieben. 1
Diese Beschreibung erfolgte auf der Grundlage einer extrem dünnen Quel-
lengrundlage. Obwohl für fast alle mittelalterlichen Land- oder Dorfkir-
chen eine ähnliche desolate Quellenlage vorherrscht, lohnt es, sich einige
Gedanken über den Bau von Dorfkirchen in Nordelbien zu machen, wo-

runter im Folgenden der Raum zwischen Unterelbe und Königsau ver-
standen wird. Selbstständige Untersuchungen über den Bau von Kirchen
gibt es in diesem Bereich (abgesehen von herausragenden Beispielen)
kaum. Die älteren Bauhistoriker (u. a. Richard Haupt, der Provinzialkon-
servator der preußischen Provinz Schleswig-Holstein) haben insbesondere
typologisch gearbeitet, Bauelemente benannt (Chor, Schiff, Anbauten,
Turm etc.) und miteinander verglichen, Altersmerkmale mehr oder weni-
ger grober Art festgestellt (spätromanisch, früh-, spätgotisch) und Ausstat-
tungsstücke aufgezählt. Auch in späterer Zeit, in den 1960er und 1970er
Jahren, haben die Denkmalpfleger um Hartwig Beseler in ihrer Denkmal-
topographie2 in aller Kürze durchaus nur sehr vage und untereinander

1 Lorenzen-Schmidt, Eine Kirche für Elmshorn.

2 Kunst-Topographie Schleswig-Holstein. - Daneben siehe auch: Dehio, Hamburg,
Schleswig-Holstein. Die nach Landkreisen und Städten erfolgende vielbändige In-
ventarisation „Die Kunstdenkmäler des Landes Schleswig-Holstein" durch das
Landesamt für Denkmalpflege Schleswig-Holstein ist schon vor Jahrzehnten einge-
stellt worden. In Dänemark bearbeitet das Nationalmuseum in Kopenhagen das
Bau- und Kunstdenkmälerinventar „Danmarks kirker", das von 1954-2003 in meh-
reren Bänden alle Kirchen Nordschleswigs erfasst hat, die mittlerweile auch digital
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kaum vergleichbare Baubeschreibungen vorgelegt; wer sich daran orientie-
ren will, muss sich oft alleingelassen fühlen. Schon die Aufmaße der Kir-
chengrundrisse fehlen; die zeitliche Bestimmung ist nach wie vor äußerst
grob; die Beschreibungen der Schiffs- bzw. Chorabschlüsse variieren; nicht
immer wird die Art des Deckenbaus (ob ursprünglich Gewölbe oder Holz-
balken) genau angegeben; über die Dachkonstruktionen fehlt nahezu alles.

Neuere Arbeiten3 geben zwar Überblicke, lassen aber wesentliche Fragen
offen, weil es an zeitgenössischer Überlieferung ebenso fehlt wie an den-
drochronologischen Befunden von Dachstühlen.4

Über Holzkirchen, die vermutlichen Vorgänger von steinernen Kir-
chenbauten, soll hier nichts gesagt werden. Holzreste vergangener Kir-
chen, wie sie nicht nur in Mecklenburg und Vorpommern in beachtlicher
Häufigkeit nachgewiesen werden konnten, 5 sind bisher in Schleswig-
Holstein kaum untersucht. 6 Ihr Bau lässt sich aber organisch aus dem Bau
ländlicher Wohnwirtschaftsgebäude entwickeln, auch wenn die Dimensio-

nen größer als die gewöhnlicher Hofgebäude, auch stattlich-repräsentati-
ver Häuptlingshöfe, waren.

Bei der Konzentration auf Steinkirchen gibt es aber eine ganze Reihe
von Fragen, die sich bei einer regionale Abgrenzungen berücksichtigenden
Betrachtung des erhaltenen mittelalterlichen Kirchen- und Kapellenbe-
stands stellen:

• Welches Baumaterial herrscht vor: Tuff, Feldstein, Backstein, gar
Holz?7

• Lassen sich verschiedene Materialarten (Feldgestein: Fundament,
Backstein: aufgehendes Mauerwerk) feststellen?

• Welches Mörtelgrundmaterial wurde gewählt (Kalk, Gips8 - woher?)?
• Welche Mauerstärken lassen sich finden?

• Wie bzw. wie massiv ist der Maueraufbau (Schalenmauerwerk, Bruch-
stein)?

• Welches Bauvolumen hat ein Quadratmeter Mauerfläche?

einsehbar sind, siehe die Homepage http://danmarkskirker.natmus.dk/ (Zugriff 5.
Juni 2017) [EB],

3 Gnekow, Kirchenbau in Holstein. - Jonkanski / Wilde, Dorfkirchen in Schleswig-
Holstein.

4 Die Neubearbeitung des Dehio-Handbuchs weist aber dendrochronologische Daten
nach, siehe ebd. S. IXf. und als Beispiel (S. 181) die Kirche von Barlt (Dachstuhl von
1458) [EB],

5 Schöfbeck, Mittelalterliche Kirchen, S. 233-265.
6 Siehe aber Andersen, Holzkirche zu Alt Lübeck. In Fuhlenhagen steht noch eine

Fachwerkkirche aus der Mitte des 16. Jahrhunderts, in Niendorf/Stecknitz von 1581,
siehe Jonkanski / Wilde, Dorfkirchen, S. 43 [EB].

7 Auch an die Verwendung besonderer Baumaterialien wie Granit für Portale, Ge-
bäudesockel und Taufen wäre hier zu denken [DK].

8 Siehe dazu nun die Beiträge in: Kirchen aus Gips [EB],
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Diözesanzugehörigkeit Anzahl Tab. 1: Zahl der Pfarreien
im heutigen Schleswig-

Hamburg-Bremen 64
Holstein um 1500.

Lübeck 60

Ratzeburg 31

Schleswig 172
Odense 4

Summe 330

• Gibt es neben dem Schiff oder Langhaus einen Chor, eine Apsis?
• Wie viele Türen und Fenster gibt es in Schiff und Chor?

• Wie wurde die Decke des Schiffs bzw. des Chors gestaltet (Gewölbe,
Balkendecke)?

• Welche Dachkonstruktion wurde gewählt?

• Welche Bedachung wurde gewählt (Stroh/Reet, Holzschindeln, Zie-
gel)?

• Wurde ein (Glocken-)Turm geplant und ausgeführt?9

Angaben zu diesen Bereichen ermöglichen Vergleiche. Sie erlauben
höchstwahrscheinlich nicht nur eine Beurteilung der jeweiligen Baufort-
schritte (vom Chor über das Schiff zum Turm oder Glockenstuhl), sondern

lassen auch Analysen der Formentwicklungen (Größe, Differenzierung) zu.
In den Territorien Schleswig (hier nur auf das heutige Bundesland

Schleswig-Holstein bezogen), Holstein, Dithmarschen, Lauenburg und Lü-
beck gab es um 1500 330 Pfarrkirchen. 10 Dazu kam eine unbekannte Zahl
von vor allem im 14. und 15. Jahrhundert entstandenen Kapellen. Von die-
sen gehörten die allermeisten zu ländlichen Kirchspielen. 11 Die Städte im
Untersuchungsgebiet besaßen ganz überwiegend nur eine Pfarrkirche;
Ausnahmen bilden Flensburg (2),12 Lübeck (5 inklusive Dom) und Ham-
burg (4).

9 Weit verbreitet waren solitär stehende Glockentürme aus Holz, z. B. in Norderbra-
rup und in Kliplev. Bezüge zwischen Schiffszimmerleuten und Turmbauten lassen
sich nachweisen, was etwa das Ableiten von Winddruck etc. angeht [DK].

10 Siehe die Karten von Schwedler / Unverhau, Kirchen und Kirchspiele um 1400, S.
137, S. 162 u. S. 172f. (mit Lit). Nach 1400 sind nur noch wenige neue Kirchspiele
entstanden, z.B. Barlt in Dithmarschen: Bünz, „dat wi willen buwen ene kerken .
Die Bände des Inventars „Danmarks kirker" (wie Anm. 2) würden es erlauben,
auch Nordschleswig mit in die Untersuchung einzubeziehen [EB].

11 Auch hierzu fehlt es an Untersuchungen, siehe z. B. Prange, Marienkapelle zu Klein
Zecher. Für das Bistum Schleswig siehe Pedersen, „Capell. olim" [EB].

12 Außer St. Marien und St. Nikolai hatten in Flensburg auch St. Johannis und wahr-
scheinlich auch St. Gertrud in der Ramsharde den Pfarrstatus [DK],
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Von diesen 330 Kirchen stammen nach Angaben der Kunst-Topogra-
phie für Schleswig-Holstein 198 (zum Teil allerdings nur im Kem) aus dem
Mittelalter (1100-1542). Dabei stellt die Datierung in dem Werk fast die un-

genaueste der Angaben dar. Schon die chronologisch unpräzisen Angaben
„romanisch"/„gotisch", dann aber die zahlreichen Abstufungen „spätro-
manisch'7„frühgotisch"/„hochgotisch'7„spätgotisch", womöglich noch ge-
koppelt mit „wohl" können allerhöchstens relative chronologische Geltung
beanspruchen, lassen aber eine absolute chronologische („genaue") Datie-
rung nicht vornehmen. Entsprechend der allgemeinen Vorstellung, dass
Baumoden bis zum Anbruch der Moderne von Süden nach Norden dif-

fundierten, dürfen wir auch im schleswigschen und holsteinischen Teil der
cimbrischen Halbinsel damit rechnen, dass sich ältere Baumoden im Nor-

den länger halten als im Süden. Gleichwohl: Kirchenbauten vor 1100 lassen

sich nicht ermitteln - und das muss angesichts der um 820 begonnenen
nordelbischen Mission 13 und selbst unter Berücksichtigung der Missions-
rückschläge verwundern. Die ersten Kirchen dürften also wohl relativ ver-

gängliche Holzbauten gewesen sein, denn selbst die chronistisch belegten
vier holsteinischen Urkirchen (Hamburg, Heiligenstedten, Schenefeld und
Meldorf) sind in ihrer heutigen Form deutlich jünger als 830, 900 oder
1000.14 Erst die um 1140 einsetzende flächige Christianisierung Osthol-
steins und Lauenburgs scheint zu langlebigen Steinkirchen geführt zu ha-
ben, deren älteste Vertreter heute im südlichen Landesteil Curau, Hade-

marschen, Kellinghusen, Schenefeld, Selent, Süderhastedt und Wed-

dingstedt, im nördlichen aber Adelby, Garding, Großenwiehe, Joldelund,
Kahleby, Kating, Koldenbüttel, Kosel, Nebel, Nordhackstedt, Ockholm,
Oeversee, Olderup, Süderstapel, Taarstedt, Ulsnis, Vollerwiek, Wallsbüll
und Wanderup sind. 15

Die Errichtung einer Steinkirche im um 1100 ausschließlich ländlichen
Raum Holsteins und Schleswigs ist selbstverständlich eine Bauaufgabe, die
in der Region selbst zunächst keine Vorbilder hat und damit nicht nur

13 Dies gilt unabhängig von der Frage, ob 831 ein Erzbistum Hamburg gegründet
wurde, was jüngst mit guten Gründen bezweifelt wurde, siehe Kölzer, Ludwigs des
Frommen „Gründungsurkunde" [EB].

14 Kamphausen, Eine karolingische Kirche in Meldorf, u. Ders., Die karolingischen
Kirchen in Nordelbien, meinte, karolingische Kirchenbauten ausgegraben zu haben.
Darauf aufbauend Jankuhn, Die Frühgeschichte, S. 225-231. - Bislang konnten nur
die Grabungsbefunde in Meldorf überprüft werden, die aber keine karolingerzeitli-
che Kirche belegen, siehe Schulze, Die Ausgrabung von 1929/30, u. Arnold / Mase-
mann / Schroder, Neue Ausgrabungen. Archäologisch gesichert ist die Existenz ei-
ner Holzkirche in Hademarschen in der ersten Hälfte des 11. Jahrhunderts, siehe
Lüth, Ergebnisse der Ausgrabung [EB].

15 Die ältere Forschung hat auch mit kunstgeschichtlichen Methoden versucht, die
von Vicelin im Zuge seiner Missionstätigkeit bis 1154 gegründeten Kirchen nach-
zuweisen, was aber nicht gelungen ist, siehe Haupt, Die Vizelinkirchen, dazu schon
kritisch Weimar, Der Aufbau der Pfarrorganisation, S. 106-113 [EB].
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konzeptionell eine Herausforderung darstellt, die über die Vorstellungen
und das Vermögen der lokalen Bevölkerung weit hinausgeht. Von den re-
lativ wenigen Menschen, die verstreut in Einzelgehöften (und nicht in Wei-
lern oder Dörfern) im Lande lebten, hatte um 1100 wahrscheinlich kaum

jemand jemals eine Steinkirche gesehen. Höchstwahrscheinlich kannte
auch niemand einen anderen Steinbau, denn die Bauweise war generell
Holz-Lehm-Stroh-basiert. Steinbauten wiesen nicht einmal die Wohnwirt-

schaftsgebäude herausgehobener Bevölkerungsgruppen (mit aller Vorsicht:
„Adel") wie „Edelinge", Häuptlinge und Kleinkönige16 auf. Die wikinger-
zeitlichen Gebäude im Gebiet Schleswigs sind recht gut erforscht. 17 Das
kann man auch von den Baulichkeiten der Zeit zwischen 1000 und 1340 auf

dem Lande sagen. 18 Man wünschte sich ähnliche Zusammenfassungen für
den südlichen Landesteil, also Holstein, Dithmarschen, Lauenburg.

Wer also sah sich in der Lage, einen Steinbau zu konzipieren? Wer war
im Stande, einen solchen Steinbau auszuführen? Von den Menschen, die

ihre Wohnwirtschaftsgebäude aus Holz zusammenfügten und mit Stroh
bzw. Reet deckten, darf man solche Arbeiten nicht erwarten. Denn nach

der architektonischen Konzeptionierung mussten verschiedene Arbeits-
gänge ausgeführt werden, die es im Arbeitsalltag der ländlichen Siedlun-
gen dieser Zeit nicht gab: 19

• Natursteine (als Quader oder behauene Feldsteine) mit rechtwinkligen
Ecken zuhauen,

• Kalkmörtel zubereiten (Kalk oder Gips brennen und das Ergebnis mit
Sandmagerung in verarbeitbaren Mengen „schlagen" = anrühren),

• ziegelbare Tone finden und Ziegel oder Backsteine formen und bren-
nen,

16 Die Debatte um die Schichtung der vorschauenburgischen Gesellschaft in Holstein
und in der Vorherzogtumszeit im Bereich zwischen Eider und Königsau ist nicht
abgeschlossen. Vgl. zuletzt im Überblick für Holstein das Resümee für „Althol-
stein": Hoffmann, Beiträge zum Problem des ,Volksadels'; siehe aber auch: Bock,
Die Stormarner Overboden; Aust / Bock, Untersuchungen zum Elfenbein-
Evangeliar. Ich gehe von der Existenz von Schichtung in den frühmittelalterlichen
Gesellschaften beiderseits der Eider aus. Wie sich die lokal und kleinregional he-
rausragenden Männer (und ihre Familien) nannten, ist im vorliegenden Zusam-
menhang unerheblich: Auch wenn der Begriff „Häuptling" oder „Kleinkönig" im
heute holsteinischen Raum nicht auftaucht - es waren Menschen von besonderem

wirtschaftlichen und sozialen Gewicht, Anführer, Repräsentanten, maßgebliche
Leute im Gericht.

17 Ethelberg / Hardt / Poulsen / Sörensen, Det Sonderjyske Landbrugs Historie, S. 346-
373.

18 Vgl. den Beitrag von Anna Birgitte Sörensen über Häuser, Höfe und Bebauung von
1000 bis 1340 in: Ethelberg u. a., Det Sonderjyske Landbrugs Historie, S. 434-457.

19 Zum mittelalterlichen Baubetrieb, auch mit zeitgenössischen Bilddarstellungen der
Arbeitsschritte, siehe Binding, Baubetrieb im Mittelalter; Ders., Als die Kathedralen
in den Himmel wuchsen [EB].
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• die Planung dem Baugelände anpassen und den Grundriss 1:1 im Ge-
lände sichtbar machen, dabei rechte Winkel und Halbkreise berück-
sichtigen,

• bei Baufortschritt Baugerüste und Materialtransportvorrichtungen
(Leitern, Schrägen, Rampen, Kräne) in geeigneter Form bereitstellen,

• Lehren für Rund- oder Spitzbögen zu Türen, Fenstern und Chorbogen
entwerfen.

Die erstaunlich exakte Orientierung der Kirchen in Ost-West-Richtung
dürfte den Landbewohnern nicht allzu schwer gefallen sein, denn sie hat-

ten lange Erfahrung mit der Orientierung an Himmelskörpern. Auch die
Zimmerarbeiten, die das Dachwerk schufen, dürften sich bei den ersten

Kirchenbauten prinzipiell nicht wesentlich von den bekannten Konstrukti-

onen unterschieden haben. Erst bei Größenausweitung der Kirchenbauten

erforderte auch dieser Teil des Baugeschehens spezielle Lösungen. Hinge-
gen ist die im Spätmittelalter zu erwartende Verglasung von Kirchenfens-
tem ein Aufgabengebiet, für ausschließlich städtische Handwerker, die

wiederum das Glasmaterial aus Produktionsstätten „im Wald" (wegen des
enormen Holzbedarfs zur Glasschmelze) bezogen.

Wenn das Know-how für solche Bauten in der ländlichen Gesellschaft

des 11. und 12. Jahrhunderts nicht vorhanden war - woher kam es dann?

Tilo Schöfbeck hat in seinem Buch über die mecklenburg-vorpommerschen
Dorfkirchen auf die große Bedeutung der im 13. Jahrhundert entstehenden
städtischen Siedlungen des Landes aufmerksam gemacht und gemutmaßt,
dass die Bauleute der Dorfkirchen aus den Städten kamen. Nun ist im Ge-

biet der östlichen Nachbarn Christianisierung und Städtebildung ein Teil
der von den slawischen Fürsten Mecklenburgs geförderten Kolonisierung
durch sächsisch-westfälische Siedler. Aber in Holstein, Dithmarschen und

Schleswig setzte der Dorfkirchenbau doch etwa 80-50 Jahre vor der Welle

der Stadtrechtsbewidmungen (ab 1227) ein.20 Städtisches Bauen im Lande

kann hier also nicht vorbildgebend für ländliche Kirchenbauten gewesen
sein. Eher ist schon an südelbische Vorbilder zu denken und da wird mit

der Belehnung der Schauenburger mit der Grafschaft Hamburg (später
nach Kämpfen auf Holstein, Stormam, Wagrien ausgedehnt) eine Brücke
denkbar: Christianisierung und Dorfkirchenbau als ein Teil der Herr-

schaftssicherungsstrategie der „landfremden" Schauenburger. Baukonzipi-
enten und -handwerker von der Mittelweser könnten die zum Teil bewun-
dernswerten Gotteshäuser nördlich der Elbe von ihrer heimischen Blau-

pause übertragen haben. 21 In dem vierhundertjährigen Prozess des Aus-

20 Ibs, Städte im Mittelalter, mit Karten und chronologischen Übersichten [ EBJ.
21 Zum Herkunftsgebiet der Grafen nun: Schaumburg im Mittelalter, darin in diesem

Themenzusammenhang besonders Petke, Die Ausbildung des Pfarreiwesens, und
Albrecht, Sakrale mittelalterliche Architektur. Ob es Zusammenhänge zwischen
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baus der Kirchenlandschaft wurden dann auch einheimische Handwerker

mit der Thematik vertraut.22 In den Städten des 13. Jahrhunderts wurde

Steinbau mehr und mehr dominant; Ziegeldeckung wurde schon aus
Brandschutzgründen bereits im 15. Jahrhundert die Regel; Großgebäude
gab es nicht nur im Sakralbau, sie fanden auch im Profanbau wichtige Ver-
treter - wie etwa Rathäuser, Stadttore, Versammlungshäuser. Auf dem
Lande entstanden mit Klosterkomplexen wichtige Vorbilder für Sakralbau-
ten; die stadtgebundenen Bettelmönchsklöster der 2. Hälfte des 13. Jahr-
hunderts etwa in Hamburg, Lübeck, Kiel, Schleswig und Flensburg eben-
so.23 Vielleicht haben neben den Dorfkirchen von diesen Entwicklungen
insbesondere die adligen Burgen (hierzulande ja fast durchgehend Motten)
profitiert und dann in ihre Umgebung zurückgewirkt. Oder die Entwick-
lung starker Steintürme (es gibt romanische Rundkirchtürme im Lande, z.
B. Barmstedt und Bargteheide, auch Sülfeld hatte einmal einen solchen)
gibt den Adligen Vorbild für den sicheren „Bergfried", wie der Wohn-
Verteidigungsturm ja hierzulande nicht genannt wird. Ist um 1300 die Be-
zeichnung einer gräflichen Burg als „Steinburg" noch unterscheidend ge-
nug (was ja bedeutet, dass andere Burgen eher Holz-Lehm-Stroh/Schindel-
Konstruktionen waren), so setzt sich von da an die Steinbauweise durch. 24

Adliges Distinktions- und Repräsentationsbedürfnis wird im späten Mit-
telalter neben der Schutzfunktion der Adelsburg wichtig: Wer als Adliger
auf sich hielt, ließ in Stein und/oder Ziegel bauen. 25

Wer will eine Kirche haben? Das früh- und hochmittelalterliche Institut

der Eigenkirche und die dieses verändernde, heute noch existente Form
der Patronatskirche26 (insbesondere in gutsdominierten Zonen) weist da-
rauf hin, dass die meisten Kirchen auf Veranlassung (wenn nicht mit den
Mitteln) von Territorial- und Grundherren errichtet worden sind. Nicht

gemeindlicher Zusammenschluss bringt in der Regel den Kirchenbau vo-
ran, sondern herrschaftliches Interesse. Ohne dass wir im Einzelnen über

dem hochmittelalterlichen Pfarrkirchenbau dort und in Nordelbien gab, wäre zu
prüfen [EBJ.

22 Es ist aber wohl auch damit zu rechnen, dass Friesen, Dithmarscher, Schleswiger
und Dänen Impulse für den Kirchenbau entlang ihrer Handelsrouten eigenständig
aufgriffen [DK].

23 Als Überblick mit weiterführenden Hinweisen Albrecht, Architektur und Kunst
Schleswig-Holsteinischer Klöster, und künftig die Beiträge in: Klosterbuch Schles-
wig-Holstein und Hamburg [EB].

24 Die Burgenforschung steckt nördlich der Elbe noch in den Anfängen, siehe die Bei-
träge in: Vergessenes Burgenland Schleswig-Holstein [EB],

25 Das belegen etwa die Befunde auf dem Großen Schlichtenberg bei Futterkamp, da-
runter sogar eine Hypokausten-Anlage, siehe Ericsson, Futterkamp [DK],

26 Die Eigenkirche wird seit dem Hochmittelalter kirchenrechtlich zurückgedrängt,
siehe Bünz, Eigenkirche; Landau, Patronat. Das mittelalterliche Kirchenrecht be-
stimmte, dass dem Gründer der Kirche das Patronatsrecht zustand. Siehe auch
Bünz, Patronatsrecht [EB].



14 Klaus-Joachim Lorenzen-Schmidt (+)

die Beweggründe informiert werden, lässt sich doch annehmen, dass Ele-

mente von Seelenheilverheißungen für den Kirchenstifter und seine Fami-
lie eine Rolle gespielt haben. Natürlich ist eine Kirchenstiftung nicht so
aufwendig wie die Stiftung eines Klosters, die ja zumeist ganz offensicht-
lich im Kontext der Memoria, des Gebetsgedenkens der Stifterfamilie steht;
sie kann also durchaus von einem ökonomisch potenten Grundherren ge-
stemmt werden. Feldklöster/Stifte hingegen erfordern mehr Mittel, Land-
zuweisungen, Dotationen mit Lansten,27 Abgaben und Diensten - deshalb
treten als ihre Stifter zumeist die sich später zu Territorialherren28 entwi-
ckelnden „großen" Grundherren auf. 29 Erst im Spätmittelalter lernen wir
vereinzelte Kirchenstiftungen auf gemeindlicher Ebene kennen (etwa
Elmshorn im 14., Barlt im 15. Jahrhundert). 30 Dass aber der Hamburger
Dompropst über den größten Teil der holsteinischen und Dithmarscher

Kirchen am Ende des Mittelalters das Patronat besaß,31 zeigt doch, dass die
ursprünglichen Kirchenstifterfamilien der Propstei die eigenkirchlichen
Rechte übertragen haben (Schenkung/Vererbung, Verkauf). Insbesondere
in Dithmarschen haben die weichenden Adligen nicht die Übertragung der
Kirchen an die Landgemeinden gewählt, sondern die sozial nahe liegende-
re an „die Kirche".32

Ein Grundherr aber hatte im 12./13. Jahrhundert durch seine Anbin-

dung an den Territorialherren ganz andere Möglichkeiten als Bauern, das
für einen Dorfkirchenbau benötigte Know-how einzukaufen. Wenn dem
Grafen von Hamburg, später von Holstein und Stormarn, daran gelegen
war, seine christliche Herrschaft zu befestigen, musste er sogar die Vermitt-
lung von Kirchenbaumeistern und geeigneten Handwerkern betreiben.

27 Von „landsate", abgaben- und dienstpflichtiger Untertan, siehe Lorenzen-Schmidt,
Lanste.

28 Von Territorialherren spricht man erst nach Durchsetzung der Landesherrschaft, so
wie sie Walter Schlesinger definiert hat.

29 Das Kloster Uetersen wurde von den Barmstedes (einer bedeutenden holstein-
stormamschen Edelingsfamilie) gestiftet, später aber von den Schauenburgem, ih-
ren Rivalen, usurpiert, siehe Lorenzen-Schmidt, Adel und Seelenheil.

30 Zu Barlt, gegründet 1426-1428, siehe Bünz, „dat wi willen buwen ...". Gemeinde-
patronate über Pfarrkirchen sind aber weder in Dithmarschen noch in Holstein oder
Stormarn nachweisbar, und auch in Angeln beruhen entsprechende Annahmen nur
auf Vermutungen, siehe Kurze, Pfarrerwahlen im Mittelalter, S. 207-222 [EB].

31 Register der Einkünfte der hamburgischen Dompropstei.
32 Tatsächlich dürfte diese Entwicklung mit den alten Eigenkirchenrechten des Ham-

burger Domkapitels an den Urkirchspielen Hamburg, Meldorf und Schenefeld zu
erklären sein, doch bedürften diese weiterer Untersuchungen. Ich bereite dazu ei-
nen Aufsatz vor [EB],
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Apropos Dorfkirchen: Wir sind es gewohnt, davon zu reden, dass „die
Kirche im Dorf bleiben" solle.33 Aber: Entstanden Dorfkirchen eigentlich in
einem dörflichen Siedlungsgefüge? Es sieht heute so aus, dass das nicht
immer der Fall war. Dörfer entstanden bei Kirchen - Kirchen entstanden

eher bei Herrensitzen. Der Bau einer Kirche bei einem Herrenhof zog bäu-
erliche Siedlung in der Nachbarschaft nach sich.34 In dem Maße, wie christ-
licher Glaube und christliche Lebensführung kulturell wie individuell in-
ternalisiert wurden, wurde die sakramentale Seelsorge, die Aufgabe der
Pfarrer war, mit Taufen, Eheschließungen,35 Beichten (Bußsakrament),
Aussegnungen (letzte Ölung), der Feier von Gottesdiensten mit Predigt,
Gebeten und Prozessionen etc. Teil des Alltags wie des Sonntagslebens,
was vielfältige Einbindung des Priesters in den Lebensvollzug erforderlich
machte.36 Dem musste eine lockere Streusiedlung aus Einzelgehöften ent-
gegenstehen. Schon deshalb verlegten die Bauern ihre Wohnwirtschafts-
stellen an und um die Kirche. Da auch die Nähe zum Herrenhof gegeben
war, fanden sich hier auch frühe Warenaustauschplätze (Märkte), die erst
später anders (z. B. in den entstehenden Städten) zentralisiert wurden.
Hier lag auch der Kirchhof, der den sichtbaren Kontakt zwischen Lebendi-
gen und Toten darstellte und stets mahnte, für das Seelenheil der Gestor-

benen zu bitten und zu stiften. Erst im späteren Mittelalter und unter Be-
dingungen von Bevölkerungswachstum dürfte es vereinzelt zur Anlage
von Beinhäusem (Karnern) gekommen sein, von denen keines in Schleswig
oder Holstein überlebt hat.37 Karner werden ja nur bei Kirchhöfen benö-

33 Diese Redewendung kam im späten Mittelalter auf, als aus den Altkirchspielen zu-
nehmend neue Pfarrsprengel ausgegliedert wurden, siehe Wendehorst, Was bedeu-
tet das Sprichwort „Man soll die Kirche im Dorf lassen"? [EBJ.

34 Der Zusammenhang von Kirche, Herrschaftssitz und Dorf ist tatsächlich komple-
xer. Einerseits gingen im Kolonisationsgebiet Ostholsteins und Lauenburgs Dorf-
und Kirchengründung vielfach Hand in Hand, und auf der anderen Seite gibt es
auch Kirchen, die zumindest heute nicht mehr auf eine Siedlung bezogen sind, wie
z. B. die Kirche in Haddeby bei Schleswig oder die in Stellau am Deich der Bramau
bei Wrist [DK].

35 Erst seit dem Beginn des 12. Jahrhunderts: Zu den Sakramenten wird die Ehe seit
dem 2. Laterankonzil (1139); diese Lehre wurde auf der Synode von Verona (1184)
und bei weiteren Gelegenheiten ausdrücklich lehramtlich bestätigt und schließlich
1547 durch das Konzil von Trient gegen die Reformatoren feierlich dogmatisiert,
siehe Dinzelbacher, Hoch- und Spätmittelalter, S. 268f.

36 Für die Zeit um 1200 bieten Aufzeichnungen über die Vision des Bauern Gottschalk
aus Groß Harrie bei Neumünster für das alltägliche kirchliche Leben wertvolle In-
formationen, siehe Godeschalcus und Visio Godeschalci, und zu den Auswer-
tungsmöglichkeiten Bünz, Neue Forschungen, und Braunschweig, Bauer Gott-
schalk und seine Vision [EB].

37 Das Beinhaus des Zisterzienserklosters Doberan in Mecklenburg gehört zu diesen
Ausnahmen. Die Frage, ob achteckige Kapellen auf eine Tradition von Karnern zu-
rückgehen, ist noch ungeklärt. - Beinhäuser sind im rasch protestantisch geworde-
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tigt, deren Bodenart eine vollständige Verwesung der Leichname nicht zu-
lässt, sondern nur die Weichteile vergehen lässt.

In welcher Reihenfolge wurden die einzelnen Landkirchen gebaut?
Konzipierte man die gesamte Kirche (Chor, Schiff/Langhaus, Turm), legte
das Fundament aus und baute gleichmäßig in die Höhe? Begann man mit
dem Chor als dem für den Gottesdienst wichtigsten Bauteil, schloss diesen
möglichst ab und fügte dann erst das Schiff an?

Für Mecklenburg und Vorpommern hat Tilo Schöfbeck ermittelt, dass

es verschiedentlich „Baunähte" gibt, die zeigen, dass es eine „systemati-
sche Vorbereitung geplanter Baukörper, seien es Chorbauten, Langhäuser,
Türme, Sakristeien, Vorhallen oder Kapellen", gibt.38 Erkenntnisse aus der
Beobachtung sehr großer Sakralbauten (Kathedralen) machen deutlich,

dass Bauunterbrechungen aus verschiedenen Gründen (Finanzierungs-,
Baustoffbeschaffungs-, Handwerkerprobleme etc.) häufig und bisweilen
langanhaltend waren (der Kölner Dom ist ein beredtes Beispiel aus
Deutschland).39 Ein Gesamtplan war also vorhanden - er musste nur nicht
in seiner ursprünglichen Form umgesetzt werden, sondern konnte - je
nach Dauer des Bauvorhabens - im Sinne sich wandelnder Moden abge-
wandelt werden. Die Bauformen der vorhandenen Landkirchen zeigen
nicht nur differierende wirtschaftliche Potenzen des/der Bauherren, son-

dern geben auch Hinweise auf unterschiedliche Kirchengemeindegrößen.
Eine Reihe von mittelalterlichen nordschleswigschen Kirchengrundrissen
gibt Björn Poulsen in seinem Beitrag zur südjütischen Landwirtschaftsge-
schichte,40 geht aber auf den Bauablauf nicht ein. Man erkennt beachtliche
Größenunterschiede in Breite und insbesondere Länge, verschiedene Chor-
formen mit und ohne Apsiden sowie verschiedenes Baumaterial - sicher
nicht nur Reflexe auf lokale Gegebenheiten, sondern auch auf wirtschaftli-
che Möglichkeiten.41

nen Norden heute selten, siehe Bünz, Memoria auf dem Dorf, hier S. 293-298 zur
Abschaffung der Beinhäuser nach der Reformation [EB].

38 Schöfbeck, Mittelalterliche Kirchen, S. 226-232, hier S. 226.
39 Binding, Bauen im Mittelalter, S. 22-26. - Nicht nur die Kathedralen, auch viele gro-

ße Stadtpfarrkirchen sind während des Mittelalters Dauerbaustellen gewesen, doch
fehlt es zumeist an größeren Baugeschichten, z. B. Güttel, Die Marienkirche in Ha-
dersleben; Teuchert, Die Baugeschichte der Petrikirche; Mathieu, Der Hamburger
Dom; Hasse, Die Marienkirche zu Lübeck [EB].

40 Poulsen, Middelalderens landbrug, S. 415.
41 Diesen Ansatz verfolgt auch die Studie von Waack, Kirchenbau und Ökonomie, da-

zu aber kritisch Bünz, Zur Erforschung der Dorfkirchen in Mitteldeutschland, S.
249f. [EB],
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Eine Kirche - egal ob auf dem Lande oder in der Stadt - benötigte eine
Reihe von Ausstattungsstücken, die überhaupt erst eine Weihe und Nut-
zung als „Gotteshaus" zuließen.42 Dazu gehörten nicht Bänke und Gestüh-
le - sie kommen erst im Verlauf des späteren Spätmittelalters (ab 1450) in
die Landkirchen; gleiches gilt für Kanzeln, die schon im Mittelniederdeut-

schen „predigstol" genannt wurden.43 Dazu gehörten auch nicht Schränke
und Beichtstühle, die ebenfalls erst ab 1300 eingerichtet wurden44 - übri-
gens Inventarteile, die durchaus von ländlichen Handwerkern dieser Zeit
hergestellt werden konnten.45 Aber dazu gehörte zwingend ein Altar mit
Reliquien, die bei der Weihe durch den Bischof im Altarsepulcrum depo-
niert wurden46 (nämlich einer des kirchennamengebenden Heiligen, dem -
stets neben Christus - die Kirche geweiht wurde). Der Altar war möglichst
mit einem Kreuz zu versehen, das im Verlauf der Mittelalters durch ein

mehr oder minder aufwendiges, oft dreiflügeliges Retabel über einer
Predella ergänzt wurde.4' Der sicheren Verwahrung der gewandelten Hos-
tien dienten verschließbare Sakramentsnischen in der Chorwand, eisenbe-

schlagene Sakramentsschränke oder aus Stein gehauene Sakramentshäu-

42 Zum Folgenden allgemein Reinle, Die Ausstattung deutscher Kirchen im Mittelal-
ter, auch mit Beispielen aus Schleswig-Holstein, und Teuchert, Die Ausstattung der
Kirchen im Mittelalter [EB].

43 Zumindest die Kanzel in Viöl ist noch spätgotisch, siehe Jonkanski / Wilde, Dorfkir-
chen, S. 86, und Teuchert, Ausstattung, S. 140, der weitere Beispiele aus dem 16.
Jahrhundert nennt, die zumindest als Nachfolger des spätgotischen Typs betrachtet
werden können [EB],

44 Spätgotische Schränke, die zur sicheren Verwahrung des Altargeräts, aber auch des
Altarsakraments dienten, haben sich in Schleswig-Holstein mehrfach erhalten, u. a.
aus dem 15. Jahrhundert in Büsum, siehe Bünz, Ein Dithmarscher Pfarrherr um
1500, S. 20-23. - Ein Beispiel aus Großquem abgebildet bei Jonkanski / Wilde,
Dorfkirchen, S. 112.

45 Eine Entwicklungsgeschichte des mittelalterlichen ländlichen Handwerks fehlt für
Schleswig und Holstein. Schlee, Deutsche Volkskunst, behandelt die Zeit „seit dem

' späten Mittelalter" (S. 11), also ab der frühen Neuzeit. Da spätmittelalterliche länd-
liche Inventarstücke aus der bäuerlichen Wohnwelt extrem rar sind, können wir
heute auch kaum Aussagen über die Anforderungen an und Fähigkeiten von
Landhandwerker/n treffen. Schmiede müssen auf dem Lande vorhanden gewesen
sein; dass sich bereits seit dem 13. Jahrhundert auch Zimmerleute, Tischler („snit-
ker"), Decker, Lehmer („lemlicker") ausdifferenzierten, scheint nahezuliegen. Dass
das Land insgesamt von städtischem Handwerk versorgt worden ist, ist jedenfalls
kaum vorstellbar. Das galt sicher nur für Spezialitäten wie Metallguss, Lederverar-
beitung, Tuchweberei, Holz-, Knochen- und Bernsteindreherei u. a.

46 Siehe dazu bereits Haupt, Reliquiengefäße. Ihm ist auch die bislang umfassendste
Sammlung der Kirchenpatrozinien zu verdanken: Haupt, Beitrag aus der Nord-
mark zur Patrozinienforschung. Die Nachweise von Haupt sind natürlich ergän-
zungsbedürftig, wie z. B. Petersen, Kirchenpatrozinien im Bistum Ratzeburg, ver-
deutlicht [EB].

47 Grundlegend nun: Corpus der mittelalterlichen Holzskulptur und Tafelmalerei in
Schleswig-Holstein, Bde. 1-3. - Kopischke, Spätgotische Schnitzaltäre [EB].
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ser.48 Für die Messe brauchte der Gemeindepriester (ursprünglich der
Kirchherr, später oft ein Offiziant des nicht mehr residierenden Kirch-
herrn) sowohl rituelle Bekleidung (Albe, Kasel, Stola) wie auch ein Missale;
für das Abendmahl wurden Brot-/Oblatenteller (Patene) und Kelch benö-
tigt. Eine Bibel, ein Missale (Messbuch) und Gebetbücher waren nicht

zwingend, aber doch hilfreich für liturgisches und seelsorgerisches Wir-
ken.49 Das meiste hiervon musste von Stellen beschafft werden, die solche

Dinge mehrfach bereit hielten oder wo sie hergestellt werden konnten, also
an Orten mit hoher kirchlicher Dichte (Kathedralstädte). 50 Ob das Weih-

wasserbecken am Eingang der Kirche zum Gebrauch der eintretenden
Gläubigen schon bei den ersten Kirchenbauten eingeplant war, wissen wir
nicht. Alle weiteren Ausstattungsstücke sind nicht nötig, mehren aber An-
sehen und Wirkung einer Kirche: Reliquien und Reliquiare, Monstranzen,

Kruzifixe und Triumphkreuze,51 Weihrauchgefäße, Handwaschgeräte
(Aquamanilen), Heiligenstatuen und -bilder (auch Wandbilder, oft Kalk-

malereien), Antependien,52 Altardecken, Lesepulte, Leuchter und Lampen
- letztere schon zur Beleuchtung des ansonsten ja ausschließlich vom
durch die Fenster dringenden Tageslicht erhellten Kirchenraums. Die Her-

stellung einer Chorschranke (Lettner von lat. lectuarium) ist nicht vorge-
schrieben, stellt aber vor allem in Kirchen mit einer größeren Zahl von Kle-
rikern53 eine wirksame Grenze zwischen Kleriker- und Laienraum dar; er-

48 Ein Sakramentshaus aus dem 15. Jahrhundert in Petersdorf auf Fehmarn, siehe Jon-
kanski / Wilde, Dorfkirche, S. 114. Zu Sakramentsschränken siehe oben Anm. 44
[EB],

49 Einzelnachweise würden den Rahmen sprengen. Vorreformatorisches liturgisches
Gerät und Bücher sind in unterschiedlichem Maße erhalten geblieben; etliche Stü-
cke werden präsentiert in: Glauben. Nordelbiens Schätze, bes. S. 147ff. (Abend-
mahlsgerät), und von Teuchert, Ausstattung, S. 176ff. Seit der zweiten Hälfte des
15. Jahrhunderts gab es auch gedruckte Messbücher, siehe z. B. Lohmeier / Trübe,
Missale Slesvicense 1486 [EB].

50 Zwecks Gründung der Pfarrkirche in Barlt (Dithmarschen) verpflichteten sich die
zum künftigen Kirchspiel gehörenden Bauern, für die Kirche Bücher, Kelche, Mess-
gewänder, Glocken, Wein und Brot für den Gottesdienst und was sonst noch benö-
tigt wird, anzuschaffen („dar in to tughende boke, kelke, myswede, klokken, wyn
vnde brot to dem godes denste vnde wes in der kercken behoff is"): Bünz, „dat wi
willen buwen", S. llf. [EB].

51 Uber eine besonders aufwendige Stiftung siehe die Beiträge in: Bernt Notke. Das
Triumphkreuz im Dom zu Lübeck [EB].

52 Eine Besonderheit ist das Antependium aus Grossquern von ca. 1220/30, das sich
seit 1881 im Germanischen Nationalmuseum befindet, siehe Kruse, Antependium
aus Gross-Quem [EB],

53 Neben dem Pfarrgeistlichen gab es in zahlreichen Stadtkirchen, z. T. aber auch in
den Dorfkirchen sog. Altaristen, Messpriester oder Vikare, die keine seelsorgerli-
chen Befugnisse hatten, sondern an den Nebenaltären der Kirche, die von Laien,
Geistlichen oder Bruderschaften gestiftet waren, bestimmte Messen für das Seelen-
heil Verstorbener lasen. Vgl. z. B. Prange, Vikarien und Vikare in Lübeck, zu den
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halten ist ein spätgotischer Lettner nur im Lübecker Dom, als Rekonstruk-
tion auch im Dom zu Schleswig, nicht aber in städtischen oder dörflichen
Pfarrkirchen. Von Orgeln hören wir im ländlichen Raum vor 1550 nichts.54

In der Kirche und zwar nahe dem westlichen Eingang, also weit vom
Altar entfernt, war auch die Taufe aufgestellt.55 Im 12. Jahrhundert nahm
man die ältere Auffassung, dass die Taufe ja für Noch-Nicht-Getaufte, also
Heiden, benötigt wurde, denen der Zugang zum Gotteshaus verwehrt
werden sollte, nicht mehr so ernst.56 Der große Taufstein aus einem Natur-
stein-Monolithen diente der Körpertaufe (Immersionstaufe), die wohl erst
im 15. Jahrhundert durch die Besprengungstaufe (Aspersionstaufe) abge-
löst wurde.57

Außerhalb der Kirche, bisweilen mit ihr verbunden in Form eines

Turms, war eine Glocke zur Herbeirufung der Gemeindemitglieder zu got-
tesdienstlichen Handlungen, aber auch als Aufforderung zum häuslichen
Gebet von Nöten. Oft wurde die Glocke in einem separaten Holzbalkenge-
rüst westlich der Kirche aufgehängt, wie es heute noch an verschiedenen
Stellen im Lande sichtbar ist. Solche Großgussobjekte konnten nur erfahre-
ne Gießer herstellen - wegen des Gewichts der Glockenspeise und der
Glocke erfolgte der Guss, wenn immer es möglich war, ganz nahe der Kir-
che; allerdings ist mir im ländlichen Bereich des Landes keine ergrabene
Glockengusseinrichtung bekannt.58 Außerhalb der Kirche konnten aber
auch Kruzifixe, Bildstöcke und Stelen, die Prozessionswege markierten,
aufgestellt sein, die den Gläubigen Anlass zum andächtigen Verweilen bo-

Messpriestem einer großen Stadt, und zu den Nebenaltären Kroesen, Seitenaltäre in
mittelalterlichen Kirchen. Die Seitenaltäre wurden vielfach nach der Reformation
beseitigt. In der Kirche von Mildstedt (Nordfriesland) finden sich beiderseits des
Chorbogens noch Rundbogennischen, die gewiss für Seitenaltäre bestimmt waren,
siehe: Kunst-Topographie Schleswig-Holstein, S. 428 [EB].

54 Teuchert, Ausstattung, S. 140. - Jaacks / Paczkowski, Orgeln in Schleswig-Holstein
[EB],

55 Teuchert, Taufen in Schleswig-Holstein.
56 Diese Auffassung führte in der Spätantike und im früheren Mittelalter zum Bau se-

parater Baptisterien dicht bei der Kirche, die baulich dann später oft mit dem Kir-
chenbau verbunden wurden, wofür sich in Süd- und Westeuropa Beispiele erhalten
haben [DK].

57 Dinzelbacher, Hoch- und Spätmittelalter, S. 264f. [EB].
58 Es liegt auf der Hand, dass solche Funde eher in den dichtbebauten Städten und ih-

rer relativ hohen Umbaufrequenz gemacht werden. - Die Glockenkunde (Campa-
nologie) hat sich zu einer Spezialdisziplin entwickelt, die Historiker zumeist gar
nicht im Blick haben, obwohl Glocken durch Inschriften, Jahreszahlen und abge-
gossene Pilgerzeichen wertvolle historische Informationen bieten können, siehe
Klaus Krüger, Von Glocken und Gräbern. Grundlegend ist: Glocken in Geschichte
und Gegenwart. Ein Glockeninventar für Schleswig-Holstein fehlt, doch finden sich
in der Kunst-Topographie Schleswig-Holstein zumindest knappe Hinweise auf den
Glockenbestand [EB],
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ten.59 Zur Pfarrkirche gehört schließlich das Begräbnisrecht: außerhalb der

Kirche auf dem Friedhof wurden die Gemeindemitglieder beigesetzt, wäh-
rend in der Kirche und durch besondere Grabsteine und Epitaphien ge-
kennzeichnet nur die Geistlichen und herausgehobene Laien (Patronats-
herren, zumeist mit eigener Gruftanlage) ihre letzte Ruhestätte fanden. 60
Der Kirchhof in Lunden, der sogenannten Geschlechterfriedhof, dürfte

nicht nur nördlich der Elbe zu den wenigen Begräbnisplätzen mit Grab-
stätten aus vorreformatorischer Zeit gehören. 61

Eine Land- oder Dorfkirche konnte also im 12./13. Jahrhundert nur un-

ter Hinzuziehung nicht-ländlicher Handwerker gebaut und ausgestattet
werden. Bislang fehlen uns die Quellen, die die Prozesse, die zum Bau ei-

ner ländlichen Kirche im späten Hochmittelalter führten, und das Bauge-
schehen anschaulich werden lassen. Die tiefgehende Umformung nicht nur
der Inhalte alles gottesdienstlichen Tuns, sondern auch der Funktionszu-

weisung der Kirchenräume und ihrer Ausstattung haben viele Zeugnisse
des mittelalterlichen Kirchenbaus spurlos verschwinden lassen, was Re-
konstruktionen heute deutlich erschwert. Immerhin sollte in denkmalpfle-
gerischer, konservatorischer Absicht deutlich mehr Wert auf die Verknüp-
fung von bau- und kunstgeschichtlichem Detail und der Überlieferung der
Schriftquellen gelegt werden. Dass verfeinerte bauhistorische Methoden
(Gefügekunde, Dendrochronologie, andere naturwissenschaftliche abso-

lutchronologische Verfahren, Relativchronologie von Natursteinbearbei-
tung, Mörtelzusammensetzung, Farbstoffen u. a. m.) und ebenso kunsthis-

torische Vergleichsmethoden zur Bestimmung von Imitationen und Adap-
tationen mit in diesen interdisziplinären Ansatz gehören, liegt auf der
Hand. Wir brauchen insbesondere mehr Kooperation zwischen der schrift-
quellenbasierten Geschichtswissenschaft, der Kunstgeschichte und den
Baugeschichtswissenschaften, um unsere Kenntnisse gesichert auszuwei-
ten.

59 Bäumer / Schophuis, Von Jakobi bis Jerusalem [EB].
60 Die Grabsteine dokumentiert Krüger, Corpus der mittelalterlichen Grabdenkmäler.

Sie zu erfassen wäre auch Aufgabe des Akademievorhabens „Die Deutschen In-
schriften des Mittelalters und der Frühen Neuzeit", deren Arbeitsstelle in Göttingen
u. a. für Schleswig-Holstein zuständig ist, siehe die Homepage
http://www.inschriften.net/projekt.html (Zugriff 5. Juni 2017) [EB].

61 Kunst-Topographie Schleswig-Holstein, S. 468f. - Krüger, Corpus, S. 1005-1023
[EB],
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Nachwort (von Enno Bünz)

Diesen Aufsatz konnte Lori nicht mehr ganz fertigstellen. Am 27. Juni 2015
erhielt ich von ihm das Manuskript mit der Bemerkung: „Ich schicke Dir
einen kurzen Text, den ich im letzten Jahr für den ,Rundbrief' unseres Ar-

beitskreises formulierte, der aber noch mancher Ergänzung bedarf. [...] Für
kritische Kommentare bin ich dankbar - aber fühle Dich nicht gedrängt:
Du hast mehr als genug zu tun!" Tatsächlich steckte ich damals tief in den
Abschlussarbeiten für den ersten Band der „Geschichte der Stadt Leipzig",
der mittlerweile erschienen ist, so dass ich mich nicht gleich um das Manu-
skript kümmern und Lori die gewünschten Hinweise liefern konnte. Am
30. August 2015 ist er in Rostock seiner schweren Krankheit erlegen. 62 Es
wird im Sinne von Lori sein, wenn ich den Text jetzt weitgehend unverän-
dert, aber um einige Hinweise ergänzt zum Abdruck bringe. Dem Kollegen
Detlev Kraack (Plön) habe ich zu danken, dass er das Manuskript ebenfalls
kritisch durchgesehen hat. Unsere Nachträge in den Fußnoten sind am En-
de mit [EB] bzw. [DK] gekennzeichnet.

Die Erforschung der vorreformatorischen Kirchengeschichte Schles-
wig-Holsteins hat Lori und mich immer wieder zusammengeführt. Lori
war auch auf diesem Feld nicht nur ein tatkräftiger Arbeiter, sondern auch
ein großer Anreger. Das verdeutlicht nochmals der vorliegende Beitrag, der
zwar nicht umfangreich ist, aber der weiteren Erforschung der Dorfkirchen
nördlich der Elbe viele Impulse geben kann.

Zur Bedeutung der Pfarrei (Kirchspiel) und der dazugehörigen Gottes-
häuser siehe nun: Bünz / Foquet (Hrsg.): Die Pfarrei im späten Mittelalter,
Enno Bünz, Die mittelalterliche Pfarrei, als Überblick auch Ders., Die er-

folgreichste Institution des Mittelalters, und Ders., Die Pfarrei in der Stau-
ferzeit. Überregionale Beachtung verdient auch Koch, Die Bedeutung der
Pfarrkirche.

Die Kunstgeschichte hat dem städtischen wie ländlichen Pfarrkirchen-
bau von jeher nur geringes Interesse entgegengebracht, sieht man einmal
von wenigen Spitzenbauten wie z. B. der Marienkirche in Lübeck ab. Eine
bemerkenswerte Ausnahme ist das Buch von Kroesen / Steensma, The Infe-

rior of the Medieval Village Church, das auch Beispiele aus Schleswig-
Holstein und Skandinavien bringt. Die wegweisende Monografie von
Herrmann, Mittelalterliche Architektur im Preussenland, ordnet den

Pfarrkirchenbau in den Gesamtzusammenhang sakralen wie profanen
Bauschaffens ein und berücksichtigt auch historische Aspekte der Bauor-
ganisation und -finanzierung, erfüllt also im Ansatz das, was Lori am Ende

62 Nachrufe von Ingwer Ernst Momsen in: ZSHG 140 (2015) S. 7-10; Detlev Kraack in:
Rundbrief des Arbeitskreises für Wirtschafts- und Sozialgeschichte Schleswig-
Holsteins 115 (2015) S. lf.; Enno Bünz in: Blätter für deutsche Landesgeschichte 151
(2015, erschienen 2017), S. 681-685.
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des vorliegenden Beitrags an interdisziplinärer Zusammenschau fordert.
Vor allem die Bauforschung nimmt sich mittlerweile intensiv der Dorfkir-

chen an. Siehe dazu meinen Forschungsbericht (Bünz, Zur Erforschung der
Dorfkirchen) mit Hinweisen auf Neuerscheinungen vor allem aus dem
mittel- und nordostdeutschen Raum. Jüngst erschienen ist das besonders
umfangreiche Werk von Höhne, Die romanischen Dorfkirchen des Saal-

kreises. In diesen Forschungszusammenhang gehört auch das oben in
Anm. 5 zitierte Buch von Schöfbeck, Mittelalterliche Kirchen. Für Schles-

wig-Holstein besteht hinsichtlich der regionalen oder möglichst sogar lan-
desweiten Erforschung des mittelalterlichen Pfarrkirchenbaus dagegen
noch ein beträchtlicher Nachholbedarf. Während die ausführliche Inventa-

risierung der Baudenkmäler in Schleswig-Holstein nur Teile des Landes
abdeckt, liegen in der Reihe „Danmarks kirker" (siehe Anm. 2) ausführli-
che Beschreibungen aller Kirchen in Nordschleswig vor.

Der Aufbau der mittelalterlichen Kirchenorganisation wurde von vie-
len regionalen und lokalen Kräften betrieben, war nicht das Ergebnis zen-
traler Planung der Diözesanbischöfe. Die Entwicklung bis zur Reformation
habe ich jüngst zusammenfassend nachgezeichnet (Bünz, „...in dem Lande
des Schreckens und der wüsten Einöde ...").

Als Kirchengründer sind auch nördlich der Elbe die Landesherren, die

adligen Herren und die Landgemeinden selbst anzusprechen. Das ent-
spricht der allgemeinen Entwicklung, wie sie in vielen Landschaften fest-
zustellen ist, siehe z. B. Herrmann, Wer baute und finanzierte die ländli-
chen Pfarrkirchen im mittelalterlichen Preußen?

Die Baufinanzierung wie auch die Ausstattung der Pfarrkirchen erfolg-
te vor allem durch die Kirchenfabriken („fabrica ecclesie"), die sich als von

der Pfarrpfründe (von ihr lebte der Geistliche) gesondertes Vermögen, das
durch Stiftungen anwuchs, seit dem 13. Jahrhundert an Stadt- wie Dorfkir-
chen entwickelte. Die Kirchenfabriken wurden von zumeist zwei Laien als

Kirchenpflegem verwaltet, die über ihre Tätigkeit vor Gemeinde, Patro-
natsherr und Pfarrer jährlich Rechnung legten. Siehe dazu noch immer
grundlegend Schröcker, Die Kirchenpflegschaft, und für die städtischen
Verhältnisse Reitemeier, Pfarrkirchen in der Stadt des späten Mittelalters.

Die Institution der Kirchenpflegschaft bedürfte für Schleswig-Holstein
noch genauerer Untersuchung.

Sind Rechnungsserien der Kirchenpfleger erhalten, wie z. B. für die
Pfarrkirche in Gettorf, geben sie nicht nur Einblicke in das Baugeschehen,
sondern auch in die Innenausstattung der Kirchen, das gottesdienstliche
Leben, Frömmigkeitspraktiken u. a. m. Siehe hierzu die Auswertung der
Kirchenrechnungen durch Hector, Die Kirche und das Kirchspiel Gettorf.
Allzu viele dieser Rechnungen scheinen aber zumindest aus vorreformato-
rischer Zeit in Schleswig-Holstein nicht erhalten geblieben zu sein. So
muss nicht nur für Nordelbien offen bleiben, wie im Mittelalter Baupla-
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nung und -durchführung der Dorfkirchen abliefen und wer die Architek-

ten und Baumeister waren. Das Beispiel der späten Gründung des Kirch-
spiels Barlt zeigt (siehe Anm. 10), welche Erkenntnismöglichkeiten die rei-
che Überlieferung des 15. Jahrhunderts bietet, doch selbst in diesem Fall ist
nicht überliefert, wie und von wem die Planung und Durchführung des
Kirchenbaus erfolgte. Nur die rechtliche Dimension der Gründung von
Kirche und Kirchspiel spiegelt sich in den Quellen wider.

Die Erforschung des Dorfkirchenbaus im Mittelalter steht quellenbe-
dingt vor erheblichen Schwierigkeiten, die sich nur teilweise durch die Zu-
sammenarbeit mit Nachbardisziplinen wie Kunstgeschichte, Bauforschung
und Mittelalterarchäologie überwinden lassen. Allerdings ist die Pfarrkir-
che, wie Wolfgang Petke auf einer von Lori und mir organisierten Tagung
betont hat, eine Institution von „langer Dauer" (Petke, Die Pfarrei), so dass
auch die nachreformatorischen Quellen manche Informationen über frühe-

re Zustände (Bauwerk, Ausstattung) enthalten können. Vor allem auf dem
Lande sind die Pfarrkirchen zumeist das einzige Bauwerk, das bis ins Mit-
telalter zurückverweist und bis in die Gegenwart mit der Dorfgeschichte
untrennbar verbunden ist. Treffend schreibt Theodor Fontane in seinem

Roman „Vor dem Sturm": „Nur unsere Dorfkirchen stellen sich uns viel-

fach als die Träger unserer ganzen Geschichte dar, und die Berührung der
Jahrhunderte untereinander zur Erscheinung bringend, besitzen und äu-
ßern sie den Zauber historischer Kontinuität". 63 Anders gesagt: Die Pfarr-
kirchen verdienen epochenübergreifend Aufmerksamkeit und sind ein
lohnender Forschungsgegenstand auch für die neuere Geschichte. Vieles,
was sich für das Mittelalter nur ansatzweise zeigen lässt, wird sich auf-
grund neuzeitlicher Quellen gewiss noch genauer erforschen lassen, auch
als Beitrag zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte ländlicher wie städtischer
Lebenswelten.
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Der Eutiner Stiftsherr Bernhard Langhedorp

und seine Testamente

Von Andreas Röpcke unter Mitarbeit von Detlev Kraack

Ein Archivalienfund im Stadtarchiv Stralsund ist geeignet, neues Licht auf
das Eutiner Kollegiatstift im ausgehenden Mittelalter zu werfen.1 Deshalb
soll der Stiftsherr Bernhard Langhedorp hier vorgestellt und sein Stralsun-
der Testament publiziert, das heißt nach Vorlage transkribiert und ins
Deutsche übertragen werden. In diesem Sinne möge der Beitrag unsere
Kenntnisse über das soziale Gefüge des Eutiner Stifts im 15. Jahrhundert
ergänzen.

Bernhard Langhedorp war für das Eutiner Stift ein wichtiger Mann.
Aus seinem Nachlass wurde 1432 mit erheblichem Kapitaleinsatz die elfte
und vorletzte Präbende des Kapitels von Bischof Johannes Scheie errichtet,
außerdem die zwölfte Vikarie.2 500 Mark Lübisch hatte er für die Präbende

gestiftet und 300 Mark für die Vikarie; davon sollten jährliche Rentenbezü-
ge von 40 Mark für den Stiftsherren und 24 Mark für den Vikar besorgt
werden. 32 Mark konnten bereits im Dorf Lepahn bei Lebrade gekauft

werden. Langhedorp hatte als ersten Inhaber der Vikarie den sonst nicht in
Erscheinung tretenden Kleriker Petrus Krumstert vorgesehen, und der Bi-
schof folgte diesem Wunsch.3 Auffällig ist bei dieser Pfründenstiftung die
Bindung an Eutin: Es wird betont, dass beide, Stiftsherr und Vikar, persön-
lich in Eutin residieren und sich am Chorgottesdienst beteiligen sollen, bei
Vakanz soll man besonders unter den Eutiner Offizianten und Priestern

(„officiantes et ministri") nach geeigneten Geistlichen Ausschau halten. Für
die Stellenbesetzung wird ein dreistufiges Verfahren festgelegt: Die Nomi-
nation des Kandidaten für die Präbende solle durch den Bischof und den

Stiftsdekan alternierend, die für die Vikarie durch den Bischof und den

Thesaurar des Stifts alternierend erfolgen; die Präsentation solle durch den

älteren Eutiner Bürgermeister vorgenommen werden, schließlich die Ein-

1 Der alte Forschungsstand bei Röpcke, Eutiner Kollegiatstift, passim.
2 UBBL 2, § 1497. Röpcke, Eutiner Kollegiatstift, S. 34.
3 UBBL 2, § 1497.
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Setzung durch den Stiftsdekan erfolgen.4 Der Stifter hatte offenbar großes
Vertrauen zu Hinrich Sotebotter, dem Dekan des Kollegiatstifts. Er machte
ihn - mit dem amtierenden Thesaurar Nikolaus Jans - auch zu seinem Tes-
tamentsvollstrecker und räumte ihm das Nominationsrecht für die neue

Präbende auf Lebenszeit ein. 5 Der 1441 als Inhaber genannte Christian
Schutte6 muss von Sotebotter benannt worden sein. Hinrich Sotebotter hat

sich ja später durch die Stiftung des prächtigen siebenarmigen Leuchters in
Eutin ein bis heute in St. Michaelis sichtbares und beeindruckendes Denk-

mal gesetzt. 7 Wenn die Einbeziehung des Eutiner Bürgermeisters bei der
Stellenbesetzung auch auf Bischof Johann Scheie zurückgehen mag, der in
dem Zusammenhang Eutin als die bischöfliche Residenzstadt hervorhebt

(„ubi residemus et nostri predecessores episcopi communiter residere
consueverunt"), so sind doch die Begünstigung des Stiftsdekans mit dem
lebenslangen Nominationsrecht für die Präbende und das Geld für die
Memorie Langhedorps in Eutin zweifellos Wünsche des Verstorbenen.

Bernhard Langhedorp ist seit 1405 als Eutiner Stiftsherr belegt, hat sich
auch um das vakante Eutiner Dekanat bemüht, auf seinen Anspruch aber
1408 verzichtet.8 Dafür, dass er 25 Jahre in Eutin gelebt hat und über so
bedeutende Geldmittel verfügte, wusste man erstaunlich wenig von ihm:
Er hatte 1384/ 85 an der Prager Juristenfakultät studiert und führte später
den Titel „Magister". Wiederholt trat er als Urkundenzeuge in Erschei-
nung, und zwar immer als Eutiner Kanoniker, so als habe er eine andere

Pfründe nicht besessen. 9 1420 war er an der Einrichtung der Marientiden
am Lübecker Dom beteiligt, indem er 30 Mark Rente für das siebente der

insgesamt neun Stipendien stiftete und sich das Besetzungsrecht auf Le-
benszeit vorbehielt. Was danach geschehen sollte, wollte er in seinem Tes-
tament regeln.10 Vielleicht hat er das getan in dem Testament, das Grund-
lage der geschilderten Eutiner Pfründenstiftung war, dessen Wortlaut al-
lerdings nicht erhalten ist.

Erhalten hat sich hingegen der Wortlaut eines weiteren in Eutin ausge-
fertigten Testaments Langhedorps, sein Vermächtnis in der Schweriner

4 Ebd.
5 Ebd.

6 Röpcke, Eutiner Kollegiatstift, S. 169. Notar und Scholaster des Stiftskapitels. Schut-
te löste die Präbende durch eine Zahlung von 100 M von der Verpflichtung, jährlich
8 M für die Memorie Bernhard Langhedorps zur Verteilung im Eutiner Chor zur
Verfügung zu stellen, ebd. sowie UBBL 3, § 1585. Von Büttner, Pfarreien, S. 457,
wird er in Verbindung gebracht mit einem Christian Schütte, der Pfarrer in Bobbin
auf Rügen war und einem Christian aus Stettin, der 1402 an der Prager Artistenuni-
versität graduiert wurde.

7 Durch Inschrift auf 1444 datiert, Röpcke, Eutiner Kollegiatstift, S. 169f.
8 Röpcke, Eutiner Kollegiatstift, S. 159.
9 Ebd.

10 Ebd., u. UBBL 2, § 1363, Z. 162ff.
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Diözese, das seine Herkunft und seinen familiären Hintergrund deutlich
macht: Er stammte aus einer Stralsunder Bürgerfamilie, war Inhaber einer
Vikarie an der Stralsunder Ratskirche St. Jacobi und konnte beachtliche

Vermögenswerte vererben. Neben der Familie sollte vor allem das Armen-
hospital im Stadtteil „Rodemeer" bei der Marienkirche11 Erbe sein. Über-

dies sollte eine Altarpfründe gestiftet und eingerichtet werden, deren Be-
setzungsrecht beim Amt der Wandschneider liegen sollte, das auch frei
war, den Ort dieser Pfründe zu bestimmen. Man wird demnach annehmen

dürfen, dass die Familie Langhedorp in Stralsund als Wandschneider ver-
mögend wurde und dass die Herkunft der für die verschiedenen Stiftun-
gen Bernhard Langhedorps aufgewendeten Mittel letztlich dort zu suchen
ist - seine Pfründen gaben das nicht her.

Johannes Kolne bezeugte als Schweriner und Eutiner Kanoniker das
Testament des Stralsunders Bernhard Langhedorp. Zieht man in Betracht,
dass Stiftsdekan Hinrich Sotebotter, der Vertraute Langhedorps im Eutiner
Kapitel, vielleicht aus Stettin oder Rostock stammte,12 und nimmt man
hinzu, dass Johannes Achim, ein Geistlicher aus Mecklenburg und Klos-
terpropst von Neukloster,13 auf Veranlassung von Bischof Johannes Scheie
1432 das Dorf Boltin zur Dotierung der zwölften und letzten Präbende des
Kollegiatstifts stiftete und Kanonikat und Präbende selbst übernahm, 14 so
wird eine in diesen Jahren im Eutiner Stift einflußreiche Gruppe ostelbi-
scher Kleriker sichtbar. Wenn Hinrich Sotebotter tatsächlich aus Stettin
stammte und der von ihm für die neue Pfründe nominierte Christian

Schutte auch (was möglich ist), hätten wir mit Langhedorp, Sotebotter und
Schutte in diesen Jahren des 15. Jahrhunderts eine wirkmächtige pommer-
sche Seilschaft im Eutiner Kollegiatstift aufzuweisen.

Edition des Textes15

Rückseitig:

Testamentum domini Bernardi Langhedorp in dioc(esi) Zwerinen(si)

1430 Oktober [ohne Tag]
Eutin

11 Das 1408 gegründete städtische Gasthaus Im Roten Meer, heute Marienstraße, siehe
Pooth, Gasthaus, S. 157.

12 Ein gleichnamiger Stettiner Ratsherr wird 1393 genannt, UBStL 4, Nr. 592; auch in
Rostock ist der nicht häufige Name belegt:1389 Engelbert Sotebotter, Meckl. UB 16,
Nr. 9632 Anm.

13 Röpcke, Eutiner Kollegiatstift, S. 143.
14 UBBL2, §1501.
15 Stadtarchiv Stralsund, Testamente. Notariatsinstrument auf Pergament mit Notari-

atszeichen und -Unterschrift, Sign. Test 1-0566.
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Abb. 1: Testament des Eutiner Stiftsherrn Bernhard Langhedorp (Stadtarchiv
Stralsund, Sign. Test 1-0566, Vorderseite).
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Vorderseitig:16

In nomine dom(in)i[,] ame(n).[l] Anno n(a)ti(vi)tat(is) eiusde(m) millesi-
(m)o quadri(n)ge(ntesi)mo tricesi(m)o, ind(i)c(ti)on(e) oct(av)a mensi(s)
Octobris17 ho(r)a vesper(orum) vel qua(s)i, Pontificat(us) s(anc)tissimi i(n)
Ch(ris)to p(at)ris et d(omi)ni n(ost)ri d(omi)ni Mart(in)i di(vi)na
p(ro)vide(n)cia pape qui(n)ti a(n)no deci(m)o t(er)tio,[2] in mei notarii pub-
lici et testium infrascriptorum presencia honorabilis vir dominus Bernar-

dus Langhedorp canonicus Vthinensis Lubicensis diocesis in lecto egri-
tudinis personaliter constitutus licet corpore debilis sanus tarnen mentis et
rationis, volens testamentum suum seu vltimam suam voluntatem de bonis

suis sibi in diocesi Zwerinensis a deo collatis condere, facere seu ordinäre

quandam cartam papiream produxit mihique tradidit et dixit suum testa-
mentum seu vltimam suam voluntatem in eadem contineri, cuius quidem
tenor de verbo ad verbum fuit et est talis: [3]

In nomine domini amen. [4] Ego Bernardus Langhedorp vicarius eccle-
sie sancti Jacobi Sundensis Zwerinensis diocesis[5] de bonis meis mihi a

domino collatis in diocesi Zwerinense - si morte preoccupatus fuero licet
corpore debilis sanus tarnen mente et ratione testamentum meum et

vltimam meam voluntatem in hunc modum ordino et dispono:[6] In primis
animam meam omnipotenti deo commendo.[7] Deinde do et lego venera-
bili viro domino archidiacono Tribuzenti tres marcas et commissario suo

vnam marcam monete Sundensis. [8] Deinde do et lego heredibus meis mi-
hi de iure parentele succedentibus centum marcas, quas habeo in heredi-
tate Malkeuitze quondam cive Sundenensi circa forum novum, sicut in
literis desuper confectis et in libro opidi Sundensis continetur.[9] 18 Do eci-
am illis heredibus mihi succedentibus viginti marcas monete Sundensis de

promptoribus bonis meis recipiendas.[10] Deinde instituo hospitale in vico
Rodemeer opidi Sundensis in heredem meam ad decem et septem marca-
rum redditus et viii solidorum redditus quos habeo in terra Rugie in Wit-
towe19 in parrochia Oldenkerke in villa Mathowe20 cum Henningho Pank-
er Roschildensis diocesis, ut in literis super hoc confectis lucidius conti-
netur, ita quod provisores dicti hospitalis secundum tenorem literarum
super predictis redditibus confectarum possunt emonere et sublevare et in

16 Die dem Text im Folgenden in eckigen Klammem beigegebene Abschnittsnumme-
rierung mag als Orientierungshilfe bei der parallelen Lektüre von lateinischem Text
und deutscher Übertragung helfen.

17 Tagesdatierung fehlt - das ist ungewöhnlich bei einem Notariatsinstrument, zumal
am Schluss ausdrücklich auf die Datierung oben Bezug genommen wird.

18 1427 kaufen die Priester Hermann Elmehorst und Johannes Cremer als Prokurato-
ren des Bernhard Langhedorp für 100 M Kapital 7 M Rente bei dem Stralsunder
Bürger Johannes Malkevisse und seinen Erben, siehe Stralsunder Liber memorialis,
T. 5, Nr. 14.

19 Wittow auf Rügen.
20 Mattchow nördl. Altenkirchen.
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usus pauperum in dicto hospitali confluencium convertere.[ll] Et execu-
tores testamenti mei predicti debent provisoribus dicti hospitalis statim
post mortem meam literas super his redditibus confectas presentare.[12]
Insuper do et assigno ad instaurandum vnum novum beneficium de red-

ditibus[,] qui postponuntur cum Bernardo de Munster pellifici cive Sun-

densi decem marcas et viii solidos et cum Johanne Theleman gladiatore
cive Sundensi septem marcas et novem marcas cum Hinrico Witten bur-

gensem Stenhaghen21 Zwerinensis diocesis,[13] ita quod dominus Johan-
nes Kremer dictos redditus post obitum meum ad tempora vite sue reti-
nebit et de primis fructibus post obitum meum aliqua pro dicto beneficio
necessaria comparabit,[14] dicto vero Johanne defuncto honorabilibus viris

oldermannis pannicidarum opidi Sundensis22 ut probatur ex testamento23
ius patronatus dicti beneficii do per presentes, ita quod ipsi extunc et fu-
turis temporibus actu presbiterem ad dictum beneficium presentabunt et
ipsi de loco ad officiandum dictum beneficium providebunt.[15] Item do

ad monasterium Novi Campi24 ad structuram ecclesie viginti marcas.[16]
Item do ad structuram ecclesie Baggherdorpe25 viginti marcas.[17] Item do
in augmentum vicarie mee sancti Jacobi in [opido] Sund[erts]i Zwerinensis
diocesis sex marcarum reddituum[,] quos habeo cum Wernero Ghildehu-

sen in domo sua in platea Bodenstrate.[18] Ad hec omnia predicta exe-
quenda eligo in executores mei testamenti seu in testamentarios meos dis-
cretos viros dominos Hermannum Elmehorst [et] Johannem Kremer26
presbiteros et Cunradum Bischop proconsulem Sundensis. [19] Et do cuili-

bet sex marcas petentes ut presencia fideliter exequatur dans et concedens

dictis meis testamentariis omnimodam potestatem et auctoritatem dispo-
nendi de bonis et rebus meis pro salute anime mee prout eis videbitur ex-
pedire.[20] Et presentem ordinacionem volo esse testamentum meum seu

vltimam meam voluntatem protestans expresse, quod si non valeat iure
testamenti valeat tarnen iure codicillorum aut alterius cuiuscumque vltime
voluntatis.[21] Insuper do prefatis meis testamentariis plenam et omni-
modam potestatem et auctoritatem omnia et singula mea debita emonendi,

extorquendi, petendi et recipiendi et si opus fuerit in et super ipsis debitis
coram quocumque iudice ecclesiastico vel seculari dato vel dando agendi,

21 Steinhagen südwestl. von Stralsund.
22 Folgt ein überzähliges ex.
23 ex testamento Einfügung am Rande.
24 Kloster Neuenkamp, heute Stadt Franzburg.
25 Kirch Baggendorf zwischen Tribsees und Grimmen.
26 Rückseitig steht auf dem Testament: Dit hort Her Johan Kremer. - Vielleicht ist er

identisch mit dem Priester Johann Cremer, der als Kaplan der Herzogin Katharina
von Mecklenburg 1432 mit ihr exkommuniziert wird wegen Beschneidung der
Rechte des Lübecker Domkapitels in Mecklenburg, UBBL 2, § 1496 bzw. mit dem,
der 1441 die neu eingerichtete Vikarie in der Pfarrkiche Schönberg (Holstein) erhält,
UBBL 3, § 1599.
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queriendi et defendendi.[22] Requisiti sunt me notarium publicum in-
frascriptum ut sibi domino Bernardo predicto vnum vel plura super dicta
vltima sua voluntate publicum seu publica conficem instrumentum seu in-

strumenta. [23] Acta sunt hec Vthin in domo habitationis predicti domini
Bernardi anno indictione mense die27 hora et pontificatu quibus supra,[24]
presentibus ibidem honorabilibus et discretis viris domino Johanne Kolne
canonico Zwerinensis et Vthinensis Lubicensis diocesis28 et Johanne Smok

clerico Bremensis diocesis testibus ad premissa vocatis personaliter et roga-
tis.[25]

Et ego Johannes Grabun29 clericus Lubicensis diocesis publicus imperi-
ali auctoritate notarius, quia huiusmodi testamenti ordinacioni testamenti

electioni omnibusque aliis et singulis premissis[,] dum sic ut premittitur
fierent et agerentur[,] unacum prenominatis testibus presens interfui,
eaque sic fieri vidi et audivi et in hanc publicam formam redegi, quam sig-
no et nomine meis solitis et consuetis signavi rogatus et requisitus in fidem
et testimonium omnium et singulorum premissorum. [26]

Übertragung ins Deutsche von Detlev Kraack:

Rückseitig: Testament des Herrn Bernhard Langhedorp im Bistum Schwe-
rin

Eutin, im Oktober 1430

Vorderseitig:

Im Namen des Herrn, Amen.[l] Im Jahre des Geburt desselben 1430, in der

achten Indiktion im Monat Oktober, etwa gegen die Abendstunde, im 13.
Jahr des Pontifikats von Martin V., der durch göttliche Vorsehung Papst,
unserem allerheiligsten Vater in Christo und unserem Herrn. [2] In Anwe-
senheit von mir in meiner Funktion als öffentlicher Notar und von den un-

ten aufgeführten Zeugen hat der ehrenwerte Mann, Herr Bernhard Lan-
ghedorp, Eutiner Kanoniker des Lübecker Bistums, der persönlich ans
Krankenlager gefesselt war, mag er auch schwach vom Körper gewesen
sein, so doch gesund an Geist und Verstand, im festen Willen, sein Testa-

ment oder seinen letzten Willen über die Besitzungen, die ihm im Bistum
Schwerin von Gott übertragen worden waren, unverbrüchlich festzuset-
zen, ein gewisses Stück Papier aufschreiben lassen und mir übergeben und

27 Vgl. weiter oben Anm. 11.
28 Es handelt sich um den bei Röpcke, Eutiner Kollegiatstift, S. 152 fälschlich als Jo-

hann Holne bezeichneten Stiftsherm (Nr. 27). Im Repertorium Germanicum er-
scheint er als Colve oder Calve. 1431 stritt er als Inhaber einer Minorpräbende in
Schwerin um eine Majorpräbende ebendort unbeschadet seiner Eutiner Stiftsher-
renpfründe, Repertorium Germanicum V, Nr. 4246.

29 Links der Unterschrift sein sternförmiges Notariatszeichen. Fertigte schon 1415
Sept. 21 als Notar ein Instrument in Sachen des Eutiner Kollegiatstifts, UBBL 2, §
1332.
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dabei beteuert, dass darin sein Testament und sein letzter Wille enthalten

sei, dessen genauer Wortlaut folgendermaßen war und ist: [3]

Im Namen des Herrn, Amen.[4] Ich, Berhard Langhedorp, Geistlicher
im Range eines Vikars an der Kirche des Heiligen Jakob in Stralsund im
Bistum Schwerin[5] bestimme und ordne mein Testament und meinen letz-

ten Willen betreffend meine Besitzungen, die mir vom Herrn im Bistum
Schwerin übertragen worden sind, da ich dem Tode ins Auge gesehen ha-

be, mag ich auch körperlich schwach sein, so doch gesund an Geist und
Verstand, auf diese Weise:[6] Vor allem empfehle ich meine Seele dem all-
mächtigen Herrn. [7] Sodann übertrage und vermache ich dem ehrenwer-
ten Herrn Archidiakon von Tribsees drei Mark und seinem Vertreter eine

Mark Stralsunder Münze. [8] Außerdem übertrage und vermache ich mei-
nen Erben, die mir nach dem Recht der Verwandschaft nachfolgen, 100

Mark, die ich auf dem Grundstück des ehemaligen Stralsunder Bürgers
Malkevitz am neuen Markt liegen habe, so wie es in einem darüber ausge-
fertigten Dokument schriftlich festgehalten und im Stadtbuch von Stral-
sund verzeichnet ist. [9] Auch vermache ich jenen Erben, die mir nachfol-
gen, 20 Mark Stralsunder Münze, die aus meinen Gütern regelmäßig als
Rente zu empfangen sind.[10] Weiterhin setze ich das Hospital in der Ro-
demeer Straße in der Stadt Stralsund in mein Erbe über 17 Mark und acht

Schilling Einkünfte ein, die mir in Wittow auf der Insel Rügen in der Ge-
meinde Altenkirchen im Dorf Mattchow bei Henning Panker im Bistum
Roskilde zustehen, wie es aus einem darüber ausgefertigten Dokument
unmissverständlich klar hervorgeht, und zwar so, dass die Provisoren des

besagten Hospitals gemäß dem Schriftstück, das über die genannten Ein-
künfte ausgefertigt wurde, diese anmahnen und einziehen und zum Nut-
zen der Armen, die in besagtem Hospital zusammenströmen, verwenden

können.[ll] Auch sollen die von mir mit der Vollstreckung meines vorge-
nannten Testaments Betrauten den Provisoren des genannten Hospitals
unverzüglich nach meinem Tod die Dokumente, die über diese Einkünfte
ausgefertigt wurden, übergeben. [12] Außerdem vermache und bestimme

ich zur Einrichtung einer neuen Pfründe die zehn Mark und acht Schilling
Einkünfte von dem Kürschner Bernhard de Münster, einem Stralsunder

Bürger, sieben Mark von dem Waffenschmied Johann Thelemann, Stral-

sunder Bürger, und neun Mark von Hinrich Witte, Steinhagener Bürger
aus dem Bistum Schwerin, [13] und zwar so, dass Herr Johann Kremer die

besagten Einkünfte nach meinem Tod für die Zeit seines Lebens

empfangen und aus den ersten Zahlungen nach meinem Tod für die besag-
te Pfründe nötige Dinge [z. B. ein Messbuch, einen Kelch etc.] erwerben

wird. [14] Wenn besagter Johannes aber selbst gestorben sein wird, so über-
trage ich durch das vorliegende Schreiben den ehrenwerten Älterleuten
der Gewandschneider der Stadt Stralsund, wie aus dem Testament

hervorgeht, das Patronatsrecht über besagte Pfründe, und zwar so, dass
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diese selbst von diesem Moment an und für alle Zeiten durch ihr Walten

den Priester für jene Pfründe bestimmen und diesem den Ort zur Aus-
übung seines Amtes [d. h. einen noch zu bestimmenden Altar] zur Verfü-
gung stellen.[15] Ebenso übertrage ich dem Kloster Neuenkamp zum Bau
der Kirche 20 Mark. [16] Ebenso geben ich zum Bau der Kirche in Baggen-
dorf 20 Mark. [17] Ebenso gebe ich zur Aufstockung meiner Vikarie an St.
Jakob zu Stralsund im Bistum Schwerin sechs Mark Renteneinkünfte, über
die ich von Werner Ghildehusen aus seinem Haus in der Boddenstraße

verfüge.[18] Zur Ausführung all dieser vorgenannten Bestimmungen er-
wähle ich zu Vollstreckern meines Testamentes bzw. zu meinen vertrauten

Testamentaren die geistlichen Herren Hermann Elmenhorst und Johannes
Kremer sowie Konrad Bischop, Bürgermeister zu Stralsund. [19] Und ich
gebe jedem von diesen sechs Mark, damit sie das Vorliegende getreulich
ausführen, indem ich meinen Testamentaren alle Verfügungsgewalt und
Vollmacht über meine Güter und Besitzungen verleihe, zum Wohl meiner
Seele nach bestem Wissen und Gewissen zu verfügen. [20] Und ich will,
dass die vorliegende Verfügung mein Testament ist oder zumindest mei-
nen letzten Willen erklärt, und sollte dies auch nicht nach Testamentsrecht

bestehen, so möge es doch Gültigkeit haben nach dem Stadtbuchrecht oder
nach einem anderen Recht jedweder letzten Verfügung. [21] Überdies ver-
leihe ich meinen genannten Testamentaren die volle und allumfassende
Verfügung und Macht, meinen gesamten und jeden meiner einzelnen Be-
sitztitel einzutreiben und zu empfangen und, falls das nötig sein wird,
darüber vor einem kirchlichen wie vor einem weltlichen Richter öffentlich

zu streiten und über Geben und Nehmen Klage zu führen und sie gericht-
lich zu verteidigen. [22]

Sie haben mich als den unten angeführten öffentlichen Notar aufge-
sucht, damit ich ihm, dem vorgenannten Herrn Bernhard ein oder mehrere
Schriftstücke ausfertige über seinen besagten letzten Willen. [23]

Verhandelt wurden diese Angelegenheiten in Eutin im Wohnhaus des
vorgenannten Herrn [Kanonikers] Bernhard im selben Jahr, in der selben
Indiktion, im selben Monat, am selben Tag, zur selben Stunde und unter
dem selben Pontifikat wie weiter oben aufgeführt, [24] in Anwesenheit
ebendort der ehrenwerten und verlässlichen Männer, des Herrn Johannes
Keine, Kanoniker zu Schwerin und in Eutin im Lübecker Bistum, und des

Johannes Smok, eines Geistlichen aus dem Bremer Bistum, als Zeugen für

das vorausgeschickte hinzugezogen und persönlich verpflichtet.[25]
Und ich, Johannes Grabun, Geistlicher aus dem Lübecker Bistum, öf-

fentlicher, mit kaiserlicher Autorität ausgestatteter Notar, habe, weil ich
bei der Aufstellung des Testamentes dieser Art und der Auswahl des Tes-
tierten sowie bei allen vorausgehend angeführten Dingen insgesamt und
jeweils einzeln zugegen war, während sie so, wie vorausgehend erläutert,
gemacht wurden und geschahen, gemeinsam mit den vorgenannten Zeu-
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gen anwesend und zugegen war, gesehen und gehört, dass dies so ge-
schah, und ich habe es in diese öffentlich akzeptierte Form gebracht, die
ich mit meinem gewohnten Zeichen und meinem gewohnten Namen
gezeichnet habe, weil man mich darum gebeten und aufgesucht hat, zum
Glauben und Zeugnis aller der insgesamt und jeweils einzeln vorgenann-
ten Dinge. [26]
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Von Thomas Hill

Einleitung

Der reisende mittelalterliche Herrscher ist seit jeher unter den Historikern
auf großes Interesse gestoßen. Könige und Fürsten verfügten im Mittelalter
nur selten über eine feste Residenz und nur über einen kleinen Regie-
rungsapparat. Sie mussten durch ihr Reich reisen, um sich und ihren Hof

ernähren zu können, um vor Ort als oberster Richter Recht zu sprechen
und ihren Willen zur Geltung zu bringen. Das Reisen war für den mittelal-
terlichen Herrscher ein konstitutives Element seiner Herrschaftsausübung
und unverzichtbar für die Repräsentation seiner Macht. Die Geschichts-
wissenschaft hat daher seit jeher das mittelalterliche Reisekönigtum inten-
siv untersucht. 1

Anders sieht es für die Frühe Neuzeit aus. Die moderne Wissenschaft

schenkt dem fürstlichen Reisen dieser Zeit wenig Aufmerksamkeit. Ge-
wiss, in der Frühen Neuzeit hat das Reisen für die Herrscher an Bedeutung
verloren. Nun regierten die Fürsten von festen Residenzen aus, sie wurden
dabei von Behörden unterstützt, die sich nach und nach herausbildeten.2

Aber Fürsten reisten selbstverständlich weiterhin, sie inspizierten ihre
Amtleute, trafen sich mit anderen Fürsten z. B. zu Bündnisverhandlungen,

reisten zum Reichstag usw. Das Reisen war nach wie vor ein Teil der Re-

1 Zur Einführung siehe Peyer, Das Reisekönigtum des Mittelalters, bes. S. 1-16;
Schulze, Das Königtum, S. 154-191; zur Geschichte der Erforschung des mittelalter-
lichen Reisekönigtums siehe Müller-Mertens, Wege der Mächtigen, S. 143 mit Anm.
9; Schieffer, Von Ort zu Ort.

2 Grundlegend Oestreich, Geist und Gestalt des frühmodemen Staates, bes. S. 185ff.
u. S. 201-234; eine aktuelle Überblicksdarstellung aus der Fülle der Literatur:
Bahlcke, Landesherrschaft, S. 7-25.

Unterwegs mit dem Hof

Zur Praxis und Herrscherrepräsentation fürstlicher Reisen

in Norddeutschland und Dänemark um 1600

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 142
Husum Druck 2017
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gierungsgeschäfte. Der Fürst reiste immer als Fürst, d. h. mit seinem Hof.

Die fürstliche Reise bildete weiterhin ein eigenes Reisemodell, wie z. B.

auch die Gesellenreise, die Kavalierstour oder die Bildungsreise eigene
Reisetypen darstellten.3 Und wie im Mittelalter diente das Reisen dazu, die

Herrschaft in Szene zu setzen. Bekanntlich stieg in der Frühen Neuzeit das

Bedürfnis der Herrscher nach repräsentativer Selbstdarstellung gegenüber
ihren Untertanen und gegenüber den anderen Fürsten. Die Höfe wurden

größer, das Hofpersonal und die zeremonielle Ausgestaltung des Hofle-
bens nahmen zu, um Größe und Macht des Herrschers unmittelbar vor

Augen zu führen.4 Da fürstliches Reisen immer ein Unterwegssein mit
dem Hof war, leistet eine Untersuchung fürstlicher Reisen nicht nur einen
Beitrag zur Kulturgeschichte des Reisens, sondern auch zur Hofkultur und
damit zu fürstlichen Herrschaftsformen.

Hier sollen knapp 20 Reisen norddeutscher Fürsten und skandinavi-
scher Herrscher aus der Zeit um 1600 untersucht werden. 5 Von diesen Rei-

sen sind etliche Quellen erhalten: Reiseberichte, private Aufzeichnungen
und Reisetagebücher, darüber hinaus Abrechnungen und einzelne Akten-
stücke zur Organisation und Durchführung von Reisen. Der Vorteil des
Materials liegt nicht zuletzt darin, dass es von Reisen herrührt, die aus ver-
schiedene Anlässen unternommen wurden, und dass die Reisenden unter-

schiedliche Ränge aufwiesen: Das Spektrum reicht von relativ kleinen Ter-
ritorialherren, wie Fürst Ludwig von Anhalt-Köthen (1579-1640), über be-
deutende Reichsfürsten, z. B. Landgraf Moritz von Hessen (1572-1632), bis

zum dänischen König, der damals noch in die europäische Großmachtpoli-
tik involviert war. Insgesamt erlauben diese Quellen einen aussagekräfti-
gen Überblick über das fürstliche Reisen im Norden des Reiches um 1600.

Unter anderem folgende Fragen stellen sich: Wie wurden die Reisen ge-
plant, vorbereitet und organisiert? Wie war ihr Ablauf? Welche Kosten fie-
len an? Und - ganz zentral: Auf welche Weise wurden die Reisen zu fürst-
lich-herrschaftlicher Selbstdarstellung genutzt?6

3 Dazu einführend Krempien, Geschichte des Reisens und des Tourismus, S. 72-77, S.
82ff. u. S. 90-93; Knoll, Kulturgeschichte des Reisens, S. 14-32 u. S. 35-55; auch
Gräf/Pröve, Wege ins Ungewisse, S. 17-46.

4 Aus der Fülle der Arbeiten seien hier nur einige einführende Werke genannt: Freist,
Absolutismus, S. 85-91; Sikora, Der Adel in der Frühen Neuzeit, bes. S. 98-101.

5 Siehe das Verzeichnis der untersuchten Reisen im Anhang, S. 58f.
6 Eine eher populärwissenschaftlich gehaltene Kurzfassung dieses Artikels findet

sich in Hill, Mit dem Hof unterwegs.
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Reiseplanung und -Vorbereitung

Als Hilfsmittel zur Planung und Vorbereitung der Reisen existierten ge-
druckte Karten seit dem ausgehenden 15. Jahrhundert. Und der älteste ge-
druckte deutsche Reiseführer, das „Raisbüchlin" des Augsburgers Jörg
Gail (gest. 1584), stammt aus dem Jahre 1563. 7 Die Fürsten nutzten jedoch
eher das Netzwerk ihrer Verwandten, fürstlichen Freunde und Bekannten

zur Vorbereitung - und später auch zur Durchführung - ihrer Reisen. Falls
nötig, erkundigte man sich brieflich nach dem Weg oder wurde bei der
Einladung über die Anreisemöglichkeiten informiert. So schrieb Christian
IV. von Dänemark (1577-1648) am 20. Juni 1596 an Joachim Friedrich (1546-

1608), den Administrator des Erzbistums Magdeburg, den er zu seiner
Krönung im August desselben Jahres nach Kopenhagen eingeladen hatte,
über die Möglichkeiten, nach Dänemark zu gelangen: „Zweierlei under-
schiedtliche wege, der eine auf Rostock, und von dar über sehe in unser
reich auf Falster, der ander aber, von Lübeck oder Hamburg auss, durch
unsere furstenthumbe Holsteinn und Schlesswig in Jutlandt und in Fhu-
nen, können genommen werden. Under welchen beiden gleichwol der eine
auf Rostock, umb etliche viel meil weges und fast umb acht oder zehn
nachtlager nheer und kurtzer dan der ander." 8 Die Magdeburger folgten
dem dänischen Rat und wählten den Seeweg über Rostock und Warne-
münde, was sie bereuen sollten - darauf wird weiter unten noch einzuge-
hen sein.

War Klarheit über die Reiseroute gewonnen, galt es, die Reisegesell-
schaft zusammenzustellen.9 Unabdingbar waren die Personen, die den

Fürsten versorgten: Küchenmeister und Köche, Bäcker und Schenke waren
auf das leibliche Wohl ihres Herrn bedacht; Kammerdiener, Pagen, der
Barbier, der Arzt - vielleicht sogar ein Leib- und ein Wundarzt - sowie der
Apotheker kümmerten sich um dessen Kleidung, Körperpflege und Ge-
sundheit. Herzog Johann Adolf von Schleswig-Holstein-Gottorf (1575-
1616) nahm auch gerne den Hofzwerg mit, das Cläßchen, dessen Wägel-
chen von einem Esel oder einem Pony gezogen wurde. 10 Reiste die gnädi-
ge Herrin mit, so wurde sie von Mägden und mehreren „Frauenzimmern"
begleitet.

7 Dazu siehe Krüger, Jörg Gails Augsburger „Raißbüchlin"; kurz auch Gräf/Pröve,
Wege ins Ungewisse, S. 55.

8 Zitiert nach Heinrich der Jüngere Reuss Posthumus, Beschreibung der reyse in
Dennemark, S. 205.

9 Zum Folgenden siehe LASH, Abt. 7, Nr. 25, S. 5ff.; Om Verelßerne paa Koldinghus,
S. 124f.; Heinrich der Jüngere Reuss Posthumus, Beschreibung der reyse in Denne-
mark, S. 210f.; Erich, Außfürliche und warhaffte Beschreibung, S. Aa ii-Cc iii; vgl.
dazu Franzen, Die Reise des Herzogs Johann Adolf von Gottorf nach Kopenhagen
1596, S. 10 u. S. 74-77 (Tabelle 3-6); LASH, Abt. 7, Nr. 1266: Furier- und Futterzettel.

10 Vgl. Andresen, In Gottorf um 1600, S. 196.
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Darüber hinaus befanden sich die Angehörigen der Kanzlei im fürstli-
chen Gefolge. Ihre ranghöchsten Mitglieder, wie z. B. der Kanzler, waren
in der Regel Vertraute des Fürsten und begleiteten diesen selbstverständ-
lich auf den Reisen. Schreiber und Sekretäre wurden benötigt, da sie die
täglichen Regierungsgeschäfte, die Korrespondenz, von unterwegs aus er-
ledigten, die Reisekasse verwalteten und sonstige organisatorische Aufga-
ben zu übernehmen hatten. Schließlich wurde Personal für das Reisen

selbst gebraucht: Wagenmeister und Kutscher, Sattel- und Trossknechte,

aber auch Vorreiter, Trompeter und Pauker, die den fürstlichen Reisezug
lautstark ankündigten, sowie sogenannte Einspänner, dies waren einzelne,
gerüstete Reiter, die Botenaufträge ausführten, den Reisezug schützten, für
Ordnung sorgten, sich um die Wagen kümmerten oder als Wagenlenker
arbeiteten. Dieser Personenkreis war auch sonst am fürstlichen Hof tätig
und bildete eine Art Kern der Reisegesellschaft, der für die Versorgung des
Fürsten, die Aufrechterhaltung der Regierung und die Durchführung derReise unerlässlich war.

Erforderte die Reise einen höheren repräsentativen Aufwand, wurden
weitere Personen mitgenommen, z. B. Musiker. Besonders wichtig waren
die Landesadligen. Als Landgraf Philipp von Hessen (1504-1567) im
Spätherbst 1564 mit seiner Tochter Christine (1543-1604) zu deren Hochzeit
mit Herzog Adolf von Schleswig-Holstein-Gottorf (1526-1586) nach Schloss
Gottorf reisen wollte, lud er zahlreiche „Grafen und Herren" des Landes

ein, ihn und die Braut zu begleiten. Nicht alle hat die kalte Fahrt in den

Norden gelockt, so bat der Graf von Waldeck, ihn zu entschuldigen, da
seine „freuntlich liebe Hausfrau itzo mit einem Kindlein, wilches kaum ei-

nes halben Jahrs alt ist jetziger Zeit versehen" sei. Auch sei es ihm „un-
muglich mich in so kurzer Zeit darzu wie sichs gepurt - staffirt zu ma-
chen". 11 Zuweilen wurden den Adligen, die sich ja selbst wiederum mit
einem kleinen Reisegefolge, bestehend aus Dienern, Knappen und Knech-
ten, in den Zug ihres Herrn einreihten, die Kosten für die Teilnahme an der

Reise ganz oder zum Teil erstattet. Insbesondere landfremde, auswärtige
Adlige wurden regelrecht angeheuert, um die Reisegesellschaft mit hohen
Standespersonen würdig und damit repräsentativ zu vergrößern. So wur-
de der gottorfische Herzog Johann Adolf im Spätsommer 1596 auf der Rei-
se nach Kopenhagen zur Krönung Christians IV. und zur eigenen Hochzeit
von Adligen aus dem Erzstift Bremen und aus dem mit Gottorf befreunde-
ten Hessen begleitet. Die Kosten für deren An- und Abreise sowie deren
Auslagen in Dänemark übernahm vollständig die herzogliche Kasse. 12

11 Zitiert nach Puls, Ein Brautzug, S. 84.

12 Vgl. Franzen, Die Reise des Herzogs Johann Adolf von Gottorf nach Kopenhagen
1596, S. 10-14, S. 20-34 u. S. 71ff. (Tab. 2).
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Aber nicht nur Anzahl und Rang der den Fürsten begleitenden Perso-
nen wurden wahrgenommen und zur Inszenierung fürstlicher Macht ge-
nutzt; auch die Zahl der Pferde registrierte man, und auch sie diente reprä-

sentativen Zwecken. 13 Pferde wurden zunächst einmal benötigt, um die
sogenannten Rüstwagen zu ziehen, auf denen Proviant, Kleidung, Ge-
schenke, Musikinstrumente, Waffen usw. verstaut wurden und auf denen

oft auch das entsprechende Dienstpersonal mitfuhr. Die weitere Anzahl
der benötigten Pferde war davon abhängig, wie groß die Reisegesellschaft
war und ob die Teilnehmer der Reise selbst ritten oder gefahren wurden.

Abb. 1: Hof des Schlosses zu Emden mit zwei Karossen und einem Rüstwagen,
1632: Die Karossen haben am Fahrgestell einen aufgehängten Wagenkasten und

eine heruntergezogene Tür mit einem Trittkasten in der Mitte, so dass der Wagen
leichter zu besteigen ist; auf dem Wagenkasten ist ein Baldachin aufgesetzt mit
Fenstern, die noch nicht verglast sind, was es kurze Zeit später schon gibt, son-

dern noch mit Vorhängen verschlossen werden (Skizzen- und Reisetagebuch eines
' Arztes im Dreißigjährigen Krieg, Tafel 27).

13 Dazu auch jüngst Leibetseder, Pferde und Hoflager, bes. S. 317-322.
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Bis weit ins 16. Jahrhundert war es für den Adligen selbstverständlich
zu reiten, besaß das Reiten doch seit dem Mittelalter auch eine standesde-

finierende Bedeutung für den Adel, der seine Vorrechte nicht zuletzt von
seinem Rossdienst, dem persönlichen Kriegsdienst zu Pferd, ableitete. Wa-
gen waren eigentlich das Fortbewegungsmittel für Frauen und Personen
untergeordneter Ränge. So war Graf Edzard II. von Ostfriesland (1532-
1599) 1558 auf seiner Reise nach Stockholm, wo er um die Hand Prinzessin

Katharinas (1539-1610), der Tochter des schwedischen Königs Gustav I.
Wasa (1496-1560), anhielt, zuweilen noch selbst geritten - ebenso seine ad-
lige Begleitung. 14 Seit dem späten 16. Jahrhundert kam jedoch das Fahren
mit dem Wagen in Mode. 15 Erleichtert wurde der Verzicht auf das Reiten

durch den größeren Komfort der Fuhrwerke. Bei den ersten Karossen trug
das Fahrgestell über Ketten oder Lederriemen - dies eine einfache Art Fe-

derung - einen hängenden Wagenkasten, auf dem Stützen mit einem Bal-

dachin angebracht waren. Im Wageninnern saß man sich auf losen Sitzge-
legenheiten gegenüber. Besonders populär waren die „Gutschen", die Kut-

schen. Dies waren leichte, dreispännige Gefährte, ursprünglich wohl ohne
Federung, aber mit fest montierten Sesseln, so dass sie vergleichsweise be-
quem, aber doch recht schnell und leicht zu lenken waren. Ein oder zwei
Klappverdecke schützten die Reisenden vor schlechtem Wetter. 16

Mit dem vermehrten Fahren stieg die Zahl der benötigten Pferde. Denn
die Wagen und Kutschen transportierten meistens nur relativ wenige
hochrangige Fahrgäste, wurden jedoch jeweils von bis zu acht Pferden ge-
zogen. Und so wie die Reisegesellschaft gegebenenfalls durch angemietete
Adlige hochrangig vergrößert wurde, wurden auch Pferde für die Reise

angekauft, die nur mitgeführt wurden, um den Umfang und die Pracht des
Zuges zu steigern.17

Wie groß waren nun die fürstlichen Reisegesellschaften? Wie viele
Menschen, Wagen und Pferde begleiteten die Fürsten? Die Anzahl der mit-
reisenden Personen und benötigten Pferde war höchst unterschiedlich. Da-
für waren nicht zuletzt die Reiseanlässe die Ursache.

Als Herzog Heinrich Julius von Braunschweig-Wolfenbüttel (1564-1613)
1587 im Auftrag seines Vaters die seinem Haus wenige Jahre zuvor zuge-
fallene Obergrafschaft Hoya in einer Art Inspektionsreise besuchte, beglei-
teten ihn gut zehn Adlige und ebenso viele Bedienstete. 62 Zug- und Reit-

14 Das Tagebuch des Kanzlers ter Westen, S. 9f.

15 Vgl. Wackernagel, Zur Geschichte der Kutsche bis zum Ende des 17. Jahrhunderts,
S. 21 lf.; Berns, Die Herkunft des Automobils, S. 18f.

16 Vgl. Wackemagel, Zur Geschichte der Kutsche bis zum Ende des 17. Jahrhunderts,
S. 205-211; kurz auch Gräf/Pröve, Wege ins Ungewisse, S. 122ff.

17 Vgl. Franzen, Die Reise des Herzogs Johann Adolf von Gottorf nach Kopenhagen1596, S. 18.
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pferde mussten versorgt werden. 18 Heinrich Julius wurde von Amtsperso-
nen und von seinen zukünftigen Untertanen empfangen, daher war größe-
rer Aufwand offensichtlich nicht angebracht.

Anders war die Lage, wenn Personen gleichen Ranges besucht wurden.
1601 begab sich Landgraf Moritz von Hessen nach Kiel und Gottorf, um
seine Tante Christine und seine Neffen Johann Adolf und Johann Friedrich

(1579-1634) zu besuchen. Da Moritz zu engen Verwandten unterwegs war
und kein besonderes Anliegen Anlass des Besuches war, reiste der Land-
graf mit einem bescheidenem Hofstaat, der aus 53 Personen bestand; der
Landgraf brauchte 70 Pferde für die 14 Kutschen, in denen er und sein
Hofstaat fuhren, 40 Pferde für die „Rüstwagen", die das Gepäck transpor-
tierten, und 44 Pferde für einzelne Reiter, insgesamt also 154 Pferde. 19

Noch weitaus umfangreicher waren einige der fürstlichen Gefolgschaf-
ten, die 1596 zur Krönung König Christians IV. in die dänische Hauptstadt
reisten. Die Krönung war mit der Hochzeit Herzog Johann Adolfs von
Schleswig-Holstein-Gottorf mit Christians IV. Schwester Augusta (1580-
1639) verbunden, zudem war klar, dass etliche norddeutsche Fürsten an

den Feierlichkeiten teilnehmen würden. Bei dem jungen König und den
anderen fürstlichen Gästen sollte ein nachhaltiger Eindruck erzielt werden.
Bis zu knapp 600 Personen bzw. fast 700 Pferde umfassten daher die ein-
zelnen Gefolgschaften. Dabei wurden mitunter die Dienerschaften neu und
einheitlich eingekleidet, die Pferde mit verzierten Decken oder Schwanz-
kappen aus wertvollen Metallen geschmückt und auch die Wagen auf-
wändig verziert und sogar vergoldet.20

Man sieht, gegenüber den Untertanen war keine besondere Prachtent-
faltung erforderlich, aber die Zusammenkunft mit anderen Fürsten erfor-
derte größere Anstrengungen. Dabei ist weiter zu differenzieren: Blieb
man innerhalb der engeren Verwandtschaft oder besuchte benachbarte
Herrscher, hielt sich der Aufwand auch noch in Grenzen. Erst wenn Fürs-

ten aufgesucht wurden, die ranghöher waren, in größerer Entfernung resi-
dierten oder zu denen verwandtschaftliche Bande geknüpft werden soll-
ten, kam es auf eine größere Außenwirkung an und wurde mit großem Ge-
folge gereist. Ganz entsprechend führte das Treffen mit mehreren Fürsten
zu einer erhöhten Prestigekonkurrenz, was unweigerlich eine Steigerung
höfischer Repräsentation nach sich zog. 21

18 Reisen und Reisende in Nordwestdeutschland, S. 240-249, bes. S. 240f.
19 LASH, Abt. 7, Nr. 1266: Furier- und Futterzettel.

- 20 Erich, Außfürliche und warhaffte Beschreibung, S. Aa ii-Cc iii; vgl. dazu Franzen,
Die Reise des Herzogs Johann Adolf von Gottorf nach Kopenhagen 1596, S. 35f. u.
S. 85 (Tab. 15).

21 Ähnlich am Beispiel der Fürstenbegegnungen Friedrichs I. von Sachsen-Gotha und
Altenburg (1646-1691) im Jahre 1676 Jacobsen, Prestigekonkurrenz als Triebkraft
höfischer Kultur, bes. S. 202f.
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Unterwegs zu Land und zu Wasser

Die Reisegesellschaften waren in sich hierarchisch gegliedert und gaben
den Fürsten eine herausgehobene Position. Die Dienstleute, Höflinge und
Adlige reisten entsprechend ihrem Rang in zwei-, vier- oder sechsspänni-
gen Kutschen; Grafen saßen in Sechsspännern, Adlige, Räte und die „frou-
wen zimmer" der Fürstinnen in Vierspännern usw. Nur Monarchen oder
Fürsten fuhren in achtspännigen Kutschen. Wie ernst diese den Stand de-
finierende Konvention von fürstlicher Seite genommen, aber nicht immer
vom selbstbewussten Adel beachtet wurde, zeigt die Verurteilung des
schleswig-holsteinischen Adligen Karl von Ahlefeld durch Christian IV. im
Jahre 1610. Ahlefeld wurde von seinem Landesherrn zu einer hohen Geld-
strafe verurteilt, weil er vor diesem in einem ihm nicht zustehenden Sechs-
spänner gefahren war.22

Die Reisezüge waren nach dem Prinzip der Steigerung so aufgebaut,
dass als Höhepunkt die fürstlichen Kutschen kamen. An der Spitze der
herrschaftlichen Züge ritten Vorreiter, Einspännige, Trompeter und Pau-
ker, die den Reisetross ankündigten, es folgten der Stallmeister, Knechte
usw., danach Adlige sowie der Fürst selbst mit dem Kanzler und den

wichtigsten Höflingen. Den Abschluss bildeten Einspännige, die Rüstwa-
gen und Knechte, die Pferde führten, die nicht geritten wurden, usw.

Auch wenn die Fahrzeuge immer bequemer wurden, nach unseren
Maßstäben war das Reisen alles andere als bequem, eher sehr mühsam.23
Schuld daran war vor allem der Zustand der Wege. Die Straßen orientier-
ten sich in ihrer Wegeführung an den naturräumlichen Gegebenheiten und
waren eigentlich nicht mehr als Sandpisten, die infolge ihrer Nutzung als
Verkehrswege entstanden waren. Während der kalten und feuchten Jah-

reszeit verwandelten sie sich nicht selten in morastige, grundlose
Schlammgräben. Die anliegenden Gemeinden waren zwar zum Wegebau
verpflichtet, aber die Wege wurden lediglich mit Erdreich, Steinen oder
Buschwerk notdürftig ausgebessert. Auf den Sandwegen mit ihren zahlrei-
chen Schlaglöchern und ausgefahrenen Spuren rumpelten und schaukelten
die Kutschen nur langsam dahin. Nicht immer gab es Brücken, und so

mussten Flüsse an einer Furt durchquert werden. Auch der relativ hohe
Schwerpunkt der Wagen, der schnell zum Umkippen führte, mahnte die

Kutscher zur Vorsicht. Trotzdem kam es häufig zu Unfällen. Herzog Au-
gust von Braunschweig-Wolfenbüttel (1579-1666) hielt in seinem Itinerar
fest, dass ihm am 5. März 1601 auf dem Weg von Delmenhorst nach Achim
„das rad vom Wagen gelaufen" ist. Schon zwei Tage später ist er in der

22 Vgl. Hedemann-Heespen, Die Herzogtümer Schleswig-Holstein, S. 152.
23 Zum Folgenden siehe Gräf/Pröve, Wege ins Ungewisse, S. 78-86; auch Hill, „durch

etzliche gebüsch, sandicht und morastichte einöder Länder", S. 331 f.; Hill/Zich, Von
Wegen, S. 20f„ S. 72, S. 116 u. S. 142ff.
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Lüneburger Heide zwischen Schneverdingen und Haverbeck „mitt der
Gutschen umbgefallen".24 Die fürstlichen Reisegesellschaften waren auf
solche Notfälle durchaus vorbereitet, Schmied, Radmacher, Arzt und Apo-
theker waren ja dabei. Ersatzräder etc. waren im Gepäck.

Die Fürsten reisten selbstverständlich nicht nur zu Land, sondern auch

auf dem Wasser. Aber Binnengewässer kamen kaum in Frage, denn für die
großen höfischen Reisetrosse mit den vielen Personen, Wagen und Pferden
war es schwierig, auf Flüssen zu reisen, da diese oft nicht schiffbar waren
oder nur von kleinen Booten befahren werden konnten. Und die Schiffsrei-

se auf dem Meer war im Herbst und Winter nicht ungefährlich, wurde ge-
fürchtet und nach Möglichkeit vermieden. Selbst in der warmen Jahreszeit

konnte man leicht in einen schweren Sturm oder gar in Seenot geraten.
Diese Erfahrung machte auch im August 1596 Markgraf Joachim Friedrich
von Brandenburg, der Administrator des Erzstifts Magdeburg, der mit sei-
nem Gefolge zur Krönung Christians IV. nach Kopenhagen reiste. Der dä-
nische Hof hatte - wie erwähnt - den Magdeburgern empfohlen, von War-
nemünde aus über die Ostsee nach Nyköbing/Falster zu segeln und von

dort aus im Wagen nach Kopenhagen zu fahren.25 Die Magdeburger folg-
ten dem dänischen Rat. Von der Überfahrt über die Ostsee ist ein recht

ausführlicher Bericht eines adligen Mitreisenden, Heinrichs des Jüngeren
Reuss Posthumus (1572-1635), erhalten.26 Christian hatte mehrere Schiffe

nach Warnemünde entsandt, um die Magdeburger abzuholen. Bei der An-
kunft Joachim Friedrichs und seiner Begleitung im Hafen von Warnemün-
de war die Stimmung erwartungsfroh und ausgelassen: „Als man nun zu
Schiff gangen, ist alles wol gemut gewessen; denn die trompeter tapfer ge-
blasen, der herbauker auch nitt faul gewesen".27 Aber der Kapitän trübte
gleich die Stimmung, indem er mitteilen ließ, er wüsste zwar die Ausfahrt
aus dem Warnemünder Hafen, aber wo und wie er in Dänemark anlanden

sollte, wüsste er nicht. Zudem fragte er, ob ein jeder bewaffnet sei, da mit
Seeräubern zu rechnen sei. Nachdem das Schiff den Hafen verlassen hatte,

wurde die gute Stimmung dann endgültig vom Sturm weggeblasen: „So
balt die Segel uffgezogen, und man ein wenigk in die see kommen, ist alles
krank worden".28 Besonders die Gattin des Administrators litt unter der

Seekrankheit und verlangte nach einem Doktor. Wieder erwies sich der
Kapitän als unsensibler Klotz, er sagte, „die see sei <selbst> doctor".29 Der
Sturm wütete so heftig, dass zwei Schiffe, die unter anderem die Kutschen

24 Reisen und Reisende in Nordwestdeutschland, S. 360.
' 25 Siehe oben, S. 41, bei Anm. 8.

26 Heinrich der Jüngere Reuss Posthumus, Beschreibung der reyse in Dennemark, S.
209-212.

27 Ebd., S. 211, Z. 4.
28 Ebd., S. 211, Z. 6f.
29 Ebd., S. 211, Z. 9.
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der Reisenden transportierten, untergingen.

Schließlich erreichte man doch Falster, aber nicht in Nyköbing oder ei-
nem anderen Hafen, sondern in einer Naturbucht. Nun stellte sich das

Problem, wie die fürstliche Dame das Schiff verlassen sollte: „Die Admi-

nistratorin nicht fort gewollt, zuletzt hat man einen stuel mit seilen zuge-
richt, das frauenzimmer dorein gesetzt, aus grossem schiff in eine grosse
schütt geleitet, [vermutlich wurde die Dame in dem Sessel mittels einer

Seilwinde am Mastbaum in einen kleinen Lastensegler oder in einen
Prahm herabgelassen, T. H.] aus solchem in ein pott [Boot, T. H.], aus dem
pott uff einen wagen, welcher allzeit bis an die axen im wasser gestan-
den."30 Nachdem man schließlich sicheren Boden unter den Füßen hatte,

begab sich die Reisegesellschaft nach Nyköbing. Auf diesem Weg kam
ihnen der Sattelknecht des Administrators, der mit einem anderen Schiff

gesegelt war, höchst erfreut entgegen, da schon das Gerücht umging, ihre
fürstlichen Gnaden „weren ersoffen".31

Kurz, die Fürsten reisten am liebsten und meist zu Lande. Aufgrund
der großen Reisegesellschaften und des schlechten Wegezustandes war
man nicht schnell. Die Quellen geben Auskunft über die Geschwindigkeit.
So wird in den Reiseitineraren von Herzog August von Braunschweig-
Lüneburg aus der Zeit zwischen 1594 und 1634 für fast jeden Tag die zu-
rückgelegte Entfernung festgehalten.32 Danach schafften die fürstlichen

Reisegesellschaften zwischen zwei und sieben Meilen pro Tag. 33 Eine Mei-
le entspricht ungefähr 7,5 km, man reiste also täglich gut 15 bis ca. 55 km.
Damit waren die Herren des 16. und 17. Jahrhunderts nicht schneller als
ihre mittelalterlichen Vorgänger. 34

Die Reisenden hatten es auch nicht immer eilig. Bekannte Sehenswür-
digkeiten wurden besichtigt. Christian IV. — beispielsweise - suchte wäh-

rend seiner norddeutschen Reise im Herbst 1595 den Magdeburger Dom
und die Stiftskirche St. Blasien in Braunschweig auf und nahm dort die
Gräber Kaiser Ottos des Großen (912-973), Herzog Heinrichs des Löwen
(gest. 1195) und Kaiser Ottos IV. (1175/76-1218) in Augenschein.35 Die Iti-

30 Ebd., S. 211, Z. 21-24.
31 Ebd., S. 212, Z. 4.

32 Reisen und Reisende in Nordwestdeutschland, S. 358-375.

33 Vgl. auch LASH, Abt. 7, Nr. 1266: Nachtlagerverzeichnis, S. Iff.; Reisen und Rei-
sende in Nordwestdeutschland, S. 332-335 u. S. 339-348; LASH, Abt. 7, Nr. 25, S.
Iff.; Om Verelßerne paa Koldinghus, S. 126; Franzen, Die Reise des Herzogs Johann
Adolf von Gottorf nach Kopenhagen 1596, S. 86 (Tabelle 16); Reisen und Reisende
in Nordwestdeutschland, S. 555-558; Skizzen- und Reisetagebuch eines Arztes im
Dreißigjährigen Krieg, S. 19-35.

34 Vgl. Reinke, Die Reisegeschwindigkeit des deutschen Königshofes; zusammenfas-
send Schulze, Das Königtum, S. 157.

35 Verzeichnus der Reise / welche die Kön. May. zu Dennemarcken Norwegen Anno
1595, S. AiiiA; siehe dazu auch Wade, Triumphus nuptialis danicus, S. 40.
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nerare und Reiseberichte, die die Fürsten selbst verfasst haben, zeugen im
Übrigen von einem lebhaften Interesse an Land und Leuten, wie man es
auch bei nicht-fürstlichen Reisenden seit der zweiten Hälfte des 16. Jahr-

hunderts beobachten kann.36 Dies bot zudem die Möglichkeit, durch Al-
mosen und Spenden für Arme und Bettler fürstliche Großzügigkeit zu de-
monstrieren. Aber Geographie, Geschichte, Sitte und Brauchtum der
durchreisten Gebiete wurden aufmerksam registriert. Die Neugierde, die
Wendung zur Welt, das Interesse am Fremden, das hier zum Ausdruck
kommt, hat seine Ursache im typisch neuzeitlichen Vertrauen in die empi-
rische Wirklichkeit. Und gerade dem Reisen wurde damals eine welter-
schließende Kraft zugeschrieben.37 Auch die Fürsten waren neugierig und
hielten ihre Reiseeindrücke zuweilen schriftlich fest, so z. B. Fürst Ludwig
von Anhalt-Köthen. Er war ein gebildeter Mann, der seine Erlebnisse sogar
in Verse brachte. 1596 reiste er durch Norddeutschland. Seine Reisebe-

schreibung wirkt mitunter unfreiwillig komisch: Über den Vormittag des
5. Juni 1596 schreibt er:

„(...) Des Morgens gieng man zu

Auf Aurick, da wir dan bekamen mittags ruh'.
Hier ist ein Milchreich Land, ein Land von schöner weide.

Das vieh frißt Tags und Nachts und weis von keinem Leide."38

Kommen wir zu einem weiteren wichtigen praktischen Aspekt der Rei-
sen, der Unterbringung und Verpflegung. Die Versorgung der vielen Men-
schen und Tiere bereitete manche Schwierigkeit. Der reisende Hof ent-
sandte Boten mit sogenannten Fourierzetteln zu den Gastgebern, die die
Reisestationen, die genaue Zahl sowie Stellung und Rang der mitreisenden
Personen sowie die Anzahl der Pferde mitteilten.39 Auf dieser Grundlage

organisierten die Gastgeber die Verköstigung und Beherbergung der Rei-
senden bzw. instruierten ihre Amtmänner, an deren Sitzen die Reisenden
zuvor Station machten, über deren Ankunft, so dass die Amtleute die not-

wendigen Vorbereitungen treffen konnten. Die fürstlichen Herren und ihre
adligen Begleiter wurden selbstverständlich in der Residenz, in den lan-
desherrlichen Amtssitzen oder bei den Bürgermeistern untergebracht, das
weitere Gefolge und die Dienerschaft mussten mit Schlafstellen in einfa-
chen Bürgerhäusern, Scheunen und Ställen Vorlieb nehmen. Wie die zahl-
reichen Pferde, z. B. bei der Hochzeit Herzog Johann Adolfs und der Krö-

36 Vgl. Hill, „durch etzliche gebüsch, sandicht und morastichte einöder Länder", S.
333f.

> 37 Vgl. Lohmeier, „Von Nutzbarkeit der frembden Reysen", bes. S. 6ff.; kurz auch
Stagl, Die Entwicklung der Ethnologie, S. 42.

38 Reisen und Reisende in Nordwestdeutschland, S. 384.
39 LASH, Abt. 7, Nr. 25: Furier und Futter Zettel; Om Verelßeme paa Koldinghus, S.

124f.; Erich, Außfürliche und warhaffte Beschreibung, S. Aa ii-Cc iii; LASH, Abt. 7,
Nr. 1266: Furier- und Futterzettel.
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nung Christians IV. 1596 in Kopenhagen 2.200 an der Zahl, versorgt und
deren Fäkalien entsorgt wurden, überliefern die Quellen nicht.40

Die Gastgeber kümmerten sich nicht nur um die Versorgung und Be-
herbergung ihres Besuchs, sie konnten darüber hinaus den Empfang ihrer
hohen Gäste zu repräsentativer Selbstdarstellung nutzen. Sie gewährten
diesen bei dem Zug durch ihr Territorium das Geleit. Mit diesem „Beför-
derungs- und Passgeleit"41 schützten und ehrten sie nicht nur die Reisen-

den, sondern betonten zugleich ihre Landeshoheit. Folglich wurde das Ge-
leit von einheimischen Adligen ausgeübt.

Die Ankunft als End- und Höhepunkt der Reise

Die Möglichkeit zur repräsentativen Selbstinszenierung bestand für die
Gastgeber auch und vor allem beim Empfang der Gäste. Der Einzug in die
Stadt, in der die Reisenden zu übernachten gedachten, war End- und oft
zugleich Höhepunkt einer jeden Tagesetappe. Ganz entsprechend war der
Einzug in die Residenzstadt des fürstlichen Gastgebers der Höhepunkt der
ganzen Reise. Der große Aufwand, mit dem ein Fürst mitunter unterwegs
war, wurde vor allem betrieben, um einen möglichst prächtigen Einzughalten zu können.

Die Ankunft des Herrschers, sein „adventus", ist seit der Antike über-
liefert 42 Auch die mittelalterlichen Quellen berichten immer wieder von

der Einholung bzw. dem Einzug der Könige und Landesherren. Für den
Ablauf eines Herrschereinzuges gab es daher ein sehr altes Muster, das im
Kern eingehalten werden musste, das aber auch variable Elemente enthielt:

Abb. 2 (folgende Seite, oben): Einzug Philipps III. von Hessen-Butzbach in Bar-
ßel, 1632: Lediglich die Bürger des Ortes sind angetreten, und der Einzug wird
durch Trompeter angekündigt — die herrscherliche Ankunft in ihrer einfachsten

Form (Skizzen- und Reisetagebuch eines Arztes im Dreißigjährigen Krieg, Tafel
16).

Abb. 3 (folgende Seite, unten): Einzug Philipps III. von Hessen-Butzbach in Au-

rich, 1632: Durch Ehrenpforten zieht die Reiterei ein und davor Philipp, der Graf
von Ostfriesland als Gastgeber sowie Herzog Adolf-Friedrich aus Mecklenburg
(1588-1658), ein weiterer Gast (Skizzen- und Reisetagebuch eines Arztes im Drei-
ßigjährigen Krieg, Tafel 20).

40 Siehe dazu auch Leibetseder, Pferde und Hoflager, bes. S. 323f.
41 Der Begriff nach Lingelbach, Artikel „Geleit", Sp. 40.
42 Dazu einführend Dotzauer, Die Ankunft des Herrschers; Tenfelde, Adventus. Zur

historischen Ikonologie des Festzugs; Lampen / Johanek, Adventus, bes. S. Vllff.
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Abb. 2 (vgl. vorausgehende Seite).

Abb. 3 (vgl. vorausgehende Seite).
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Abb. 4: Der Vorsprung der anderen: Bogen für den Einzug König Philipps II. von
Spanien (1527-1598) in Antwerpen, 1549 (http://www.rdklabor.de/wiki/Ehren-
pforte#/media/File:04-1461-2-jpg).
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Der Gastgeber bzw. sein Vertreter kam mit Gefolge dem Gast entgegen.
Außerhalb der Stadt traf man sich, stieg vom Pferd bzw. verließ die Kut-
sche und begrüßte sich, erwies einander die Reverenz. Bei besonderen An-
lässen hielt je ein Rat eine „oratio", eine kurze Begrüßungsrede. Nach die-
ser Einholung wurde aus dem Reisetross und der Gefolgschaft des emp-
fangenden Herrschers ein gemeinsamer Zug gebildet, der in die Stadt ein-
zog und sich zum Schloss begab. Vor und in der Stadt begrüßten die Bür-
ger unter Kanonensalut die Fürsten. Die Männer traten in den Rüstungen
bzw. Uniformen ihrer Bürgerwehrverbände an und verstärkten die Kano-
nenböller mit Gewehrschüssen. Darüber hinaus errichteten die Bürger zu-
weilen Ehrenbögen oder Ehrenpforten, die mit allegorischen Darstellungen
sowie den Wappen und Fahnen der am Einzug beteiligten fürstlichen Häu-
ser verziert waren. In Zentral- und Westeuropa war die Entwicklung da-
mals schon weitergegangen. Kaiser Karl V. (1500-1558) hatte bereits in der
ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts seine Ankünfte als Züge ausgestaltet,
die an die klassischen römischen Triumphzüge erinnerten und bei denen
er durch einen oder mehrere Triumphbögen aus Holz und Leinwand ein-
zog. In England und Frankreich folgte man bald dem kaiserlichen Beispiel
und errichtete seit der Mitte des 16. Jahrhunderts gleichfalls große hölzerne
Triumphbögen für die monarchischen Ankünfte. Weitere ausschmückende
Elemente, wie z. B. ein Feuerwerk, konnten hinzukommen. 43

Einholung, Begrüßung, gemeinsamer Einzug von Gastgeber und Gast
sowie die Kanonenschüsse waren obligatorisch. Was darüber hinausging,
konnte auch weggelassen werden. Umfang, ständische Qualität und
Prachtentfaltung eines Reisetrosses nahmen mit Rang und Anzahl der be-
suchten Fürsten und einem besonderen Reiseanlass, wie z. B. einer Ehe-

schließung oder Krönung, zu.44 Ganz ähnlich verhielt es sich bei den Ein-
zügen: Je höher die Zahl und der Rang der am Einzug beteiligten Fürsten
war, je bedeutsamer der Anlass für den Besuch, desto aufwändiger fiel der
Einzug aus. Umgekehrt galt aber selbstverständlich auch, dass einem Be-
such, der eher niedrigen Ranges war, nur durchreiste und mit kleinem Ge-
folge unterwegs war, auch nur ein bescheidener Einzug gewährt wurde.
Reisezug des Gastes und Empfang seitens des Gastgebers hatten einander
zu entsprechen.

So gab es eine große Bandbreite von Einzügen. Karl Philipp (1601-1622),
der jüngste Sohn König Karls IX. (1550-1611) von Schweden und Herzog
von Södermannland, zog 1617/18 als Siebzehnjähriger durch Deutschland.
Die Reise war eine Art Kavalierstour, und der junge Herzog sollte darüber
hinaus für die expansive schwedische Politik im Baltikum werben. Karl

43 Vgl. Strong, Feste der Renaissance, S. 138-161 u. S. 169-173; auch Dotzauer, Die An-
kunft des Herrschers, bes. S. 271; Tenfelde, Adventus. Zur historischen Ikonologie
des Festzugs, S. 56-63.

44 Vgl. oben, S. 44f., bei Anm. 18-21.
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Philipp war nur mit einem kleine Gefolge von gut 30 Personen, mehreren
Kutschen und einem Gepäckwagen unterwegs. Seine Ankunft fiel daher
jeweils sehr schlicht aus. Als er sich z. B. am 14. Januar 1618 Bremervörde,
dem Sitz des Bremer Erzbischofs näherte, wurde er vom erzbischöflichen

Kanzler, zwei Hofjunkern und einigen Wagen empfangen und in die Resi-
denzstadt geführt. Der Erzbischof erwartete seinen Gast im Schloss. Beim

Einzug Karl Philipps wurden auf den Wällen einige Schüsse gelöst. Die
Bevölkerung Bremervördes war nicht angetreten.45

Ganz anders sahen die Einzüge der fürstlichen Gäste aus, die im Spät-
sommer 1596 in Kopenhagen zur Krönung Christians IV. eintrafen. Nahe-
zu alle norddeutschen Fürsten nahmen an den Feierlichkeiten teil, die ein-

zelnen Reisegesellschaften umfassten bis zu knapp 600 Personen und fast
700 Pferde. Die bereits eingetroffenen Fürsten beteiligten sich zusammen
mit Christian an dem Einzug der brandenburgischen Delegationen aus
Magdeburg und Berlin. Christians Gefolge umfasste dabei neben dem ge-
samten Reichsrat und ca. 150 Adligen noch ungefähr 130 königliche Trom-
peter, Pauker, Knechte usw. und darüber hinaus die Reisigen und Knechte
aller Reichsräte und Adligen. Damit die am Stadttor postierte Bürgerwehr
Kopenhagens einen prächtigeren Eindruck hinterließ, hatte Christian zu
den bestehenden vier Fähnlein eigens zwei neue mit einer Stärke von ins-
gesamt 600 Mann gestiftet. 150 Kanonen auf den Kopenhagener Wällen
und mehr als 500 Geschütze der im Hafen der Stadt liegenden Kriegsschif-
fe wurden entzündet, außerdem konnte ein großes Feuerwerk am Himmel
bestaunt werden.46

Die Bürger waren als Untertanen beim herrscherlichen Einzug eher
passiv, sie waren vor allem Zuschauer und Kulisse für die Fürsten, die die

eigentlichen Akteure waren. Dies zeigt deutlich ein Vorfall bei der Ankunft

Christians IV. in Hamburg am 23. September 1595. Die Stadt Hamburg
schickte Christian eine Reiterei zur Einholung entgegen. „Ihre Mayest. aber
selbiges nicht gestatten wollen", heißt es in dem offiziellen, gedruckten
Reisebericht.47 Warum? - Hamburg war damals schon seit fast hundert
Jahren eine reichsfreie Stadt. Gleichwohl beanspruchte Christian die Herr-
schaft über die Stadt, war er doch als Herzog von Schleswig-Holstein
Nachfolger der holsteinischen Grafen, die Ende des 12. Jahrhunderts

Hamburg gegründet hatten. Hamburg hatte Christian noch nicht gehul-

45 Reisen und Reisende in Nordwestdeutschland, S. 555-558.

46 Erich, Außfürliche und warhaffte Beschreibung, S. Cii-Ciii u. S. Diii-Eiii; vgl. Wade,
Triumphus nuptialis danicus, S. 42f.; Franzen, Die Reise des Herzogs Johann Adolf
von Gottorf nach Kopenhagen 1596, S. 53-56; Findeisen, Christian IV., S. 58-62.

47 Verzeichnus der Reise / welche die Kön. May. zu Dennemarcken Norwegen Anno1595, S. AiA B.
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digt.48 Aber der dänische Thronfolger sah in den Elbstädtern seine Unter-
tanen, und Untertanen waren beim fürstlichen Einzug nur als Zuschauer
und Bewunderer herrscherlicher Macht und Größe zugelassen. Daher
schickte Christian die Hamburger Reiterei zurück in die Stadt. Nur dort -
als Untertanen - durften die Hamburger Christian empfangen.

Den Bürgern war bei den großen Einzügen die Rolle des untertänigen
und passiven Publikums zugedacht, damit gewannen die Fürsten gewis-
sermaßen eine öffentliche Bühne zur Inszenierung ihrer Macht und Herr-
schaft. Adressaten waren aber weniger die Untertanen als vielmehr die
anderen anwesenden Herrscher. Zwischen Gast und Gastgeber bestand
durchaus ein Verhältnis der Prestigekonkurrenz, aber zugleich bestätigten
beide Seiten einander. Jeder betrieb einen - dem Anlass angemessenen -
großen Aufwand, ließ jedoch den oder die anderen daran teilhaben, was
nicht zuletzt daran zu erkennen ist, dass Gastgeber und Gast sich in einem
gemeinsamen Zug in die Stadt begaben.

Fast tragisch ist in diesem Zusammenhang der Einzug Herzog Johann
Adolfs von Schleswig-Holstein-Gottorf 1596 in Kopenhagen zu nennen.
Auf den enormen Aufwand, den Johann Adolf für seinen Zug zu seiner
Hochzeit und zur Krönung Christians IV. betrieben hat, ist schon mehrfach
hingewiesen worden. Von allen Gästen in Kopenhagen im Spätsommer
1596 hatte er den größten Tross. Aber gerade dies wurde ihm zum Ver-
hängnis. Er konnte seine Reisegesellschaft nicht rechtzeitig über den Belt
setzen lassen und musste in Roskilde einige Tage warten, bis der Zug voll-
ständig war. Als er dann erst einen Tag vor der Krönung Christians IV. in
Kopenhagen eintraf, hatten die Festlichkeiten schon begonnen, waren
Christian und die anderen Fürsten auf der Jagd. Johann Adolf wurde nur
von den jüngeren Brüdern Christians, einigen Reichsräten und Adligen
sowie den Kopenhagener Bürgern empfangen. 49 Fürstliche Repräsentation
stieß hier an ganz elementare Grenzen einer schwach entwickelten Ver-
kehrs- und Reiseinfrastruktur - und missglückte.

Die Einzüge waren sicher oft prächtig anzusehen, sie nahmen mitunter
aber auch tumulthafte Formen an, was ihrem repräsentativen Charakter
abträglich war. Der Lärm der Geschütze und Gewehre in den engen Stra-
ßen der Städte ließ die Fensterscheiben der benachbarten Gebäuden zer-

springen und führte zu Unruhe unter den Pferden des ankommenden
Trosses. Über den Einzug Philipps III. von Hessen-Butzbach (1581-1643) in
Emden am 9. Juni 1632 berichtet Philipps Arzt in seinem Reisetagebuch,

dass Bürger und Soldaten „mit ihren Musketen dapfer Feuer geben, also

48 Vgl. Postel, Reformation und Gegenreformation, S. 245; Klessmann, Geschichte der
Stadt Hamburg, S. 138.

49 Erich, Außfürliche und warhaffte Beschreibung, S. Fii-Fiii; vgl. dazu Franzen, Die
Reise des Herzogs Johann Adolf von Gottorf nach Kopenhagen 1596, S. 39ff. u. S.
56-59.
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daß unter den Reisigen eine große Konfusion verursacht und viel beschä-

digt worden, inmaßen unseres Reitschmieds Jungen von einem Pferd der
rechte Schenkel entzweigeschlagen worden. Einem Burger ist seine Musket
zersprungen und im Gesicht großen Schaden getan. Ein anderer Burger hat
einem mit seiner Musketen, so hart geladen gewest, hinter dem linken Ohr
hinein und fast den halben Backen hinweg geschossen. "50

Die Kosten

Was kosteten die Reisen? Auch hier gab es eine große Spannweite. Als Bei-
spiele seien die Ausgaben zweier Reisen genannt, die schon oben vorge-
stellt wurden: zum einen die Reise Herzog Heinrich Julius' von Braun-
schweig-Wolfenbüttel 1587 in die Obergrafschaft Hoya, zum anderen Her-
zog Johann Adolfs Reise nach Kopenhagen 1596. Der welfische Herzog
Heinrich Julius war 1587 mit einem kleinen Gefolge von ca. 20 Personen
und 67 Pferden knapp vier Wochen unterwegs. Die Gesamtkosten beliefen

sich auf ca. 307 Reichstaler, waren also äußerst gering, was nicht zuletzt
daran lag, dass die besuchten Untertanen, bei denen die Pferde nachts un-

tergestellt und gefüttert wurden, aus Verbundenheit gegenüber der neuen
Herrschaft auf einen Teil der ihnen zustehenden Bezahlung verzichteten. 51

Johann Adolf war mit mehr als 500 Personen und knapp 700 Pferden ca.
sechs Wochen auf Reisen, für die Finanzierung seines großen Reisetrosses,
die Anreise nach Kopenhagen, den Aufenthalt in der dänischen Haupt-
stadt und die Rückkehr nach Gottorf wandte er etwas mehr als 20.000 Ta-

ler auf. Die regulären Einkünfte des Staates Schleswig-Holstein-Gottorf be-
trugen im Jahre 1596 knapp 200.000 Taler, das heißt, die Dänemarkreise
verschlang ungefähr 10 % der gottorfischen Jahreseinkünfte! 52 Die reprä-

sentative Selbstdarstellung hatte ihren Preis. Die angeführten Reisekosten

verdeutlichen aber auch, warum die große Prachtentfaltung wenigen be-
sonderen Anlässen vorbehalten war: Öfter konnte man sich diese einfach
nicht leisten.

Schluss

Gemessen an heutigen Maßstäben war auch für die Fürsten des 16. und 17.

Jahrhunderts das Reisen recht mühsam und unbequem. Dies lag nicht nur
am schlechten Zustand der unbefestigten Straßen und geringen Komfort

50 Skizzen- und Reisetagebuch eines Arztes im Dreißigjährigen Krieg, S. 29.
51 Reisen und Reisende in Nordwestdeutschland, S. 240-249, bes. S. 240 u. S. 242f.
52 LASH, Abt. 7, Nr. 2249; dazu vgl. Franzen, Die Reise des Herzogs Johann Adolf von

Gottorf nach Kopenhagen 1596, S. 62ff.
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der Wagen und Kutschen. Alle Teilnehmer und Teilnehmerinnen reisten
entsprechend ihrem Rang und in einer bestimmten Funktion, was ihrem
Handlungsspielraum sehr enge Grenzen zog. Wichtig war das repräsenta-
tive Element, die Demonstration standesgemäßer Lebensführung des Fürs-
ten und gegebenenfalls - bei wichtigeren Anlässen - die Inszenierung sei-
ner Herrschaft. Vertraut wurde dabei vor allem auf das Visuelle, das Sicht-

bare. Die Repräsentation sprach den Augensinn an. 53 Gewiss, häufig muss-
ten sich die Herrscher mit wenigen, eher bescheidenen und zuweilen et-
was hilflosen Ausdrucksformen begnügen. Aber eine Minimalstufe fürstli-
cher Machtdemonstration wurde niemals unterschritten. Zumindest mit

dem Kern des Hofes war man unterwegs. Und bei der Ankunft wurde
immer ein Einzug abgehalten, der womöglich sehr bescheiden ausfiel,
gleichwohl den Fürsten vorbehalten war. So unterschied sich die fürstliche
Reise immer deutlich von allen anderen Reiseformen.

Die repräsentative Bedeutung des Reisens zeigt sich auch darin, dass
fürstliche Reiseberichte gedruckt wurden. 1595 ließ der dänische Hof einen
Bericht der zweimonatigen Reise Christians IV. nach Norddeutschland im
gleichen Jahr drucken, in dem ihre Stationen, die zurückgelegten Entfer-
nungen, das Empfangszeremoniell seitens der besuchten Fürsten usw. ge-
schildert werden.54 Wie mehrfach angesprochen, wurde Christian ein
knappes Jahr später, in Kopenhagen zum dänischen König gekrönt. Auch
von diesem Ereignis wurde kurze Zeit darauf eine „ausführliche und
wahrhaftte Beschreibung" veröffentlicht.55 Ein großer Teil des Werkes ist
der An- und Abreise der fürstlichen Gäste gewidmet. Akribisch wird unter
anderem ausgerechnet, dass die Besucher der Krönungsfeierlichkeiten ins-

gesamt 2.200 Pferde für ihre Reisen nach und von Kopenhagen benötig-
ten.56 Die beiden Werke künden von großer Prachtentfaltung während
fürstlicher Reisen und veranschaulichen schlaglichtartig die Bedeutung,
die die Herrscher der Frühen Neuzeit dem Reisen für ihre Selbstdarstel-

lung beimaßen. Und mit dem Druck der beiden Werke wurde die Erinne-
rung an die repräsentativen Reisen über diese Reisen hinaus wachgehal-
ten.

Uns ist heute das höfische Leben größtenteils fremd. Dass man für eine
Reise Personen einstellt und Pferde anschafft, die man überhaupt nicht be-

nötigt, oder für einen prächtigen Einzug eigens Bürgerwehreinheiten stif-
tet, ohne dass ein militärischer Bedarf vorhanden ist, würde heutzutage

schnell als nutzlose Verschwendung kritisiert. Aber die höfische Gesell-

schaft hatte ihre eigene - eben höfische - Rationalität. Stand und Rang wa-

53 Siehe dazu auch Wamke: Visualisierung der Macht im 16. Jahrhundert, S. 63f.
54 Verzeichnus der Reise / welche die Kön. May. zu Dennemarcken Norwegen Anno

1595.
55 Erich, Außfürliche und warhaffte Beschreibung.
56 Ebd., S. Cciii.
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ren nach außen zu demonstrieren, dies geschah gegenüber den Unterta-
nen, vor allem aber innerhalb der Gruppe der Fürsten, die allein in der La-

ge war, Orientierungspunkte und Maßstäbe und damit auch Regeln der
Repräsentation und angemessenen Prachtentfaltung zu setzen. Daher ging
es bei den einfachen repräsentativen Ausdrucksformen eher nur um ge-
genseitige Rangbestätigung und selbst bei größerem Aufwand wurde nicht
nur das eigene Prestige betont, sondern vergewisserten sich immer auch
alle fürstlichen Beteiligten ihrer herausgehobenen Stellung. 57 Die Legitimi-

tät und der Sinn höfischer Repräsentation wurden nie in Frage gestellt.
Erst zum Ende des 18. Jahrhunderts setzte sich die rein wirtschaftliche Per-

spektive bei der Beurteilung des höfischen Systems durch und führte zu
einer radikalen Hofkritik58 - dies eine Haltung, die uns heute auch noch
ganz wesentlich prägt, die aber der höfischen Kultur und dem höfischen
Reisen der Frühen Neuzeit nicht gerecht wird.

Verzeichnis der untersuchten Reisen (und ihre Überlieferung)

1558: Graf Edzard II. von Ostfriesland nach Schweden (Das Tagebuch des
Kanzlers ter Westen).

1564: Landgraf Philipp von Hessen nach Gottorf (Puls, Ein Brautzug).

1570: Herzog Adolf von Schleswig-Holstein-Gottorf nach Kassel (LASH,
Abt. 7, Nr. 1266).

1573 und 1578: Herzog Heinrich XI. von Schlesien-Liegnitz in Nord-
deutschland (Reisen und Reisende in NordWestdeutschland, S. 183-189).

1587: Herzog Heinrich Julius von Braunschweig-Wolfenbüttel in der Ober-
grafschaft Hoya (Reisen und Reisende in Nordwestdeutschland, S. 238-250).

1591 und 1592: Graf Enno III. von Ostfriesland nach Polen (Reisen und Rei-
sende in Nordwestdeutschland, S. 331-336).

1592: Herzog Christian von Schleswig-Holstein-Sonderburg in Skandina-
vien (Reise durch die Nordischen Länder im Jahre 1592).

1592: Christine von Schleswig-Holstein-Gottorf nach Schweden zu ihrer
Hochzeit mit Karl IX. (LASH, Abt. 7, Nr. 25; Om Verelßerne paa Kol-
dinghus).

1592: Herzog Friedrich von Württemberg (Mömpelgard) auf der Durchrei-
se nach England (Reisen und Reisende in Nordwestdeutschland, S. 337-348).

57 Vgl. auch Jacobsen, Prestigekonkurrenz als Triebkraft höfischer Kultur, bes. S. 202f.;
dazu siehe auch Freist, S. 53-56; Asch, Europäischer Adel in der Frühen Neuzeit, S.
225-234; Sikora, Der Adel in der Frühen Neuzeit, bes. S. lOlf.

58 Vgl. Bauer, Hofökonomie, S. 12ff.



Unterwegs mit dem Hof 59

1594-1634: Reisen Herzog Augusts von Braunschweig-Lüneburg in Nord-
deutschland (Reisen und Reisende in NordWestdeutschland, S. 356-
375).

1595: Prinz Christian IV. von Dänemark nach Norddeutschland (Ver-

zeichnus der Reise / welche die Kön. May. zu Dennemarcken Norwe-
gen Anno 1595; Eine Reise Christians IV. im Jahre 1595).

1596: Herzog Johann Adolf von Schleswig-Holstein-Gottorf nach Kopen-
hagen (LASH, Abt. 7, Nr. 2249; Erich, Außfürliche und und warhaffte
Beschreibung).

1596: Markgraf Joachim Friedrich von Brandenburg nach Kopenhagen
(Heinrich der Jüngere Reuss Posthumus, Beschreibung der reyse in
Dennemark; Erich, Außfürliche und und warhaffte Beschreibung).

1596: Ludwig von Anhalt-Köthen in Norddeutschland (Reisen und Rei-
sende in Nordwestdeutschland, S. 381-385).

1601: Landgraf Moritz I. von Hessen-Kassel nach Kiel und Gottorf (LASH,
Abt. 7, Nr. 1266).

1610: Ludwig Friedrich von Württemberg (Mömpelgard) in Norddeutsch-
land (Reisen und Reisende in Nordwestdeutschland, S. 449-455).

1611: Erbprinz Otto von Hessen-Kassel auf Durchreise nach England (Rei-
sen und Reisende in Nordwestdeutschland, S. 460-476).

1617/8: Herzog Karl Philipp von Södermanland auf Deutschlandreise (Rei-
sen und Reisende in Nordwestdeutschland, S. 554-559).

1632: Landgraf Philipp III. von Hessen-Butzbach nach Ostfriesland (Skiz-
zen- und Reisetagebuch eines Arztes im Dreißigjährigen Krieg).

Quellen und Darstellungen

Ungedruckte Quellen

Landesarchiv Schleswig-Holstein, Schleswig [LASH]
Abt. 7, Herzöge von Schleswig-Holstein-Gottorf 1544 -1713, Nr. 25 (Heirat zwischen
Herzog Karl von Södermanland und Prinzessin Christine, 1591-1592), Nr. 1266 (Rei-
sen zwischen Gottorf und Kassel, 1570-1601) u. Nr. 2249 („Rechnung und Ausgaben
waß uf itziger F. G. fürwesenden Reise gehn Copenhagen zu dero uf den 29. Augusti
angestellte Königliche Krönung ufgangen und von mir ist bezalet worden", 1596).

Gedruckte Quellen

Das Tagebuch des Kanzlers ter Westen über die Schwedenreise Graf Edzards II. von
Ostfriesland im Jahre 1558. Hrsg, von Georg Hahn. Lüneburg 1988.

Eine Reise Christians IV. im Jahre 1595. Ein Bericht aus dem Rantzauischen Familienar-
chiv. Hrsg, von Otto Neumann. In: Schleswig-Holstein 1969, S. 41f.

Erich, August: Außfürliche und warhaffte Beschreibung des durchl. Fürsten Christians
des Vierden, zu Dennemarck etc. Königes, zu Koppenhagen 29. Aug. 1596. gesche-
henen Krönung. Kopenhagen 1597.
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Heinrich der Jüngere Reuss Posthumus: Beschreibung der reyse in Dennemark [1596].
Hrsg, von Jorgen Steen Jensen. In: DM, R. 8, Bd. 5. Kopenhagen 1981, S. 204-222.

Om Verelßerne paa Koldinghus at lade tilflye og Forraad at skaffe til Hertugindens af
Holsten Ankomst v. 1592. 7. Julii. In: DM 5, Kopenhagen 1751, S. 123-126.

Reise durch die Nordischen Länder im Jahre 1592. Bericht des Augustin Freiherm zu
Mörsberg und Beffort, St. Johanniter Ordens-Priors in Dänemark, geschrieben den 1.
April 1633. Hrsg, von Carl-Heinrich Seebach. Neumünster 1980.

Reisen und Reisende in Nordwestdeutschland. Beschreibungen, Tagebücher und Briefe,
Itinerare und Kostenrechnungen, Bd. 1: bis 1620. Hrsg, von Herbert u. Inge Schwarz-
wälder. Hildesheim 1987 (Veröffentlichungen der Historischen Kommission für
Niedersachsen und Bremen, XXXV / Quellen und Untersuchungen zur allgemeinen
Geschichte Niedersachsens in der Neuzeit, 7).

Skizzen- und Reisetagebuch eines Arztes im Dreißigjährigen Krieg. Hrsg, von WalterGunzert. Darmstadt 1952.

Verzeichnus der Reise / welche die Kön. May. zu Dennemarcken Norwegen Anno 1595.
zu etlichen ihren Anverwandten Chur vnd Fürsten in Teutschland angestellet. Ko-penhagen 1595.

Darstellungen

Andresen, Ludwig: In Gottorf um 1600. In: Gottorfer Kultur im Jahrhundert der Univer-
sitätsgründung. Kulturgeschichtliche Denkmäler und Zeugnisse des 17. Jahrhun-
derts aus der Sphäre der Herzöge von Schleswig-Holstein-Gottorf, hrsg. von Emst
Schlee. Flensburg 1965, S. 177-200.

Asch, Ronald G.: Europäischer Adel in der Frühen Neuzeit. Eine Einführung. Köln/Weimar/Wien 2008.

Bahlcke, Joachim: Landesherrschaft, Territorien und Staat in der Frühen Neuzeit. Mün-
chen 2012 (Enzyklopädie deutscher Geschichte, 91).

Bauer, Volker: Hofökonomie. Der Diskurs über den Fürstenhof in ZeremonialWissen-
schaft, Hausväterliteratur und Kameralismus. Wien/Köln/Weimar 1997.

Berns, Jörg Jochen: Die Herkunft des Automobils aus Himmelstrionfo und Höllenma-
schine. Berlin 1996 (Kleine Kulturwissenschaftliche Bibliothek, 54).

Dotzauer, Winfried: Die Ankunft des Herrschers. Der fürstliche „Einzug" in die Stadt
(bis zum Ende des Alten Reichs). In: AKG 55 (1973), S. 245-288.

Findeisen, Jörg-Peter: Christian IV. Zwischen Mythos und Wahrheit. Kiel 2014.
Franzen, Henning: Die Reise des Herzogs Johann Adolf von Gottorf nach Kopenhagen

1596. Fürstliche Repräsentation und deren Kosten. Kiel 1999 (Wissenschaftliche Ar-
beit für die Erste Staatsprüfung im Fach Geschichte, maschinenschriftlich).

Freist, Dagmar: Absolutismus. Darmstadt 2008 (Kontroversen um die Geschichte).
Gräf, Holger Thomas / Pröve, Ralf: Wege ins Ungewisse. Reisen in der frühen Neuzeit.1500-1800. Frankfurt a. M. 1997.

Hedemann-Heespen, Paul von: Die Herzogtümer Schleswig-Holstein und die Neuzeit.Kiel 1926.

Hill, Thomas: „durch etzliche Gebüsch, sandicht und morastichte einöder Länder" -
Zum Reisen auf dem Heer- bzw. Ochsenweg in der Frühen Neuzeit. In: ZSHG 122(1997), S. 322-347.

Ders.: Mit dem Hof unterwegs. In: Damals 10 / 2002, S. 72-78.

Ders. / Zieh, Bernd: Von Wegen. Auf den Spuren des Ochsenweges (Heerweg) zwischen
dänischer Grenze und Eider. Flensburg 2002 (Flensburger Regionale Studien, 12).

Jacobsen, Roswitha: Prestigekonkurrenz als Triebkraft höfischer Kultur - Fürstenbegeg-
nungen im Tagebuch Herzog Friedrichs I. von Sachsen-Gotha und Altenburg. In:
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Residenzkultur in Thüringen vom 16. bis zum 19. Jahrhundert, hrsg. von ders.
Bucha (bei Jena) 1999, S. 187-207.

Klessmann, Eckart: Geschichte der Stadt Hamburg. 2. Aufl., Hamburg 2002.
Knoll, Gabriele M.: Kulturgeschichte des Reisens. Von der Pilgerfahrt zum Badeurlaub.

Darmstadt 2006.

Krempien, Petra: Geschichte des Reisens und des Tourismus. Ein Überblick von den An-
fängen bis zur Gegenwart. Limburgerhof 2000.

Krüger, Herbert: Jörg Gails Augsburger „Raißbüchlin" - Der älteste deutsche Baedeker
aus dem Jahre 1563. In: Archiv für deutsche Postgeschichte 2 (1969), S. 10-17.

Lampen, Angelika / Johanek, Peter: Adventus. Studien zum herrscherlichen Einzug in
die Stadt. Zur Einführung. In: Adventus. Studien zum herrscherlichen Einzug in die
Stadt, hrsg. von dens. Köln 2009 (Städteforschung, A 75), S. VII-XVI.

Leibetseder, Mathis: Pferde und Hoflager. Beobachtungen zu Tier und Mensch im fürst-
lichen Repräsentationsbetrieb um 1500. In: AKG 97 (2015), S. 315-332.

Lingelbach, Gerhard: Artikel „Geleit". In: Handwörterbuch zur deutschen Rechtsge-
schichte, 2., völlig überarbeitete und erweiterte Auflage, hrsg. von Albrecht Cordes,
Heiner Lück, Dieter Werkmüller u. Christa Bertelsmeier-Kierst, Bd. 2. Berlin 2012,
Sp. 37-42.

Lohmeier, Dieter: „Von Nutzbarkeit der frembden Reysen". Rechtfertigungen des Rei-
sens im Zeitalter der Entdeckungen. In: Reisen und Tourismus. Auswirkungen auf
die Landschaft und den Menschen, hrsg. von Norbert Hinske, Manfred J. Müller.
Trier 1979, S. 2-8.

Müller-Mertens, Eckard: Wege der Mächtigen. Herrscher-Itinerare auf der Straße Brüg-
ge - Nowgorod in den mittelalterlichen Jahrhunderten. In: Transit Brügge - Nov-
gorod. Eine Straße durch die europäische Geschichte, hrsg. von Ferdinand Seibt, Ul-
rich Borsdorf, Heinrich Theodor Grütter. Bottrop-Essen 1997, S. 140-144.

Oestreich, Gerhard: Geist und Gestalt des frühmodernen Staates. Ausgewählte Aufsät-
ze. Berlin 1969.

Peyer, Hans Conrad: Das Reisekönigtum des Mittelalters. In: VSWG 51 (1964), S. 1-21.
Postel, Rainer: Reformation und Gegenreformation 1517-1618. In: Hamburg. Geschichte

der Stadt und ihrer Bewohner, Bd. 1, Von den Anfängen bis zur Reichsgründung,
hrsg. von Hans-Dieter-Loose. Hamburg 1982, S. 191-258.

Puls, Dierk: Ein Brautzug nach Gottorf. In: Die Heimat 63 (1956), S. 84f.
Reinke, Martina: Die Reisegeschwindigkeit des deutschen Königshofes im 11. und 12.

Jahrhundert nördlich der Alpen. In: BlldtLg 123 (1987), S. 225-251.
Schieffer, Rudolf: Von Ort zu Ort. Aufgaben und Ergebnisse der Erforschung ambulan-

ter Herrschaftspraxis. In: Orte der Herrschaft - mittelalterliche Königspfalzen, hrsg.
von Caspar Ehlers. Göttingen 2002, S. 11-23.

Schulze, Hans K.: Grundstrukturen der Verfassung im Mittelalter, Bd. 4, Das Königtum.
Stuttgart 2011.

Sikora, Michael: Der Adel in der Frühen Neuzeit. Darmstadt 2009 (Geschichte kompakt).
Stagl, Justin: Die Entwicklung der Ethnologie. In: Ethnologie. Einführung und Über-

blick, hrsg. von Bettina Beer, Hans Fischer. 6. Aufl., Berlin 2006, S. 33-52.
Strong, Roy: Feste der Renaissance 1450-1650. Kunst als Instrument der Macht. Freiburg-

Würzburg 1991.
Tenfelde, Klaus: Adventus. Zur historischen Ikonologie des Festzugs. In: HZ 235 (1982),

S. 45-84.

Wackemagel, Rudolf H.: Zur Geschichte der Kutsche bis zum Ende des 17. Jahrhun-
derts. In: Achse, Rad und Wagen. Fünftausend Jahre Kultur- und Technikgeschichte,
hrsg. von Wilhelm Treue. Göttingen 1986, S. 197-235.
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Wade, Mara R.: Triumphus nuptialis danicus. German court culture and Denmark. The
"great wedding" of 1634. Wiesbaden 1996 (Wolfenbütteier Arbeiten zur Barockfor-schung, 27).
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Wie „Flensburger Austern" ins Zarenreich kamen

Ein Beitrag zur Geschichte der Austernfischerei

in Schleswig-Holstein

Von Helge Berndt

Wer Leo Tolstois großen Roman „Anna Karenina" aufmerksam liest, wird
gleich am Anfang auf „Flensburger Austern" stoßen, die Fürst Stepan Ar-
kadjewitsch Oblonsky mit seinem Freund, dem Gutsbesitzer Kostja Ljewin,
in einem Moskauer Feinschmecker-Lokal verspeist. 1 Aber auch Iwan Tur-
genjew stellt in seiner Novelle „Frühlingswogen" Jünglinge vor, „frisch
wie Flensburger Austern, die nach St. Petersburg gebracht werden".2 Diese
beiden Hinweise waren der Anlass, sich mit der Geschichte der „Flensbur-

ger Austern" und der Austernfischerei in Schleswig-Holstein zu befassen,
zumal jüngere wirtschafts-und kulturhistorische Lexika diese Spezialität
nicht verzeichnen und nicht einmal Artikel zu „Austem"oder „Muscheln"
enthalten.3

Angeblich hat schon der dänische König Knud II. der Große um 1020 n.
Chr. die Auster von England an die Westküste des Herzogtums Schleswig
verpflanzt.4 Um die Mitte des 16. Jahrhunderts galt die Auster, wie auch
schon vorher bei den Römern, als besonderer Leckerbissen, sodass der dä-

nische König Friedrich IV. später den freien Fang derselben verbot und die
Auslernbänke an der Westküste zu einem königlichen Regal machte. Aus-
tern waren auch ein beliebtes Geschenk zwischen Fürsten. So wies z. B. be-

reits Herzog Johann der Ältere von Hadersleben im Jahre 1576 den Amt-
mann von Tondern an, eine Tonne voll Austern (etwa 1.000 Stück) zu lie-
fern, die er dem Kurfürsten von Sachsen senden ließ.5

1 Tolstoi, Anna Karenina, S. 40 [entstanden zwischen 1873 und 1878],
2 Turgenjew, Erste Liebe und andere Novellen, S. 127f. [entstanden 1870].
3 Vgl. Lorenzen-Schmidt/Pelc (Hrsg.), Schleswig-Holstein Lexikon, S. 167 („Fische-

rei") u. Sönderjylland A-A, S. 102 („Fiskeri"). - Dagegen bietet die Bibliographie zur
Wirtschafts-und Sozialgeschichte Schleswig-Holsteins, S. 181 (Bibl.-Nr. 2574-25811),
durchaus Hinweise auf einige Titel.

4 Andresen, Von schleswig-holsteinischen Austern und Austernbänken, S. 77-84.
5 Ebd., S. 78.

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 142
Husum Druck 2017
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Dabei mag auch die Wirkung von Austern als Aphrodisiakum eine Rol-
le gespielt haben, wie etwa der Schriftsteller und Abenteurer Giacomo Ca-
sanova (1725-1798) in seinen Memoiren berichtet. 6 Zu Beginn eines Liebes-
abenteuers mit zwei jungen Damen stärkte er sich durch den Verzehr von
50 Austern. Und Mozarts Vater Leopold schrieb in einem Brief an die Toch-
ter von einem „fürstlichen Essen“ beim Wiener Librettisten Johann Gottlieb

Stephanie am 20. Februar 1785, bei dem er und sein Sohn Wolfgang
Amadeus am Ende noch „Austern, Confect und viele Bouteillien Cham-
pagnerwein" genossen hätten. 7

Die königlichen Austernbänke an der Westküste Schleswig-Holsteins
und Jütlands wurden meistens an einen Pächter als Generalunternehmer

oder an eine Pächtergemeinschaft verpachtet. Dies galt auch für einen ge-
wissen Paul Stövken aus Hamburg, der sich die schleswigschen Bänke im
17. Jahrhundert für 60 Taler pro Jahr für den Zeitraum von 20 Jahren si-
cherte.8 Der Amtmann von Tondern, Dietrich von Ahlefeldt, stellte 1658

dessen Witwe Anna Stövken zur Rede wegen der Überfischung der Aus-
tembänke, wodurch die Bänke ruiniert und gleichzeitig der Preis für Aus-
tern in Hamburg stark gefallen sei. Der nächste Pächter zahlte daraufhin
1666 schon 600 bis 700 Reichstaler Pacht pro Jahr.

Eines der ältesten Dokumente zu diesem Thema im Flensburger Stadt-
archiv ist eine Bekanntmachung des dänischen Königs Friedrichs IV. vom

12. Februar 1709,9 in der er wissen lässt, „dass vielfältige Klagen einge-
kommen sind, dass die den Ämtern Ripen und Hadersleben gehörenden
und dem lieben,getreuen Herrn Hans Schack, Graf von Schackenburg, ver-
liehenen Oesterbänke ... von unseren eigenen Unterthanen, sonderlich aus
der Landschaft Bredstedt, durch unzulässiges, heimliches Befischen bei
nächtlicher Weile öfters besucht und die gestohlenen Oesters anderwertig
in unseren Territorien zum Verkauf gebracht wurden." Dies sei ein großer
Schaden für die Pächter. Wenn ein Dieb überführt werde, solle er beim ers-
ten Male eine Geldbuße von 50 Reichstalern zahlen, beim zweiten Male mit

Festungsarbeit bestraft werden. Wer einen Austerndieb anzeige, solle die
Hälfte der Geldbuße bekommen, die andere Hälfte solle an den Fiskus fal-
len.

Die leckeren Austern schmeckten also offensichtlich nicht nur hochge-
stellten Standespersonen, sondern auch dem einfachen Volk, wie aus der

folgenden „Intimation" (Bekanntmachung) vom 26. August 1756 ersicht-
lich ist. In dieser wird eingangs die Verpachtung der Austernbänke an der
Westküste Schleswigs an Peter Todsen aus Hoyer für 15 Jahre erwähnt,
dann aber den „in der Nähe der Austernbänke wohnenden Gastwirten,

6 Casanova, Geschichte meines Lebens, Bd. XII, S. 61ff.
7 Hier nach Dohnanyi, Kaiserliches Schalentier, S. 90.
8 Andresen, Von schleswig-holsteinischen Austern und Austembänken, S. 78f.
9 StA Fl XIII, Ver 0086.
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Schiffern, Schmieden und Fischern bedeutet, dem unterm 26. Februar 1720

ergangenen allerhöchsten Mandat wegen Abstellung der Austemdieberei-
en und dessen Renovations-Patenten von 1730, 1736, 1740 bei Vermeidung
der darin festgesetzten Strafe allerschuldigst zu gehorchen." 10

Der Handel von schleswig-holsteinischen Austern nach Russland lässt
sich ab Mitte des 18Jahrhunderts gut dokumentieren. 1742 war Herzog
Karl Peter Ulrich von Holstein-Gottorf, der Enkel des Zaren Peters I., auf

Einladung der Zarin Elisabeth nach St. Petersburg gekommen Ab 1745, mit
Erreichen der Volljährigkeit, regierte er von dort aus sein Herzogtum. Um
seinen Hof dort möglichst prächtig zu präsentieren, verschiffte er nicht nur
die Kieler Orangerie nach Oranienbaum, sondern ließ aus Holstein ausge-
wählte Delikatessen liefern: Zitronen, holsteinische Butter, hunderte Fla-

schen von Spirituosen und auch Austern von der schleswig-holsteinischen
Westküste. Am 23.August 1747 machte Großfürst Peter, wie er sich jetzt
nannte, sogar den Vorschlag, eine schnelle Yacht für den Austerntransport
zu bauen. Diese wurde im Sommer 1748 gebaut, erwies sich aber als zu
groß und zu langsam für den Transport der kostbaren Schalentiere. 11 Die
Austern von der Westküste waren auch deshalb in Petersburg sehr begehrt,
weil sie während der Fastenzeit vor Ostern als „Fische" gegessen werden
durften. 12

1762 bestieg Großfürst Peter von Holstein-Gottorf als Zar Peter III. den
russischen Thron, musste aber nach einer Palastrevolution abdanken und

wurde noch im selben Jahr ermordet. Seine Gemahlin, eine geborene Prin-
zessin von Anhalt-Zerbst, folgte ihm als Zarin Katharina II. nach. In ihre
Regierungszeit fallen die Verhandlungen über das Herzogtum Holstein-
Gottorf, die maßgeblich von Caspar von Saldern (1711-1786) geführt wur-
den. Um die Zarin gnädig zu stimmen, wurden u. a. goldene Tabakdosen
verschenkt, gerne aber auch seltene und teure Delikatessen an den Zaren-
hof geliefert, so z. B. holsteinische Austern, die per Wagen von Höyer oder
Husum nach Apenrade oder Flensburg gebracht wurden und von dort per
Schiff nach Reval oder St. Petersburg. Die Zarin schätzte frische Austern
sehr, und Caspar v. Saldern versuchte ihre Wünsche getreulich zu erfüllen.

Im Winter 1763/64 teilte ihm Katharina II. mit, dass sie zu ihrem Ge-

burtstag am 2. Mai 1764 ein festliches Diner plane und dafür frische Aus-
tern brauche. Am 6.Februar 1764 schickte daraufhin von Saldern an seinen

Freund, den Kaufmann Fr. W. Otte aus Eckernförde, einen dringenden
Brief, in dem er 50 bis 60 Tonnen Austern, jede zu etwa 800 Stück, bestellte.
Otte sollte unbedingt dafür sorgen, dass der Transport von Höyer nach
Flensburg schnellstmöglich erfolge und die Schalentiere rechtzeitig in St.

10 StA Fl XIII, Ver 00383.
11 Seebach, Das Kieler Schloss, S. 91 u.S. 264.
12 Dalimann, Das Kieler Schloss, S. 207ff. (1742-1761 Oranienbaum-das kleine Hol-

steinland).
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Petersburg ankommen. Er solle nicht an Geld oder Sonderzulagen sparen.
Otte möge daran denken, dass die allerhöchste Gnade von der rechtzeiti-

gen Lieferung der Austern abhänge. Die Welt werde von solchen Kleinig-
keiten regiert. Der Schiffer erhielt also eine Prämie zusätzlich zu den
Frachtkosten in Höhe von 100 Reichstalern, die Lieferung kam rechtzeitig
an und in der Folgezeit gab es noch mehr von solchen Geschäften, mit de-
nen auch von Salderns diplomatische Verhandlungen über Holstein-
Gottorf befördert wurden. 13 Die Zarin Katharina II. tauschte dann im Ver-

trag von Zarskoje Selo 1773 das Herzogtum Holstein-Gottorf gegen die
Grafschaften Delmenhorst und Oldenburg.

Hierdurch auf die Problematik aufmerksam gemacht, wird man auch
an anderer Stelle fündig: So sind etwa für das Jahr 1776 im Briefkopialbuch
des Flensburger Kaufmanns Christian Dethleffsen Nachrichten über den

Verkauf von Austern („Östers") nach St. Petersburg greifbar. In einem Brief
an Dethleffsens Partner Laurentzius Johann Cramer in Kopenhagen vom
17. April 1776 heißt es zunächst: „ ... wir wollen interesieren mit 20 oder 24
Tonen Östers von hier nach Petersburg, dabey einige Kisten Sitronen und
Pomerantzen." Nur drei Tage später werden in einem weiteren Brief die
Dimensionen deutlich, die der Handel mit „Flensburger Austern" zu die-
ser Zeit hatte: „ ... hier liegen 10 Schiffe, so auff St. Petersburg mit Östers
gehen wollen. Haben gerstern 4 Stück Ihre Östers bekommen, die anderen
6 Stück Sontag Abendt." 14 Entsprechend verschickte Dethleffsen im April
1780 einige Tonnen Muscheln an seinen Sohn nach Kopenhagen: „Die 4
Töncken Müssein, jede von 4 Kann, sein mit Schiffer Ulrichsen am Sontag
abgegangen. Ich will hoffen, das sie da sein werden"; 15 am 23. April 1785
heißt es in einem Schreiben an seinen Geschäftspartner Cramer ebendort:
„Schiffer Thomas Benitzen wirdt, geliebts Gott, arreviert sein, selbe hat 16
Tone Mosseln in Schallen, so ich wünsche mit Gesundtheit zu verbrau-
chen." 16

Ab 1799 ist eine lückenlose Verpachtung der königlichen Austembänke
nachzuweisen. Sie wurden bis 1879 ständig an Flensburger Kaufleute ver-
pachtet. Einer der ersten war Peter Clausen Stuhr, der die Bänke für eine
jährliche Abgabe von inzwischen 5.700 Reichstaler pachtete. Einer der be-
kanntesten unter den Pächtern war der Kaufmann und Agent Lorenz Göt-
tig, der die Austernbänke an der schleswigschen Westküste 1819 für nun

schon 10.715 Reichstaler pro Jahr für 20 Jahre pachtete. Da aber bei einer
Besichtigung der Bänke diejenigen bei Fanö nicht mehr vorhanden waren,

13 Henningsen, Das Leibgericht der Kaiserin, S. 104-114.
14 Kraack, Die Briefkopialbücher des Flensburger Kaufmanns Christian Dethleffsen, S.

lOlf. (Nr. 44 u. Nr. 45).
15 Ebd., S. 268 (Nr. 279).
16 Ebd. ,S. 415 (Nr. 499).
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erhielt Göttig einen Nachlass von 648 Reichstalem. 17 Die von ihm verkauf-

ten Austern wurden entweder von Husum aus nach Hamburg verschifft
oder per Pferdewagen nach Apenrade oder Flensburg geschafft und in die
großen Städte im Ostseeraum, etwa nach Kopenhagen, Stockholm, Riga,
Reval oder St. Petersburg, geliefert. 18 Verkauft wurden die Austern z. B. in
Riga für 4 bis 5 Reichstaler pro 100 Stück, was trotz der hohen Pacht auf ein
gutes Geschäft hindeutet.

Bei der oben genannten Pachtsumme muss allerdings berücksichtigt
werden, dass bestimmte Standespersonen kostenlose Deputate an Austern
erhielten, der Amtmann von Husum z. B. 3.000 Stück pro Jahr. Insgesamt
musste der Pächter 56.000 Stück Austern als Deputat liefern. 19

Dabei muss gelegentlich auch jemand den guten Namen Göttigs für
seine unlauteren Geschäfte missbraucht haben, finden wir doch im „Flens-

burger Wochenblatt" vom 22. November 1828 eine Notiz, in der Göttig für
„die Nennung von demjenigen, der unter seinem Namen verdorbene Aus-
tern verkauft hat, 10 Reichstaler Courant Belohnung verspricht."

1839 pachtete eine Interessengemeinschaft wiederum aus Flensburg die
Bänke für 20 Jahre, also bis 1859.20 Das Konsortium bestand aus den Kauf-

leuten P. P. Schmidt, H. C. Jensen, dem Kapitän Jens Bieicken aus Sylt so-
wie Friedrich Görrissen, der Witwe J. P. Ingwersen und der Firma J. P.
Schmidt. Jeder der Partner zahlte ein Sechstel der Pacht. Dies ist erklärlich,

denn die Pacht war von 16.664 Reichstalern, die Lorenz Göttig zuletzt jähr-
lich gezahlt hatte, auf beachtliche 25.000 Reichstaler im Jahre 1859 gestie-
gen. Damit es nicht zu Unregelmäßigkeiten kam, überwachte Kapitän Blei-
chen während vieler Jahre das Abfischen der Bänke. Die Austernfischer-

flotte bestand zur damaligen Zeit aus 23 Booten, von denen 10 von Sylt
und 13 von Amrum ausfuhren. Die Sylter fischten etwa 1 Mio Austern pro
Jahr, die Boote aus Amrum etwa 1,6 Mio.21

Im Jahr 1859 wurden die Bänke abermals von einer Interessengemein-
schaft von fünf Kaufleuten aus Flensburg unter der Federführung von Se-
nator P. A. Petersen für nunmehr 30.000 Reichstaler gepachtet.22 In dem er-
haltenen „Pacht-Contract" vom 1. September 1859 verpflichten sich die
Pächter außerdem, „ ... während eines Zeitraums vom 9. Mai bis zum 1.

September jeden Jahres die Austemfischerei gänzlich zu unterlassen, damit
in dieser Zeit die junge Brut beschützt werde und nicht durch übertriebene

17 Kröyer, De Danske Österbanker, S. 125.
' 18 Ebd., S. 92.

19 Ebd., S. 127.

20 Flensburg in Geschichte und Gegenwart, S. 608.
21 Hansen, Die wirtschaftliche Bedeutung der Austernfischerei für Sylt, S. 77-82 (dort

zu den Jahren 1746-1959).
22 LASH, Abt.309, Nr. 4042.
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Fischerei die Austernbänke ruiniert werden."23 So wurde gleichzeitig eine
gewisse Nachhaltigkeit bei der Austernfischerei begründet. Nur in den
Monaten mit -r-, also von September bis April, durften Austern gefischt
werden.

Im Jahre 1837 war das grundlegende Werk von Henrik Kröyer über „De
Danske Österbanker" herausgekommen,24 in dem auch anhand von Karten

die Lage der Austernbänke an der schleswigschen Westküste von Fanö
über Röm, List auf Sylt, Hörnum und Amrum bis zur Hallig Südfall und
Norderoog dargestellt wird. Daneben gab es laut Kröyer auch die
„Fladstrand-Bänke" an der jütländischen Westküste zwischen dem Lim-

fjord und Skagen, die allerdings nicht so ertragreich waren. Durch „wildes
Befischen waren diese Bänke so verheert worden", dass durch königliches
Edikt vom 10. Juli 1770 der Austernfang bis 1774 verboten wurde. 25 Von

den schleswigschen Bänken wurden hingegen bis zu 10.000 Tonnen jähr-
lich, jede zu 700 bis 1.000 Stück Austern, geerntet. 26 Diese wurden dann,
wie bereits erwähnt, über Husum, Apenrade und vor allem aber über

Flensburg verschifft. Die Zielorte dieses regen Handels waren Kopenha-
gen, Stockholm, Riga, Reval und vor allem St. Petersburg.27 Wegen des Be-
zugsortes Flensburg entwickelte sich in Russland der Begriff „Flensburger
Austern", wie er uns in Tolstois „Anna Karenina" und in Turgenjews No-
velle „Frühlingswogen" begegnet.

Es gibt auch einen Hinweis auf Austernbänke in der Flensburger Förde:
Demnach sei der Kaufmann Fedder Mommsen „Reeder und Pächter der

Austernbänke bei Solitüde" gewesen.28 Die Existenz dieser Bänke ließ sich
allerdings nicht verifizieren, und auf der Karte in Kröyers Werk über die
dänischen Bänke sind keine Austembänke in Solitüde verzeichnet.

Fedder Mommsen war einer der größten Reeder Flensburgs, mit seinen
Schiffen „Tidselholt" und „Luise Sophie" mit 163 bzw. 152 Kommerzlasten
(eine KL entsprach etwa zwei Registertonnen) besaß er auch die größten
Schiffe im Flensburger Hafen. 29 Der Handel mit Russland, an dem auch
Mommsen beteiligt war, nahm 1862 hinter dem mit England, Preußen und
Schweden mit 131 ein- und ausgehenden Schiffen den vierten Platz ein.

1867 wurden die Herzogtümer Schleswig und Holstein als Schleswig-
Holstein preußische Provinz, die Austernbänke fielen damit als königliches
Regal an Preußen, das sie über das Landwirtschaftsministerium - nach

23 Ebd., Nr. 4042, § 5.
24 Kröyer, De Danske Österbanker.
25 Kröyer, Uber Austernbänke und Austernfang, S. 337.
26 Kröyer, De Danske Österbanker, S. 37f.
27 Ebd., S. 93.

28 Haß, Die Flensburger Handelsyacht „Neptunus", S. 74.
29 Holdt, Flensburg früher und jetzt, S. 156f.
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damaligem Sprachgebrauch die „Domänenverwaltung" - verpachtete.30
Dabei müssen die Pächter abermals Raubbau an den Bänken betrieben ha-

ben, denn in den Jahren zwischen 1882 und 1891 verbot die Regierung für
ein knappes Jahrzehnt die Austernfischerei, weil die Bänke „ganz offen-
sichtlich ruiniert waren".31

Schwerpunkt des Absatzes für „Flensburger Austern" war, wie ein-
gangs erwähnt, das russische Zarenreich, wo sie insbesondere in den Städ-
ten St. Petersburg und Moskau nachgefragt wurden. Wohl nicht zuletzt
deshalb keimte in St. Petersburg die Idee, Austern und Hummer direkt im
Finnischen Meerbusen zu ziehen.32 Ein von Karl von Baer, einem Professor

an der kaiserlichen Akademie in St. Petersburg, verfasster Bericht beginnt
mit dem Hinweis darauf, dass in Dänemark von der Ostseeküste Skagens
bis zur Insel Anholt tatsächlich Austernbänke vorhanden seien. Gleichzei-

tig stellt er aber klar, dass die sogenannten „Flensburger Austern" von der
Westküste Schleswig-Holsteins stammten, per Pferdewagen zum Flens-
burger Hafen transportiert und dann weiter nach Russland verschifft wür-
den. Ihm liege dafür die schriftliche Erklärung eines Händlers in St. Pe-
tersburg vor. Auch das Werk von Henrik Kröyer wird mehrfach zitiert. Be-
züglich des oben erwähnten Projekts, Austern auch im Finnischen Meerbu-
sen zu züchten, weist von Baer indes warnend darauf hin, dass mit der

Abnahme des Salzgehaltes der Ostsee nach Finnland hin die Zucht von
Austern immer schwieriger werde, weil die Austern verkümmerten.33

Das stimmt mit dem überein, was der bekannte Kieler Zoologe und
Professor für Meereskunde Karl Möbius in seinem Werk über die „Auster

und die Austernwirtschaft" festgestellt hat.34 Möbius notierte, dass von
Röm über Sylt bis nach Föhr und Nordstrand um 1877 insgesamt 47 Aus-
ternbänke befischt würden und dass dies ein beachtlicher wirtschaftlicher

Faktor sei. Als Beleg nennt er die Austernfischerei in England: 1864 seien
dort 495 Mio Austern geerntet worden, und 1870 sei ein Umsatz von 4 Mio
Pfund Sterling erzielt worden. In Frankreich seien 1874/75 allein von den
Bänken bei Arcachon 112 Mio Austern geerntet worden. 35 Aber auch
Möbius weist warnend darauf hin, dass das Wasser der Ostsee nicht salzig
genug sei und dass der regelmäßige Wasseraustausch durch Ebbe und Flut
fehle.36 Dennoch seien mit der Anlage von Austernbänken an geeigneten

30 LASH, Abt. 309, Nr. 34629.
31 Hagmeier, Die derzeitige Austemfischerei, S. 84ff.
32 Baer, Projekt, S. 594ff. - Karl von Baer (1792-1876) war Professor in St. Petersburg

und gilt als Entdecker der weiblichen Eizelle.
' 33 Baer, Projekt, S. 603.

34 Möbius, Auster und Austernwirtschaft, S. 21. - Möbius (1825-1908) war zunächst
Professor an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, wirkte dann in Berlin. Er
prägte den Begriff „Biozönose", d. h. natürliche Lebensgemeinschaften.

35 Möbius, Auster und Austemwirtschaft, S. 26 u. S. 33.
36 Ebd., S. 49ff.
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Stellen gute Geschäfte zu machen, so habe eine Tonne mit 700 bis 800 Aus-
tern in Deutschland 1870 35 Mark erbracht, und 1875/76 habe der Preis

wegen der gestiegenen Nachfrage schon bei 105 Mark gelegen. 37

Auch die in der Austernwirtschaft Beschäftigten seien von volkswirt-
schaftlicher Bedeutung. In Frankreich seien allein auf den Bänken von
Cancale und Marennes 17.000 Personen in diesem Bereich tätig. In den
USA wurden um 1870 sogar jährlich 6 bis 8 Milliarden Austern geerntet,
dort sei die Auster ein regelrechtes „Volksnahrungsmittel".38

Dem wird man relativierend entgegenhalten dürfen, dass die Austern
in Preußen nicht zu einem Volksnahrungsmittel wurden, dass es aber in
manch norddeutscher Hafenstadt Austernrestaurants für Feinschmecker

gab. In Hamburg war das z. B. der legendäre „Austemkeller" von Schü-
mann am Jungfemstieg, in Flensburg ab 1828 der „Austernkeller" von
Kloos, später, ab 1883 und bis zum Ersten Weltkrieg, der „Austernkeller"
von Tiedemann und Burmeister, erst Rathausstraße 15, dann Holm 12.39

Ausgehend von den oben erwähnten beträchtlichen Gewinnspannen
und aufgrund des Ausfalls der Austernfischerei zwischen 1882 und 1891

wegen der Überfischung der Bänke im schleswig-holsteinischen Watten-
meer gab es ab 1880 abermals Versuche, künstliche Austembänke auch an

der Ostseeküste anzulegen. Der erste Versuch eines Hamburger Konsorti-
ums, das 1,3 Mio amerikanische Austern bei Aarösund und Hadersleben

ausgelegt hatte, scheiterte jedoch schon bald. Der hinzugezogene Gutach-
ter, Prof. Karl Möbius aus Kiel, hatte ein Jahr später einige Austern geöff-
net und ihren Geschmack als „ungesund und wässrig" bezeichnet.40

Einen zweiten Versuch unternahm der Schleswiger Kaufmann Hinrich
Marq. Feddersen, der ab November 1886 von Rabelsund bis Schleimünde

25 Fässer mit nordamerikanischen Austern auslegte, wogegen allerdings
die Holmer Fischerzunft prompt ihre Bedenken anmeldete, weil sie ihre Fi-

schereirechte, insbesondere die Heringsfischerei, gefährdet sah. 41 Fedder-
sen hatte die Gewässer bei Schleimünde für 45 Jahre gepachtet. Aber schon
am 22. August 1894 gab er zu Protokoll, dass „bei einer Untersuchung fest-
gestellt werden konnte, dass die amerikanischen Austern zwar noch leben,

aber fortpflanzungsfähige (Tiere) nicht vorgefunden wurden".42 Am 28.
Februar 1896 gab auch Feddersen wieder auf, und das Pachtverhältnis
wurde beendet.

37 Ebd., S. 88f.
38 Ebd., S. 114.

39 Siehe „Flensburger Wochenblatt" vom 17. September 1828 sowie Adressbücher der
Stadt Flensburg für die Jahre 1878,1883,1898.

40 LASH Abt. 309, Nr. 34629.
41 Ebd., Nr. 4043.
42 Ebd., Nr. 34629.
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Abb. 1: Eingang des Restaurants „Austernkeller“ in Flensburg, Rathausstraße Nr.
15 (nach der Bauakte im Stadtarchiv Flensburg, VI B 01639, mit Genehmigung
vom 22. April [18]98 durch Oberbürgermeister Dr. Todsen).

So blieb es bei den etwa vierzig Austernbänken an der schleswig-
holsteinischen Westküste, wo in den Jahren 1859 bis 1872 durchschnittlich

4,6 Mio Austern pro Jahr gefischt wurden, 1869/70 sogar 5,29 Mio Stück.
Infolge dieses Raubbaus gingen die Erträge rapide zurück, weshalb die
preußische Regierung, wie bereits erwähnt, für die Zeit von 1882 bis 1891
ein Fangverbot für Austern erließ und die Bänke reinigen ließ. In der Sai-
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son 1891/92 wurden nochmals 1,1 Mio Stück gefischt, aber in der Zeit von
1894 bis 1902 gab es nur noch einen Ertrag von 300.000 bis 400.000 Stück.

Auch der Einsatz eines Dampfers mit schwerem Fanggeschirr ab 1910
brachte nur eine vorübergehende Steigerung auf 844.000 Stück pro Jahr.
Damit war es dann aber auch im Ersten Weltkrieg vorbei, da es in dieser
Zeit keine Nachfrage nach solchem Luxusgut gab. Die fehlende Austernfi-
scherei während der Jahre 1914 bis 1918 führte abermals zur Überwuche-

rung der Bänke. Nach einer Reinigung der Austernbänke wurden nach
dem Kriege 1919 bis 1921 im Schnitt 743.000 Stück pro Jahr gefischt. In dem
strengen Winter 1922/23 konnte man dann allerdings nur 118.000 Austern
ernten: Wegen des Frosts und des Eisgangs waren viele Kulturen zugrunde
gegangen. 1925 wurde die Austernfischerei eingestellt, und inzwischen gilt
die europäische Auster als ausgestorben.43

Nach der Volksabstimmung in Teilen Schleswigs gelangten 1920 viele
der besagten Austernbänke an der Westküste an das Königreich Däne-
mark. Aber schon vorher hatte die preußische Regierung den Versuch un-
ternommen, die Austernzucht mit neuen Mitteln zu beleben. Dazu waren

ab 1910 in List auf Sylt drei große Bassins gebaut worden, die über ein
Rohr den Wasseraustausch bei Ebbe und Flut ermöglichten. Außerdem
wurden Arbeits-, Lager- und Wohnhäuser für die dort Beschäftigten er-
stellt. Der erste Besatz mit 50.000 Austern ging allerdings ein, da Grund-
wasser in die Bassins eingetreten war. Auch ein zweiter Versuch scheiter-
te.44

Der Austernexperte Arthur Hagmeier von der biologischen Anstalt auf
Helgoland, der diese Anlagen begleitete, forderte zwar nach 1930 unver-
drossen weitere Versuche, da Deutschland pro Jahr 8 Mio Austern impor-
tierte, aber seine Forderungen wurden nicht erhört.45

Während der Aufrüstung Deutschlands nach 1935 wurden die Zuchtan-
lagen in List abgebrochen, und an ihrer Stelle baute man einen Seeflieger-
horst.46

Erst in den 1970er Jahren wurden neue Versuche unternommen, Aus-

ternbänke an den Schleswig- holsteinischen Küsten anzulegen. Merkwür-
digerweise begannen diese Versuche an der Flensburger Förde. So berich-
tete der Meeresbiologe Dr. Rudhart Meixner vom Institut für Küsten- und

Binnenfischerei in Hamburg im Dezember 1972 von einem Versuch, die ja-
panische Auster Crassostrea giga in einer Floßanlage bei Langballigau her-
anzuziehen, um diese dann im Sommer vor Sylt in Kunststoffnetzen aus-

zulegen.47 Dieser Versuch scheint in den ersten Jahren erfolgreich gewesen

43 Söhl, Über die nordfriesische Auster, S. 270f.
44 Ebd., S. 272f.

45 Hagmeier, Wissenschaftliche Forschung, S. 473-532.
46 Söhl, Über die nordfriesische Auster, S. 273.
47 Der Spiegel, Nr. 50/1972, S. 98.
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zu sein, bis sich das „Winterlager“ der Austern in Langballigau wegen des
ständig steigenden Düngemitteleintrags und wegen des Sauerstoffmangels
in der Flensburger Förde rapide verschlechterte, wie der Meeresbiologe Dr.
Klaus Valentin bei verschiedenen Tauchgängen zwischen 1978 und 1984
feststellte.48

Erfolgreicher war bis in die heutige Zeit die Zucht durch Dittmeyers
Austern-Compagnie in List auf Sylt, wo inzwischen jährlich etwa 1 Mio
Stück „Sylter Royal“ geerntet werden. Im Winter werden diese Austern al-
lerdings in den Säcken, in denen sie herangezogen werden, in überdachte
Wasserbecken gebracht, damit sie nicht erfrieren, und im Frühjahr wieder
ins Wattenmeer vor List verbracht.

Der Austernverzehr beläuft sich in Deutschland derzeit auf etwa 500

Tonnen pro Jahr, die überwiegend aus Frankreich oder Irland importiert
werden. Das ist aber nur ein Bruchteil dessen, was in den USA verzehrt

wird, dort sind es 228.000 Tonnen pro Jahr.49 Demnach lebt der Feinschme-

cker-Mythos „Austern" weiter, allerdings sind es heutzutage keine „Flens-
burger Austern“ mehr.
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Gespaltene Loyalität

Das Bundeskontingent des Herzogtums Holstein

Von Gerd Stolz

Vorbemerkung

Das Bundeskontingent des Herzogtums Holstein war ein aus dem kol-
lektiven Sicherheitsbedürfnis des Deutschen Bundes mit dessen Gründung

formell fest umrissener, mehrere Waffengattungen umfassender und be-
reits in Friedenszeiten bestehender militärischer Heeresanteil. Er war in

Größe, Zusammensetzung und Ausstattung hinsichtlich Personal, Ausrüs-
tung (Material) und Bewaffnung festgelegt, unterstand vertragsmäßig der
Kontrolle des Deutschen Bundes, war bis 1863 friedensmäßig integrierter
Bestandteil der dänischen Armee und zugleich vorbestimmter Anteil des
deutschen Bundesheeres. Der dänische König als Herzog von Holstein und

Lauenburg erfüllte mit dem Bundeskontingent des Herzogtums Holstein
anteilig seine übernommenen Verpflichtungen als deutscher Bundesfürst
für den militärischen Bereich des Deutschen Bundes, wie es im Übrigen

auch alle anderen Bundesmitglieder gleichermaßen taten. Das Bundeskon-
tingent des Herzogtums Holstein war insofern auch als organisatorischer
Teil der dänischen Armee den (wehr-)politischen Vorgaben der deutschen

Bundesorgane unterworfen. Es ist in den 50 Jahren seiner Existenz nie zum
Einsatz gekommen.

Der Zwiespalt dieser gleichzeitigen Integration in zwei gleichartige
Strukturen ist häufig nicht erkannt oder übersehen worden, in dem erst
später überwundenen Streit zweier Nationalitäten wurde er vielfach nicht
wahrgenommen. Das Bundeskontingent des Herzogtums Holstein ist

gleichsam ein Spiegelbild der Schwierigkeiten und Probleme Schleswig-
Holsteins zwischen dänischen und deutschen Bewegungen und Bestre-

bungen.
Für das Bundeskontingent gibt es sowohl in den Dokumenten des

Deutschen Bundes/der Bundesversammlung als auch in der Literatur ver-

schiedene Bezeichnungen wie z. B. Bundeskontingent Holstein, Bundes-
kontingent des Herzogtums Holstein, Bundeskontingent der Herzogtümer
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Husum Druck 2017
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Holstein und Lauenburg, Bundeskontingent Herzogtum Holstein(-Lau-

enburg), Herzoglich Holsteinisches Kontingent, Holstein-Lauenburgisches
Bundeskontingent, Kontingent von Holstein(-Lauenburg). Eine seitens des
Deutschen Bundes bzw. der Bundesversammlung offiziell festgelegte Be-
zeichnung hat es nicht gegeben. Daher wird in diesem Beitrag - soweit
nicht Zitate übernommen werden - einheitlich die Bezeichnung Bundes-
kontingent des Herzogtums Holstein verwendet.

Entstehung des Deutschen Bundes

Das Zustandekommen, die Ausformung und Gestaltung des Deutschen
Bundes sind ein sich über mehrere Jahre erstreckender und mit unter-

schiedlicher Intensität verfassungsrechtlich wie politisch wahrgenomme-
ner Komplex von zeit- und teilweise sich ergebender auch europäischerBandbreite. 1

Der Deutsche Bund war das nach nahezu acht Monaten schwieriger
Verhandlungen erzielte Ergebnis des im Pariser Frieden vom 30. Mai 1814
vereinbarten, in der Zeit vom 18. September 1814 bis 9. Juni 1815 andau-
ernden und von zahlreichen internen Spannungen gekennzeichneten Wie-

ner Kongresses.2 Die Zusammenkunft der Monarchen der Heiligen Allianz
und Vertreter der wichtigsten Staaten Europas in der Hauptstadt des Kai-
serreiches Österreich, deren Ziel in eine Neuordnung der politischen Land-
karte mit einer neuen, dauerhaften Friedensgestaltung in Europa münden
sollte, hatte von Beginn an auch unter dem unmittelbaren Eindruck eines

letzten militärischen Aufbäumens Napoleons gestanden. Erst neun Tage
vor der das militärische und politische Schicksal Napoleons endgültig be-
siegelnden Schlacht von Waterloo am 18. Juni 1815 wurde die Schlussakte
des Wiener Kongresses unterzeichnet.

Die während des Wiener Kongresses am 8. Juni 1815 nach langen Ver-
handlungen zustandene gekommene, von 35 souveränen deutschen Fürs-

ten3 und den vier freien Städten Bremen, Frankfurt am Main, Hamburg

1 Es werden im Folgenden nur die für den Beitrag in der Abfolge maßgebenden
Schritte und Passagen aufgeführt; im Übrigen sei auf die in der Literatur-Auswahl
angegebenen Schriften mit ihren teilweise recht ausführlichen Darstellungen ver-wiesen.

2 An dem Wiener Kongress nahmen unterschiedlich bevollmächtigte politische Ver-
treter von über 200 europäischen Staaten, Herrschaften, Körperschaften, Städten
und Interessengruppen teil. Das Osmanische Reich nahm nicht teil. Er war eine der
größten und glanzvollsten Versammlungen politischer und diplomatischer Vertre-
ter, die Europa bis dahin erlebt hatte.

3 An der Abstimmung über den der Versammlung vorgelegten Entwurf am 2. Juni
1815 nahmen Baden und Württemberg nicht teil, Bayern und Sachsen gaben keineStimme ab.
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und Lübeck unterzeichnete Deutsche Bundesakte wurde am 9. Juni 1815 in

die Schlussakte des Kongresses eingefügt; sie war das Grundgesetz des
Deutschen Bundes. Die Deutsche Bundesakte, die erst mit der Auflösung
des Deutschen Bundes im Jahre 1866 außer Kraft trat, war offizieller Be-

standteil der Wiener Kongress-Akte, so dass außer den beiden deutschen
Großmächten Österreich und Preußen auch die weiteren Signatarmächte
des Kongresses Frankreich, Großbritannien, Portugal, Russland, Schweden
und Spanien Garantiemächte des Deutschen Bundes waren. 4

Der Deutsche Bund war eine locker verknüpfte internationale Vereini-
gung auf vertraglicher Basis ohne eigenen staatlichen Charakter oder eige-
ne staatliche Befugnisse. Man wollte mit der Errichtung des Deutschen
Bundes in romantisch-schwärmerischer Verklärung an die Tradition des al-
ten untergegangenen Heiligen Römischen Reiches deutscher Nation5 an-
knüpfen, war aber in keiner Weise bereit, sich mit dem Verzicht auf eigene
Rechte in einem übergreifenden Kompromiss zusammenzufinden. Der
Einheitsgedanke gehörte nicht zum Wirkungsbereich des Bundes. Trotz
vielfach widerstreitender Interessen der Mitgliedsstaaten, die auch territo-

rial und historisch ganz unterschiedliche Strukturen aufwiesen, war die
oberste politische Richtschnur des Bündnisses auf einen Ausgleich unter-
einander wie auch mit den europäischen Staaten ausgerichtet. Das Bündnis
hatte ausschließlich defensiven Charakter.

Mitglieder des Deutschen Bundes waren 41 deutsche Staaten,6 darun-
ter die vier freien Städte. Österreich, die Präsidialmacht des Bundes, und

Preußen gehörten dem Bund nicht mit ihrem gesamten Staatsgebiet, son-
dern nur mit ihren „deutschen" Provinzen an 7 - in den nicht zum Bundes-

gebiet gehörenden Territorien dieser beiden Staaten galten weder die Bun-

4 Die vollständigen Dokumente des Wiener Kongresses wurden in den Jahren 1815
bis 1835 in 9 Bänden (einschließlich Register) von Johann Ludwig Klüber unter dem
Titel „Acten des Wiener Congresses in den Jahren 1814 und 1815" im Verlag J. J.
Palm und Emst Enke in Erlangen herausgegeben (siehe books.google.com).

5 Am 6. August 1806 hatte Kaiser Franz II. die Kaiserkrone niedergelegt und abge-
dankt, womit das Reich zugleich erloschen war.

6 Die Mitgliederzahl schrumpfte in den Jahren 1817 bis 1866 (Ende des Deutschen
Bundes) von 41 auf 34.

7 Art. 1, Deutsche Bundesakte (www.documentsrchiv.de/nzjh/dtba) - Protokolle der
deutschen Bundes-Versammlung, Erster Band, Frankfurt a. M. 1817, S. 54. - Das
über 150 Jahre (mit einer Unterbrechung von 1806 bis 1814) bis 1857 mit der preußi-
schen Krone verbundene Fürstentum Neuenburg (Neufchätel) in der Schweiz war
niemals Bundesterritorium. Zu Schlesien vgl. Kotulla, Deutsches Verfassungsrecht,
S. 49. - Die von einigen preußischen und mehreren deutschen Politikern 1848 ange-
strebte „Aufnahme der Provinz Preussen (Ost- und West-Preussen) und eines
Theils des Großherzogthums Posen in den Deutschen Bund" erfolgte nicht. - Pro-
tokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1851, Sitzung 1-34. Frankfurt
a. M., 25. Sitzung vom 3. Oktober 1851, § 178, S. 421-423.
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desbeschlüsse noch für den Fall eines Angriffes Dritter auf diese Gebiete
die Bundesgarantie auf militärische Beistandspflicht.

Andererseits waren ausländische Fürsten aufgrund ihrer jeweiligen
Personalunion als Mitglieder bundeszugehöriger Staaten zugleich deut-
sche Bundesfürsten. Mit ihren deutschen Bundesgebiets-Anteilen galten
für sie sämtliche nach Bundesrecht bestehenden sowie sich nach den Bun-

desbeschlüssen ergebenden Rechte und Pflichten. Zugleich hatten sie aber

auch die uneingeschränkte Möglichkeit der Mitwirkung in Bundesangele-
genheiten. Diese Bundesfürsten waren der König von Großbritannien als

König von Hannover (bis 1837), der König von Dänemark für die Herzog-
tümer Holstein und Lauenburg (bis 1864) sowie der König der Niederlan-
de als Großherzog von Luxemburg (bis 1866).

In der Deutschen Bundesakte war nach dem zeitlich gegebenen territo-
rialen Bestand des dänischen Herrschaftsbereiches nur Holstein als Bun-

desgebiet genannt.8 Die entsprechende Ratifikationsurkunde vom 14. Juli

1815 lag der Bundesversammlung zu ihrer ersten Sitzung am 5. November
1816 vor und wurde mit den Ratifikationsurkunden der anderen Bundes-
mitglieder dem Bundesarchiv zugeleitet.

Auf dem Wiener Kongress trat Hannover am 29. Mai 1815 das Herzog-
tum Lauenburg „rechts der Elbe" an Preußen ab, das es aber bereits am 4.

Juni 1815 zwecks Arrondierung seines Herrschaftsgebietes gegen das 1814

dänisch gewordene Schwedisch-Vorpommern eintauschte. Lauenburg
wurde nunmehr mit dem dem Königreich Dänemark in Personalunion

verbunden und Teil des dänischen Gesamtstaates. Um Lauenburg nach
dem territorialen Hin und Her nach der Jahrhundertwende mit den daraus

resultierenden Kriegs- und Besatzungszwängen einen international gesi-
cherten Status zu gewährleisten, wurde es als gleichsam holsteinischer An-
teil in den Deutschen Bund eingereiht.

Dieser das Bundesgebiet in seiner Gesamtheit nicht verändernde Ge-

bietstausch zwischen einzelnen Bundesmitgliedern wurde der Bundesver-

sammlung noch vor deren formeller Eröffnung auf ihrer ersten Sitzung am
5. November 1816 mitgeteilt. 9 „Der könig. dänische, herzogl. holsteinische
Herr Gesandte ... zeigt schriftlich an: Daß Se. Majestät der König von Dä-
nemark, seitdem Sie für das Herzogthum Holstein dem deutschen Bunde
beygetreten seyen, den größten Theil des Herzogthums Sachsen-Lauen-
burg und dessen herzoglichen Titel erworben hätten. Allerhöchst Diesel-
ben betrachteten dieses seit den ältesten Zeiten zu dem deutschen Reichs-

verbande gehörende Land auch fortdauernd als ein eigenes deutsches
Herzogthum, und hätten daher beschlossen, mit demselben gleich ihrem

8 Art. 1, Deutsche Bundesakte (www.documentarchiv.de/nzjh/dtba).
9 § 3 „Vollmacht des königl. dänischen Herrn Gesandten für Holstein und Lauen-

burg" in: Protokolle der deutschen Bundes-Versammlung, Erster Band, Frankfurt a.M. 1817, S. 11-12.



Gespaltene Loyalität - Das Bundeskontingent des Herzogtums Holstein 79

Herzogthume Holstein dem deutschen Bunde sich anzuschließen, beyde
Herzogthümer mithin an allen Rechten und Vortheilen, so wie an allen
Lasten und Pflichten, die aus dieser Verbindung hervorgehen könnten,
gleichen Antheil nehmen zu lassen ... auch hinführo die von ihm zu füh-

rende Stimme als für Holstein und Sachsen-Lauenburg abgegeben zu be-
trachten, und solche die holsteinische und sachsen-lauenburgische zu be-
nennen." Zwar legten die Verteter der mecklenburgischen und anhaiti-
schen Bundesmitglieder hiergegen Verwahrung ein, doch hatten die übri-
gen Gesandten „nichts dagegen zu erinnern". Dem dänischen Ersuchen
wurde ohne formelle Beratung und Abstimmung mehrheitlich stattgege-
ben. 10

Das oberste Organ des Deutschen Bundes war die unter Vorsitz des
Vertreters Österreichs permanent tagende Bundesversammlung - auch
Bundestag genannt - in Frankfurt am Main, 11 der die Gesandten aller Mit-
gliedstaaten angehörten. Sie hatten ihre Stimmen nach den Instruktionen
ihrer Regierungen zu führen. Die Öffentlichkeit war von den Sitzungen der
Bundesversammlung ausgeschlossen.

Die Bundesakte war eine Rahmenvereinbarung und bildete mit ihren
20 Artikeln die Grundlage des Deutschen Bundes, der kein Bundesstaat
war, sondern ein lockerer Staatenbund zur „Erhaltung der äußeren und
inneren Sicherheit Deutschlands und der Unabhängigkeit und Unverletz-
barkeit der einzelnen deutschen Staaten". 12 Die Bundesakte wurde durch

die in langwierigen Verhandlungen erstellte Wiener Schlussakte ergänzt,
die am 25. November 1819 von der Wiener Ministerkonferenz beschlossen

und am 8. Juni 1820 von der Bundesversammlung in Frankfurt a. M. ein-
stimmig angenommen wurde. 13 Mit ihr hatte der Deutsche Bund seine
endgültige verfassungsrechtliche Gestalt erhalten. Die Wiener Schlussakte
umfasste 65 Artikel und galt als zweites gleichwertiges Grundgesetz neben
der Bundesakte von 1815. Sie stellte nachdrücklich den kollektiv-
defensiven Charakter des Deutschen Bundes heraus und war mit ihrer un-

10 Bei Protokollen, Auflistungen, Aufstellungen u. a. wurde in der Folge daher von
Bundesseite meist der Begriff „Holstein- [und] Lauenburg" verwendet. Dagegen
umfasst die in entsprechenden Schriftstücken verwendete Bezeichnung Holstein-
Oldenburg das auf dem Wiener Kongress dem Großherzogtum Oldenburg zuge-
schlagene Fürstentum (später Landesteil) Lübeck, das in der Bundesversammlung
zusammen mit Anhalt und Schwarzburg eine Stimme führte.

11 Sitz und Tagungsort der Bundesversammlung bis 1866 war das 1731 bis 1739 erbau-
te repräsentative Palais Thum und Taxis.

12 Art. 2, Deutsche Bundesakte (www.documentarchiv.de/nzjh/dtba), Protokolle der
deutschen Bundes-Versammlung, Erster Band, Frankfurt a. M. 1817, S. 55.

13 Schluß-Acte der über Ausbildung und Befestigung des deutschen Bundes zu Wien
gehaltenen Ministrial-Conferenzen = Anlage zu dem Protokolle der Plenar-
Versammlung vom 8. Juni 1820, Protokolle der Deutschen Bundesversammlung,
nebst den loco dictaturae gedruckten Beilagen vom Jahre 1820, Frankfurt a .M.
(1820), S. 13-29 (ww.documentarchiv.de/nzjh/wschlakte).
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eingeschränkten Verabschiedung zugleich Zeugnis der vollen Souveränität
aller Mitglieder des Bundes.

Der Deutsche Bund hatte damit seinen verfassungsrechtlichen Rahmen
für die umfassende politische Aufgabe erhalten, wesentlicher Bestandteil
einer europäischen Sicherheitsordnung und europäisches Zentrum einer
staatlich übergreifenden Stabilität zu sein. Er war jedoch kein nationaler
deutscher Bundesstaat mit zentraler Funktion, seine Teilhabe an der Nati-
on war äußerst gering.

In Artikel 5 der Wiener Schlussakte war festgelegt, dass der Deutsche
Bund als unauflösliche Gemeinschaft gegründet worden war und keinem
Mitglied der Austritt freistand. Als alleiniger oberster Zweck des Bundes
waren in Artikel 1 der Wiener Schlussakte die „Bewahrung der Unabhän-
gigkeit und Unverletztlichkeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten" sowie
die „Erhaltung der innern und äußern Sicherheit Deutschlands" herausge-
stellt worden. Ein Kernpunkt des Bündnisses war die für alle Mitglieder
gleichermaßen geltende und von ihnen getragene Beistands- und Besitzga-
rantie, sie hatte jedoch ausschließlich defensiven Charakter. In Artikel 11

der Bundesakte war vereinbart worden, dass „alle Mitglieder des Bundes
versprechenjs] sowohl ganz Deutschland als jeden einzelnen Bundesstaat
gegen jeden Angriff in Schutz zu nehmen". 14 Die Mitgliedsstaaten waren
trotz ihrer garantierten Souveränität an die Mehrheitsbeschlüsse der Bun-
desversammlung gebunden, die ausländischen Fürsten als deutsche Bun-
desmitglieder für ihre deutschen Bundesgebiete den auf dieser internatio-
nalen Vertragsbasis beruhenden Bestimmungen uneingeschränkt unter-
worfen.

Der Deutsche Bund, dessen Mitglieder in der Staatengemeinschaft
weitgehend ihre Souveränität uneingeschränkt behielten, hatte weder ein
Oberhaupt, eine (Bundes-)Regierung oder eine Volksvertretung noch ein
(oberstes) Bundesgericht oder bei Meinungsverschiedenheiten eine
Schiedsstelle.

Der Deutsche Bund umfasste in seinem Bundesgebiet jedoch nicht nur
die deutsch(sprachige)e Bevölkerung, sondern auch mehrere nationale
Minderheiten (Volksgruppen) unterschiedlicher Größe und Ausprägung
wie z. B. Dänen, Italiener, Kroaten, Polen, Rumänen, Slowaken, Slowenen

und Tschechen. National(staatlich)e Erwartungen, soweit sie seinerzeit

schon eine gewisse Ausprägung hatten oder im Laufe der Jahre gewannen,
blieben allerdings im Deutschen Bund weit hinter dem Ziel einer übergrei-
fenden europäischen Friedensordnung zurück. 15

14 Art. 11 Abs. 1, Deutsche Bundesakte (www.documentarchiv.de/nzjh/dtba).
15 Kotulla, Deutsche Verfassungsgeschichte, S. 332.
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Der Deutsche Bund in seiner sicherheitspolitischen

und militärischen Konzeption

In seiner militärischen Ausformung war Deutsche Bund ein verteidi-
gungspolitischer Zusammenschluss souveräner Staaten unterschiedlicher
Größe und Geltung. Das Bündnissystem in der Mitte Europas war vom
Legitimitätsprinzip geprägt und gegenüber den aufkommenden liberalen
Entwicklungslinien nicht aufgeschlossen. Tragender Gedanke des Bünd-
nisses war der gleichermaßen nach innen als auch außen gerichtete Defen-
sivcharakter zur Erhaltung des vereinbarten territorialen Status quo inner-
halb der Bundesgrenzen. Das sich im Laufe des 19. Jahrhunderts verstär-
kende Konkurrenzverhältnis Österreichs zu Preußen, deren Territorien je-
weils weit über die Bundesgrenzen hinausreichten, schränkte jedoch die
politische Handlungsfähigkeit des Bundes ein und beinhaltete für den
Deutschen Bund insofern eine nicht aufzulösende Belastung, wie es sich
auch in der Schleswig-Holstein-Frage mit dem dänisch-deutschen Krieg
von 1864 und seinen Folgen zeigte.

Die in der Endphase der Napoleonischen Kriege zwischen den gegen
Napoleon verbündeten deutschen Staaten geführten Gespräche und Ver-
handlungen über ein Verteidigungssystem in der Nachkriegszeit münde-
ten letztlich in einer Bundeskriegsverfassung. Doch „viel mehr, als Kon-
sens darüber, daß der Bund die Verteidigungskompetenz innehaben, daß
aber das Militärwesen selbst ausschließlich den Landessouveränen zu-

stehen sollte, kam auf dem Wiener Kongreß bezüglich dieser Frage nicht
zustande."16

Schon bald nach ihrer Konstitutierung im Jahre 1816 hatte die Bundes-
versammlung mit der verfassungsrechtlichen Ausgestaltung der militäri-
schen Verhältnisse des Bundes begonnen. Die von zahlreichen Schwierig-
keiten begleiteten Verhandlungen und Beratungen dauerten mehrere Jah-
re, denn es galt, die ganz unterschiedlichen politischen, wirtschaftlichen,
finanziellen und militärischen Aspekte der in ihren Souveränitätsansprü-
chen gleichen Mitgliedstaaten zusammenzuführen. Mit der Wiener
Schlussakte vom 15. Mai 1820 waren dann zwar einige wesentliche Be-
stimmungen zu den Bereichen Bundeskrieg, Bundesexekution und Bun-
desintervention getroffen wurden, doch enthielt sie in Art. 51 den ver-
pflichtenden Hinweis, „die auf das Militairwesen des Bundes Bezug ha-
benden organischen Einrichtungen und die zur Sicherstellung seines Ge-
bietes erforderlichen Vertheidigungs-Anstalten [noch] zu beschließen".17

' Am 9. April 1821 erging dann als Bundesgesetz die „Kriegsverfassung
des deutschen Bundes in ihren allgemeinen Umrissen und wesentlichen

16 Petter, Deutscher Bund, S. 230.
17 Art. 51, Wiener Schlussakte, vgl. Anm. 13.
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Bestimmungen", der am 12. April 1821 und am 11. Juli 1822 die „Näheren
Bestimmungen “ (10 Abschnitte mit 94 Paragraphen) folgten. Zwar wurden
die „Näheren Bestimmungen" im Jahre 1855 einer Revision unterzogen,
einige Artikel wurden präziser gefasst, einige geringfügig geändert, doch
wurde die Bundeskriegsverfassung in ihrem Kern dadurch nicht berührt.
Der Bundestag war insofern lediglich seiner Aufgabe nachgekommen, das
Bundesheer den „Grundsätzen der neueren Kriegsführung" anzupassen.
Im Großen und Ganzen blieben die „Bestimmungen" bis zum Ende des
Deutschen Bundes im Jahre 1866 unverändert bestehen. 18

Einziger Bereich einer tatsächlichen direkten militärischen Kompe-
tenznahme des Bundes waren insbesondere in dessen Anfangsphase die
Bundesfestungen Mainz, Luxemburg, Landau, später auch die Neubauten
Rastatt und Ulm, 19 die Eigentum des Bundes waren. Sie lagen ausschließ-
lich an der Westgrenze zu deren Sicherung gegen Frankreich, da bereits ein
Aufkeimen französischer Machtansprüche ausgeschlossen sein sollte. Die
Bundesfestungen waren unter Einschränkung der jeweiligen Landessouve-
ränität dem Bund direkt unterstellt und sollten im Kriegsfall den Auf-
marsch des Bundesheeres decken. Die Kosten für die Bundesfestungen
wurden durch Matrikulatur-Beiträge der Mitgliedsstaaten gedeckt.

Als militärisch-technische Behörde war 1819 die Bundesmilitärkom-

mission eingerichtet worden, die der Bundesversammlung unterstand und
zu bestimmten Militärfragen eine fachliche Stellungnahme abgab; der
Schwerpunkt ihrer Tätigkeit lag in der Aufsicht über die Bundesfestungen.
„Die Militär-Commission ist in ihrer Gesamtheit als eine der Bundesver-

sammlung untergeordnete Behörde zu betrachten; doch sind die einzelnen
Mitglieder derselben nur den sie bevollmächtigenden Regierungen ver-
antwortlich."20 Zwar unterstand die Kommission der Bundesversamm-

lung, doch waren ihre Mitglieder an die Weisungen ihrer Regierungen ge-
bunden, die so einen erheblichen Einfluss auf die Militärpolitik des Bundes
ausübten.21

Die beiden wichtigsten und mächtigsten Gliedstaaten des Deutschen
Bundes Österreich und Preußen sowie die beiden ausländischen Randstaa-

ten Dänemark und die Niederlande galten im Sprachgebrauch des Deut-
schen Bundes als die vier „nicht rein deutschen Mächte".22 Von ihnen hatte

18 Petter, Deutscher Bund, S. 231 u. S. 244-246.

19 Mainz, Luxemburg und Landau waren bereits 1815 bei der Pariser Friedenskonfe-
renz durch die Siegermächte Großbritannien, Österreich, Preußen und Russland zu
Bundesfestungen erklärt worden, wurden jedoch erst später (Mainz 1825, Luxem-
burg 1826 und Landau 1831) vom Bund übernommen, Rastatt und Ulm ab 1841
bzw. 1842 gemäß Bundesbeschluss neu errichtet.

20 „Zusammensetzung und Wirkungskreis der Bundes-Militär-Commission" in Beila-
ge Nr. 5 zum Militär-Wochenblatt für das deutsche Bundesheer 1860, S. 17-18.

21 Keul, Die Bundesmilitärkommission, S. 27-42 u. S. 239-249.
22 Petter, Deutscher Bund, S. 236.
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Dänemark zudem noch ein besonderes geopolitisches Gewicht, denn das
Herzogtum Holstein hatte längere Küstenbereiche sowohl an Ost- und
Nordsee als auch an der Elbe(-mündung) sowie gemeinsame Grenzen mit
den Seehandelsstädten und Bundesmitgliedern Hamburg und Lübeck. Das
Herzogtum Holstein war die einzige unmittelbare Landbrücke aus Skan-
dinavien zu den Mitgliedern des Deutschen Bundes.

Als kontinental orientierter Block schuf sich der Deutsche Bund zu sei-

nem militärischen Schutz nach Innen als auch Außen eine zahlenmäßig be-
achtliche Landstreitmacht, das Bundesheer, wobei maritime Aspekte ange-
sichts seiner vor dem Hintergrund der Napoleonischen Kriege bestimmten
Entstehungsgeschichte ausgeblendet blieben. Den rechtlichen und politi-
schen Rückhalt für die militärischen Regelungen und die daraus abzulei-
tenden Maßnahmen bot als Ergänzung zur Deutschen Bundesakte die
Bundeskriegsverfassung gemäß den Beschlüssen der Bundesversammlung
vom 9. und 12. April 1821. Sie enthielt zwar detaillierte Bestimmungen zur
Gliederung des Heeres, der Stärke der Waffengattungen, Bewaffnung,
Ausbildung und Mobilmachung, jedoch war jeglicher Eingriff in die inne-
ren Dienstbelange der einzelstaatlichen Streitkräfte vermieden worden.

Der Bund hatte kein von ihm selbst aufgestelltes Heer. Das Bundesheer
wurde aus den Kontingenten der grundsätzlich auch weiterhin eigenstän-
digen Heere (Landstreitkräfte) der einzelnen Bundesstaaten gebildet. Das
Bundesheer war als stehendes Heer konzipiert, in der wenig abgestimmten
Buntscheckigkeit der einzelnen Streitkräfte jedoch behaftet mit allen Män-
geln einer Koalitionsarmee insbesondere hinsichtlich Wehrordnung, Rek-
rutierung, Dienstzeit, Ausbildung, Organisation, Bewaffnung und Ausrüs-
tung. Das Bundesheer mit seiner beachtlichen numerischen Zahl an Solda-
ten ist in dem halben Jahrhundert der Existenz des Deutschen Bundes nie

geschlossen, sondern immer nur in Teilen in Aktion getreten.
Alle Bundesstaaten - also auch Dänemark für die Herzogtümer Hol-

stein und Lauenburg - beteiligten sich an dem Bundesheer mit Kontingen-
ten, die bereits in Friedenszeiten aufgestellt und - einschließlich ausgebil-
deter Reserven - ständig einsatzfähig sein sollten. Der Deutsche Bund hat-
te einen erheblichen Einfluss auf die Wehrordnung und Wehrbereitschaft
der Mitgliedsstaaten. Das Bundesheer wurde, um die Lasten und Leistun-
gen für die einzelnen Bundesstaaten entsprechend ihrer Finanzkraft ver-
hältnismßig zu verteilen, in seiner personellen Stärke nach der Matrikel

vom 20. August 1818 aufgestellt, die auf der Bevölkerungsziffer in den ein-
zelnen Bundesstaaten nach einer Zählung von 1818 basierte und 1 % der
.Bevölkerung betrug.23 Obwohl eine Revision der Matrikel danach mehr-

23 Kotulla, Deutsches Verfassungsrecht, S. 114-116; die Matrikel wurde zunächst als
provisorische Matrikel auf fünf Jahre veranschlagt und am 12. Juli 1823 vorerst auf
unbestimmte Zeit verlängert. Am 13. Januar 1824 verständigte man sich auf interi-
mistische Weitergeltung der Matrikel.



84 Gerd Stolz

fach diskutiert wurde,24 blieben die über die Jahre in den Bundesstaaten

zunehmenden Bevölkerungszahlen mit Ausnahme bei Gebietsveränderun-
gen unberücksichtigt, so dass sich ein allmählich wachsendes Missverhält-

nis zwischen Bevölkerungszahl und Beitragspflicht für die Bundesleistun-
gen ergab. In den Herzogtümern Holstein und Lauenburg war die Bevöl-
kerungszahl von 375.000 im Jahre 1815 auf 416.500 im Jahre 1822 und bis
Dezember 1864 auf 602.814 Personen gestiegen.

Keinem Bundestaat, dessen Kontingent ein oder mehrere Armeekorps
umfasste, durften kleinere Kontingente anderer Bundesstaaten - auch
wenn sie allein kaum oder garnicht operationsfähig waren - unterstellt
werden, so dass die Souveränität der einzelnen Bundesmitglieder in allen
militärischen Dingen in Friedenszeiten unangetastet blieb. Preußen war es
somit verwehrt, sein Bestreben nach einer Sicherung seiner Position im
norddeutschen Raum durch eigene militärpolitische Maßnahmen in die Tat
umzusetzen; es überging diese Hürde, indem es nach Beilegung der revo-
lutionären Bewegungen in Deutschland nach 1850 Militärkonventionen
mit mehreren kleinen Staaten abschloss.

Die Streitkräfte des Bundesheeres setzten sich zusammen aus dem

Hauptkontingent, d. h. aus den stehenden Truppen der Mitgliedsstaaten,
dem Reservekontingent, das in Friedenszeiten nur aus Kadern bestand,
und einem Ersatzkontingent, für das jeder Bundesstaat im Kriegsfall zum
Ausgleich der Verluste zu sorgen hatte.

Die Formation des Bundesheeres hinsichtlich der Aufstellung der Kon-
tingente insbesondere bei den Staaten mit nur geringer Militärstärke, den
sogenannten Mindermächtigen, war ein längerer, teilweise mehrere Jahre
andauernder Prozess mit vielen Verhandlungen und Abstimmungen. Es
waren viele Erleichterungen, Kompensationen und Umstellungen ver-
schiedener Art notwendig,25 auch wurden die von Bundesseite vorgegebe-
nen Maßnahmen und Ausrüstungen nicht immer durchgeführt bzw. er-
reicht.

Nach der revidierten Bundes-Kriegsverfassung vom 4. Januar 1855 be-
trug die Matrikel 1 2/a % (1 'A % Hauptkontingent, ’/a % Reservekontingent,
’A % Ersatzkontingent), seit dem 27. April 1861 1 5A % (1 ’A % Hauptkon-
tingent, v3 % Ersatzkontingent). Die Stärke des Holstein-Lauenburgischen
Kontingents sollte danach 4.200 Mann im Hauptkontingent sowie 1.200

24 Vortrag des Ausschusses in Militärangelegenheiten, die Revision der Kriegsverfas-
sung des Deutschen Bundes betreffend. In: Militär-Wochenblatt für das deutsche
Bundesheer, 2. Jg. 1861, Nr. 9 vom 2. März 1861, S. 66-69.

25 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1830, Beilage 6 zu § 216,
S. 955-974 u. zu § 314, S. 1316-1335, Fankfurt a. M. o. J.
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Bundesheer und Bundeskontingent des Herzogtums Holstein

n

n

s

= preußisches IV. Korps in Sachsen,
= preußisches VII. Korps in Westfalen,
= preußisches VIII. Korps in Koblenz,
= preußisches VI. Korps in Schlesien.

n

i-
t-

Mann im Reservekontingent und 600 Mann im Ersatzkontingent26 betra-
gen, doch wurde diese Vorgabe wegen verschiedener Unstimmigkeiten
zwischen den Bundesstaaten nicht umgesetzt.

1-

is

'S
h
1t
n

'S
n
it

26 Formationsplan des Holstein-Lauenburgschen Bundes-Contingents vom 16. Juli
1858. Kopenhagen 1858 (Forsvarets Bibliotekscenter Kobenhavn, Signatur d-2-3027
c).

Das Bundesheer hatte 1860 bei einer Mobilisierung eine Sollstärke von ca.
303.000 Mann, einschließlich der Reserven von 627.000 Mann. Österreich

stellte etwa 31 % der Gesamtkopfzahl des Bundesheeres, Preußen 26 %
und Bayern 12 %, die übrigen Mitgliedsstaaten ca. 31 %.

Das Bundesheer bestand aus zehn, nach Nummern bezeichneten Ar-

meekorps, von denen Österreich allein das I. bis III. Armeekorps, Preußen
allein das IV. bis VI. Armeekorps und Bayern allein das VII. Korps stellten,
während die drei kombinierten VIII. bis X. Armeekorps aus den Kontin-

genten mehrerer Bundesstaaten zusammengesetzt waren, und einer Reser-
ve-Infanterie-Division von 11.366 Mann, gebildet aus den Kontingenten
von 18 Kleinstaaten.

Die militärische Macht des Deutschen Bundes lag eindeutig in dem po-
litischen Zusammenwirken Österreichs und Preußens. Während Öster-

reich bis Anfang der 1860er Jahre keine verbindliche Disposition für sein
Bundeskontingent getroffen hatte, verfügte Preußen über eine nach militä-
rischen Überlegungen, bei denen auch Fragen der Stationierung, Logistik
und Waffengattungen Berücksichtigung gefunden hatten, straff organisier-
te, jederzeit einsatzbereite Streitmacht. Seitens der preußischen Armee wa-
ren als Bundestruppen vorgesehen

IV. Bundes-Armee-Korps
V. Bundes-Armee-Korps
VI. Bundes-Armee-Korps

Bundes-Reserve

Das preußische Kontingent war eine beachtliche militärische Größe,
die nicht allein einen bereits im Frieden bestehenden Teil des Bundesheeres

repräsentierte, sondern zugleich auch gegenüber dem Bund und den ande-
ren Bundesmitgliedern im politischen Rahmen wirksam eingesetzt werden
konnte.

Das X. Bundes-Armee-Korps, dessen Festlegung der Formation und
inneren Organisation sich wegen der Abstimmung zwischen den einzelnen
Regierungen über einen längeren Zeitraum erstreckte, setzte sich aus meh-
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3.600 Mann, davon

2.791 Mann (4 Bataillone),

514 Mann (4 Eskadrons),

259 Mann mit 8 Geschützen,

36 Mann.

1.395 Mann,

257 Mann,

130 Mann mit 4 Geschützen u.

18 Mann,

Nachdem Dänemark in der 34. Sitzung der Bundesversammlung vom
21. Oktober 183027 den Antrag gestellt hatte, „daß das Holstein-Lauen-

burgische Contingent eine mit anderen Contingenttruppen unvermischte
Brigade ausmache. Da dieses Contingent mit der Reserve eine Stärke von
5.400 Man aller Waffengattungen im gehörigen Verhältnis darbiete", fasste
die Bundesversammlung in der 41. Sitzung vom 9. Dezember 1830 nach
vorherigen positiver Stellungnahme der Bundes-Militärkommission den

entsprechenden Beschluss.28 Fortan bildete das Bundes-Kontingent des
Herzogtums Holstein die 1. Brigade der 2. Division des X. Bundes-
Armeekorps mit folgender Truppenstärke:

Haupt-Kontingent

Infanterie u. Jäger
Kavallerie

Artillerie

Pioniere u. Pontoniere

Die Ersatzmannschaft und das Reserve-Kontingent zum Bundesheer
betrugen:

Infanterie

Kavallerie

Artillerie

Pioniere

so dass das Bundeskontingent des Herzogtums Holstein insgesamt
5.400 Mann zählte. Es stellte zudem nach dem Übereinkommen mit den

übrigen Staaten der 2. Division des X. Bundes-Armee-Korps vom 25. Juni
1835,29 das am 31. Juli 1835 von den beteiligten Regierungen unterzeichnet

und der Bundesversammlung am 17. September 1835 zur Kenntnis ge-
bracht wurde, die Hälfte des gesamten Ponton-Trains für das X. Bundes-

reren norddeutschen Kontingenten zusammen. Es bestand aus zwei Divi-
sionen mit folgenden Kontingenten:

1. Division: Königreich Hannover, Herzogtum Braunschweig,

2. Division: Großherzogtum Mecklenburg-Schwerin, Großherzogtum
Mecklenburg-Strelitz, Großherzogtum Oldenburg, Herzogtum Holstein(-

Lauenburg), Freie Hansestadt Bremen, Freie Hansestadt Hamburg, Freie
und Hansestadt Lübeck

27 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1830, Frankfurt a M
1830, § 262, S. 1130-1131.

28 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1830, Frankfurt a M
1830, § 314, S. 1335.

29 Die späteren Zusätze bzw. Änderungen vom 15. Mai 1841, 31. Juli 1841, 27. u. 28.
April 1859 hatten keinen substantiellen Einfluss auf die Vereinbarung.
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Armee-Korps sowohl an Offizieren und Mannschaften als auch an Material
und Gerät.

Das Bundeskontingent des Herzogtums Holstein umfasste ab 1831 fol-
gende im Herzogtum Holstein bzw. Lauenburg garnisonierende Einheiten
der dänischen Armee:

Holsteinisches Infanterie-Regiment/Holstenske Infanteriregiment
(Rendsburg),
Oldenburgisches Infanterieregiment/Oldenburgsker Infanteriregiment
(Rendsburg),
Leibregiment Königin/Dronningens Livregiment (Glückstadt, Altona),
Lauenburgisches Jägerkorps/Lauenborgske Jaegerkorps (Kiel, Ratze-
burg),
Leibregiment Leichte Dragoner/Livregimentet lette Dragoner (Itzehoe,
Kiel, Plön),

Holsteinische Artilleriebrigade/Holstenske Artilleribrigade (Rends-
burg),
Pontonierkompanie/Pontonnerkompagnie (Rendsburg).

Diese Einheiten gehörten zum 3. Militärdivisions-Distrikt der däni-
schen Armee, der die Herzogtümer Schleswig (ohne ZEro), Holstein und
Lauenburg umfasste.

In seinem äußeren Erscheinungsbild unterschied sich das Bundeskon-
tingent nicht von den anderen Truppen der dänischen Armee. Die Unifor-
mierung wies keine besonderen Abzeichen als Hinweis auf die Zugehörig-
keit zum Bundeskontingent bzw. Bundesheer auf. Infanterie und Artillerie
trugen das traditionelle rote (Lauenburgisches Jägerkorps dunkelgrünes)
Kollett und als Kopfbedeckung den hohen Tschako mit Behang, Offiziere
außerdem mit einem schwarzen Federbusch, die Dragoner ebenfalls ein ro-
tes Kollett und als Kopfbedeckung einen Raupenhelm. Die uns heute bie-
dermeierlich anmutende Uniformierung im Stile der Zeit ist in dem großen
Uni formwerk von Eckert und Monten auf 13 farbigen Tafeln ausführlich

dargestellt.30
Als Mitgliedstaat des Deutschen Bundes war Dänemark durch die Be-

ratungen, Abstimmungen, Berichte und Stellungnahmen in der Bundes-
versammlung sowie den Gremien, Ausschüssen und Kommissionen über
die militärpolitischen Vorstellungen im Deutschen Bund und seinen Mit-
gliedstaaten, ihre Wehrverfassung, die Organisationsformen des Militärs,
Rüstungen in personeller und materieller Hinsicht sowie Reformbestre-
bungen gut informiert. Die nach den napoleonischen Kriegen einsetzende
Reform der preußischen Armee hinsichtlich organisatorischer Einheitlich-
keit und Verstärkung der Schlagkraft in Verbindung mit neuen Rüstungs-
entwicklungen und besserer Ausstattung der Soldaten gewann sehr bald

30 Eckert/Monten, Das deutsche Bundesheer, S. 391-405, Tafel 269-281.
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einen Vorbildcharakter für andere europäische Staaten und Mitglieder des
Deutschen Bundes, bei denen dann gleichfalls entsprechende Wandlungen
eingeleitet wurden. Die vorwiegend traditionelle Ausrichtung des Militärs
auf die Person des Königs (Fürsten) blieb jedoch ebenso wie die Beachtung
der militärischen Rangordnung weitgehend unangetastet.

Vor dem Hintergrund, „daß Frankreichs ausserordentliche Rüstungen
auch vom Deutschen Bunde ausserordentliche Anstrengungen zur Bereit-
schaft für Behauptung seiner Würde und Sicherheit erheischen", beschloss
die Bundesversammlung in Frankfurt a. M. am 24. Juni 1841, noch in dem-

selben Jahr eine Inspektion sämtlicher Bundeskontingente „Die Bereit-
schaft des Bundesheeres betreffend" durchzuführen.31 Die Inspektion
wurde im Herbst 1841 von den im Generalsrang stehenden Inspektoren
nach einer umfangreichen, detaillierten und einheitlichen Anweisung mit
folgender Maßgabe durchgeführt: „Bei denjenigen Bundesgliedern, deren
Staaten nur theilweise in dem Bundesverband stehen, wird dieses eigen-
thümliche Verhältniß gehörig zu berücksichtigen seyn, und insbesondere
die Inspicirung sich nur auf diejenigen Truppenkörper und deren Ausrüs-
tung erstrecken, welche als Theile des verfassungsmäßigen Contingentes
bezeichnet worden sind.",32 d. h. dass für das Königreich Dänemark nur
das Bundeskontingent des Herzogtums Holstein in Frage kam.

Die Inspektionen der zehn Bundes-Armee-Korps wurden bei den ein-
zelnen Bundeskontingenten in den Monaten Juli bis Oktober 1841 durchge-
führt. Die Liste der - insbesondere in den Klein- und Mittelstaaten - je-
weils festgestellten Mängel war sehr umfangreich, das Gesamtprotokoll
der Musterung umfasste 518 Seiten. Es dauerte daher auch mehrere Mona-

te bis in das Jahr 1844 hinein, bis der Großteil der Beanstandungen beho-
ben war.

Auf Grund mannigfacher Anstrengungen konnten in Dänemark die
schwierigen wirtschaftlichen und finanzpolitischen Jahre nach den napole-
onischen Kriegen größtenteils bald überwunden werden, und seit den

1830er Jahren wurde auch angesichts der Entwicklungen in anderen euro-
päischen Staaten eine Reorganisation der Streitkräfte diskutiert. Sie erfolg-
te dann durch das Heeresgesetz vom 28. April 1842, das zum 1. Juli 1842 in
Kraft trat. Es brachte eine vollkommen neue Strukturierung der Land-
streitkräfte bei erheblich reduzierter Truppenstärke - u. a. Brigaden und
bei der Infanterie Bataillone statt bisher Regimenter - zugleich einheitliche
Feldzeichen und den Beginn einer einheitlichen Uniformierung. Die Maß-

31 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1841, Frankfurt a. M.
1841, Separat-Protokoll der 17. Sitzung der Deutschen Bundesversammlung, S.352a-352w.

32 Protokolle der deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1841, Frankfurt a. M.
1841, Beilage zu dem Separat-Protokoll der 17. Sitzung der Deutschen Bundesver-
sammlung vom 24. Juni 1841, S. 352x.



nahmen bedeuteten einen erheblichen Bruch für das Traditionsverständnis

der Armee und wurden angesichts der verstärkt aufkommenden nationa-
len Spannungen in den Herzogtümern „als unsensible Zentralisierungs-
maßnahme"33 empfunden.

Fortan gab es im dänischen Heer drei Generalkommandos, und zwar
das 1. für Seeland (Sjaelland), das 2. für Fünen und Jütland (Fyn und
Jylland) und das 3. für die Herzogtümer Holstein, Lauenburg und Schles-
wig mit Sitz in Schleswig. Diesem Generalkommando unterstanden so-
wohl die im Herzogtum Schleswig garnisonierenden Truppen als auch die
Einheiten zum Bundeskontingent. Von den Änderungen war auch das in
die dänische Armee integrierte Bundeskontingent des Herzogtums Hol-
stein betroffen, das auch künftig als 1. Brigade der 2. Division des X. Bun-
des-Armee-Korps vorgesehen war.

Der neue, weiterhin auf der Übereinkunft von 1835 beruhende Forma-

tionsplan des Bundeskontingentes vom 22. Oktober 184234 umfasste nun-
mehr die ausschließlich in den Herzogtümern Holstein und Lauenburg
rekrutierten Truppen:

15. Infanterie-Bataillon (Rendsburg),
16. Infanterie-Bataillon (Rendsburg),
17. Infanterie-Bataillon (Glückstadt),

5. Jägerkorps (Kiel und Ratzeburg),
2. Dragoner-Regiment (Plön, Kiel, Itzehoe),

eine 6pfd fahrende Batterie mit sechs 6pfd Kanonen und zwei
12pfd Granatkanonen (Rendsburg),
Pontonier-Kompanie des 2. Artillerie-Regiments mit zehn hölzer-
nen Pontons, zwei Ruderbooten und 1 hölzernen Reserve-Ponton

(Rensburg),
Feldlazarett für 450 Kranke sowie die Belagerungs-Artillerie (zehn
Geschütze) für die gesamte 2. Division des X. Bundes-Armee-
Korps.

Zu den Stäben des Korps, der 2. Division und 1. Brigade des Bundes-
heeres hatte die dänische Armee unter Anrechnung auf die Kontingents-
stärke 22 Offiziere und 11 Unteroffiziere zu stellen. Über den neuen For-

mationsplan von 1842 konnte zugleich ein Teil bei der Bundesinspektion
von 1841 festgestellten Mängel beseitigt werden.35

33 Fiebig/Schlürmann, Handbuch, S. 126.
34 Formationsplan des Holstein-Lauenburgischen Bundes-Contingents oder der Isten

Brigade der 2ten Division des lOten Bundes-Armee-Corps (deutsche Fassung vom
2. November 1842). Kopenhagen 1842 (Forsvarets Bibliotekscenter Kobenhavn, Sig-
natur d-2-3027 b).

35 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1843, Frankfurt a. M.
1843, 25. Sitzung, § 225, S. 566-583 und Beilage 4 Bericht der Militär-Commission an
den Bundestags-Ausschuß in Militärangelegenheiten, vom 1. Juli 1843, betreffend
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Sichtbares Zeichen der umgestalteten dänischen Armee waren die neu-

en Truppenfahnen nach einheitlichem Muster auf der Grundlage des Da-
nebrog mit der Kurzbezeichnung der jeweiligen Einheit. 36 Den zum 3. Ge-
neralkommando gehörenden Einheiten überreichte der König in Rends-
burg am 24. September 1842 die neuen Fahnen, die er „nicht wie in Ko-

penhagen Danebrogsfahnen (nannte), er sagte umschreibend: 'das weiße
Kreuz im rothen Grunde'".37 Außerdem wurde Dänisch als Komman-

dosprache in der gesamten dänischen Armee eingeführt, somit auch im
Bundeskontingent des Herzogtums Holstein als Teil des deutschen Bun-
desheeres verwendet.

Das Manöver des X. Bundes-Armee-Korps bei Lüneburg
im Jahre 1843

Eine Heerschau bis dahin nicht dagewesener Art und Größe in der Zeit
nach dem Wiener Kongress war das Feldmanöver des gesamten X. Bun-
des-Armee-Korps des Bundesheeres vom 24. September bis 8. Oktober
1843 bei Lüneburg. Es war das einzige Mal, dass das X. Bundes-Armee-

Korps die Kontingente aller zu seinem Bereich gehörenden Mitgliedsstaa-
ten zu einem gemeinsamen Feldmanöver vereinte, womit im norddeut-

schen Raum auch ein sichtbares Zeichen gemeinschaftlichen natio-
nal(staatlich)en Bestrebens und für ein stärkeres deutsches Nationalbe-

wusstsein gesetzt wurde. Das in der Vielfalt der verschiedenen Uniformen
einzigartige bunte Schauspiel stellte zugleich eine unübersehbare Macht-
demonstration dar.

Nachdem die Bundesversammlung am 24. Juni 1841 eine Inspektion al-
ler Bundeskontingente „Die Bereitschaft des Bundesheeres betreffend" be-
schlossen hatte,38 waren „sämmtliche Souveraine, so wie die freien und

Hansestädte, deren Militärcontingente das 10. Corps des deutschen Bun-
desheeres bilden, in Folge gepflogener Unterhandlungen dahin übereinge-
kommen,"39 im Herbst des Jahres 1842 das Korps-Manöver bei Lüneburg

die Ergebnisse der im Jahre 1841 gehaltenen Musterung der zehn Armeecorps des
Bundesheeres, S. 597-618.

36 Eine entsprechende Kompanie-Fahne (dänisches 3. Infanterie-Bataillon 6. Kompa-
nie), die am 18. April 1864 im dänisch-deutschen Krieg bei Düppel von Angehöri-
gen des Brandenburgischen Füsilier-Regimentes Nr. 35 erbeutet wurde, ist abgebil-
det in: Höhrath, Farben der Geschichte, S. 41.

37 Droysen, Herzogthümer, S. 145.
38 Separat-Protokoll der 17. Sitzung der Deutschen Bundesversammlung. Geschehen

Frankfurt den 24. Juni 1841. In: Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom
Jahre 1841, Frankfurt a. M. 1841, S. 352 a.

39 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1842, Frankfurt a. M.
1842, 22. Sitzung, § 225, S. 506.
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abzuhalten. Auch Dänemark hatte sich für das Bundeskontingent des Her-
zogtums Holstein uneingeschränkt zur Teilnahme bereit erklärt und schon
frühzeitig mit den Planungen begonnen, denn am 29. Juni 1843 legte der
Generalstab in Kopenhagen den Formationsplan für das Bundeskontin-
gent40 in deutscher Sprache vor.

Von der „bundesmatrikelmäßige(n) Truppen-Macht" des X. Bundes-
Armee-Korps von 28.081 Mann mit 56 „Feuerschlünden" nahmen an dem
Manöver 25.496 Mann mit 58 Geschützen41 teil; die „Gesammtzahl aller

Pferde, welche das Armee-Corps mit sich führte, betrug 4936 Stück, näm-
lich 1.097 Officiers- und 3.857 Trupp-Pferde"42 und 114 sogenannte Zu-
schauer-Pferde für fremde Offiziere, die auf Grund der Entfernung ohne
eigene Pferde anreisten. Das Truppenlager in der Nähe von Deutsch-
Evern43 nahe der Ilmenau war entsprechend den beiden Korps-Divisionen
in zwei Abteilungen gegliedert und umfasste ca. 2.475 Zelte, zu denen

Abb. 1: Das „Lager des 10. Bundes-Armee-Corps" anlässlich des Manövers bei
Lüneburg im Jahre 1843. - Die Gesamtzahl der Zelte im Lager betrug ca. 3.500
(Stich aus der „Illustrirten Zeitung“ Nr. 26 vom 23. Dezember 1843).

40 Formationsplan des Holstein-Lauenburgischen Bundescontingents bei der Con-
centrirung des lOten Bundes-Armee-Corps zu Uebungen im Herbst 1843 vom 29.
Juni 1843, Kopenhagen 1843 (Forsvarets Bibliotekscenter Kobenhavn Signatur d-2-
3027 b).

41 Ringklib, Ausführliche Beschreibung, S. 6-7.
42 Ebd., S. 7.
43 Deutsch Evern liegt südöstlich von Lüneburg und ist heute mitgliedersträkste Mit-

gliedsgemeinde der Samtgemeinde Ilmenau im Landkreis Lüneburg.
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noch zahlreiche Zelte und Buden der Gast- und Schankwirte sowie der

Händler aller Art und die Offizier-Speise-Zelte kamen, so dass die Ge-
samtzahl ca. 3.500 Zelte betrug. Das Bundeskontingent des Herzogtums
Holstein war in 228 Zelten untergebracht. Das Oberkommando des X.
Bundes-Armee-Korps, das in 2 Divisionen eingeteilt war, hatte der könig-
lich hannoversche Generalleutnant Hugh von Halkett,44 der das Korps
dann fünf Jahre später in Schleswig-Holstein im Krieg gegen Dänemark
kommandierte. Das Kommando der 2. Korps-Division führte Generalleut-
nant Landgraf Wilhelm zu Hessen, der auch Gouverneur von Kopenhagen
war.

Zur Vorbereitung auf das Manöver wurde das Bundeskontingent des
Herzogtums Holstein ab 7. August 1843 für vier Wochen versammelt. Va-
kanzen bei den Offizier-Stellen wurden durch Abkommandierungen aus
anderen Regimentern aufgefüllt, außerdem erhielt jedes Bataillon bzw. Re-
giment noch einen überzähligen Offizier zugewiesen. Der Großteil der
Mannschaften, Beurlaubte und Reservisten mussten einberufen, die Zahl

der Spielleute (Musiker) verstärkt, Ausrüstung und Material überprüft und
vervollständigt werden. Danach wurde die Infanterie zu einer lOtägigen
Übung als Brigade in Rendsburg konzentriert, und am 11. September 1843
inspizierte König Christian VIII. dort die Truppen. Am 17. September 1843
marschierte die Infanterie aus Rendsburg nach Lüneburg ab. Die Elbe
überquerten die Jäger bei Artlenburg auf Flößen, von den Pionieren ge-
baut, die anderen Infanterie-Einheiten bei Lauenburg. Für den 178 km lan-
gen Marsch benötigten die Truppen sieben Tage, so dass das Bundeskon-
tingent des Herzogtums Holstein bis zum 23. September 1843 vollständig
vor Lüneburg eingetroffen war.

Das Bundeskontingent des Herzogtums Holstein unter dem Komman-

do von Generalmajor Gotthardt (von) Lützow45 bildete die 1. Brigade der
II. Korps-Division; der Brigade-Stab war in Deutsch Evern, die drei Infan-

terie-Bataillone und das 5. Jägerkorps waren im Lager, das 2. Dragoner-
Regiment mit 520 Mann und derselben Anzahl Pferde in den Ortschaften

Bardowick, Brestorf, Papenburg, Buntenburg und Goseburg, die Artillerie
mit 167 Mann und 128 Pferden in Ochtmissen und Wienebüttel, die Ponto-

niere in Grimm untergebracht. Die Führungsstellen bei den Truppen wa-
ren von dänischen Offizieren besetzt, außerdem waren in gemischten Stä-
ben auf Korps-, Divisions- oder Einheitsebene zehn dänische Offiziere tä-

tig, u. a. Oberst Hans Christian Romeling46 als Stabs-Chef der 2. Korps-
Division.

44 ADB, Bd. 10 (1879), S. 412-415 u. Schröder, Generalität, Bd. 1, Nr. 609, S. 641.
45 DBL, Bd. 10 (1896), S. 571-572 u. Richter, Danske Landmilitaeretat, Bd. 2 S. 44.
46 DBL, Bd. 14 (1900), S. 479-481 u. Richter, Danske Landmilitaeretat, Bd. 2, S. 133.



Das Manöver, das sich wie ein Theater auf vorher einstudierte Ge-

fechtsbilder beschränkte, beinhaltete insgesamt 5 Ruhetage und verlief
trotz des in jenen Tagen anhaltenden Regenwetters planmäßig. Die Presse
beobachtete den Ablauf mit verhaltener Kritik. Der angesehene, in Wien
erscheinende „Oesterreichische Beobachter" berichtete am 11. Oktober

1843:47 „... aber zweitens, daß der markirte Feind sich meistens passiv ver-
hält, und jede innehabende 'Stellung' erst auf den bestimmten Befehl des
commandirenden Generals verläßt ... Freilich entstehen dadurch lange
Pausen, und vielleicht auch einige Unnatürlichkeiten, aber dafür bewegt
sich auch das Ganze in regelvollen Abmessungen, und sogenannte Will-
kürlichkeiten werden ganz vermieden." und die in Leizig erscheinende „II-
lustrirte Zeitung" schrieb drei Monate später:48 „Für jeden Tag waren Ma-
növergrenzen festgesetzt, welche zufolge allgemeiner Vorschriften nicht
überschritten werden durften ... Die Manöver fielen oft so taktmäßig, daß
hie und da der Gedanke an eine heimliche gegenseitige Verabredung ent-
stand ... Die fingirten Feindseligkeiten, welche nie über die Tafelzeit hin-
ausreichten, gaben beim vollen Becher Anlaß zu mannigfachen Compli-
menten, mit welchen sich die gegenseitigen Heerführer beglückwünsch-
ten."

Die Ehrengäste des Manövers erhielten nach dessen Abschluss als eine
Art „Souvenir" eine „Kurze Beschreibung der Feld-Manöver, welche vom
lOten Bundes-Armee-Corps während der Concentrirung im Jahre 1843
ausgeführt worden sind." mit einer Einleitung Generalleutnant von Hal-
kett. Sie entghält im Wesentlichen die „Allgemeinen Bestimmmungen" für
die Manöver-Tage mit den vorgegebenen Ausgangslagen und vorgesehe-
nen Truppenbewegungen.49

Einerseits war das Manöver in seiner Gesamtheit eine Selbstdarstellung

für die teilnehmenden Kontingente der Mitgliedstaaten, andererseits ange-
sichts des hannoverschen Verfassungskonfliktes zu Ende der 1830er Jahre
und der sich in zunehmendem Maße zeigenden nationalen Strömungen
eine unverhohlene machtpolitische Demonstration von deutscher Seite. Die
Rheinkrise um 1840, in der wegen der französischen Forderungen nach ei-
ner Revision der Verträge von 1815 und der „natürlichen" Rheingrenze
Teile der französischen Öffentlichkeit auch dem Deutschen Bimd mit Krieg
gedroht und Frankreich militärisch aufgerüstet hatten, war gerade über-
wunden.

47 Oesterreichischer Beobachter Nr. 284 vom 11. Oktober 1843, S. 1124.
48 Illustrirte Zeitung Nr. 26 vom 23. Dezember 1843, S. 407-408.
49 Die Schleswig-Holsteinische Landesbibliothek, Kiel, konnte im Jahre 2017 ein

Exemplar (64 Seiten) der 1843 in Hannover gedruckten Broschüre erwerben.
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Abb. 2: Titelseite der 1843 in Hannover gedruckten, den Ehrengästen übersandten
Erinnerungsbroschüre des im September/Oktober 1843 durchgeführten Manövers
des X. Bundes-Armee-Korps bei Lüneburg (Mit freundlicher Genehmigung der
SHLB), vgl. Anm. 49.
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Mit dem Manöver bei Lüneburg war auch die Erinnerung an das für
die verbündeten Russen und Preußen siegreiche Gefecht bei Lüneburg
vom 2. April 181350 gegen das französisch-sächsische Korps des Generals
Joseph Morand anlässlich des 30. Jahrestages verbunden. Als ranghöchster
Gast kam König Friedrich Wilhelm IV. von Preußen, der bald nach seiner
Thronbesteigung im Jahre 1840 auf eine wirksamere Militärverteidigung
des Deutschen Bundes gegen Frankreich bestanden hatte. In seiner Beglei-
tung waren sein Thronfolger Prinz Wilhelm von Preußen, der spätere
deutsche Kaiser Wilhelm I., und die preußischen Prinzen Carl, der spätere
Feldzeugmeister der preußischen Armee und erste Herrenmeister des
wiederbegründeten Johanniter-Ordens, Adalbert, der spätere Admiral und
erste Oberbefehlshaber der preußischen Marine, sowie Albrecht und
Waldemar. Preußen, das selbst keine Truppen zum X. Bundes-Armee-
Korps stellte, nutzte so die Möglichkeit einer großen Öffentlichkeit, auf der
Welle sich stärkenden Nationalbewußtseins seinen Anspruch auf die Füh-
rungsrolle im Deutschen Bund sichtbar zu untermauern. Das Manöver ist
ein Beleg dafür, wie wichtig die Vergangenheit für die Gegenwart war.

Das Kaiserreich Österreich, die Vorsitzmacht des Deutschen Bundes,

war in Lüneburg hochrangig vertreten durch den 1843 zum Feldmarschall-
leutnant ernannten Erzherzog Albrecht von Österreich. Im Deutschen
Krieg gegen Preußen 1866 erhielt er, inzwischen zum Feldmarschall beför-
dert, nach der Schlacht von Königgrätz anstelle des k. k. Feldzeugmeisters
Ludwig von Benedek den Oberbefehl über die k. k. Armee. Am 24. März
1869 zum Generalinspekteur der k. u. k. Armee ernannt leitete er deren
Reorganisation ein und übte bis zu seinem Tod 1895 wesentlichen Einfluss
auf die Entwicklung der Armee aus.

Zu den weiteren Ehrengästen, die aus Anlass des Manövers nach Lü-
neburg gekommen waren, gehörten aus Schleswig-Holstein Herzog Chris-
tian August II. von Schleswig-Holstein-Sonderburg-Augustenburg und
sein Bruder Friedrich (der spätere „Prinz von Noer"),51 der als dänischer
Generalleutnant seit März 1842 Statthalter und Kommandierender General

in den Herzogtümern war, sowie Herzog Carl und die Prinzen Friedrich,
Wilhelm, Christian, Julius und Hans (Johann) von Schleswig-Holstein-

Glücksburg, von denen die beiden letztgenannten als Offiziere in der
preußischen Armee dienten.52

Aus mehreren europäischen und nicht am Manöver beteiligten deut-
schen Armeen waren ca. 400 Offiziere, davon 80 aus dem Königreich Preu-

ßen, als Zuschauer gekommen. Die Abordnung der dänischen Armee zähl-
, te 18 Offiziere, an der Spitze die Generalmajore Peter Frederik Stein-

50 Görges, Lüneburg vor hundert Jahren.
51 SHBL, Bd. 8, S. 109 u. Bd. 13, S. 516.
52 Zu den schleswig-holsteinischen Personen siehe Porskrog Rasmussen, Die Herzöge

von Beck.
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mann,53 seit 1839 Generalquartiermeister und Chef des Generalstabes der
dänischen Armee, sowie Christian Frederik Trepka,54 der 1824 als Major
zum Bevollmächtigten für die Herzogtümer Holstein und Lauenburg bei
der Militärkommission des Deutschen Bundes in Frankfurt a. M. ernannt

worden war. Der 1842 zum Generalmajor beförderte Trepka genoss das
uneingeschränkte Vertrauen König Frederiks VI. von Dänemark und er-
füllte zu dessen vollster Zufriedenheit seine Aufgabe in Frankfurt a. M., bis
sie 1848 durch den Kriegsausbruch gegenstandslos wurde. Mit den Gene-
rälen Steinmann und Trepka waren jene beiden Offiziere in Lüneburg an-
wesend, die die „Scharniere" für eine reibungslose Militärpolitik Däne-
marks zum Deutschen Bund in der 1. Hälfte des 19. Jahrhunderts darstell-
ten.

Doch bereits vor dem Abmarsch aus den Garnisonen stieß die Teil-

nahme des Bundeskontingentes des Herzogtums Holstein mit der Trup-
penführung durch dänische Offiziere auf Vorbehalte auch von dänischer
Seite:55 „Die Uniform dieser Truppen (Anm. d. Verf.: des holstein-
lauenburgischen Kontingentes) fällt sowohl wegen des groben Stoffs als
des schlechten Schnittes auf; es sieht aus, als sollte jeder Mann erst in sei-
nen Rock hineinwachsen. Die Stimmung derselben ist fast eben so unge-

nügend, als ihre Uniform. Es sind, um das Kontingent zu kompletiren, fast
lauter dänische Offiziere bei diesem deutschen Bundesarmeetheil ange-
stellt, und das Commando ist dänisch ... Viele dänische Offiziere sollen

mit ernstlicher Besorgniß ins Lager gegangen seyn, da sie die Stimmung
der Truppen gegen sie nur zu gut kennen. Doch ist die militärische Unzu-
friedenheit vielleicht die kleinste in Schleswig-Holstein."

Im Lager selbst sind nach den Erinnerungen eines hannoverschen Offi-
ziers dann auch „Streitigkeiten zwischen den in ihm (Anm. d. Verf.: hol-
stein-lauenburgischen Kontingent) dienenden Dänen und Deutschen nicht
ganz ausgeblieben",56 und der Gebrauch der dänischen Kommandospra-
che wurde kritisch bis lächerlich-grotesk angemerkt. Die „Illustrirte Zei-
tung" schrieb dazu:57 „... während die Holstein-Lauenburger bei rother
Hauptuniform eine dänische Gradabtheilung beobachten. Was aber vor al-
lem eine Sonderung dieser Letzteren von den Ersteren, die doch Alle ei-

nem deutschen Commando folgen, bedingt, ist das dänische Commando.
Man kann sich denken, welchen contrastirenden Eindruck ein höire om,

ein venstre om, ein omkring auf Offiziere und Soldaten hervorbringen
mußte, die auf deutschem Grund und Boden unter deutschen Cameraden

sich bei den befremdenden Klängen fragend ansahen, nach denen Einzelne

53 DBL, Bd. 16 (1902), S. 376-377 u. Richter, Danske Landmilitasretat, Bd. 2, S. 177.
54 DBL, Bd. 17 (1903), S. 494-495 u. Richter, Danske Landmiliteretat, Bd. 2, S. 198.
55 Das Morgenblatt für gebildete Leser Nr. 247 vom 16. Okotber 1843, S. 988.
56 Hartmann, Erinnerungen, S. 53.
57 Illustrirte Zeitung Nr. 26 vom 23. Dezember 1843, S. 404.



unter ihnen sich richten mußten. Es war kein Wunder, daß die gute Laune
der Mannschaften dem dänischen Commando bald eine lächerliche Seite

ablauschte. Die dänische Sprache hat etwas Plattes, affectirt Lispelndes. So
verstand man das venstre om - links um - lange Zeit für 'Mensch dreh
um', und die deutsch commandirten Soldaten waren um so eher geneigt
sich über ihre dänisch commandirten in Scherz und Schwänke zu ergehen

Am Abend des Ankunfttages des Königs von Preußen, am 4. Oktober
1843, „wurde dann der große Zapfenstreich auf dem Marktplatze zu Lü-
neburg bei Fackellicht, von sämmtlichen Musik- und Tambour-Chören des

lOten Bundes-Armee-Corps ausgeführt. Diese großartige Musik-Auffüh-
rung geschah unter der Leitung des Directors der gesammten Musik der
Königlich Preußischen Garde-Corps, Herrn Wieprecht,58 und war so ar-
rangirt, daß die Musiker dem Königlichen Schlosse gegenüber, zwei ver-
bundene rechte Winkel bildeten."59 Sämtliche Musikkapellen der hanno-
verschen Armee, der beiden Großherzogtümer Mecklenburg sowie Olden-
burgs, des Herzogtums Braunschweig, der Hansestädte Bremen, Ham-
burg, Lübeck und die 68 Musiker des Holstein-Lauenburgischen Bundes-
kontingents sowie 300 Tambours hatten Aufstellung genommen, insgesamt
waren es 1.083 Musiker. 600 Fackelträger beleuchteten die abendliche Sze-
nerie, zu der mehrere Tausend Zuschauer aus der Stadt und Umgebung
gekommen waren.

Die Auswahl der Musikstücke trug einen eindeutig politisch-
militärischen Charakter und reflektierte auch den 30. Jahrestag des siegrei-
chen Gefechtes bei Lüneburg gegen das französisch-sächsische Korps des
Generals Morand. Gespielt wurden u. a. das 1840 von dem Schweriner
Hofmusiker Philipp Lappe komponierte Mecklenburgische Vaterlandslied,
der Marsch aus der 1840 uraufgeführten Oper „Die Regimentstochter" von
Gaetano Donizetti, der von Julius Gerold, dem Direktor des Hannover-

schen Garde-Jäger-Regiments, komponierte Hermanns-Marsch „zum Bes-
ten des Hermanns-Denkmals", der Yorcksche Marsch von Ludwig van
Beethoven und der von Johann Heinrich Walch komponierte Pariser Ein-
zugsmarsch, der am 31. März 1814 beim Einzug der verbündeten österrei-
chisch-preußisch-russischen Truppen in Paris gespielt worden war. - „Die-
ser Zapfenstreich war ein brillanter und grandioser, er enthielt Alles, was
sich musikalisch, pittoresk und militairisch aus der Idee nur entwickeln
läßt.",60 urteilte der Herausgeber des Hannoverschen Volksblatts.

' 58 Wilhelm Friedrich Wieprecht (1802-1872) gilt als Reformer der deutschen Militär¬
musik, insbesondere hinsichtlich der Instrumentation. 1838 wurde er zum Direktor
aller Musikkapellen des preußischen Garde-Korps ernannt, trug aber nie einen mili¬
tärischen Rang, vgl. ADB, Bd. 42 (1897), S. 424-425.

59 Ringklib, Ausführliche Beschreibung, S. 54.
60 Schröder, Das Lager bei Lüneburg, S. 65.

Gespaltene Loyalität - Das Bundeskontingent des Herzogtums Holstein 97



98 Gerd Stolz

Abb. 3 (folgende Seite): Plan zur Aufstellung der Musik- und Tambourkorps des
X. Bundes-Armee-Korps zum Großen Zapfenstreich unter Leitung des Direktors
der preußischen Gardemusik Wilhelm Friedrich Wieprecht am 4. Oktober 1843 auf
dem Marktplatz vor dem Schloss in Lüneburg - Seitens des Bundeskontingentes
des Herzogtums Holstein nahmen die Musiker der Kavallerie (Linker Flügel Nr.
16) und 48 Spielleute der Infanterie (Mitte Nr. 5) sowie mehrere Tambours (Rech-
ter Flügel Nr. 18) und Soldaten als Fackelträger teil; die Gesamtzahl der auffüh-
renden Musiker betrug 1083 Mann (aus Ringklib, Ausführliche Beschreibung).

Den Abschluss des Manövers bildete am Sonntag, dem 8. Oktober 1843
die große Parade sämtlicher Truppen des X. Bundes-Armee-Korps, die mit
Mannschaften und Offizieren in der weiten Feldebene, Bilmer Strauch ge-
nannt, bei dem Dorf Hagen Aufstellung genommen hatten. Bei starkem
Regen zogen die Truppen mit gesenkten Fahnen unter dem Spiel der jewei-
ligen Musikkapelle an den Königen von Hannover und Preußen vorbei.

Das Bundeskontingent des Herzogtums Holstein hatte im Rahmen die-
ses national ausgestalteten Manövers des X. Bundes-Armee-Korps, also ei-
nes Großverbandes des deutschen Bundesheeres, die für die Herzogtümer
Holstein und Lauenburg eingegangenen militärischen Bündnis-Verpflich-
tungen uneingeschränkt erfüllt. Der nationale Anspruch des Deutschen
Bundes war mit dem demonstrativen Zusammenwirken mittlerer und

kleiner Bundesmitglieder unübersehbar in das öffentliche Bewußtsein ge-
rückt worden, auch wenn Preußen zugleich das Ereignis nutzte, seinen
Anspruch auf die Vormachtstellung in Deutschland zu formulieren.

Die Truppenschau im Lockstedter Lager im Jahre 1846

Im Jahre 1841 hatte die Bundesversammlung entsprechend einem Vor-
schlag des Bundesmilitärauschusses nach längerer Erörterung und Ab-
stimmung zwischen den Mitgliedsstaaten beschlossen, „sich durch eine
allgemeine Inspicirung des Bundesheeres von der bundesverfassungsmä-
ßigen vollen Friedensbereitschaft desselben zu überzeugen" und zugleich
festgelegt, „eine allgemeine Inspicirung der sämmtlichen Bundescontin-

gente im Namen und Auftrag des Deutschen Bundes" durchzuführen". 61

61 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1841, Frankfurt a. M.
1841, Separat-Protokmoll der 13. Sitzung der Deutschen Bundesversammlung. Ge-
schehen Frankfurt den 13. Mai 1841. In Gegenwart aller in der erwähnten Sitzung
Anwesenden.Die Bereitschaft des Bundesheeres betreffend, und Separat-Protokoll
der 17. Sitzung der Deutschen Bundesversammlung. Geschehen Frankfurt den 24.
Juni 1841.
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Die Inspekteure waren Offiziere im Generalsrang und wurden aus einem
nicht im jeweiligen Bundes-Armee-Korps vertretenen Staat entsandt. Die

zur 2. Division des X. Bundes-Armee-Korps gehörenden Truppenkontin-
gente von Holstein-Lauenburg, Mecklenburg-Schwerin und -Strelitz,
Oldenburg sowie der Städte Bremen, Hamburg und Lübeck musterten der
preußische Generalleutnant Richard Friedrich Graf zu Dohna-Schlobitten62

und der nassauische Generalmajor Freiherr von Preen.63 Größere Bean-

standungen für das Bundeskontingent des Herzogtums Holstein ergaben
sich nicht. Das zusammenfassende Urteil für die Inspektionen lautete,
„daß in einem Verein unabhängiger und selbständiger Staaten kein Staat,
wie groß sein Umfang auch sey, irgend einen Vorzug vor dem andern

minder mächtigen voraushabe, daß Alle nur den einen Zweck im Auge: 'es
möge Deutschland in seinem Innern einig, nach Außen kräftig seyn'". 64

Auf Grund dieser Erfahrungen beschloss die Bundesversammlung am
27. Juni 1844 eine Wiederholung der Inspektion des Bundesheeres im Jahre
1846 und beauftragte die Militärkommission, das Weitere zu veranlassen. 65
Außerdem wurde auf Antrag von Oberst von Radowitz,66 der als Vertreter

Preußens der Bundesmilitärkommission seit 1836 angehörte, beschlossen,
die Inspektion erst im Spätsommer oder Herbst 1846 durchzuführen sowie

1851 zu wiederholen. Inspekteure für das X. Bundes-Armee-Korps waren
der preußische damalige Generalleutnant Friedrich von Wrangel,67 der
auch Gast bei dem Manöver im Jahre 1843 in Lüneburg gewesen war, der
nassauische Generalmajor Preen und der württembergische Generalleut-

nant Freiherr von Brand,68 der am 29. September 1846 während der Inspek-
tion beim Bundeskontingent des Herzogtums Holstein im Lager bei
Springhoe vom Pferd fiel und verletzt im Lazarett in Itzehoe zurückblieb.

Während Generalleutnant von Wrangel als „ein sehr erfahrner, sach-

kundiger und ungewöhnlich mobiler Inspector" galt, hieß es von den bei-
den anderen Inspektoren, sie wären „bereits so vorgerückt an Jahren ...
daß sie zur Ausführung einer so ermüdenden und mühevollen Arbeit, wie
die Inspection der Truppen mehrerer Contingente in so kurzer Zeit, weni-
ger geeignet erscheinen".69

In jener Zeit nahm der nationale Konflikt in Schleswig-Holstein zwi-
schen Dänen und Deutschen an Schärfe und Intensität zu, die Konfrontati-

62 Priesdorff, Soldatisches Führertum, S. 257-264.
63 Schröder, Generalität, Bd. 2, S. 971, Nr. 925.
64 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1843, Frankfurt a. M.

1843, § 255, S. 567.
65 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1844, Frankfurt a. M.

1844, § 194, S. 495-496.
66 NDB, Bd. 21 (2003), S. 99-100.
67 ADB, Bd. 44 (1898), S. 226-232.
68 Schröder, Generalität, Bd. 2, S. 1194, Nr. 1120.
69 Altonaer Merkur vom 8. Oktober 1846, S. 1083.
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on weitete sich aus. Am 8. Juli 1846 erschien der Offene Brief König Chris-
tians VIII. von Dänemark „an seine getreuen Unterthanen“, dass die weib-
liche Erbfolge nach dem dänischen Königsgesetz von 1665 auch im Her-
zogtum Schleswig gelte; er hoffte, daran anknüpfend mit einer Garantie
der europäischen Großmächte den dänischen Gesamtstaat in nationallibe-

raler dänischer Fassung erhalten zu können. Doch die Empörung war
groß, massive Kritik wurde laut, es gab zahlreiche Volksversammlungen,
eine lebhafte Presse in Deutschland heizte zudem die allgemeine Volks-
stimmung an. „Schleswig-Holstein“ wurde in Deutschland zum Feldge-
schrei.

Doch der Strukturwandel der europäischen Gesellschaft im 19. Jahr-
hundert verhallte im Deutschen Bund ungehört; der Fortschrittsgedanke
kam in der Bundesversammlung in Frankfurt a. M. angesichts der ihre
Souveränität eifersüchtig verteidigenden Fürsten nicht zur Geltung.

Unübersehbar insbesondere auch für den militärischen Bereich in den

Herzogtümern war der mit seinem Rücktritt am 13. August 1846 als Statt-
halter und Befehlshaber des Generalkommandos für die Herzogtümer zum
Ausdruck kommende Protest des Prinzen Friedrich von Schleswig-
Holstein-Sonderburg-Augustenburg (Prnz von Noer).70 Aufgrund zahlrei-
cher Eingaben musste sich schließlich auch der Deutsche Bund mit der
Erbfolgefrage und den Problemen um Holstein und das nicht zum Bund
gehörende Schleswig beschäftigen.71 Die sich angesichts der Probleme be-
dächtig verhaltende Bundesversammlung in Frankfurt a. M. setzte dazu
erst am 2. April 1848 einen Ausschuss ein.72

Angesichts dieser Strömungen, die in den Mitgliedstaaten des Deut-
schen Bundes nachhaltig Beifall und laute Unterstützung fanden, war die
Inspektion des Bundeskontingentes eine willkommene Gelegenheit für den
dänischen König und die dänische Armee, die deutsch orientierte Bundes-
treue in der Erfüllung übernommener militärischer Verpflichtungen und

Aufgaben sichtbar und bei internationaler Kontrolle unter Beweis zu stel-
len1.

Die Inspektion des Bundeskontingentes des Herzogtums Holstein am
28. und 29. September 1846 war eingebunden in ein Manöver mehrerer
Truppen aus den Herzogtümern Schleswig, Holstein und Lauenburg im
Lockstedter Lager, das vom 23. September bis 4. Oktober 1846 dauerte und
auch die umliegenden Dörfer einbezog. Für das Feldmanöver hatte der
1842 zum Wegebaudirektor für Schleswig-Holstein bestellte Franz Geerz73

' 70 Vgl. Arm. 51.
71 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1846, Frankfurt a. M.

1846, § 264, S. 700-710.
72 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1848, Frankfurt a. M.

1848, § 211, S. 319-325.
73 SHBL, Bd. 6, S. 95 u. Bd. 7, S. 343.
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eine detaillierte und sehr genaue Karte des Manöverbereiches „Egnen ved
Lockstedt i Hertogdömmet Holsteen. Generalstaben efter en flygtig Ter-
rainrecognoseering, til Brug ved Troppesammlingen 1846."74 erstellt. Kom-
mandierender General der aus den Herzogtümern kommenden Truppen
war Generalmajor (von) Lützow mit Hauptquartier in Lockstedt und Chef
des Generalstabes Oberst Romeling, die gleichartige Funktionen schon drei
Jahre zuvor in dem Manöver des X. Bundes-Armee-Korps bei Lüneburg
wahrgenommen hatten.

An dem Manöver im Lockstedter Lager waren beteiligt das 14., 15., 16.
und 17. Infanterie-Bataillon, das 4. und 5. Jägerkorps, die dort bis zum 22.
September 1846 eintrafen, die 2. Ingenieur-Kompanie und eine Abteilung
Pioniere im Zeltlager bei Springhoe, das 2. Dragoner-Regiment in Itzehoe
und zwei Eskadrons des 1. Dragoner-Regiments, von denen eine in
Kellinghusen Quartiere bezog, die andere aus Plön kommend am 29. Sep-
tember 1846 im Lager eintraf und Unterkünfte in den Dörfern Ridders,

Peissen und Silsen bezog; der Stab sowie zwei Schwadronen des 1. Drago-
ner-Regiments nahmen an dem Manöver nicht teil, da sie zur Sicherstel-

lung der allgemeinen Ruhe und Ordnung nach Schleswig und Kiel kom-
mandiert waren. In Kellinghusen und den benachbarten Dörfern wurden
außerdem zwei 6pfd. Batterien zu acht Kanonen und vier Amüsetten 75 des
2. Artillerie-Regiments untergebracht.

Die Inspekteure des Deutschen Bundes waren am 27. September 1846
im Lockstedter Lager eingetroffen, inspizierten am folgenden Tag das 5.
Jägerkorps, das 16. Infanterie-Bataillon und die Artillerie. Am 29. Septem-
ber 1846 wurde das 2. Dragoner-Regiment von seinem Kommandeur vor-
geführt. Generalleutnant von Wrangel, unzweifelhaft die Hauptperson der
drei Inspektoren, äußerte, „die Dragonerpferde wären zwar keine Wett-
renner, aber tüchtige Soldatenpferde, von gut instruirten Leuten geritten,
welche gut schlössen und sich gut geschlossen hielten".76 Noch am Nach-

mittag fuhren die beiden Inspektionsgenerale von Wrangel und Preen nach
Rendsburg weiter, wo sie gleich nach Ankunft die Festungswerke besich-
tigten. „Am folgenden Morgen inspicirten sie den Artillerie-Park des Bun-
descontingents, die Pontons und Pontonniere, welche in ihrer Gegenwart

eine Brücke über einen Arm der Eider schlugen und nach dem gegenüber-
liegenden Ufer ein Landungsmanöver mit Infanterie ausführten. Darauf

nahmen sie das Arsenal, das Laboratorium u. s. w. in Augenschein ,.."77
Ein seinerzeit dem in Kiel gamisonierenden 5. Jägerkorps als Kompa-

nie-Chef angehörender, 1848 zur Schleswig-Holsteinischen Armee überge-
tretener Offizier, der an der Inspektion und dem Manöver teilnahm, fasste

74 SHLB Inventamummer: II Kb 10:38
75 Amüsette = kleine Ipfd. Kanone
76 Altonaer Merkur vom 8. Oktober 1846, S. 1083.
77 Altonaer Merkur vom 3. Okotber 1846, S. 1065.
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seine Eindrücke vom Lockstetder Lager im Jahre 1846 später in seinen Er-
innerungen mit kritischem Seitenblick zusammen. „Die Inspektion der
Feldbrigade des holsteinischen Kontingents ...verlief im ganzen günstig.
Die Fußtruppe befriedigte Wrangel im Exerzieren, weniger im Schießen.
Mit der Kavallerie war er außerordentlich zufrieden ... Der Kontingents-
batterie zollte er in jeder Beziehung Beifall ... Sie nahmen (in Rendsburg)
die nicht ins Lager mit ausgerückten Fahrzeuge der Artillerie, die Patro-
nenwagen und Karren der Infanterie, den Reservepark, den Belagerungs-
park, das Belagerungsgeschütz, die Bestände des Feldlazaretts, das Labora-
torium mit besonderer Erlaubnis auch die ihrer Inspektion nicht unterlie-
genden Festungswerke in Augenschein, auch die Pontonniere wurden in-
spiziert und mußten eine Pontonbrücke über einen Eiderarm schlagen.
Wenn auf dänischer Seite dieser Abschnitt der Besichtigung etwas peinli-
che Eindrücke hinterließ, so ist das wohl begreiflich. Vor allem, weil nach
dänischer Behauptung die Hälfte der Stadt und Festung Rendsburg - die
Altstadt und das Kronwerk - auf schleswigschem Gebiet lagen, und die In-
spektoren des Bundes, insofern schleswigschen Boden betraten, auf einen
Bereich übergiffen, der ihnen von Rechts wegen versperrt war, aber auch,
weil die Inspektoren, indem sie alle die genannten Dienstbetriebe und Ma-
terialien in detail sich vorführen ließen, indirekt auch genaue Kunde von
Einrichtung und Ausrüstung der nicht zum Bundeskontingent gehörenden
Truppenteile der dänischen Monarchie erhielten." 78

Am 1. Oktober 1846 fand im Lockstedter Lager in Gegenwart der In-
spektionsgenerale des Deutschen Bundes die Musterung aller am Manöver
beteiligten Truppen durch den König mit anschließendem Vorbeimarsch
statt.

Bei dem festlichen Diner in dem eigens für das Fest erbauten Saal im
Zeltlager bekannte sich König Christian VIII. nachdrücklich zum Deut-
schen Bund, dem Bundesheer und dem Bundeskontingent des Herzog-
tums Holstein:79 „Ich wünsche noch eine Gesundheit auszubringen, die
der Bundesfürsten, denen wir es zu danken haben, daß die ausgezeichne-
ten Generäle, welche an meiner Seite sitzen, den Uebungen meiner braven
Truppen beiwohnen; dies ist ein Beweis ihrer Theilnahme für die Ausbil-

dung des deutschen Bundesheeres, wovon das holstein-lauenburgische
Contingent eine ehrenwerte Abtheilung bildet, und immer bilden wird;
dieses zu fördern wird stets mein Bestreben sein ..."

Zum Abschluss fanden am 2. und 3. Oktober 1846 im Lockstedter La-

ger noch verschiedene Feldmanöver der Truppen auf dem an der Straße
Lockstedt - Itzehoe gelegenen Exerzierplatz statt. Insgesamt waren an dem

78 Aller, Erinnerungen, S. 166-167
79 Altonaer Merkur vom 5. Oktober 1846, S. 1069 sowie wortgleich im Österreichi-

schen Beobachter vom 13. Oktober 1846, Nr. 286, S. 1132 u. Wiener Zeitung vom 14.
Oktober 1846.



104 Gerd Stolz

Manöver ca. 4.000 Soldaten beteiligt, „fast genau dieselben Truppenkörper,
die anderthalb Jahre nachher sich für die schleswig-holsteinische Bewe-
gung erklärten und den Grundstock der schleswig-holstenischen Armee
bildeten".80

Die Musterung der zehn Bundes-Armee-Korps im Jahre 1846 zeigte,
dass Dänemark hinsichtlich des Bundeskontingentes für Holstein zu jenen
Staaten gehörte, deren Kontingent bis auf Kleinigkeiten den Anforderun-

gen des Bundes entsprach.81 Die Musterung der Bundes-Armee-Korps be-
inhaltete jedoch keine sonstwie geartete Wertung der (Militär-)Politik des
betreffenden Mitgliedsstaates des Deutschen Bundes. Für den rein militäri-
schen Bereich war bei internationaler Kontrolle also festgestellt, dass die
mit dem Bundeskontingent des Herzogtums Holstein verbundenen deut-
schen Verpflichtungen erfüllt wurden. Im Verbund der deutschen Staaten

brauchte der Vertreter Dänemarks in der Bundesversammlung insofern
keinen Tadel oder gar eine Maßregelung erwarten.

Der Bruch von 1848 und die Rekonstruktion von 1851

Der sich an Intensität in den 1840er Jahren stark verschärfende nationale

Gegensatz ließ 1848 den Konflikt durch Aktion und Reaktion zum Krieg
zwischen Dänemark und dem zunächst vom Deutschen Bund und insbe-

sondere von Preußen unterstützten Schleswig-Holstein ausarten. Der Bun-
desversammlung in Frankfurt a. M. war es nicht gegeben, in der bewaffne-
ten Auseinandersetzung zu vermitteln oder ausgleichend zu handeln.

Am 24. März 1848 bildete sich in Kiel die Provisorische Regierung für
die Herzogtümer Holstein, Lauenburg und Schleswig, der Prinz Friedrich
von Schleswig-Holstein-Sonderburg-Augustenburg („Prinz von Noer") als
das für das Militär zuständige Mitglied angehörte. Zugleich fiel ihm die
Aufgabe zu, die sich neu bildende Schleswig-Holsteinischen Armee aufzu-
bauen und deren Oberbefehl zu übernehmen. Die Bundesversammlung in
Frankfurt a. M. anerkannte am 12. April 1848 die Provisorische Regierung,
worauf der dänische Bundestagsgesandte für die Herzogtümer Holstein
und Lauenburg noch an demselben Tage aus dem Gremium ausschied. 82

Den „Grundstock" für die Schleswig-Holsteinische Armee bildeten die

von der dänischen Armee in Schleswig-Holstein übergetretenen Truppen,
die personell schnell verstärkt wurden. Auf schleswig-holsteinische Seite
traten zwar die Mannschaften über, doch verblieb der Großteil der Offizie-

re auf Ehrenwort, d. h. nicht gegen Schleswig-Holstein zu kämpfen, auf

80 Aller, Erinnerungen, S. 165.
81 Keul, Die Bundesmilitärkommission, S. 163-166.

82 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1848, Frankfurt a. M.
1848, § 267-269, S. 386-392.
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dänischer Seite. Zu den auf schleswig-holsteinische Seite übergetretenen
Truppen gehörten das zum Bundeskontingent des Herzogtums Holstein
bestimmte 15., 16. und 17. Infanterie-Bataillon, das 2. Dragoner-Regiment
sowie die Artillerie, Pioniere und das Feldlazarett.

Über das ablehnende Verhalten des Herzogtums Lauenburg und der
von dort stammenden Soldaten (Lauenburgisches Jägerkorps), die eine
Teilnahme am Krieg gegen Dänemark verweigerten, kam es 1848 zu erheb-
lichen Problemen, denn eine gesonderte lauenburgische Stimme existierte
in der Bundesversammlung nicht. Ansehen und Macht des Deutschen
Bundes standen damit zur Disposition.

Nach der Erklärung des königlichen dänischen Gesandten in der ersten
Sitzung der Bundesversammlung am 5. November 1816 hatte die von ihm
wahrzunehmende Stimme als gemeinsam für Holstein und Lauenburg ab-
gegeben zu gelten, wonach seither verfahren worden war. Die Angelegen-
heit wurde missbilligend in der Bundesversammlung zur Sprache ge-
bracht; es wäre „eine offenbare Widersetzlichkeit gegen die von der Bun-
desversammlung getroffenen Anordnungen ... Eine solche Widersetzlich-
keit ist aber nie und von keinem Bundesstaate, besonders aber nicht unter

den gegenwärtigen Zeitverhältnissen zu dulden, daher sofort das für einen
solchen Fall Geeignete von hoher Bundesversammlung vorzukehren wä-
re". Angesichts der äußerst komplizierten verfassungs- und verwaltungs-
rechtlichen Frage beschloss die Bundesversammlung am 16. Juni 1848 „bis
zur Herstellung des Friedens" die Einsetzung eines Bundeskommissars
und unter seiner Aufsicht eine interimistische Administration. 83 Letztend-

lich erreichten die Lauenburger die Befreiung vom Dienst in der Schles-

wig-Holsteinischen Armee, doch wurden sie zu einem gesondert aufge-
stellten Lauenburgischen Bataillon eingezogen, das dann 1852 als 14.
(Leichtes) Infanterie-Bataillon in die dänische Armee eingegliedert und
dem Bundeskontingent „zugeschlagen" wurde.84

Mit der Bildung der Schleswig-Holsteinischen Armee im März 1848
durch Übernahme bzw. Eingliederung der das Bundeskontingent des Her-

zogtums Holstein bildenden Truppen bestand zwar das Bundeskontingent
nicht mehr, jedoch sah die Bundesversammlung in ihren Beratungen und
Beschlüssen eine weiterhin bestehende Verpflichtung der Herzogtümer
Holstein und Lauenburg gegenüber dem Deutschen Bund, der für seine
daraus resultierende militärische Beistandspflicht auf das X. Bundes-

Armee-Korps bzw. Preußen „zurückgriff".

83 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1848, Frankfurt a. M.
1848, S. 435-436 u. S. 687-690. - Der gesamte Verlauf der Angelegenheit ist ange-
merkt bei Fiebig/Schlürmann, Handbuch, S. 228, ausführlich dargestellt bei Busch,
„Deserteure, Feiglinge und Refractairs", S. 248-250.

84 Zum Verhalten und Schicksal der Lauenburgischen Jäger in den Jahren 1848-1851
vgl. Langenheim, Lauenburgische Jäger, S. 7-20.
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In ihrer letzten Sitzung am 12. Juli 1848 übertrug die Bundesversamm-

lung ihre verfassungsmäßigen Rechte und Verpflichtungen an den einige
Tage zuvor von der Nationalversammlung zum Reichsverweser gewählten
Erzherzog Johann von Österreich; der amtierende Präsident der Bundes-

versammlung Anton Ritter von Schmerling85 schloss die Sitzung mit dem
Hinweis „Mit diesen Erklärungen sieht die Bundesversammlung ihre bis-
herige Thätigkeit als beendet an ,.."86

Nach dem mit Waffengewalt errungenen Sieg der Revolution in
Deutschland verhinderte der weiterhin bestehende Dualismus zwischen

Österreich und Preußen zwar zunächst eine Beilegung des Konfliktes in
und um Schleswig-Holstein, doch vereinbarte Preußen im Juli 1849 auf

russischen Druck sowie bei britischer und schwedischer Vermittlung einen
Waffenstillstand mit Dänemark. Ihm folgte nach intensiven Verhandlungen
am 2. Juli 1850 der Friedensvertrag von Berlin zwischen Dänemark und

dem für den Deutschen Bund handelnden Preußen, das damit grundsätz-
lich das weiterhin bestehende Bundesrecht anerkannte, jedoch seine deut-

schen Einigungspläne und die Einheit von Schleswig und Holstein aufgab.
Zugleich ließ es die Zustimmung zu einer von dänischer Seite initiierten
Bundesintervention erkennen.

Österreich gelang im Jahre 1850 die Umsetzung seiner seit Längerem
andauernden Bemühungen, die Handlungsfähigkeit der Bundesversamm-
lung in Frankfurt a. M. unter seinem Vorsitz wiederherzustellen. Vorüber-

gehend kam es im Herbst 1850 zu einer Zuspitzung der Lage, die jedoch
durch die auf russischen Druck zustande gekommene Olmützer Punktua-
tion zwischen Österreich, Preußen und Russland vom 29. November 1850

abgewendet wurde, in der Preußen auf seinen Führungsanspruch in
Deutschland verzichtete.

Die machtpolitische Kontinuität der Fürsten hatte Irrwege und stören-
de Zufälligkeiten bald überwunden. Am 2. September 1850 konstituierte
sich in Frankfurt a. M. unter österreichischem Vorsitz die erneuerte Bun-

desversammlung in Gegenwart von zwölf Gesandten der alten Mitglieds-
staaten des Deutschen Bundes, darunter auch Dänemark für Holstein und

Lauenburg. 8' Zur Erledigung der laufenden Geschäfte setzte sie in den fol-
genden Sitzungen auch wieder die Bundes-Militärkommission ein.

In ihrer Sitzung am 28. Dezember 1850 bevollmächtigte die Bundesver-

sammlung Österreich und Preußen, „unter Vorbehalt der Zuständigkeit
und Rechte der Bundesversammlung, die Regelung der in der Olmützer

Punctuation genannten Angelegenheiten nach Maaßgabe der Bundesge-

85 ÖBL, Bd. 10 (1994), S. 234-235 u. NDB, Bd. 23 (2007), S. 132-134.
86 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1848, Frankfurt a. M.

1848, S. 757.

87 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1850, Frankfurt a. M.
1850, S. 1-2.



setze und der in diesen Angelegenheiten bereits vorliegenden allgemeinen
Beschlüsse herbeizuführen".88 Deren bedingungslose Akzeptanz von der
schleswig-holsteinischen Seite (Statthalterschaft und Landesversammlung)
forderten ultimativ die beiden von Österreich und Preußen eingesetzten
Bundeskommissare, der österreichische Generalmajor Alexander Graf von

Mensdorff-Pouilly89 und der preußische Generalleutnant Wilhelm von
Thümen,90 am 6. Januar 1851 in Kiel, denn „Sie seien gekommen, einen Zu-
stand herzustellen, welcher dem Bunde erlaube, das Recht des Her-

zogthums Holstein und das altherkömmlich berechtigte Verhältniß zwi-
schen Holstein und Schleswig zu wahren."91 Es war die widerspruchslos
zu akzeptierende Forderung nach dem „Status quo ante".92 Gemeinsam
mit dem von dänischer Seite eingesetzten Kommissar übernahmen die
Bundeskommissare am 1. Februar 1851 die „oberste Regierung [im Hzgt.

Holstein] im Namen des König-Herzogs und im Auftrage des Bundes".93
Ein gewichtiger Teil dieser Maßnahmen war die unumgängliche, von

den Bundeskommissaren nachdrücklich geforderte, schnelle und radikale
Reduzierung der Schleswig-Holsteinischen Armee, die nach ihrem letzten
Rapport vom 16. Januar 1851 eine Stärke von 860 Offizieren und 43.288
Mann hatte. Aus deren Resten wurde am 1. April 1851 das Bundeskontin-

gent des Herzogtums Holstein der deutschen Bundesarmee neu gebildet,94
dessen Aufstellung, Gliederung und Dislozierung jedoch nur als proviso-
risch95 galten:

- Generalkommando Kiel,

- Holsteinisches Jägerkorps Kiel,
- Holsteinisches 1. Infanterie-Bataillon Glückstadt,

- Holsteinisches 2. Infanterie-Bataillon Lütjenburg,
- Holsteinisches 3. Infanterie-Bataillon Preetz,

- Holsteinisches Dragoner-Regiment Itzehoe,
- Holsteinische Feld-Artillerie-Abteilung Plön

- 1 Pionier- Kompanie Rendsburg,
-1 Krankenwärter-Kompanie Rendsburg,

-1 Zeugetat Rendsburg.

88 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1851, Frankfurt a. M.
1851, § 44, S. 56.

89 ÖBL, Bd. 1 (1957), S. 185 u. NDB Bd. 17 (1994), S. 87-88.
90 Priesdorff, Soldatisches Führertum, Bd. 6, S 172-174.
91 Francke, Schleswig-Holsteins Gegenwart, S. 28.
92 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1852, Frankfurt a. M.

1852, § 197, S. 782.
93 Vgl. Anm. 85.
94 Schlürmann, Schleswig-Holsteinische Armee, S. 186-197 u. Stolz, Die schleswig-

holsteinische Erhebung, S. 174-177.
95 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1852, Frankfurt a. M.

1852, § 197, S. 776.
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Die Auflösung der Truppenteile der Schleswig-Holsteinischen Armee
mit der personellen Reduzierung wurde zwar zügig durchgeführt, erfor-
derte dennoch einige Zeit. Österreich und Preußen teilten der Bundesver-

sammlung am 11. Juni 1851 mit:96 „Die Reorganisation der noch vorhande-
nen Streikräfte als Bundescontingent ist ihrer Vollendung nahe."

Zwar wurden die Uniformen der Schleswig-Holsteinischen Armee zu-
nächst weiter getragen, doch die Hoheitszeichen geändert.97 Auf den
Kopfbedeckungen trat an die Stelle des Doppeladlers, des Wappenadlers
des Deutschen Bundes, mit dem schleswig-holsteinischen Wappen ein
achteckiger Stern mit dem holsteinischen Nesselblatt, die blau-weiß-rote

(schleswig-holsteinische) und die schwarz-rot-gelbe (deutsche) Kokarde
waren abzulegen und künftig nur noch die rot-weiße (holsteinische) Ko-

karde zu tragen. Das schleswig-holsteinische „Erinnerungszeichen für die
Feldzüge 1848 und 1849", volkstümlich als „Eisernes Kreuz" bezeichnet,

und die Dienstzeit-Schnallen, die alle an einem blau-weiß-roten Band ge-
tragen wurden, durften nicht mehr angelegt werden.

Die beiden Bundeskommissare nahmen die ihnen übertragenen Auf-

gaben sehr genau wahr, beobachteten die Demobilisierung der Schleswig-
Holsteinischen Armee und achteten nachdrücklich auf die Einhaltung der
Übereinkommen und Verträge. In der Zeit, da sie für den Deutschen Bund

in Holstein handelten, waren sie - gegebenenfalls nach Rücksprache mit
ihren Regierungen in Berlin bzw. Wien - die unmittelbar entscheidende

oberste Instanz und hatten das Oberkommando des Bundeskontingents
des Herzogtums Holstein. Für eine kurze Zeit hatte das Herzogtum Hol-
stein damit quasi eigene Streitkräfte mit der unmittelbaren Führung durch
den Deutschen Bund.

Am 1. Dezember 1851 übergaben die beiden Bundeskommissare das

Bundeskontingent des Herzogtums Holstein dem von König Friedrich VII.
von Dänemark zum Kommandierenden General ernannten Generalleut-

nant Frederik Lovenom Bardenfleth.98 Mit der Übertragung des Komman-
dos genehmigten sie zugleich die „Wiederherstellung der Dänischen Mili-
tärgesetzgebung".99 Bei der Übergabe der bis dahin von ihnen auch wahr-
genommenen obersten Zivilbehörde im Kieler Schloss am 18. Februar 1852
stellten die Bundeskommisare fest, daß „die landesherrliche Autorität Sei-

ner Majestät des Königs im Herzogthum Holstein in ihrem vollen Umfan-

96 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1851, Frankfurt a. M.
1851, § 44, S. 59.

97 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1852, Frankfurt a. M.
1852, Beilage 2 zu § 197 Verhandlungsprotokoll vom 15. April 1851, S. 22-23.

98 DBL, Bd. 1 (1887), S. 521-523.

99 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1852, Frankfurt a. M.
1852, Beilage 2 zu § 197, Protokoll vom 12. November 1851, S. 27.
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ge wieder eingetreten sey" 100 und jetzt keine Einwendungen mehr bestän-
den, die in der Bekanntmachung des Königs vom 28. Januar 1852 vorgese-
henen Maßnahmen nunmehr umzusetzen. In dieser Bekanntmachung, die

die Umgestaltung der Monarchie zu einer neuen gesamtstaatlichen Ord-
nung einleiten sollte, heißt es u. a.: 101 „Unser Verhältniß als Mitglied des
Deutschen Bundes für die Herzogthümer Holstein und Lauenburg bleibt
unverändert." - Die folgenden Jahre brachten allerdings entgegen dieser
Behauptung viele Komplikationen und Schwierigkeiten, die außer im poli-
tisch(-administrativ)en Bereich auch in der militärischen Zusammenarbeit
bemerkbar waren.

Als zusätzliches Unterpfand der Stabilität, dass die "Aufrechterhaltung
der Integrität der dänischen Monarchie" im allgemeinen europäischen In-
teresse liege, unterzeichneten die europäischen Mächte Dänemark, Frank-
reich, Großbritannien, Österreich, Preußen, Russland und Schweden am 8.

Mai 1852 das „Londoner Protokoll".102 Es bestätigte das Fortbestehen der
„gegenseitigen aus der Bundesacte von 1815 und dem bestehenden Bun-
desrecht hervorgehenden Rechte und Pflichten Seiner Majestät des Königs
von Dänemark und des Deutschen Bundes" für Holstein und Lauenburg.

Das „neue" Bundeskontingent

Das Bundeskontingent des Herzogtums Holstein, das weiterhin als 1. Bri-
gade der 2. Division des X. Bundes-Armee-Korps im Bundesheer vorgese-
hen war, wurde im April 1852 in die dänische Armee eingegliedert und er-
hielt dänische Uniformen. Das Artillerie-Regiment in Rendsburg erhielt im
Laufe des Jahres 1852 eine dänische Mannschaft. Zwar behielten die Trup-

pen ihre holsteinischen bzw. lauenburgischen Rekrutierungsbezirke, um
jedoch Aufstände, Umsturz- und Fluchtversuche von Mannschaften zu
verhindern, garnisonierten die Einheiten meistenteils jetzt nicht mehr in
zum Deutschen Bund gehörenden Gebieten, sondern bezogen Standorte
im Königreich selbst:

15. Infanterie-Bataillon Helsingor,
16. Infanterie-Bataillon,

17. Infanterie-Bataillon, Kopenhagen
5. Jägerkorps,

14. Leichtes Infanterie-Bataillon Ratzeburg (Lauenburg. Jägerkorps),

100 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1852, Frankfurt a. M.
1852, Beilage zum Protokoll vom 18. Februar 1852, S. 30.

101 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1852, Frankfurt a. M.
1852, Beilage 3 zu § 197 zum Protokoll vom 29. Juli 1852, S. 887.

102 Wikipedia www.verfassungen.eu/dk/londonervertragl852.htm [letztmals aufgeru-
fen am 15. Juli 2017],
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2. Dragoner-Regiment Naestved,

2. Artillerie-Regiment Rendsburg (sechs 6pfd Kanonen und zwei
12pfd. Granatkanonen),

2. Ingenieur-Kompanie bis Mai 1854 Kopenhagen, (Pontonier-
Kompanie) ab Juni 1854 Rendsburg

Feldlazarett Rendsburg.

Zu den mit der Mitgliedschaft im Deutschen Bund verbundenen Rech-

ten und Pflichten gehörten auch die vereinbarten, von Bundesinspektoren
in einem fünfjährigen Abstand durchzuführenden Musterungen der ein-
zelstaatlichen Bundeskontingente. Zu der Sitzung der Bundesversamm-
lung am 9. Dezember 1852 legte deren Ausschuss für Militärangelegenhei-
ten die von der Militärkommission zusammengestellte „Generalübersicht
des Bundesheeres" vom 29. Oktober 1852 vor,103 die erste nach dem Bericht

vom Jahre 1846. Die Generalübersicht, die für jedes Bundeskontingent den
jeweiligen Stand ausführlich enthielt. Sie nannte eine Vielzahl von Män-

geln bei den einzelnen Mitgliedsstaaten, insbesondere entsprach die Zahl
der Soldaten nicht immer der Matrikel, hatten Änderungen und Neuauf-
stellungen von Formationen stattgefunden, war die Ausbildung erheblich
vernachlässigt worden. Daher wurde vorgeschlagen „zur Gewinnung der
Ueberzeugung von der vollständigen Marsch- und Schlagfähigkeit der
Bundescontingente gegenseitige Inspicirungen im Laufe kommanden Jah-
res eintreten zu lassen".

In der Generalübersicht wurde für „Holstein-Lauenburg" eine Gesamt-
stärke des Bundeskontingentes von 8.608 Soldaten errechnet, davon die
Präsenzstärke mit 2.110 Mannschaften sowie 2.604 Offizieren und Beur-

laubten sowie eine Reserve von 3.894 Mann, so dass sich ein „Ueberschuß

über die bundesmäßige Forderung an Haupt- und Reserve-Contingent von
4.800 Mann mit 3.808 Köpfen, daher annähernd die doppelte Stärke des
Bedarfs" ergab. Angemerkt wurde noch, dass keine Rekruten vorhanden

waren, außerdem die Anzahl der Dragoner als zu niedrig angesehen und
bemängelt, dass die „Etatsstärke von nur 301 Pferden (für 542 vorhande-

nen Reiter) als nicht ausreichend erachtet" wurde. Auffällig sind die hohe
Anzahl für die Reserve und das ungewöhnliche Zahlenverhältnis von
Mannschaften zu Offizieren/Beurlaubten, deren Zustandekommen heute
nicht mehr nachzuvollziehen ist.

Die Musterung sämtlicher Bundeskontingente der zehn Bundes-
Armee-Korps wurde für den Herbst 1853 vorgesehen, und zwar sollte das
Kontingent des Königreiches Württemberg durch Österreich, Holstein und
Mecklenburg inspiziert werden, die Kontingente der 2. Division des X.
Bundes-Armee-Korps durch Preußen, Württemberg und Nassau. Im Rah-

103 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1852, Frankfurt a. M.
1852, § 297, S. 1270-1277 u. Beilage 3 zu § 297, S. 1285-1316.
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men der Musterung mussten die Inspekteure des Deutschen Bundes auch
die der Bundesversammlung übermittelten Daten zur Standesübersicht für
das Bundesheer überprüfen, hatten daher das Recht auf unmittelbaren Zu-
gang zu den Truppen und Magazinen der jeweiligen Kontingente. Als ei-
ner der Inspekteure im Generalsrang war von preußscher Seite - sicherlich
nicht unbedacht - der zuvor als Bundeskommissar im Herzogtum Holstein
tätige Generalleutnant von Thümen vorgesehen, der aus seiner vorherge-
henden Aufgabe eine genaue Kenntnis der Vorgänge und Verhältnisse hat-
te.

Nachdem der dänische Gesandte in der Bundesversammlung am 3.
März 1853 bereits erklärt hatte, die Königliche Regierung hätte „aus be-
sonderen und ohne Zweifel gewichtigen Gründen, die Rücksicht ausge-
sprochen, für dieses Jahr die verfassungsmäßig beschlossene Maßregel auf
das Holstein-Lauenburgische Contingent nicht angewendet zu sehen", 104
beschloss die Bundesversammlung am 4. August 1853 „in Berücksichti-
gung der vertraulich dargelegten Gründe ... in Uebereinstimmung mit
dem Präsidialantrage einhellig ... der Bundesbeschluss vom 23. Juni d. J. in
Betreff einer im Herbste dieses Jahres vorzunehmenden allgemeinen Mus-
terung der Bundescontingente hat für dieses Mal bezüglich auf das Her-
zoglich-Holstein-Lauenburgische Contingent ausnahmsweise nicht in An-
wendung zu kommen".105

Wenn auch die der Bundesversammlung vertraulich mitgeteilten
Gründe, die zu der Absage der Musterung des Bundeskontingentes des
Herzogtums Holstein führten, weder protokolliert noch sonstwie bekannt
wurden, ist anzunehmen, dass außer der durch die Militärausgaben der
Jahre 1848-1851 stark angespannten finanziellen Lage Dänemarks auch die
Auseinandersetzungen in der königlichen bzw. herzoglichen Familie we-
gen Stellungnahmen bzw. Beteiligung im Rahmen der nationalen Differen-
zen im zurückliegenden Jahrzehnt eine nicht unwesentliche Rolle gespielt
haben. Die allgemeine Proteststimmung im Deutschen Bund und in den
Herzogtümern war unübersehbar geworden.

Um nach den Erfahrungen aus den Revolutionsjahren 1848/49 die
Bundeskontingente der allgemeinen technischen Entwicklung und der ak-
tuellen Bevölkerungszahl in den Bundesstaaten anzupassen, erfolgte 1855
eine Revision der Bundeskriegsverfassung mit einer geringfügigen Erhö-
hung der Matrikel, ohne jedoch grundlegende Änderungen herbeizufüh-
ren.106 Dänemark änderte demgemäß für das Bundeskontigent des Her-

104 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1853, Frankfurt a. M.
1853, § 44, S. 182.

105 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1853, Frankfurt a. M.
1853, § 230, S. 758.

106 Petter, Deutscher Bund, S. 244-248.
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zogtums Holstein den Formationsplan am 16. Juli 1858,107 ohne ihn jedoch
tatsächlich umzusetzen. Die Matrikel war um Vs erhöht worden, so dass

das Hauptkontingent 4.000 Soldaten (davon die Infanterie 2.888 Mann),

das Reservekontingent 1.333 Mann und das Ersatzkontingent 667 Mann
umfassen sollte. Auf der Konferenz am 30. April 1859 in Hannover trafen
die Militärbevollmächtigten der Bundesmitglieder im X. Bundes-Armee-
Korps nämlich eine Vereinbarung, die mehrere Bestimmungen der revi-
dierten Kriegsverfassung von 1855 änderte. Auch die Erhöhung der Matri-
kel wurde darin rückgängig gemacht. Die Vereinbarung von 1859 ist je-
doch nicht der Bundesversammlung in Frankfurt a. M. zugeleitet worden,
die darüber einen Beschluss hätte herbeiführen müssen. 108

Bis zu der im Dezember 1863 begonnenen Bundesexekution in Hol-

stein und Lauenburg hat das Bundeskontingent des Herzogtums Holstein
nach der Neuaufstellung von 1851 nicht an gemeinsamen Übungen im Di-
visions- oder Korpsverband, wie sie nach den Militärvorschriften des Bun-

des vorgesehen waren, teilgenommen. So fand auch das Manöver des X.
Bundes-Armee-Korps unter Leitung des Königreiches Hannover vom 12.
bis 23. September 1858 „in der Gegend der Eisenbahnstation Nordstem-
men (zwischen Hildesheim und Elze), jedoch ohne Betheiligung des Hol-
stein-Lauenburgischen Contingents" 109 statt, während alle anderen dem

Armeekorps angehörenden Bundesmitglieder mit ihren Kontingenten ver-
treten waren. Die Nichtteilnahme des Bundeskontingentes des Herzog-
tums Holstein kommentierten die „Wöchentliche Anzeigen für das Fürs-
tenthum Ratzeburg" mit der Anmerkung, „so hat sich die Bundes-Militair-
Commission neuerdings veranlaßt gefunden, den König von Dänemark,
als Herzog von Holstein-Lauenburg, zur Erfüllung seiner desfalligen Bun-
despflichten anzuhalten".110

Allerdings beteiligte sich Dänemark für das Bundeskontigent des Her-
zogtums Holstein an der am 5. Juni 1858 von der Bundesversammlung be-
schlossenen Musterung sämtlicher Kontingente der zehn Bundes-Armee-
Korps im Herbst 1858. Als einen der drei Inspekteure für die in Karlsruhe

stattfindende Inspektion des die 2. Division des VIII. Bundes-Armee-Korps
zu stellenden badischen Kontingents wurde der Kommandeur der däni-

schen 1. Kavallerie-Brigade Generalmajor Müller111 benannt. Die Inspizie-
rung des Bundeskontingentes des Herzogtums Holstein führten der öster-

107 Vgl. Anm. 29.
108 Overeenskomster 1859, S. 4 u. S. 99-100.

109 Protokolle der Deutschen Bundesversammlung vom Jahre 1858, Frankfurt a. M.
1858, § 166, S. 317.

110 Wöchentliche Anzeigen für das Fürstenthum Ratzeburg Nr. 11 vom 12. März 1858 -
Das Fürstentum Ratzeburg war Teil des Großherzogtums Mecklenburg-Strelitz, de-
sen Bundeskontigent mit dem des Großherzogtums Mecklenburg-Schwerin die 2.
Brigade der 2. Division des X. Bundes-Armee-Korps bildete.

111 DBL, Bd. 11 (1897), S. 578-580.
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reichische Feldmarschallleutnant Stefan Freiherr von Wernhardt, 112 der
badische Generalleutnant Friedrich Wilhelm von Porbeck113 und der hessi-

sche Generalmajor Friedrich von Specht114 ab 12. September 1858 - zu der-

selben Zeit wie das Manöver des X. Bundes-Armee-Korps bei Nordstem-
men - bei Rendsburg durch, wohin auch die auf Seeland stationierten
Truppen verlegt worden waren.

Vor dem Hintergrund der sich in jenen Jahren zuspitzenden Nationali-
täten- und Verfassungsfrage der Herzogtümer resümierte Wilhelm Beseler

wohl etwas resigniert die seiner Auffassung nach allzu zögerliche Haltung
der Bundesversammlung in der Befolgung bundeseinheitlicher Vereinba-

rungen. 115 „Ungefähr gleichzeitig inspecirten jedoch Bundesgeneräle bei
Rendsburg vier Bataillone, ein Dragonerregiment, eine Batterie und eine

Abtheilung Genietruppen, mit Ausnahme der letzten Truppenkörper
Deutsche, aus ihren Dänischen Garnisonen herbeigezogene Mannschaften,
aber alle von fast ausschließßlich Dänischen Officiren in Dänischer Sprache
commandirt, Dänischen Fahnen und Zeichen folgend. Das war das zum
zehnten Deutschen Armeecorps gehörige Holstein-Lauenburgische Con-
tingent."

In den Jahren bis 1866 stand Österreich in einem engeren völkerrechtli-
chen Verhältnis zu Deutschland in seiner Gesamtheit als zu irgendeiner
anderen Macht, aber die Habsburgermonarchie war nicht nur eine deut-
sche, sondern auch eine europäische Großmacht und ein Vielvölkerstaat
mit mehreren Zentren. Das Kaisertum Österreich war zudem die größte
europäische Freihandelszone zu seiner Zeit. Die innerpolitischen Schwie-
rigkeiten des Kaiserreiches erschwerten die Wahrnehmung seiner Stellung
als Vormacht des Deutschen Bundes. Preußen konnte somit ein größeres
militärisches Gewicht im Deutschen Bund gewinnen, das nicht ohne Ein-
fluss auf andere, insbesondere kleine Bundesstaaten blieb, während Öster-
reich, das auch seine außerdeutschen Interessen beachten musste, im We-

sentlichen auf die Wahrung seiner Position als Vorsitzmacht im Deutschen
Bund bestrebt war.

Vor der Rückkehr des Bundeskontingentes des Herzogtums Holstein
in die Garnisonen zu Anfang Oktober 1858 folgten der dreitägigen Inspek-
tion, die keine größere Beanstandungen brachte116 und die letzte Teilnah-
me des Bundeskontingentes Holstein an gemeinschaftlichen militärischen
Maßnahmen des Deutschen Bundes war, drei Gefechtsübungen des Ver-

112 Wurzbach, Biographisches Lexikon, 25. Teil (1887), S. 105.
113 Schröder, Generalität, Bd. 1, S. 81, Nr. 73.
114 Schröder, Generalität, Bd. 2, S. 917, Nr. 877.
115 Beseler, Zur Schleswig-Holsteinischen Sache, S. 3.
116 „Die wichtigsten Veränderungen im Bundesheere seit der letzten Bundes-

Inspicirung (1858)" in: Beilage zum Militär-Wochenblatt für das deutsche Bundes-
heer, Nr. 8/1861, S. 31.
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bandes. Als dann zu Jahresende 1863 die fünf Jahre zuvor von der Bundes-

versammlung eingeleitete Bundesexekution in Holstein und Lauenburg in
neun Tagen von hannoverschen, österreichischen, preußischen und sächsi-
schen Truppen durchgeführt wurde, wurden die holsteinischen und
lauenburgischen Mannschaften des Bundeskontingentes beurlaubt und
durch dänische Soldaten ersetzt, die Einheiten selbst aber nicht aufgelöst -
sie nahmen an den Kämpfen des Krieges im folgenden Jahr 1864 teil. Es
war faktisch das Ende des Bundeskontingentes des Herzogtums Holstein.

Der am 1. Februar 1864 begonnene Krieg der beiden Alliierten Öster-
reich und Preußen gegen Dänemark endete mit dem Wiener Friedensver-
trag vom 30. Oktober 1864, bei dem der Deutsche Bund jedoch vollkom-
men ausgeschlossen war. Der dänische König Christian IX. verzichtete in
Artikel III des Wiener Friedensvertrages „auf alle Seine Rechte auf die
Herzogthümer Schleswig, Holstein und Lauenburg" zugunsten Öster-
reichs und Preußens und verpflichtete sich, alle Verfügungen anzuerken-
nen, die die beiden Alliierten hinsichtlich der Herzogtümer treffen wür-
den. Die wehrpolitischen Verpflichtungen für die Herzogtümer Holstein
und Lauenburg nach der Deutschen Bundesakte von 1815 in Verbindung
mit der Bundeskriegsverfassung von 1821/1855 bestanden zwar noch fort,

spielten in dem Machtpoker zwischen Österreich und Preußen aber keine
Rolle mehr. Mit der Gasteiner Konvention vom 14. August 1865, nach der
Preußen die Verwaltung von Schleswig erhielt, Österreich die von Holstein
und seine Rechte an Lauenburg gegen eine Geldentschädigung an Preußen
abtrat, wurde die gemeinsame Administration der Herzogtümer zwar auf-
gegeben, doch hielten beide Staaten an der gemeinsamen Verantwortung
und an den Rechten über Holstein und Schleswig gemäß Art. III des Wie-
ner Friedensvertrages fest. In der Sitzung der Bundesversammlung am 24.
August 1865 unterrichteten sie den Deutschen Bund über die in Gastein
getroffenen Vereinbarungen.

Die sehr komplexe und sicherlich äußerst schwierig zu lösende Frage
eines neuen Bundeskontingentes für die Herzogtümer Holstein und
Lauenburg stand nicht mehr auf der Tagesordnung weder Österreichs und
Preußens noch der Bundesversammlung in Frankfurt a. M., wäre im Übri-
gen auch Bismarcks Vorstellungen auf dem Wege zur Einigung Deutsch-
lands unter preußischer Führung zuwider gelaufen. Mit der Auflösung des
Deutschen Bundes im Jahre 1866 hatte sich die Frage erledigt.
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Von Andreas von Bezold

1. Einleitung, Literatur- und Quellenlage

Am 22. Juli 2015 jährte sich zum 200. Mal der Geburtstag von Rudolph
Schleiden; angesichts von Schleidens sehr reger Tätigkeit im Dienste
Schleswig-Holsteins und seiner Teilnahme an vielen der Schlüsselereignis-
sen seiner Zeit erscheint es erstaunlich, wie wenig bekannt er heutzutage
noch ist. Dabei sollte er, der in Schleswig-Holstein geboren wurde und die-
ses Land stets als seine „engere Heimat" bezeichnet hat, gerade hier nicht
vergessen werden. Die von ihm selber zu Lebzeiten veröffentlichten Schrif-
ten beziehen sich in erster Linie auf Schleswig-Holstein. So hat er den 1.
Band seiner Memoiren (1886) „Jugenderinnerungen eines Schleswig-
Holsteiners" genannt, der 2. Band (1890), der die Jahre 1841-1848 behan-
delt, trägt den Titel „Erinnerungen eines Schleswig-Holsteiners. Neue Fol-
ge. 1841-1848.", die Bände 3 (1891) und 4 (1894) haben die sogenannte Er-
hebung Schleswig-Holsteins zum Inhalt und behandeln die Jahre 1848/49
bzw. 1849/50.

Bevor er nach dem Scheitern der Erhebung aus den Herzogtümern aus-
gewiesen wurde, sammelte und veröffentlichte er in mehreren Heften
Quellenmaterial zur Schleswig-Holsteinischen Geschichte während der
Erhebung. 1 Um die französische Politik und Öffentlichkeit im Sinne der
Provisorischen Regierung von Schleswig-Holstein, für die er, wie unten
weiter auszuführen sein wird, tätig war, zu beeinflussen, veröffentlichte er
auch ein Werk auf Französisch zur Schleswig-Holstein Frage.2 1849 gab er
die Schriften „Das staatsrechtliche Verhältniß der Herzogthümer Schles-
wig-Holstein: Beitrag zur Beurtheilung der künftigen Friedensbasis",

„Ueber das Verhalten der preußischen Regierung in der schleswig-

1 Schleiden, Aktenstücke zur neuesten Schleswig-Holsteinischen Geschichte (1851
bzw. 1852).

2 Schleiden, L'interet de la France dans la question du Schleswig-Holstein.

Rudolph Schleiden (1815-1895)

Ein schleswig-holsteinischer Diplomat und Politiker in der

Zeit des Kampfes um die Unabhängigkeit Schleswig-Holsteins

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 142
Husum Druck 2017
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Holstein'sehen Angelegenheit" und 1851 anonym eine „Denkschrift betref-
fend die Schleswig-Holsteinische Angelegenheit" heraus. 3

Die Literatur über Schleiden ist sehr begrenzt; zu nennen sind ein Auf-
satz im Bremer Jahrbuch von 19334 sowie zwei Artikel von Helmut Steins-

dorfer über ihn.5 Zu erwähnen ist eine 2003 erschienene Sammlung von
Briefen u. a. von Schleiden aus den USA6 und zuletzt ein Aufsatz über stu-

dentische Duelle im 19. Jahrhundert, in dem ein Duell Schleidens und des-
sen Folgen im Fokus stehen.7

Umso umfangreicher ist der Nachlass Schleidens. Dieser ist auf die
Universitätsbibliothek Kiel, die Schleswig-Holsteinische Landesbibliothek
in Kiel und das Staatsarchiv Bremen verteilt. Einzelne Briefe Schleidens

finden sich überdies im Staatsarchiv Hamburg.

Bedauerlicherweise gelang es Schleiden nicht mehr, den Plan eines
Werkes über seine Zeit in den USA in die Tat umzusetzen, was in Hinblick

auf den Amerikanischen Bürgerkrieg auch heute noch besonders interes-
sant gewesen wäre. Die umfangreichen Aufzeichnungen und Notizen aus
seinen Jahren in den USA finden sich im Staatsarchiv Bremen, da er ab

1853 bremischer Ministerresident in Washington war, ab 1862 auch die
beiden anderen selbstständigen Hansestädte Hamburg und Lübeck dort
vertrat. 1864 wechselte er nach London; aus dieser Zeit finden sich Briefe

an den Syndikus Merck im Staatsarchiv Hamburg, in denen er wiederholt
ausführlich besonders auf die Situation in den Vereinigten Staaten eingeht.

Der Rest, besonders die Tagebücher und alles, was sich auf Schleswig-
Holstein bezieht, ist in Kiel zu finden.

2. Kindheit, Jugend , Studium und Festungshaft

Rudolph Schleiden wurde am 22. Juli 1815 auf Gut Ascheberg am Plöner
See geboren. Sein Vater, ein Kaufmann, der aus einer ursprünglich im Her-

zogtum Schleswig ansässigen Familie stammte, hatte zuvor in Bremen ge-

3 Zeitlich zwischen den Veröffentlichungen unmittelbar nach der Erhebung und sei-
nen Memoiren stehen seine „Reise-Erinnerungen aus den Vereinigten Staaten von
Amerika" (New York 1873), die Arbeiten „Die Disciplinar- und Strafgewalt parla-
mentarischer Versammlungen über ihre Mitglieder" (Berlin 1879) und „Zur Frage
der Besteuerung des Tabacks" (Leipzig 1878) sowie zahlreiche Artikel in Zeitungen,
hauptsächlich in der in Augsburg erscheinenden „Allgemeinen Zeitung".

4 Wätjen, Dr. Rudolf Schleiden als Diplomat in bremischen Diensten.
5 Steinsdorfer, Zur Erinnerung an Rudolph Schleiden u. ders., Rudolph Schleiden. -

Helmut Steinsdorfer hat sich intensiv mit Rudolph Schleidens Nachlass, besonders
den hinterlassenen Tagebüchern aus seiner Zeit als Reichstagsabgeordneter für die
Liberale Reichspartei, beschäftigt. Sein Nachlass war eine der entscheidenden Quel-
len für das Buch von Steinsdorfer über die Liberale Reichspartei.

6 Klatt (Hrsg.), Rheinromantik und Civil War.
7 Siemen, Festungshaft für Rudolph Schleiden.
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lebt, dort die aus Ostfriesland stammende Elise von Nuys geheiratet und
1810/11 das Gut Ascheberg erworben. Dort verbrachte Rudolph Schleiden
als jüngstes von fünf Kindern eine nach eigenen Angaben glückliche Kind-
heit, bevor wirtschaftliche Probleme den Vater zwangen, das Gut 1825
wieder zu verkaufen und zurück nach Bremen und anschließend aus be-

ruflichen Gründen nach Elberfeld zu gehen. Der Vater hielt sich in der Fol-
gezeit oft und auch langjährig in Mexiko auf, wo er 1832 starb. 8 Rudolph
Schleiden begann nach dem Abitur in Elberfeld, in Kiel zu studieren. Nach
einigen Semestern in Berlin, Jena und Göttingen9 wollte er sein Studium in
Kiel abschließen.

Er wurde jedoch in ein Duell verwickelt, 10 bei dem er an der Schulter
durch einen Schuss verletzt wurde. Da sein „Duell mit D. dem Universi-

tätsgericht denunziert wurde", 11 verurteilte man ihn schließlich zu zwei
Jahren Festungshaft in der Festung Nyborg. 12

Die Festungshaft war zwar eine Form der Unfreiheit, und Schleiden
durfte die Festung nur ausnahmsweise und unter Bewachung verlassen.
Dies wurde jedoch im Laufe der Zeit zunehmend großzügiger gehandhabt;
innerhalb der Festung durfte er sich aber tagsüber frei bewegen und nutzte
die Zeit zur Fortsetzung seiner Studien. Die ersten Monate verbrachte er
mit einem ebenfalls an dem Duell beteiligten und zu Festungshaft verur-
teilten Freund, nach Ablauf dessen Strafe dann als einziger Gefangener.
Der Kronprinz hatte den Kommandanten von Nyborg dazu aufgefordert,
die beiden Häftlinge „so nachsichtig und rücksichtsvoll wie möglich zu be-
handeln (,..)."13 Noch vor Ablauf der Haftzeit wurde seinem Begnadi-

8 Schleiden konnte am 11. Juni 1856 dessen Grab besuchen und brachte dabei einen
Zweig eines auf dem Grab seines Vaters wachsenden Strauches mit, der sich noch
heute bei seinen erhaltenen Tagebüchern in der Schleswig-Holsteinischen Landes-
bibliothek in Kiel befindet.

9 Sein Aufenthalt in Göttingen fällt in die Zeit des Konfliktes um die Hannoversche
Verfassung. 1837. Unmittelbar nach seinem Regierungsantritt hob König Ernst Au-
gust I. die für die damalige Zeit relativ liberale Verfassung auf, wogegen mehrere
Göttinger Professoren protestierten. Diese sogenannten Göttinger Sieben, darunter
die Brüder Grimm und der Historiker Dahlmann, gehörten zu Schleidens Bekann-
ten.

10 Vgl. dazu Siemen, Festungshaft für Rudolph Schleiden.
11 Schleiden, Jugenderinnerungen, S. 258.
12 Schleiden kannte Nyborg von einer Reise nach Dänemark in den Osterferien 1835.

Vgl. Schleiden, Jugenderinnerungen, S. 184ff. Er hatte nicht erwartet, dort seine
Haft verbringen zu müssen: „Ich empfand diese Entscheidung im ersten Augen-
blick als einen schweren Schlag, da ich Friedrichsort oder Rendsburg, so wenig sie
auch bieten, schon weil sie auf deutschem Boden liegen, vorgezogen haben würde
(...)", ebd., S. 262.

13 Schleiden, Jugenderinnerungen, S. 264, wo Schleiden fortfährt: „Schon nach weni-
gen Tagen unterschied sich unser Gefängniß nur noch durch die Gitter vor den
Fenstern und die verschlossene Thüre von einem guten, ja, eleganten Studenten-
quartier."
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gungsgesuch stattgegeben, und der bisherige Kronprinz, der kurz zuvor
nach dem Tode seines Vaters als Christian VIII. zum neuen König erhoben
worden war, erschien persönlich in Schleidens Zelle, um ihm seine Begna-
digung mitzuteilen.14

3. Karriere im Dänischen Staatsdienst

Die Tatsache, dass er verurteilt und inhaftiert worden war, behinderte er-

staunlicherweise in keiner Weise Schleidens folgende Kariere in den däni-
schen Behörden, genau wie es ihm bei seiner Freilassung versprochen
worden war: Der König erklärte ihm, übrigens „in tadellosem Deutsch",
dass er „erwarte, daß ich künftig dem Staat mit Ehren dienen werde, und
ich brauche nicht zu fürchten, daß mein bisheriger Arrest mir bei meiner
späteren Wirksamkeit schaden werde."15 Schleiden legte in Kiel im Okto-
ber 1840 die juristische Staatsprüfung ab, die er als bester aller Prüflinge
bestand, und erhielt daraufhin eine Stelle als dritter Sekretär in Reinbek,
dem Sitz der Stormarnschen Ämter. 16

Dort war er von 1841 bis 1843 mit Justiz- und Verwaltungsangelegen-
heiten beschäftigt, 17 ehe er 1843 nach Kopenhagen in die deutsche Abtei-
lung des General-Zollkammer- und Commerz-Collegium wechselte, wo er
zunächst als Auskultant angestellt war und später Justizrat wurde. Alles

deutete zu dieser Zeit darauf hin, dass der ebenso fleißige wie begabte
Schleiden, der sich zudem der Gunst des Königs sicher sein konnte, eine
erfolgreiche Karriere im dänischen Staatsdienst machen würde. Seine Plä-

ne wurden indes jäh unterbrochen durch die politischen Umwälzungen im
Revolutionsjahr 1848. Die Spannungen zwischen der Zentrale in Kopenha-
gen und den von dort aus regierten Herzogtümern Schleswig und Holstein
hatten sich schon zuvor mehr und mehr verstärkt, ein Höhepunkt waren
die Veröffentlichung des „Offenen Briefes" von 1846 und die Reaktionen

darauf; in diesem Brief legte der dänische König seine Sicht der Erbfolge-
frage in Schleswig und Holstein dar. Das Problem war bekanntlich, dass

für die Herzogtümer die agnatische Erbfolge galt, in Dänemark jedoch

14 Ebd., S. 293f.
15 Ebd., S. 294.
16 Ebd., S. 300ff.

17 Zu seiner Zeit in Reinbek vgl. Schleiden, Erinnerungen, S. Iff. In diese Zeit fiel der
große Brand Hamburgs im Mai 1842, den Schleiden aus unmittelbarer Anschauung
miterlebte: Er hatte Verwandte in Hamburg und half tatkräftig bei den Lösch- und
Aufräumarbeiten mit, vgl. ebd., S. 26ff. - 1890, also Jahrzehnte später, schrieb
Schleiden einen Zeitungsartikel über diesen verheerenden Brand, in dem er diesen
mit einem nicht minder schlimmen Brand in Boston in den USA verglich, den er
1872 ebenfalls persönlich miterlebt hatte. Vgl. Steinsdorfer, Zur Erinnerung an Ru-
dolph Schleiden, S. 203.
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auch die weibliche Erbfolge möglich war und sich ein Aussterben des
Herrscherhauses im Mannesstamm abzeichnete. Angesichts der sich dar-
aus eröffnenden staatsrechtlichen Konsequenzen versuchte der Monarch,
die Verbindung Schleswigs mit Dänemark festzuschreiben. Dagegen hielt
die große Mehrheit der Bevölkerung in den Herzogtümern an der im
Ripener Privileg von 1460 festgeschriebenen dauerhaften Verbindung von
Schleswig und Holstein fest. Die seit 1835 bzw. 1836 wenn auch getrennt
tagenden Ständeversammlungen verlangten immer wieder die Vereini-
gung zu einer gemeinsamen Institution. Besonders in der Schleswiger Ver-
sammlung spielte die Frage von Sprache und Nationalität eine zunehmend
größere Rolle. Den endgültigen Bruch brachte die Revolution von 1848:
Während sich der erst im Januar gekrönte neue König Friedrich VII. in Ko-
penhagen gezwungen sah, die sogenannten „Eiderdänen" an der Regie-
rung zu beteiligen, wurden Schleswig und Holstein vom allgemeinen Auf-
bruch in Deutschland erfasst. Die Ziele beider Strömungen waren im Hin-
blick auf Schleswig unvereinbar. Während die einen „Dänemark bis zur
Eider" forderten, verlangten die anderen den Anschluss Schleswigs an ein
national vereintes Deutschland, um das in der Frankfurter Paulskirche ge-
rungen wurde. In Schleswig-Holstein übernahm eine „Provisorische Re-
gierung" die Macht. Auf die Wahrung der eigenen Legitimität bedacht
propagierte man in der Nacht auf den 24. März 1848 in der „Kieler Erklä-
rung", dass der angestammte Landesherr, der König in Kopenhagen in
seiner Eigenschaft als Herzog von Schleswig und Holstein, im Zuge der
politischen Umwälzungen in Dänemark unfrei geworden sei und die Her-
zogtümer in dessen Namen in ihren Rechten geschützt werden müssten.
Diese Erklärung bildete den Auftakt zur Schleswig-Holsteinischen Erhe-
bung, die von den Dänen lediglich als ein innerer Aufruhr („Opror") be-
zeichnet wurde. 18 In diesem Konflikt zwischen der Loyalität gegenüber
seinem Dienstherrn und der Verbundenheit mit der Heimatprovinz, zu-

dem völlig vom Recht der Herzogtümer auf Selbstständigkeit von Däne-
mark überzeugt, entschied sich Schleiden, wie die meisten deutschen Be-
amten in Kopenhagen, für die schleswig-holsteinische Seite. Er kündigte
den Dienst und reiste mit dem letzten Dampfschiff nach Kiel: „Während

ich mich oft längere Zeit besinnen kann, ob ich bei zweifelhafter Witterung
einen Regenschirm oder den Stock mitnehmen soll, bin ich, so oft es sich
um einen für meine ganze Zukunft entscheidenden Beschluß handelte -
und das war mehrfach der Fall - niemals einen Augenblick im Zweifel ge-

wesen. Ich war auch jetzt sofort entschlossen, meinen Abschied zu nehmen
und schnellmöglichst zu flüchten." 19

18 Vgl. zur Erhebung ausführlich Bezold, Die Schleswig-Holsteinische Erhebung.
19 Schleiden, Erinnerungen, S. 277.
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4. Im Dienste der Schleswig-Holsteinischen Erhebung

4.1. In Kiel, Hannover und Frankfurt

Am 26. März kam Schleiden in Kiel an, 20 informierte sich über den Stand

der Ereignisse und bot der Provisorischen Regierung umgehend seine
Dienste an. In der Folgezeit entwickelte er in deren Auftrag eine eifrige
diplomatische Tätigkeit. Schon am 27. März reiste er nach Hannover, wo er

mit dem Ministerpräsidenten Graf Bennigsen zusammentraf, dem König
aber nicht vorgestellt wurde21 - zu neu war die Provisorische Regierung
und die Situation gerade von außerhalb Schleswig-Holsteins aus gesehen
zu unklar. Dennoch war diese erste diplomatische Mission ein voller Er-
folg: Der König mobilisierte das Militär, schickte einen Major nach Rends-
burg und stelle die baldige formelle Anerkennung der Provisorischen Re-
gierung in Aussicht.22

Am 29. März traf Schleiden dann in Frankfurt ein: „Schon am ersten

Abend meines Aufenthalts in Frankfurt ward mir klar, daß ich plötzlich
aus dem Mittelpunkt der dänischen Revolution in denjenigen der deut-schen versetzt sei."23

Von der Siebener-Kommission, die die weiteren Schritte im Zuge der
Revolution plante, wurde er für das Vorparlament benannt24 und von die-

sem in den Fünfzigerausschuss gewählt, dessen Aufgabe es war, die Nati-
onalversammlung vorzubereiten bzw. bis zu deren Zusammentritt die Ge-
schäfte zu führen.

Schleiden beantragte gleich in der ersten Sitzung des Vorparlaments die
Aufnahme Schleswigs in den Deutschen Bund. Die Formulierung des An-
trages hatte er mit Dahlmann abgestimmt;25 und er vergaß auch nicht, da-
rauf hinzuweisen, „daß im Norden des Herzogthums eine dänische Mino-
rität vorhanden sei, welche vielleicht die Verbindung mit Dänemark vor-

ziehen werde."26 Der Antrag wurde mit nur einer Gegenstimme ange-

20 Er war also nicht schon bei der Proklamation der Provisorischen Regierung am 24.
März in Kiel, wie es seine Abbildung auf dem bekannten Gemälde von Hans Olde
und Julius Fürst suggeriert - ganz abgesehen davon, dass er dort in einem höheren
Lebensalter als seinen 33 Jahren, wie es 1848 der Fall war, dargestellt ist. Vgl. die
Abbildung bei Stolz, Erhebung, S. 46.

21 Schleiden, Schleswig-Holsteins erste Erhebung, S. 4.
22 Ebd.,S.4f.
23 Ebd., S. 8.

24 Er wurde „aufgefordert (...), für Schleswig-Holstein am Vorparlament Theil zu
nehmen, obwohl ich niemals Ständemitglied gewesen war.", vgl. ebd., S. 10.25 Ebd., S. 12.

26 Ebd., S. 13.
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nommen, was Schleiden nicht sich selber als Verdienst anrechnete, sondern

der allgemeinen Begeisterung für die Sache Schleswig-Holsteins.27

4.2. Diplomatische Mission in Berlin

Anschließend vertrat er die Provisorische Regierung in der so wichtigen
diplomatischen Position in Berlin. Als seine Hauptaufgabe erwiesen sich
die Verhandlungen mit dem preußischen Kriegsministerium, das er fast
jeden Tag aufsuchte,28 um die schleswig-holsteinische Armee personell und
materiell zu verstärken und damit letztlich überhaupt einsatzfähig zu er-
halten.29 Zwischendurch reiste er immer wieder zum damaligen Sitz der
Regierung in Rendsburg, um Rücksprache zu halten und Instruktionen
einzuholen.

Die komplizierte rechtliche und politische Situation gab Anlass zu zahl-
losen Verhandlungen um die Zukunft Schleswig-Holsteins. Schleiden be-
handelt diese ausführlich in den den Jahren 1848-1850 gewidmeten Bänden
seiner Erinnerungen. Dabei war ihm bewusst, „daß die Einzelheiten dip-
lomatischer Verhandlungen mit seltenen Ausnahmen nur für den Histori-
ker anziehend sind, die Mehrzahl der Leser zufrieden ist, das Ergebnis
derselben kennen zu lernen."30 So unterscheiden sich die beiden letzten

Bände von den vorhergehenden deutlich dadurch, dass nicht das persön-
lich Erlebte im Vordergrund steht, sondern die Ereignis- und besonders
Diplomatiegeschichte der Schleswig-Holsteinischen Erhebung. Schleiden
wollte keine gefälligen und leicht zu lesenden Memoiren schreiben, er hielt
es vielmehr für seine „Pflicht gegen mein Heimathland (...), den durch ei-
ne tendenziöse Geschichtsschreibung eingenisteten Fabeln und Märchen
gegenüber die volle Wahrheit auf die Gefahr hin zum Ausdruck zu brin-
gen, hier und da dadurch Anstoß zu erregen und die Geduld einzelner Le-
ser auf eine harte Probe zu stellen." 31

In der entscheidenden Phase der Verhandlungen um einen Waffenstill-
stand war Schleiden als Diplomat der Provisorischen Regierung in Berlin
an zentraler Stelle involviert. Der anschließende Waffenstillstand von Mal-

mö konnte auch ihn nicht zufriedenstellen,32 zumal sich in Folge der immer
offenkundigeren Schwäche der Frankfurter Zentralgewalt und angesichts
des Wiedererstarkens Preußens die Machtlosigkeit der Provisorischen Re-
gierung mehr und mehr herauskristallisierte. Er ging von vorherein davon

27 Ebd., S. 13.
, 28 Ebd., S. 202.

29 Vgl. ebd., S. 183.
30 Ebd., S. 51.
31 Ebd., S. 51.
32 So spricht er vom „traurigen Ausgang der weiteren Verhandlungen in Malmö

(...).", ebd., S. 123.
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aus, dass es, ob mit oder ohne Waffenstillstand, vorerst zu keiner dauerhaf-

ten Lösung kommen werde und die Lage sehr ernst bleiben würde:
,,[N]ach meiner Ueberzeugung war, wie die Entscheidung in Frankfurt
auch ausfallen mochte, ein entschiedener, consequenter, passiver Wider-
stand das einzige Mittel, welches die Herzogthümer retten konnte."33

Militärisch war und blieb die Provisorische Regierung von Preußen ab-
hängig, woran die Erhebung letztlich auch scheiterte. Schleiden bekam als

Repräsentant der Provisorischen Regierung diese Machtlosigkeit und Ab-
hängigkeit von Preußen deutlich zu spüren: So wurde ihm der Text des
Vertrages von Malmö unter Vorwänden erst verspätet mitgeteilt,34 und der
preußische Ministerpräsident von Auerswald behauptete Schleiden gegen-
über, sich nicht mehr an die Namen der von dänischer Seite nominierten

Mitglieder der geplanten neuen Regierung zu erinnern, um, wie Schleiden

wohl zu Recht vermutete, nicht eingestehen zu müssen, dass es den preu-
ßischen Verhandlungsführern nicht gelungen war, eine Beteiligung des in
den Herzogtümern äußerst unbeliebten Grafen Moltke zu verhindern.35

Der Vertrag über den Waffenstillstand von Malmö brachte erhebliche

Unruhe in die Nationalversammlung in Frankfurt, von der er erst nach der
zweiten Abstimmung angenommen wurde. Die sich dabei auftuenden
Spannungen führten zu einer dauerhaften Krise, von der sich das erste

freigewählte gesamtdeutsche Parlament, das mit so viel Hoffnung und En-
thusiasmus gestartet war, nicht mehr erholen sollte. Somit kann man die

Vorgänge rund um den Malmöer Waffenstillstand als Schlüsselsituation

für das Scheitern sowohl der Schleswig-Holsteinischen Erhebung als auch
der Deutschen Revolution bezeichnen.

4.3. Im Dienste der Gemeinsamen Regierung in Schleswig

In Schleswig-Holstein wurde die Provisorische Regierung durch die Ge-
meinsame Regierung abgelöst, eine zwar im Grunde mit Dänemark ver-

einbarte Maßnahme, die aber zu keiner Lösung oder auch nur Entspan-
nung der verfahrenen Situation führte. Schleiden beschreibt in seinen Er-

innerungen in aller Ausführlichkeit die komplexen diplomatischen Ver-
handlungen zwischen den beteiligten Akteuren, die schließlich mit der
Aufkündigung des Waffenstillstands durch Dänemark und der Wieder-

aufnahme der Kampfhandlungen Anfang April 1849 endeten. Die Diplo-
matie, das zeigt sich gerade in diesem Abschnitt von Schleidens Werk, war
dessen eigentliches Betätigungsfeld und stand auch im Fokus seiner
schriftstellerischen Aktivitäten. So dokumentierte er mit einer Gründlich-

33 Ebd., S. 140.
34 Ebd., S. 126f.
35 Ebd., S. 128.
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keit und Genauigkeit die damaligen Entwicklungen, die dem heutigen, mit
der Erhebung Schleswig-Holsteins im Kontext der Deutschen Revolution
von 1848/49 befassten Historiker von großem Nutzen ist. Das persönlich
Erlebte tritt dabei eher in den Hintergrund. Eine Ausnahme und zugleich
einen inhaltlichen Höhepunkt bildet Schleidens Schilderung des „Tages
von Eckernförde",36 des Sieges über die dänische Marine am 5. April 1849,
den er persönlich vor Ort miterlebte.37 Nach mehrstündigem Kampf kapi-
tulierten die vor Eckernförde operierenden dänischen Schiffe unter dem
Artilleriebeschuss der aus mehreren deutschen Staaten zusammengezoge-
nen Truppen, das Kriegsschiff „Christian VIII." wurde durch eine Explosi-
on vollkommen zerstört. 38

Auch bei der Niederschrift seiner Erlebnisse während des „Tages von
Eckernförde" über 40 Jahre später hatte Schleiden die gesamtdeutschen
Entwicklungen im Blick und wies auf die Auswirkungen des Ereignisses
hin: „In jenen Tagen jubelte ganz Deutschland über die wie ein Gottesur-
theil aufgenommene Siegesnachricht vom 5. April und fand eine Ermuthi-
gung darin, als gleichzeitig die der Frankfurter Kaiserdeputation am 3. Ap-
ril von König Friedrich Wilhelm IV. von Preußen ertheilte Antwort (...) die
Hoffnung auf Einigung des Vaterlandes unter einem mächtigen Oberhaup-
te in weite Ferne hinausrückte."39

Schleiden war für die unterschiedlichen Regierungen Schleswig-Hol-
steins in erster Linie diplomatisch tätig, aber auch für das Departement des
Inneren und das der geistlichen Angelegenheiten. Erst nach Personalwech-
seln im April 1849 konnte er sich ganz auf die Außenpolitik, sein eigentli-
ches Terrain, konzentrieren.40

4.4. Tätigkeit für die Statthalterschaft in Kiel

Mit der Aufkündigung des Malmöer Waffenstillstands und dem erneuten
Ausbruch des Krieges endete die Grundlage für die Gemeinsame Regie-
rung. An deren Stelle wurde von der Frankfurter Zentralgewalt eine Statt-
halterschaft für Schleswig-Holstein eingesetzt, bestehend aus Wilhelm

36 Ebd., S. 352ff.
37 Dass dies nicht ungefährlich war, betont Schleiden selbst: „So oft die feindlichen

Geschosse aufblitzten, bückte ich mich. Die Kugeln flogen dann über mich weg
(...)", ebd., S. 355.

38 Diesem Ereignis ist noch heute im Stadtmuseum Eckernförde ein sehenswerter ei-
gener Raum gewidmet. Vgl. auch Kraack, Nach dem Gefecht.

, 39 Schleiden, Schleswig-Holsteins erste Erhebung, S. 361. Bemerkenswert ist eine in
einer Fußnote zu dieser Stelle von Schleiden zitierte Äußerung seines Freundes, des
damals für die Gemeinsame Regierung bei der Zentralgewalt in Frankfurt tätigen
Franke in einem Brief an ihn: ,,[W]ahrhaftig, Schleswig-Holstein kann Deutschland
retten.", ebd., S. 361, Anm. 1.

40 Vgl. Schleiden, Schleswig-Holstein im zweiten Kriegsjahre, S. 10.
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Hartwig Beseler und Friedrich Graf von Reventlou. Deren Einfluss
schwand analog zu dem der Zentralgewalt; ab August 1849 war sie nur
noch für Holstein verantwortlich, im Januar 1851 übergab sie die Macht
wieder an den dänischen König.

Grundlage der zuungunsten der Schleswig-Holsteiner veränderten La-
ge war der Berliner Waffenstillstand vom 10. Juli 1849. Dieser wurde zwi-

schen Preußen und Dänemark, unter Vermittlung Großbritanniens und
Russlands, ausgehandelt. Sowohl die Frankfurter Zentralgewalt als auch
die Statthalterschaft wurden von Preußen bewusst außen vor gelassen:
„Die Nachricht vom Abschlüsse einer mit Friedenspräliminarien verbun-
denen Waffenstillstands-Convention traf uns in Schleswig wie ein Blitz aus
heiterem Himmel."41 Die Statthalterschaft verlegte ihre Tätigkeit von
Schleswig nach Kiel. Auch Schleiden verließ mit der Statthalterschaft

Schleswig: „Sonnabend, d. 25. Aug. [1849] Morgens 8 Uhr. Wohl für länge-
re Zeit zum letzten Mal schreibe ich in Schleswig; in einigen Stunden den-
ke ich nach Kiel abzureisen. (...) Der Abschied von Schleswig würde mir
nicht schwer werden, wenn nicht die politischen Umstände, unter denen er

erfolgt, so überaus traurig wären ... Ich bin so sehr mit der Schleswig-
Holsteinischen Idee verwachsen, daß mein Wohl und Wehe empfindlich
von der Möglichkeit abhängt, bald mit der Landesregierung hierher zu-
rückkehren zu können; soll dann aus anderen, nicht-politischen Gründen
kein Gebrauch von dieser Möglichkeit gemacht werden, so habe ich nichts
dagegen. Schleswig-Holstein forever!"42

Schleiden wie auch allen anderen Beteiligten war spätestens jetzt klar,
dass der Schutz der Unabhängigkeit Schleswig-Holsteins und die aktive
Vertretung der Sache der Herzogtümer auch im Sinne der Deutschen Eini-
gung nicht mehr das Ziel Preußens war. Die preußische Politik zielte viel-
mehr auf die Wahrung eigener Interessen - Preußen war wirtschaftlich
durch die dänische Blockade seiner Ostseehäfen geschädigt ~43 und des
Verhältnisses zu den anderen Großmächten, speziell zu Großbritannien
und Russland, die auf eine schnelle Beilegung des Konfliktes drängten.

Auf den Bruch der Versprechungen des Preußischen Königs Friedrich
Wilhelm IV. vom März 1848 kommt Schleiden in seinen Erinnerungen
mehr als einmal zu sprechen.44

41 Ebd.,S. 131.

42 SHLB, Cb 44. Nachlass Schleiden, Karton 13, Tagebuch 12, S. 7. - Es war ein endgül-
tiger Abschied Schleidens von Schleswig: „Ich habe die Stadt niemals wieder betre-
ten." Schleiden, Schleswig-Holstein im zweiten Kriegsjahre, S. 167.

43 Die Blockade wurde Anfang August 1849, im Zuge der Umsetzung der Waffenstill-
standsvereinbarung, aufgehoben. Vgl. Schleiden, Schleswig-Holstein im zweiten
Kriegsjahre, S. 154.

44 Vgl. etwa ebd., S. 130: „In seinem bekannten Schreiben vom 24. März 1848 hatte der
König dem Herzoge [von Augustenburg] die Versicherung ertheilt, die Erbrechte
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Zwar wurde der von Preußen ausgehandelte Waffenstillstand längst
nicht von allen anderen deutschen Staaten gutgeheißen oder gar mitgetra-
gen, deren Unterstützung für Schleswig-Holstein beschränkte sich aber,
wie Schleiden Hamlet zitiert, auf „Worte, Worte, Worte!"45

Die Bestimmungen des Waffenstillstands wurden ab Ende Juli bzw. An-

fang August 1849 nach und nach umgesetzt. Ein weiterer schwerer Schlag
für die Statthalterschaft war die Festlegung der Demarkationslinie zwi-
schen dem nördlichen Teil Schleswigs, der von neutralen schwedischen
Truppen, und dem südlichen Teil, der durch Großbritannien besetzt wer-

den sollte. Die Linie versuchte nicht, dem Verhältnis der Nationalitäten ge-
recht zu werden, sondern wich deutlich zu Gunsten der Dänen ab: „Die

getroffene Entscheidung entsprach den früheren unverschämten Forde-
rungen der Dänen. Im Osten ward ein großer Theil der ganz deutschen
Landschaft Angeln, im Westen ward Hoyer nördlich belassen." 46 Aus dem
Teil Angelns, der durch diese ziemlich willkürliche Teilung dem nördli-
chen Teilungsgebiet zugeschlagen wurde, reiste eine Deputation nach Kiel
zur Statthalterschaft und nach Berlin zum Preußischen König, um dort ih-
rer Ablehnung dagegen Ausdruck zu verleihen, bei einer befürchteten
endgültigen Teilung anhand dieser Demarkationslinie dem nördlichen Teil

Schleswigs und damit dann Dänemark zugeschlagen zu werden. Dass die-
se Deputation von der Statthalterschaft mit offenen Armen und Sympathie
empfangen wurde, überrascht nicht. Erstaunlicher ist da schon, was

Schleiden von der Aufnahme in Berlin zu berichten weiß: „Am 20. Sept,
empfing der [Außen]Minister v. Schleinitz die Deputation und gab ihr sein
Wort, daß, wenn (...) es zur Theilung Schleswigs komme (...) die sieben
Gemeinden (...) nicht dem Norden, sondern dem Süden zufallen sollten.

Am 23. Sept, hatte die Deputation die Ehre, die Adresse Sr. Majestät dem
Könige persönlich überreichen zu dürfen."47 Dieser zeigte sich äußerst
freundlich und dem Anliegen wohlgesonnen.48 Diese nach den bisherigen
Erfahrungen mit Preußen nicht unbedingt vorhersehbare Sympathie dürfte
sich außer mit den bekannten Stimmungsschwankungen des Königs49 auch
mit innenpolitischen, innerpreußischen Rücksichten auf die Stimmung im
Preußischen Landtag erklären lassen.

des Mannesstammes in den Herzogthümern und die Selbständigkeit und Verbin¬
dung dieser schützen zu wollen".

45 Ebd.,S. 140.
46 Ebd., S. 148.
47 Ebd., S. 189.

,48 Vgl. Schleiden: Schleswig-Holstein im zweiten Kriegsjahre, S. 189 f.
49 Zu Recht spricht Bußmann in seiner Biographie Friedrich Wilhelms IV. im Zusam-

menhang mit der Schleswig-Holstein Frage von der „Labilität des Königs" und
nennt diesen eine „widerspruchsvolle Persönlichkeit", Bußmann, Friedrich Wil-
helm IV., S. 273 bzw. S. 442. - Vgl. auch den Titel der Biographie von Barclay:
„Anarchie und guter Wille".
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Die Punkte, in denen Dänemark sich nicht durchsetzen konnte, erwähnt

Schleiden zwar: „Auf die Verlangen Dänemarks, daß Holstein im Namen
des Königs von Dänemark regiert, die schleswig-holsteinische Armee auf-

gelöst, das Staatsgrundgesetz vom 15. Sept. 1848 in Betreff Schleswigs für
ungültig erklärt werden soll, war Preußen nicht eingegangen."50 Ange-
sichts der übrigen Bestimmungen, die für Schleswig-Holstein nicht günstig
waren und vor allem über die Köpfe der verantwortlichen Politiker hinweg
vereinbart wurden, vermag er diese wenigen Lichtblicke aber nicht weiter
zu würdigen.

Der Kern dieses und der weiteren Konflikte zwischen Dänemark und

den Herzogtümern bzw. Dänemark und Deutschland, das soll hier noch

einmal klar betont werden, war das Verhältnis Schleswigs zu Dänemark.
Dass Holstein rein deutsch besiedelt war, konnte niemand bestreiten, selbst
die radikalsten „Eiderdänen" bestanden eben nicht auf einem Dänemark

bis zur Elbe, sondern, wie ihre Bezeichnung bereits sagt, bis zur Eider. Im
Gegenteil konnte ein zu großer anderssprachiger Volksteil in einem Natio-
nalstaat sogar als Gefahr gesehen werden. Außerdem war Holstein seit je-
her ein Territorium des römisch-deutschen Reiches und gehörte seit 1815
zum Deutschen Bund.

Ohne eine Lösung der Schleswig-Frage war kein dauerhafter Friede,
kein friedliches Miteinander von Deutschen und Dänen möglich, jedenfalls
nicht im Zeitalter der Nationalstaaten. Während der unzähligen Verhand-
lungen im Verlaufe der Konflikte um Schleswig wurden unterschiedliche
Modelle vorgeschlagen. Schleiden erwähnt mehrmals den Vorschlag einer
möglichen Verbindung Schleswigs mit Dänemark, die sich an der Perso-
nalunion Norwegens mit Schweden orientiert. Letztlich setzten sich aber

auf beiden Seiten immer wieder diejenigen durch, die Maximalforderun-
gen vertraten. So blieb Schleswig bis 1920 ungeteilt, zunächst unter däni-
scher, dann unter preußischer bzw. deutscher Herrschaft, was je nach poli-
tischer Konjunktur und internationaler Lage die mehr oder weniger stren-
ge Unterdrückung der jeweiligen Minderheiten einschloss. Erst nach der

Niederlage des Deutschen Reiches im Ersten Weltkrieg ergab sich die Mög-
lichkeit einer territorialen Neuordnung. Schleswig wurde zwischen
Deutschland und Dänemark in etwa den Nationalitäten entsprechend ge-
teilt. Dabei war der Vorschlag einer Teilung seit Mitte des 19. Jahrhunderts
immer wieder zur Sprache gekommen. Schleiden stand einer möglichen
Teilung Schleswigs schon in den Märztagen 1848 positiv gegenüber, im Be-
richt über seine letzten Tage in Kopenhagen nennt er diese „eine mögliche,
und vielleicht glückliche, Lösung (...)"51 und betont in seinen Erinnerun-

gen: „Ich hatte bereits vor der bewaffneten Erhebung der Herzogthümer

50 Schleiden, Schleswig-Holstein im zweiten Kriegsjahre, S. 127.
51 Schleiden, Erinnerungen eines Schleswig-Holsteiners, S. 272.
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aus politischen Gründen in der Theilung Schleswigs die beste Grundlage
einer friedlichen Lösung erblickt (,..)."52

Im Malmöer Waffenstillstand war eine gemeinsame Regierung für
Schleswig und Holstein festgelegt worden, nun, und das war aus Sicht der
Schleswig-Holsteiner eine deutliche Verschlechterung, sollte Schleswig ei-
ne eigene Verwaltungskommission mit Sitz in Flensburg bekommen: „Die-
se Interimsregierung soll aus zwei Mitgliedern bestehen, von denen das
eine vom Könige von Preußen, das andere vom Könige von Dänemark
gewählt wird, und zwischen denen bei etwaigen Meinungsverschiedenhei-
ten ein Engländer als Schiedsrichter entscheidet."53 Preußen entsandte zur
Einsetzung der Landesverwaltung den Oberpräsidenten der Provinz Sach-
sen von Bonin, Dänemark den früheren Bundestagsgesandten Freiherm
von Pechlin.54

Von Bonin machte einen guten Eindruck auf die Statthalterschaft und
deren Mitarbeiter. Allein, dass er sich mit dieser sofort in Verbindung setz-
te und eine Besprechung abhielt, dürfte nach der zuletzt durch Preußen er-

fahrenen Missachtung positiv und vertrauenserweckend gewirkt haben. Er
war durch den erst kurz zuvor neu ernannten preußischen Außenminister
von Schleinitz ausdrücklich dazu „aufgefordert (...), sich in vertraulicher
Weise mit der Statthalterschaft ins Einvernehmen zu setzen."55 Von Bonin

versicherte, dass Schleswig zwar im Namen des Königs von Dänemark,
aber weiterhin nur in dessen Eigenschaft als Herzog von Schleswig verwal-
tet werden solle. Er stellte gar in Aussicht, „daß die Statthalterschaft mit ih-
ren Departementchefs neben der Landesverwaltung im Schlosse Gottorf
residiere und fortregiere."56 Schleidens Urteil fiel daher positiv aus: „Das
ganze Auftreten des Oberpräsidenten berechtigte zu der auch nicht ge-
täuschten Erwartung, daß er sich bemühen werde, die geäußerten Ansich-
ten auch in Flensburg zur Geltung zu bringen (.. .)."57

Schleiden konnte offenbar gut mit von Bonin zusammenarbeiteten; er
unterrichtete ihn in einer langen Unterredung von den „Verfassungs- und
Verwaltungsverhältnissen der Herzogthümer" 58 und arbeitete für ihn eine
„kleine Denkschrift über die politischen Verhältnisse der Stadt und Fes-
tung Rendsburg"59 aus, was dazu führte, dass dieser den Dänen den Zu-

griff auf die strategisch so wichtige Festung Rendsburg verweigerte, da alle

52 Schleiden, Schleswig-Holsteins erste Erhebung, 52.
53 Schleiden, Schleswig-Holstein im zweiten Kriegsjahre, S. 125.
54 Laut Schleiden geschah die Berufung von Pechlins, da „man von der Annahme

ausgegangen war, daß die Verwaltungscommission sich selbst installieren werden
(...) in aller Eile und ohne vollständige Instructionen (...)", ebd., S. 155.

55 Ebd., S. 153.
56 Ebd., S. 154.
57 Ebd., S. 154.
58 Ebd., S. 159.
59 Ebd., S. 160.
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Stadtteile Rendsburgs - wie Schleiden ihn überzeugt hatte - zu Holstein,
nicht zu Schleswig gehörten.60

Die Landesverwaltung bestand schließlich aus dem von Preußen nomi-

nierten Grafen von Eulenburg, Vizepräsident der Regierung in Stettin, und
dem von Dänemark ausgewählten Kammerherren von Tillisch. Schleidens
Urteil über diesen war unzweideutig, er charakterisierte ihn als „fanati-
scher Eiderdäne und als ein Hauptförderer der dänischen Märzrevolution

Großbritannien ernannte vereinbarungsgemäß den dritten Kom-
missar, es war der Repräsentant bei den Hansestädten Oberst Hodges.62

In die ganze Zeit des parallelen Bestehens der für Schleswig zuständi-
gen Verwaltungskommission und der Statthalterschaft, die zwar ins hol-
steinische Kiel hatte ausweichen müssen, sich aber weiterhin auch für

Schleswig zuständig erklärte, fallen Kompetenzstreitigkeiten zwischen die-
sen beiden Instanzen. Ein Beispiel ist die Aufhebung des von der Schles-
wig-Holsteinischen Landesversammlung63 verabschiedeten Schleswig-Hol-
steinischen Staatsgrundgesetztes in seiner Geltung für Schleswig durch die
Kommission. „Verschiedene Behörden verweigerten die Publication der Be-
kanntmachung."64

4.5. Reise nach Paris und Brüssel

Schleiden reiste im Februar 1850 nach Paris, und zwar „ohne jeden officiel-
len Charakter", damit er dort „den Versuch mache, irgend ein angesehenes
Blatt für unsere Interessen zu gewinnen."65 Dort und in Brüssel, wohin er

ebenfalls reiste, entwickelte er eine rege Aktivität zugunsten der Sache
Schleswig-Holsteins, veröffentlichte eine Schrift auf Französisch zur

60 Vgl.ebd., S. 160.
61 Ebd., S. 154f.

62 Auch von diesem hielt Schleiden nicht viel, schon bei der Schilderung der Zeit der
gemeinsamen Regierung schrieb er von dem „der Verhältnisse völlig unkundigen
Oberst Hodges (...)", Schleiden, Schleswig-Holsteins erste Erhebung, S. 319f. Auch
dessen Darstellung im zweiten Band von Schleidens Erinnerungen, zur Zeit von
Schleidens erster Anstellung in Reinbek, als der Oberst „unerlaubter Weise durch
die königlichen Forsten von Wellingsbüttel geritten" war und den ihn daraufhin
festhaltenden Forstaufseher wütend beschimpfte, „mit der Reitpeitsche nach ihm
zu schlagen versuchte und einmal über das andere ausrief, daß er ,Her British Ma-
jesty's representative' sei (...)", ist alles andere als vorteilhaft für den Oberst,
Schleiden, Erinnerungen eines Schleswig-Holsteiners, S. 7.

63 In den wenigen Monaten vom Beginn der Erhebung bis zu der durch den Waffen-
stillstand von Malmö veränderten Situation hatte sich eine Schleswig-Holsteinische
Landesversammlung konstituiert, die am 15. September 1848 das „Staatsgrundge-
setz für die Herzogthümer Schleswig-Holstein" beschloss.

64 Schleiden, Schleswig-Holstein im zweiten Kriegsjahre, S. 194.
65 Ebd., S. 307.
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Schleswig-Holstein- Frage,66 und traf neben namhaften örtlichen Politkern

in Brüssel den alten Fürsten Metternich und den Belgischen König Leopold
I. zu Unterredungen.67 Schleidens Schilderungen seines Aufenthalts in Pa-
ris ist deutlich anzumerken, wie erholsam und ablenkend dieser für ihn

war, trotz aller Bemühungen, etwas für Schleswig-Holstein zu bewirken.
Sicherlich hat er alles getan, was in seiner Macht stand, um der Sache der
Herzogtümer in Frankreich und auch in Belgien zu dienen. Dennoch ist
der Verdacht nicht von der Hand zu weisen, dass ihm insgeheim bereits
klar war, dass das Ziel einer völligen Unabhängigkeit von Dänemark bzw.
wenigstens einer als befriedigend empfundenen Autonomie innerhalb des
Gesamtstaats zur damaligen Zeit kaum mehr realistisch war.

4.6. Scheitern und Ende der Erhebung

Die Bemühungen Schleidens trugen zweifellos dazu bei, das Ansehen
Schleswig-Holsteins in Frankreich und Belgien zu verbessern, insgesamt
aber war die Lage inzwischen aussichtlos geworden: Knapp ein Jahr nach
dem Berliner Waffenstillstandsabkommen wurde am 2. Juli 1850 der Berli-

ner Frieden zwischen Dänemark und Preußen (namens des Deutschen

Bundes) abgeschlossen und zwei Tage später der 1. Londoner Vertrag zwi-
schen Russland, Großbritannien, Frankreich, Dänemark und Schweden

(später trat noch Österreich hinzu), der den Bestand und die territoriale In-

tegrität Dänemarks garantierte. Für Schleswig-Holstein bedeutete das, dass
Dänemark diplomatisch gesiegt hatte und die Herzogtümer beim Kampf
um die Unabhängigkeit von Dänemark keine Unterstützung durch Preu-
ßen oder andere Staaten mehr zu erwarten hatten. Dennoch wurde der un-

gleiche Kampf, nun wie gesagt ohne Unterstützung, wieder aufgenom-
men. Alle Hoffnungen zerschlugen sich aber relativ schnell durch die Nie-
derlage der schleswig-holsteinischen Streitkräfte in der Schlacht von Id-
stedt am 25. Juli 1850.

Die schleswig-holsteinische Armee musste inzwischen auf fast alle akti-
ven preußischen Offiziere verzichten, sie wurde vom pensionierten ehema-
ligen preußischen Generalleutnant von Willisen kommandiert. 68

66 Schleiden, L'interet de la France dans la question du Schleswig-Holstein.
67 Die Liste der bedeutenden Persönlichkeiten, deren Bekanntschaft er in Paris mach-

te, ist lang. Eine eingehende Würdigung würde den Rahmen dieser Arbeit spren-
gen. Erwähnt seien hier nur der Baumeister Gottfried Semper, der Maler Franz
Xaver Winterhalter, der Orientalist Julius Mohl sowie die französischen Schriftstel-
ler und Politiker Francois Guizot, Alphonse de Lamartine und Adolphe Thiers. Vgl.
Schleiden, Schleswig-Holstein im zweiten Kriegsjahre, S. 321ff.

68 Dessen im Nachhinein durch die Niederlage negativ gesehene Berufung wurde
Schleiden mit „angelastet", so in den Erinnerungen des aus Thüringen stammenden
Offiziers der schleswig-holsteinischen Armee Carl Gräf: „Das Unglück wollte es,
daß dem von der Statthalterschaft im Febr. 1850 nach Paris entsendeten Gesandten
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Dass 1850/51 der vormalige Präsident der Frankfurter Nationalver-

sammlung und Reichsministerpräsident Heinrich von Gagern als Offizier
auf schleswig-holsteinischer Seite mitkämpfte und mitverlor, ist ein weite-
res Symbol für den Zusammenhang zwischen gescheiterter Deutscher Ein-
heit und schleswig-holsteinischer Unabhängigkeit. Ebenso wie der Ver-
such, ein einiges Deutschland unter einem von der Nationalversammlung
gewählten Oberhaupt zu errichten, scheiterte auch die Erhebung Schles-
wig-Holsteins. Die inneren Zusammenhänge beider Ereignisse69 und be-
sonders deren unmittelbarer Zusammenhang mit der Politik und der Stär-
ke oder Schwäche Preußens wurden bereits mehrfach erwähnt.

5. Verbannung aus Schleswig-Holstein und Karriere

als Diplomat in den USA und in Großbritannien

Schleiden wurde, wie so viele andere an der Erhebung Beteiligte auch, aus
den wieder von Dänemark verwalteten Herzogtümern verbannt. Durch
seine zahlreichen Kontakte gelang es ihm, 1853 eine Anstellung als diplo-
matischer Vertreter Bremens in den USA zu bekommen. Dort wirkte er so

erfolgreich,70 stand in bestem Verhältnis zu Präsident Lincoln und anderen

entscheidenden Politikern, dass ab 1862 auch Hamburg und Lübeck seine
Dienste in Anspruch nahmen.71

Auf seinem nächsten Posten, in London, wohin er sich 1865 hatte ver-
setzen lassen, vor allem um Deutschland und insbesondere seiner alten

Mutter näher zu sein, hatte er weniger Erfolg. So kündigte er 1866 im Zuge
des Deutschen Krieges seine dortige Stelle. 72 Sein ambivalentes Verhältnis

Schleiden, der seit 1849 pensionierte preußische Generallieutenant von Willisen in
die Hände lief. Dieser (...) trat eigenmächtig in vorläufige Unterhandlung mit
Willisen ein." Herrmann (Hrsg.), Lebenserinnerungen, S. 215f.

69 Schleiden geht darauf ausdrücklich im Vorwort zum 4. und letzten Band seiner Er-
innerungen ein: „Das über die Grenzen der Herzogthümer hinaus fortdauernde In-
teresse an der schleswig-holsteinischen Frage hat seinen Grund in ihrem engen Zu-
sammenhänge mit den deutschen Einheitsbestrebungen. Jeder Beitrag zum richti-
geren Verständnis der schleswig-holsteinischen Angelegenheit wirft deshalb zu-
gleich ein helleres Licht auf die Ursachen der damaligen Schwäche des Vaterlan-des."

70 „Die Erwartungen, die Bremen auf ihn setzte, hat Rudolf Schleiden in jeder Hin-
sicht erfüllt." Wätjen, Schleiden als Diplomat, S. 269.

71 Vgl. Wätjen, Schleiden als Diplomat, S. 274.

72 Schleiden begründete in einem Schreiben an den Hamburger Senat seine Kündi-
gung mit dem mehr erzwungenen als freiwilligen Bündnis der Hansestädte mit
Preußen: „Die Hansestädte haben sich genöthigt gesehen, dem Preußischen Son-
derbunde beizutreten, und ich verkenne nicht, daß denselben keine andere Wahl
blieb. Dadurch ist aber zugleich meiner Wirksamkeit als deren Vertreter ihre bishe-
rige Grundlage entzogen, und ich sehe mich nach meinen politischen Ueberzeu-
gungen außer Stande, dieselbe fortzusetzen." Er spricht in drastischen Worten von
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zu Preußen zieht sich wie ein roter Faden durch sein Leben: Ihm war be-

wusst, dass eine deutsche Einigung, die er, wie so viele andere seiner Ge-
neration, die in der Zeit des Deutschen Bundes mit seinem losen, ganz auf
die Interessen der Fürsten ausgerichteten Charakter, aufgewachsen waren,
so sehr ersehnte, nur mit und auf keinen Fall gegen Preußen möglich war.
Zugleich aber verriet Preußen seiner Meinung nach die Sache Schleswig-
Holsteins; Friedrich Wilhelm IV. unterstützte den Kampf um die Unabhän-
gigkeit von Dänemark73 und die Bindung beider Herzogtümer an Deutsch-
land nur halbherzig, Wilhelm I. und Bismarck sabotierten den Weg Schles-
wig-Holsteins zu einem eigenständigen deutschen Staat unter dem Herzog
von Augustenburg und verleibten es statt dessen Preußen ein.

6. Rückkehr nach Deutschland: Schleiden als Politiker im

Reichstag und Lebensabend in Freiburg im Breisgau

Schleiden ließ sich nach seiner Rückkehr nach Deutschland zunächst in Al-

tona nieder, wurde dort in den Magistrat gewählt, und schließlich 1867 für
den Wahlkreis Altona-Stormarn-Wandsbek in den Reichstag des Nord-
deutschen Bundes. Im ersten Reichstag des neu erstandenen Deutschen
Reichs vertrat er diesen Wahlkreis ebenfalls von 1871-1873. 1874 verlor er

jedoch seinen Wahlkreis und zog sich, konsequent wie er war, völlig aus
der Politik zurück. Seit dem September 1870 lebte er in Freiburg im Breis-
gau,74 wo auch seine Mutter und seine jüngste Schwester wohnten. Dort
verbrachte er seine letzten Lebensjahre, reiste noch zweimal in die USA
und schrieb in mehreren Bänden seine Lebenserinnerungen. Er starb 1895.

Die Kieler Zeitung schrieb in ihrem Nachruf auf Schleiden: „Einer der
ausgezeichnetsten Männer unseres Landes, der frühere langjährige Minis-
terresident der Hansestädte und Reichstagsabgeordnete Rudolph Schlei-
den ist im 80. Lebensjahre gestorben. In ganz Schleswig-Holstein wird die-
se Kunde von dem Heimgange Schleiden's mit tiefer Antheilnahme aufge-
nommen werden. Zu allen Zeiten seines reichen Lebens hat Schleiden sei-

ner Heimath eine Treue und Hingabe bewahrt, die selbst in einer Zeit be-
merkenswerth waren, wo das patriotische Empfinden so stark und die Op-
ferwilligkeit so groß war wie in Schleswig-Holstein zur Zeit seines Kamp-
fes für seine nationale Freiheit und für sein Recht. (...) In dem letzten Jahr¬

seiner „Abscheu (...) vor der unmoralischen Politik der jetzigen Preußischen Regie¬
rung (...)", StA Hamburg: CI. VI Nr. 2 Vol. 4a Fsc. 1 Inv. 16.

73 Schleiden spricht von einer „Friedenssucht Preußens", Schleiden, Schleswig-
Holstein im zweiten Kriegsjahre, S. 10. So stimmte der preußische König auch nicht
in den Jubel über den Sieg von Eckernförde ein, vgl. Schleiden, Schleswig-Holsteins
erste Erhebung, S. 361 f.

74 Steinsdorfer, Rudolph Schleiden, S. 721.
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zehnt lebte und webte er in seinen schleswig-holsteinischen Erinnerungen
und Erlebnissen. Was er uns davon mitgetheilt, ist das Wichtigste, was wir
von der diplomatischen Geschichte Schleswig-Holsteins wissen. Man kann
an Rudolph Schleiden nicht denken ohne das Gefühl tiefen Dankes für die

treuen und uneigennützigen Dienste, welche er in wichtigster Zeit seinem

Lande geleistet hat." 75 Auch von dänischer Seite wurde seine Bedeutung
für die Provisorische Regierung während der Erhebung anerkannt; im
Nachruf der Flensborg Avis wird ihm eine herausragende Rolle während
des Aufstands, wie die Erhebung aus dänischer Sicht bezeichnet wurde
und wird, bescheinigt. 76

7. Fazit

Rudolph Schleiden stand nie in der allervordersten Reihe, er war mehr-

mals einer von mehreren herausragenden Vertretern wichtiger Entwick-

lungen, so zum Beispiel als Mitglied des Fünfziger-Ausschusses. Als Dip-
lomat war er einer von mehreren Streitern für die Sache der Provisorischen

Regierung und damit für ein unabhängiges Schleswig-Holstein, später Ver-
treter der kleinen, aber zumindest im Handel und in der Schifffahrt durch-

aus gewichtigen Hansestädte, erst in den Vereinigten Staaten von Amerika,

dann in Großbritannien. Als Parlamentarier hat er kein großes Aufsehen
erregt,77 aber mit Hingabe und Eifer an der Gesetzgebung des neu gegrün-
deten Deutschen Reiches mitgewirkt.

Seine Erinnerungen gerade in Bezug auf die schleswig-holsteinische
Erhebung sind eine Quelle ersten Ranges, ein Werk über seine reichhalti-
gen USA-Erfahrungen konnte er bedauerlicherweise nicht mehr verfassen.
Auch wenn er im öffentlichen Bewusstsein nicht an den Stellenwert und

die Prominenz anderer Repräsentanten des 19. Jahrhunderts heranlangt,
sollten sein von Fleiß, Aufrichtigkeit und Konsequenz geprägtes Wirken
und seine reichen Erfahrungen nicht vergessen werden.

75 Zitiert nach: Hamburgischer Correspondent vom 1. März 1895. Morgen-Ausgabe.
76 „Ved Oproret 1848 spillede han en fremragende Rolle (...)", Flensborg Avis, 1. März1895.

77 So heißt es im oben bereits zitierten Nachruf der Kieler Zeitung: „Die parlamentari-
sche Bethätigung entsprach seiner eigentlichen Begabung nicht, er war ein Mann
des intimen Verhandelns, er konnte auch viel wirksamer mit der Feder sprechen,
als auf der Tribüne." Zitiert nach: Hamburgischer Correspondent vom 1. März
1895. Morgen-Ausgabe.
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Von Hansjörg Zimmermann

1. Einführung und Forschungsstand

Im 19. Jahrhundert gab es zahlreiche staatlich verordnete Feiertage im Kai-
serreich. An oberster Stelle sind hier die Kaisergeburtstagsfeiern am 27. Ja-
nuar eines jeden Jahres zu nennen. Als politisch-staatlich-militärisch moti-
vierte Feier kam der „Sedantag" am 2. September eines jeden Jahres hinzu.
Während der „Sedantag" im Wesentlichen von Militärs begangen wurde,
waren die Geburtstagsfeiern des Kaisers eher als Volksfest für die gesamte
Bevölkerung ausgelegt, wobei militärische Aufmärsche nicht fehlen durf-
ten. 1

Die bürgerliche Gesellschaft des Kaiserreichs war durch und durch mi-
litarisiert, was sich bis hinab zu den Kindern und in Form des Matrosenan-

zugs für Jungen wie für Mädchen zeigte. Eine weitere Institution war das
beliebte „Hier können Familien Kaffee trinken" am Sonntagnachmittag in

einschlägigen Gaststätten. Einen guten Eindruck davon, wie man sich ent-
sprechende Lustbarkeiten vorzustellen hat, vermittelt die Szene des Films
„Die Feuerzangenbowle" (Deutschland 1944), in der der zukünftige
Schwiegersohn (Heinz Rühmann alias Hans Pfeiffer) den „zufällig anwe-
senden" künftigen Schwiegereltern seine Aufwartungen macht. Hier prä-
sentierte sich die „gutbürgerliche Gesellschaft". Es waren häufig Angehö-
rige der unteren Mittelschicht, die sich bei solchen Treffen zur Schau stell-
ten. Für den Besuch eines Cafes mit Bedienung reichte das Geld meist
nicht, also brachte man den Kaffee von zu Hause mit.

Ganz anders machte die zumeist gewerkschaftlich organisierte Arbei-
terschaft auf sich aufmerksam. Seit 1890 veranstaltete sie Umzüge und

Volksversammlungen mit der Einforderung des Achtstundentages. Gera-
dezu unvorstellbar war die Umsetzung dieses Postulates. Eine entspre-

chende politische Betätigung war erst in dem Moment vergleichsweise ge-
fahrlos geworden, als das Sozialistengesetz wieder verlängert worden war.
Zwar wurden alle sozialdemokratischen Aktivitäten v. a. in Preußen akri-

1 Zimmermann, Nationale Feiern.
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bisch überwacht und aufgezeichnet, doch standen sie nicht mehr unter

Strafe. Und interessanterweise sind heute gerade diese Aufzeichnungen
wichtige Quellen zur Geschichte der Arbeiterbewegung.

Vor allem die Konservativen forderten während des Ersten Weltkrieges
vor dem Hintergrund von wilhelminischen Weltmachtsfantasien immer

nachdrücklicher die Herbeiführung eines „Siegfriedens", und die große
Mehrheit der bürgerlichen Mitte glaubte noch lange an diesen in der bür-
gerlichen Presse gebetsmühlenartig wiederholten Traum. Selbst unter So-
zialdemokraten gab es eine Reihe von „patriotischen" Kriegsteilnehmern,
die nun ihre ihnen bis dahin abgesprochene Vaterlandstreue beweisen
konnten.

Vor diesem Hintergrund ist auch der zu Beginn des Krieges im Reichs-
tag ausgehandelte „Burgfrieden" zu sehen, der zwar die Verabschiedung
der ersten Kriegskredite ermöglichte, sehr bald aber brüchig wurde. Als
dann Hindenburg und Ludendorff 1916 auch die politische Führung des
Reiches übernahmen (nach Verabschiedung des Vaterländischen Hilfs-
dienstgesetzes), war die parteipolitische Spaltung der SPD in Form der

Gründung einer sozialistischen Partei (USPD 1917) schnell vollzogen. Die
Gründer der USPD waren identisch mit den Sozialdemokraten, die schon
gegen die erste Kriegsanleihe gestimmt hatten.

In den damals noch zahlreich vorhandenen Organen der Arbeiterschaft
wurden die Oberste Heeresleitung (OHL) und ihre Entscheidungen scharf
kritisiert. Nachhaltige Unterstützung fand diese Kritik durch Erzählungen
von Verwundeten und Kriegsversehrten sowie durch Beschreibungen des
„wirklichen Lebens" an der Front. Danach war der Glaube an den „Sieg-

frieden" rasch gesunken. Sicherlich gab es auch diejenigen, für die die Leit-
linie „Mit Gott für König und Vaterland" - so das Motto eines 1813 vom
preußischen König für die Landwehr gestifteten Abzeichens - bis in den
Tod galt; immer mehr Menschen empfanden indes anders.

Als am 9. November 1918 offiziell der Waffenstillstand verkündet wur-

de, standen auf der einen Seite die Abgeordneten der Mehrheitssozialde-

mokraten Ebert, Scheidemann und Landsberg und auf der anderen Seite
die Abgeordneten der USPD Haase, Dittmann und Barth zur Verfügung,
um politische Verantwortung zu übernehmen. Am 11. November 1918
übernahmen sie vom letzten kaiserlichen Reichskanzler, dem Prinzen Max

von Baden, die Regierungsgeschäfte. Sehr bald wurde klargestellt, dass
zumindest die SPD-Vertreter eine parlamentarische Demokratie schaffen
wollten, wobei sie davon ausgingen, eine absolute Mehrheit zu erhalten, da

auch die Frauen das Wahlrecht erhalten sollten. In dieser Situation zeigte
sich die USPD ebenfalls noch parlamentarisch gesinnt.

Als sich in den letzten Kriegstagen unter dem Einfluss der russischen
Arbeiter- und Soldatenräte seit Ende Oktober 1918 auch in deutschen Städ-

ten derartige Räte bildeten, war das eher ein Beleg dafür, dass sich in
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Deutschland ein Wandel vollzogen hatte. Ausgehend von Wilhelmshaven
und Kiel, den bedeutendsten Reichskriegshafenstädten, über Lübeck bis
nach Berlin hatten sich bis zum 5. November 1918 derartige Räte gebildet.

Da deren Einfluss sich jedoch nach wenigen Wochen deutlich verringert
hatte und auch der Einfluss der USPD zurückging, schien das Ende der
„deutschen Revolution“ gekommen. Die Antwort auf die Frage, wie es
weitergehen sollte, war noch nicht endgültig entschieden, obwohl sich eine
große Mehrheit am 16. Dezember 1918 für die Wahl einer verfassungsge-
benden Nationalversammlung ausgesprochen hatte.

2. 1919 - Der Verfassungstag als Nationalfeiertag

Die Entwicklungen in der 1. Hälfte des Jahres 1919 sind hinlänglich be-
kannt, so dass nur auf die für die Fragstellung relevanten Stellen einge-

gangen zu werden braucht. So brachte der 19. Januar 1919 zum ersten Mal
bei einer Wahl - die Frauen durften sich erstmals beteiligen - einen klaren

Auftrag an die Mitglieder der sich bildenden Weimarer Koalition, eine Ver-
fassung auszuarbeiten. Ein Vorläufer dieser Koalition war bereits die lo-
ckere Verbindung von Abgeordneten dieser drei Parteien (SPD, Zentrum
und Linksliberale) im Rahmen der von ihnen eingebrachten Friedenoffen-

sive im Reichstag im Jahre 1917 gewesen.
Bereits am 11. August 1919 wurde die Verfassung verabschiedet und

trat noch am 14. desselben Monats in Kraft. In diesem Zusammenhang
wurde unter anderem auch über einen nationalen Feiertag für das neue
deutsche Reich diskutiert und schließlich auf Vorschlag Friedrich Eberts

der 11. August als Unterzeichnungstag der Verfassung als „Verfas-
sungstag“ bestimmt. Dieser Feiertag war bereits in seiner Entstehung eine
Merkwürdigkeit. Er war zwar Nationalfeiertag, jedoch kein reichsweiter
gesetzlicher Feiertag, denn er wurde nicht durch ein reichsweit gültiges
Gesetz bestimmt. Auch mehrfache Versuche, diesen Tag in den Folgejahren

als gesetzlichen Feiertag zu bestimmen, scheiterten. Es sollte den Ländern
vorbehalten bleiben festzulegen, ob er dort als gesetzlicher Feiertag began-
gen werden sollte oder nicht. Das war jedoch nur in Baden und Hessen der
Fall. Warum überhaupt ein solcher Feiertag begangen werden sollte, lässt
sich wohl lediglich historisch erklären. Doch die Streiterei über „gesetz-
lich“ oder nur „national" weist auf ein Grundproblem der Republik hin:

Solange ein solcher Feiertag „von oben" angesetzt wurde, entstand über-
haupt kein Problem. Nun aber mussten sich die Reichstagsabgeordneten in
freier Debatte für die eine oder gegen die andere Variante entscheiden, was
eine gewisse Kompromissbereitschaft voraussetzte. Gerade in dem Mangel
an dieser politischen Tugend bestand indes eine der großen Schwächen der
Abgeordneten und ihrer Parteien. Mit der Zeit verstärkte sich das Eintreten
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für Partikularinteressen sogar noch, was nicht zuletzt an der Zunahme der
Parteineugründungen zu sehen ist, denn eine 5 %-Klausel wie in der Bun-
desrepublik gab es im Weimarer Staat nicht. Jede Stimme zählte und konn-

te somit auch absoluten Minderheitengruppierungen zu einem Sitz im
Reichstag verhelfen. So musste es nahezu automatisch schwer werden, ei-

nen Tag zu feiern, der sich auf die Grundlagen des Staates, die Verfassung
eines freien demokratischen Staates, beziehen sollte.

3. Die Feiern und deren Durchführung im Kreis Herzogtum
Lauenburg, in Kiel und Berlin

Ein Streitpunkt bei der Durchführung der Verfassungsfeiem war das His-

sen der schwarz-rot-goldenen Weimarer Reichsflagge auf den Dienstge-
bäuden, denn die Farben der jungen Republik waren insbesondere bei vie-

len Konservativen äußerst unbeliebt, erinnerten sie doch an die Flagge der
bürgerlichen Revolution von 1848. Lieber hätten sie die preußische Flagge
mit dem schwarzer Adler auf weißem Grund oder die Flagge des wilhel-
minischen Reiches in den Farben schwarz-weiß-rot am Fahnenmast gese-
hen. Hier blieben für lange Zeit Spielräume bestehen,2 die nur allzu gerne
genutzt wurden, um das eigene politische Bekenntnis in die Öffentlichkeit
zu tragen.

Für den 11. August 1922 hatten Curt Schönberg, der deutschnationale
Landrat im Kreis Herzogtum Lauenburg, und der deutschnationale Direk-

tor der Lauenburgischen Gelehrtenschule in Ratzeburg zu einer öffentli-
chen Versammlung um 10 Uhr in die Aula der Gelehrtenschule eingeladen,
was bei der besonderen Struktur des Kommunalverbandes einer öffentli-

chen Versammlung gleichkam. Studienrat Brauer hielt die Ansprache, in
der er von einem Nationalfeiertag sprach. Dieser sei zur damaligen Zeit
notwendiger denn je, zumal Deutschland vom Feindesgerassel umgeben
sei. 3 Die Rede zum „Verfassungstag" des folgenden Jahres hielt Dr. Paul B.

Schmidt. Dieser setzte inhaltlich dort an, wo Brauer 1922 aufgehört hatte.
Jetzt gehe es um das Übel der Rheinlandbesetzung, die völkerrechtlich
aufs Schärfste zu verurteilen sei. Hier zeigte sich, dass die Konservativen

eine Plattform für ihr Schaffen wollten, die unter dem unverdächtigen
Namen des „Verfassungstages" ihrer Agitation freien Lauf lassen konnte,

was die Lauenburgische Zeitung wegen ihrer politischen Grundhaltung
auch gerne geschehen ließ.4

2 LASH, Abt. 309, Nr. 2717.
3 Lauenburgische Zeitung (LZ) vom 12. 8. 1922.
4 LZ vom 13. 6.1923.
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Anders gestalteten sich die Abläufe ganz offenbar in Kiel. In der För-
destadt wurden Eintrittskarten für die entsprechende Veranstaltung zum
„Verfassungstag" gedruckt und an Firmen bzw. Organisationen verteilt.
Indes konnten sich auch politisch interessierte einzelne Bürger solche Kar-
ten z. B. bei Zeitungen abholen. In den ersten Jahren war das Interesse an
der Veranstaltung zurückgegangen. Offenbar auf Beschwerde der Zeitung
wandte sich der Syndikus des Arbeitgeberverbandes an den Oberpräsiden-
ten Kürbis mit der Auffordeerung, die Liste derjenigen, die die Karten er-
halten sollten, zu überarbeiten, damit auch die „einfachen Leute" an diesen
Feiern teilnehmen könnten. Der Sozialdemokrat Kürbis, dem selbst an ei-

nem guten Besuch der Veranstaltung gelegen war, sicherte der Zeitung das
zu.5

Der Bericht über die Verfassungsfeier in Kiel am 7. August 1925 lässt
einen Wandel im Umgang mit dieser Veranstaltung vermuten. Die Feier-
tagsregelungen waren uneinheitlich, meistens fand die Feier in einem grö-
ßeren Raum vor Ort statt. Nur in der Reichshauptstadt Berlin war auch au-
ßerhalb der geschlossenen Veranstaltungen etwas vom Nationalfeiertag zu
merken. Die Gestaltung des Tages lag bis 1933 in den Händen des Reichs-
kunstwartes Edwin Redslob, der in dieser Funktion zugleich für alle Fra-
gen der staatlichen Symbolik zuständig war. Es wurden z. B. während der
offiziellen Feier im Reichstag die Türen geöffnet, gleichzeitig fand ein
Volksfest mit Militärmusik auf dem Platz vor dem Reichstag statt, der

durch zwei riesige Masten mit schwarz-rot-goldenen Fahnen geschmückt
war. Im Zentrum der Feier stand ein zeremonieller Akt, bei dem der

Reichspräsident eine Ehrenkompanie abschritt. Hier zeigte sich der
Reichspräsident, bis 1925 Friedrich Ebert, dem dieser Tag auch ein Ehren-
tag war, ganz bewusst in der Öffentlichkeit.

In Kiel wurde indes beklagt, dass immer noch Extragenehmigungen
beantragt werden müssten, um eine entsprechende Feier veranstalten zu
können. Das führte naturgemäß dazu, dass von dieser Veranstaltung in der
Öffentlichkeit außer dem Hinweis in der Lokalzeitung kaum etwas wahr-

genommen wurde. So blieb der Nationalfeiertag unpopulär und konnte
gerade in den ersten Jahren der Republik das demokratische Selbstver-
ständnis genauso wenig stärken wie zum Symbol der demokratischen Re-
publik werden. Ob dieses in der politischen Verfassung der jungen Repub-
lik überhaupt möglich gewesen wäre, muss Spekulation bleiben.

1925 hatten vornehmlich sozialdemokratisch gesinnte Personen das
Kieler Staatstheater festlich und künstlerisch mit Grün geschmückt. Die

Festrede hielt der national gesinnte Kieler Historiker Prof. Dr. Fritz Rörig.6

5 Oberpräsident an die Schriftleitung der SHVZ vom 14. 8.1924, LASH, Abt. 301, Nr.
3494.

6 Pauler, Art. Fritz Rörig, in: NDB 21 (2003), S. 736: Im Jahre 1918 wurde Rörig außer-
ordentlicher Professor für Historische Hilfswissenschaften in Leipzig, 1923 ordentli-
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Er sprach zum Thema „Das Werden deutscher Staatlichkeit". Dabei machte

er in seinem Vortrag auf einige „Fehlentwicklungen" der deutschen Ge-
schichte aufmerksam. Sehr deutlich kam auch das die gesamte Zeit der
Weimarer Republik beherrschende Thema der in Folge des Versailler Ver-
trages vorgenommenen Gebietsabtretung an Dänemark7 zur Sprache. Inso-
fern wurde über den Nationalfeiertag weidlich berichtet, was sonst eher
am Rande geschah.

Wie in Kiel gab es auch in anderen Regionen Schleswig-Holsteins
Schwierigkeiten im Umgang mit dem Nationalfeiertag. Das Unbehagen
kam meist schon im Vorfeld bei der Planung zum Tragen, da der bürokra-
tische Aufwand hoch war. So musste z. B. der vorgesehene Redner auf sei-

ne Eignung überprüft werden; des Weiteren war dafür zu sorgen, dass die
Teilnehmerkarten zur Verfügung gestellt wurden. Falls es Schwierigkeiten
gab, konnten sich die Veranstalter an die „Republikanische Beschwerde-
stelle" in Berlin wenden. Anlässlich eines Vorgangs im Landkreis Husum
wies der Leiter der Beschwerdestelle darauf hin, dass die Funktion des

Verfassungstages darin bestehe, das republikanische Gedankengut zu för-
dern, nicht jedoch irgendwelche Gruppen zu bekämpfen oder zu bestra-
fen.8 Auch das war wieder einmal eine Aussage, mit der alles und jedes
abgedeckt werden konnte. Die konkreten Probleme und Schwierigkeiten
vor Ort zu lösen half sie nicht.

Es ist durchaus bezeichnend, wie die Presse mit der Gestaltung des Ver-
fassungstages umging. Die Kieler Zeitung, eine zunächst eher liberale, der

DDP nahestehende Zeitung, stellt geradezu ein Paradebeispiel für den po-
litischen Wandel einer Lokalzeitung dar. Schon 1926 kommentierte sie den

Verfassungstag folgendermaßen: „Es ist durchaus in der Ordnung, daß ei-
ne parlamentarische Feier im Reichstag stattfindet und daß daran die

Reichsregierung mit dem Reichspräsidenten an der Spitze geschlossen teil-
nimmt, um so zu bekunden, daß sie für alle unbeschadet ihrer politischen
Ueberzeugung zu friedlicher Mitarbeit am Wiederaufbau unseres Volkes

entschlossen sind. Aber daß die große Masse des Volkes so mit dem Her-

zen dabei wäre, wie ihr von gewisser Seite dauernd geradezu befohlen
wird, halten wir für nicht gegeben. Wenn sich das Reichsbanner und ähnli-
che Organisationen in der Oeffentllichkeit etwas mehr zurückhalten und
nicht dauernd die Gefühle der Kreise verletzen wollten, denen schwarz-

weiß-rot mehr sagt als schwarz-rot-gold, dann könnten wir früher zum
wirklichen inneren Frieden gelangen. Das soll unser Mahnruf zum Verfas-

cher Professor für mittlere und neuere Geschichte an der Christian-Albrechts-Uni¬
versität zu Kiel.

7 SHVZ vom 12. 8.1925. - Vgl. auch KNN vom 13. 8.1925 u. Kieler Zeitung vom 12.8.1925.

8 Brief vom 5. 8.1926, LASH, Abt. 301, Nr. 3494.
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sungstag sein."9 In diesem kurzen Auszug zeigt sich der Wandel der Hal-
tung der Verlagsleitung bzw. der Redaktion sehr deutlich. Um keinerlei
Verdacht aufkommen zu lassen, steht ein klares Bekenntnis zur Loyalität
der Reichsregierung und dem zwischenzeitlich gewählten greisen von
Hindenburg. Bemerkenswert ist auch der deutliche Hinweis, dass dieser
Tag in Berlin begangen werden solle, aber nicht in den einzelnen Ländern
und in der Provinz. Dort müsste die „große Masse des Volkes" gezwungen
werden, an den Veranstaltungen zum Nationalfeiertag teilzunehmen. Wer
zwingt, wird klar benannt: das Reichsbanner, die paramilitärische Organi-
sation der SPD, die gerade in Kiel recht aktiv war. Das Reichsbanner ver-
letze Gefühle und sorge mit seinen Aktivitäten dafür, dass der innere Frie-
de nicht zustande komme. Damit polarisiert die Kieler Zeitung: Auf der
einen Seite stehen diejenigen, die für schwarz-weiß-rot eintreten, die Gu-
ten, auf der anderen Seite die Störenfriede, die sozialdemokratischen

Reichsbannerleute. Dass beide Seiten nicht kompromissbereit waren, ist
bekannt, wurde damals aber öffentlich noch nicht so bezeichnet. Gleichzei-

tig mag das auch ein Hinweis darauf sein, wie die DDP versuchte, ihren
katastrophalen Stimmeneinbruch bei den Reichstagswahlen mit neuer poli-
tischer Ausrichtung aufzufangen.

Die Festrede 1926 hielt der Kieler Professor Radbruch, der „das Wesen

der Weimarer Verfassung und ihre Konsequenzen für das Volk in tempe-
ramenb'oller und geschickter Weise erläuterte". 10 Während er mit Um-
rahmung von klassischer Musik seine Ausführungen vortrug, versäumte es
die Zeitung nicht, auf die „Gegendemonstration" des Reichsbanners am
gleichen Abend hinzuweisen, in der aufgefordert wurde, für die Verfas-
sung einzutreten, „nicht nur mit den Waffen des Geistes, sondern nötigen-
falls auch mit den Fäusten, die deutsche Republik zu verteidigen."11 So et-
was konnte nicht unerwähnt bleiben. Hier wurde scheinbar eine klassen-

kämpferische Attentatsdrohung seitens des Reichsbanners geäußert, wo-
rauf sofort reagiert werden musste. Auch findet sich darin ein Beispiel da-
für, dass in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts politische Gegensätze
nicht nur verbal, sondern auch körperlich ausgetragen wurden, was in der
kommenden Zeit der „SA-Auftritte" immer wieder verdeutlicht wurde.

Eine ähnliche Zweiteilung der Gestaltung des Verfassungstages fand
auch in Ratzeburg statt. Auf der einen Seite fand wie immer eine „offiziel-
le" Versammlung in der Aula der Gelehrtenschule statt, bei der einer der
Lehrer die Ansprache hielt. In diesem Jahr konnte sich ein Naturwissen-

schaftler auf das scheinbar „neutrale" Fachgebiet einlassen und auf die in-
ternationalen Fortschritte gerade in der Nuklearforschung hinweisen. Aber
es durfte andererseits auch nicht unterbleiben, auf den Fackelzug der

9 Kieler Zeitung vom 11. 8.1926.
10 Kieler Zeitung vom 12. 8.1926.
11 Ebd.
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Ortsgruppen des Reichsbanners in Mölln und Ratzeburg hinzuweisen, der

auf dem Ratzeburger Marktplatz unter Absingen der 3. Strophe des
Deutschlandliedes endete. 12 Die Parallelen zu den Vorgängen in Kiel sind

nicht zu übersehen: Hier wie dort stand die offizielle Veranstaltung neben
der Gegendemonstration des Reichsbanners.

Im Jahre 1927 sollte das Land Preußen im sogenannten Potsdamer

Flaggenstreit verklagt werden, damit nicht überall die schwarz-rot-goldene
Fahnen am Verfassungstag wehen sollten. Die Stadt Potsdam weigerte sich,
auf allen Dienstgebäuden die seit 1919 gemäß Art. 3 der Weimarer Reichs-

verfassung bestimmte Reichsfahne zu hissen. Die Stadt klagte und verfolg-
te ihre Absichten bis auf die Ebene des Reichsgerichts. Schließlich bekam
sie in allen Punkten Recht. Diese Streitigkeiten wurden offenbar sehr auf-
merksam verfolgt. Aus Mölln ging ein anonymes Schreiben beim Landrat
ein, in dem nachgefragt wurde, ob am Verfassungstag auch an den Schulen
die Reichsflagge gehisst werden müsse. Offenbar war der Verfasser des

Briefes recht gut informiert, denn er konnte die Datum und die gerichtli-
chen Instanzen genau benennen. 13 Inzwischen war der Landrat Schönberg
aus dem Amt entfernt worden und es folgte ihm der der DVP nahestehen-
de Dr. Gustav Voigt (1886-1970). In dem Streit wegen des Hissens der

Reichsflagge ordnete dieser an, dass auf allen Schulen und Verwaltungs-
gebäuden am Verfassungstag geflaggt werden solle. Die Festrede behielt
sich Voigt selbst vor. 14 Das mag auch ein Hinweis darauf sein, dass das
Vertrauen in einen „erfolgreichen" Tag der Feier der Verfassung wohl nicht
weit verbreitet war, insbesondere nach den Ereignissen um die Ablösung
des ehemaligen Landrats. 15

Zwar wurde nach langen schwierigen Beratungen die Verlängerung des
Republikschutzgesetzes, das u. a. auch für die Verfassungsfeier, deren
Ausgestaltung und für die Fahnenfrage zuständig war, im Reichstag
durchgesetzt, doch der von Sozialdemokraten und die Demokraten im Juni

1927 gestellte Antrag, den 11. August, den Tag der Verabschiedung der re-
publikanischen Reichsverfassung, zum Nationalfeiertag zu erklären und
aus diesem Anlass die öffentlichen Gebäude in den Reichsfarben schwarz-

rot-gold zu beflaggen sowie in allen Schulen für Lehrer und Schüler ver-
bindliche Feiern zu veranstalten, ging dann vielen Abgeordneten zu weit.

Der württembergische Staatspräsident Bazille brachte es auf den Punkt:
„Nationaler Festtag kann nur ein Tag sein, von dem das Volk im ganzen
überzeugt ist, daß dieser Tag etwas Großes in seinem Leben bedeutet. Das

12 LZ vom 12. 8.1926.

13 Der Schriftverkehr dazu befindet sich in LASH, Abt. 309, Nr. 22717.
14 Schreiben des Landrats an den Regierungspräsidenten vom 12. 8. 1927.
15 Vgl. dazu Zimmermann, Die Sonderrechte des Landrats.
16 Das Kabinett Marx, hrsg. vom Bundesarchiv, IV. Bd. Boppard 1998, S. 221.
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kann nun aber niemand von dem Verfassungstag behaupten". 16 Das war
im Grunde das Aus für die Beibehaltung des Verfassungstages.

Auch wenn die Feiern zum 11. August seit 1927 in Kiel imposanter
wurden und nicht nur in geschlossenen Räumen stattfanden, so blieb die
weitgehende Skepsis bis hin zur Ablehnung unverändert bestehen. Die
Schleswig-Holsteinische Volkszeitung mag hier als deutliches Beispiel gel-
ten. Zur Feier im Jahre 1927 sprach der Jurist Jellinek über „die Weimarer
Verfassung in der Rechtsprechung". Er versuchte das am Beispiel des Be-
amtenrechtes deutlich zu machen. Die Zeitung kommentierte nur lako-
nisch: „Eines ist sicher: zur Volksfeier taugen Erörterungen nicht, die
überwiegend rechtsstaatlich-liberale Gesichtspunkte bringen. Das Volk
will teilhaben und soll teilhaben an der Ausübung der Staatsgewalt".17
Auch wenn der letzte Satz versöhnlich stimmen mag, wird damit auch an-
gedeutet, dass derjenige, der nur rechtsstaatlich-liberale Gedanken zu Wor-
te kommen lässt, offensichtlich für eine derartige Veranstaltung nicht ge-
eignet ist, da er nicht „das Volk" anzusprechen vermag.

Im darauf folgenden Jahr 1928 sprach erneut ein Jurist, der Staatsrecht-
ler Prof. Schücking: „Wie stets in den letzten Jahren, so lud auch diesmal
der Oberpräsident zu einer offiziellen Verfassungsfeier ein. Zum Unter-
schiede von den Vorjahren aber nicht in die Stadttheater, sondern in die

Nordostseehalle, und nicht am Abend, sondern am Vormittag. Etwas we-
niger steif als sonst wurde es dadurch. Etwas weniger. Steif bleibt es durch
die offiziellen Teilnehmer. Hohe Beamte aus Staat, Stadt, Provinz, Vertreter

von Heer und Marine. Wie viele mögen unter ihnen sitzen, die für die
Weimarer Verfassung keine Liebe verspüren, die ihr kühl bis ans Herz ge-
genüberstehen oder gar sie ablehnen. Und sie kommen doch und füllen die
vorderen Reihen, sie kommen feierlich wie einst zu Kaisers Geburtstag im
Bratenrock und Zylinder. Manche besitzen den Geschmack, ihren wilhel-
minischen Klempnerladen anzuhängen, zur Feier der Weimarer Verfas-
sung, die bekanntlich die Orden abschafft. Geschmack!

Vorne also die Honoratioren, steif und kühl die meisten, sie kommen,

um nicht unangenehm aufzufallen. Nur wenige sind mit dem Herzen da-
bei. Dahinter ist Platz fürs Volk, für die, die das Glück hatten, eine Ein-

trittskarte zu ergattern. Weshalb diese Klassenscheidung? Dem Geist von
Weimar entspricht sie doch wahrhaftig nicht. Müssen wir durchaus in den
Bahnen der Kaisergeburtstagsfeiern weiter wandeln?" 18

Dieser Bericht scheint auf den ersten Blick etwas verwirrend, da er so

gar nicht in die bisherige Haltung der Zeitung passt. Doch bei genauerem
Hinsehen werden hier Begriffe gebraucht, die die Republik mit ihren eige-
nen Waffen schlagen sollen: Es wird suggeriert, dass die Verfassungsfeier

17 SHVZ vom 12. 8.1927.
18 SHVZ vom 13. 8.1928.
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und deren Gestaltung zu einer schönen Tradition geworden sei. Mehr Teil-
nehmer kommen, und das Theater war nicht mehr groß genug, obwohl
viele von ihnen die Republik ablehnten Auch der „wilhelminische Klemp-
nerladen" wird verspottet und die Klassenteilung kritisiert. Doch die ei-
gentliche Kritik richtete sich gegen die Feier selbst, die nur in der Größe
stattfand, weil die entsprechenden Gäste dorthin zitiert wurden, um für
sich selbst keine Nachteile befürchten zu müssen. Das geht klar aus der
Aufzählung derjenigen hervor, die im vorderen Teil der Halle saßen.

Prof. Schückings Rede endete mit dem „famosen" Satz: „Lieber alle
Vierteljahr eine Regierungskrise als alle 50 Jahre ein Weltkrieg", den der
Redakteur folgendermaßen kommentierte: „Ein schüchternes Bravo ertön-
te von hinten, dort wo das Volk saß. Der Satz hätte einen Beifallssturm

verdient. Die steife Atmosphäre verhinderte es." Dass sich die Beamten-
schaft und die Militärs nicht zu einem Beifallssturm hinreißen ließen, kann
nicht verwundern. Sollte das „schüchterne Bravo" des Volkes bedeuten,

dass auch hier nicht an den Verfassungstag und die labile Regierungsform
der Republik geglaubt wurde?

Auf dem Land ging es anders zu als in den Städten. Im Juli 1928 wollte
der Landrat von den lauenburgischen Landgemeinden wissen, welche von
ihnen überhaupt über eine Reichsflagge verfügten und welche nicht. Das
war ein umständliches Verfahren, das eigentlich nur die Bürokratie auf-
blähte. Dabei zeigte sich jedoch, dass etliche Gemeinden gar keine Flagge
besaßen und auf eigene Kosten auch keine anschaffen wollten. Einige Ge-
meindevorsteher wandten sich an den lauenburgischen Landgemeinden-
Verband mit der Bitte um Rat, Hilfe und Unterstützung, wie sie die An-
schaffung der ungeliebten Flagge umgehen könnten. Als erstes riet ihnen
der Geschäftsführer beim Landrat um Aufschub bei der Antwort zu bitten,

der Gemeinderat solle erst gehört werden etc. Das war ihm aber noch nicht
genug, und so wandte er sich an den Provinzialverband der Landgemein-
den. Doch dort wurde er enttäuscht, denn die Antwort war, dass sich der

Verband nicht in politische Entscheidungen einmischen werde, da das
nicht seine Aufgabe sei. Dem lauenburgischen Verband wurde geraten,
sich ebenso zu verhalten.

Diese Vorgehensweise blieb dem Landrat nicht verborgen, und so ord-
nete er an, genau darüber Buch zu führen, welche Gemeinden am Verfas-

sungstag auf den Dienstgebäuden die Flagge hissten. Von insgesamt 128
aufgelisteten Gemeinden hatten demnach 71 geflaggt. 19 Es nimmt nicht
wunder, dass insbesondere im Süden des Kreises, wo die SPD Mehrheiten

hatte, die Reichsfahne wehte, wohingegen der nördliche Teil dabei eine
gewisse Zurückhaltung an den Tag legte.

19 LASH, Abt. 309, Nr. 22717.
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Im Jahre 1929 jährte sich die Feier des Verfassungstages zum zehnten Male.
Dies sollte gebührend gefeiert werden, und so schalteten die republika-
nisch gesinnnten Vereine und Verbände Anzeigen in den Kieler Zeitungen.
In Kiel wurde versucht, eine große, von allen Vereinen und Verbänden ge-
tragene Feier zu veranstalten. Damit konnten sich die rechtsstehenden
Gruppen jedoch nicht anfreunden und veranstalteten eine eigene. Die „Be-
hördenfeier", wie es in einem undatierten Bericht über die Verfassungsfei-
ern im Jahre 1929 heißt,20 fand wieder in der Nordostseehalle statt, andere
Saalfeiern im Schlosshof, im Gewerkschaftshaus und in der Deutschen

Wacht. Es wurde auch versucht, die Universität mit einzubeziehen, doch

wollte der Rektor keine Räumlichkeiten zur Verfügung stellen, da er be-
fürchtete, dadurch in ein bestimmtes politisches Fahrwasser gezogen zu
werden. In der offiziellen Veranstaltung sprach der damalige Assistent in
der Bibliothek des Instituts für Weltwirtschaft, Dr. Wilhelm Gülich,21 über

das Wesen der Verfassung. Seine Rede war eher sachlich und nüchtern,
was von dem schleswig-holsteinischen Ableger der kommunistischen
Hamburger Volkszeitung scharf kritisiert wurde: „Nur die schamlose Ver-
räterei an der Sache des Proletariats, die sich die SPD-Presse leistet, bringt
es fertig, diese noch in großen Berichten zu verherrlichen. In der Nordost-
seehalle sprach der Doktor Gülich. Bezeichnend für diesen Mann war, wie
überhaupt für einen bestimmten Teil der Beteiligten an dem Verfassungs-
rummel, das offensichtliche Ausweichen vor dem Bekenntnis zur Repub-
lik."22 Hier zeigte sich schon die deutliche Distanz zwischen KPD und
SPD, die schließlich in dem Vorwurf der KPD gegenüber der SPD gipfelte,
die Sozialdemokraten seien Sozialfaschisten. Doch schon 1929 hielten die

Kommunisten der SPD vor, sich der Arbeiterorganisationen (Gesang- und
Sportvereine) als schmückendes Beiwerk für total verbürgerlichte Veran-
staltungen zu bedienen. Und so konnte sich die Zeitung nicht enthalten,
darauf hinzuweisen, dass der Besuch bei der Feier im Gewerkschaftshaus

am geringsten war.

Aber auch vom Land kamen Vorwürfe. Das Segeberger Kreis- und Ta-
geblatt enthielt einen langen Leserbrief „aus landwirtschaftlichen Kreisen
der Provinz Schleswig-Holstein". Darin nahmen die Landwirte Bezug auf
den Art. 164 der Weimarer Reichsverfassung: „Der selbständige Mittel-
stand in Landwirtschaft, Gewerbe und Handel ist in Gesetzgebung und
Verwaltung zu fördern und gegen Überlastung und Aufsaugung zu schüt-

20 Offenbar hatte der Oberpräsident diesen Bericht in Auftrag gegeben. Merkwürdig
ist allerdings, dass weder Absender noch Briefkopf und Datum erwähnt werden.
Die Unterschrift (unleserlich) ist handschriftlich. LASH, Abt. 301, Nr. 3495.

21 Gülich wurde später Leiter der Bibliothek, die in den letzten Kriegsmonaten nach
Ratzeburg ausgelagert worden war. Dorthin umgezogen trat er in die SPD ein,
wurde Landrat und 1949 bei der ersten Wahl in den Bundestag gewählt.

22 Norddeutsche Zeitung vom 16. 8.1929.
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Aufruf

jnt Seilnoöme on öen nllBfmeinen StrfflffDiiotfeiern

Sonnabenb, ben 10. nnb Sonntag, ben 11. üugufit 1929.

Verlauf bet fteier.

Sonnabenb, ben 10. Buguft, abenb« 8 Ufjr (20 U$t):

„Stunbe bet 3uflntb', beranftaltet bom CrtSauJjdjufi füt
3ugenbpfiege in bet Ilatberfttätfaula.

Sonntag, ben 11. Äuguft

morgen« 7 U$t: Beden.

II 1/« — 12 1/« Utjr: $(a|mu|H (Wilitär» unb gibibftapeHen) auf bem Blücher»
plaj, im SdjloBgarten, im $>ofjenjot!ernparf unb auf bem
Binetaplafc.

I 1/« (13*/i) Utjr: Saalfeiern im S^Iofjbof, in bem ®eroerffdjaft4t)au3 nnb
in bet Seutfcfjen Sacfjt (Ordjefleroorträge, Steboorträge
Don (Thören bei Sängerbunbe« 8torbmarf unb oom ffieter
SRönnenbot bon 1883, Änfpradje, Oefang bei Deuti^tanb«

. . liebe« 1. unb 3. Str). Stebner: im StfjloBÖof: llniorrfttät«»

.Srofefior 8)t. Brtggemann; im ®ewerfi<$aft«ljau«:
llnioerfität«»^Jrofeffot ®t. $et)be; in bet T)eutfd?en
Baty: Direktor bet Uttioetfttät««Bib[iotbef 3)r. Bebet.

9ladj Hbftyufj bet feiern Mbnwtftb bet Berfammlungen jum Sßrof.
$eter«:$laf neben bet SJorboftfeebaHe. Bnf biefem Blafc flnben fportlity

Beranftaltungen Don bet Tieiitfcben Inrnetidjaft, bet freien Stirn» unb Spott»
beteinigung an bet Äieler götbe unb mra Spulen ftatt.

SbenM bei einbrecfcenber Dunkelheit geuerwer! auf bem ftieler $afen tu
bet 97äbe btt SeHeouebrüde nnb Sdjeumerferipiele bet im $afen liegenben
Sdjtffe bet gtotte. ^lagmufif auf bem ^lafre Bor bet Belleonebrüde (SRilitär»
tapede). ¨ . •.

<tt ift oerabrebet worben, bas in ben 3&gnt unb bei ben Jeiern gähnen
nut in ben fReidjäfatben föwarj>tot>golb geführt werben fallen. Bit bitten bie
Bärgerftbaft, i^re ^äufet in ben fRenfctfarben jn fc$ntü<fen.

2tu0fdjuf{ Vieler Vereine uttb 3terbättbe.

3m Auftrage: ,
* Stabtrat 9 $ i l i p )>.

Abb. 1: Im Vorfeld der Feierlichkeiten in der Kieler Presse geschalteter Aufruf zur
Teilnahme an der Verfassungsfeier am 10.-11. August 1929.
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zen." Dieser Auftrag sei ihrer Meinung nach nicht erfüllt worden. Erinnert
sei hier nur an die zahlreichen Zwangsversteigerungen von landwirtschaft-
lichen Betrieben Ende der 1920er Jahre.23

Ähnliches ließe sich auch über die in Folge der Inflation rapide sinken-
de Liquidität des gewerblichen Mittelstandes sagen. Deshalb schlossen die
Schreiber auch mit einer massiven Forderung: „Staatsmänner, die in der
Seele ihrer Staatsbürger zu lesen verstehen, müssen rechtzeitig geeignete
Maßnahmen ergreifen. Soll der Landwirt die in Weimar gegebene Verfas-
sung lieben lernen, so muß er zunächst in den Genuß dieser Verfassung
gemäß Artikel 164 treten können. Die ihm zugesicherten Rechte müssen
zur Durchführung gebracht und nicht zur inhaltlosen Phrase degradiert
werden. Gelingt dies Werk, dann besteht die Möglichkeit, daß des deut-
schen treuester Berufsstand bei künftigen Verfassungsfeiern sich nicht in
dem gleichen Maße ablehnend verhalten wird, wie es anlässlich des
10jährigen Gedenktages geschah. Aber auch nur dann! Leidenschaftslos
möge sich diese nüchterne Erkenntnis durchringen."24 Dass in der Land-
wirtschaft kaum republikanisch und demokratisch gedacht wurde, ver-
wundert nicht. War sie es doch, die sich im Kaiserreich mit dem gebets-
mühlenartig wiederholten Slogan vom ersten Berufsstand im Staat Sonder-
rechte erkämpfte, die schließlich im Schutzzollgesetz von 1903 gipfelten.

Das zehnjährige Bestehen der Verfassung wurde auch im Lauenburgi-
schen mit zwei größeren Versammlungen in Ratzeburg und Lauenburg ge-
feiert. Genauso wie in Kiel hatte der Landrat in Ratzeburg ein Sportfest or-

ganisiert. Es fanden Platzkonzerte statt, und so konnte die Bevölkerung an
den Veranstaltungen auch teilhaben. Die Kommunisten kritisierten sowohl
das Sportfest, für das verschiedene Vereine ihrer Meinung nach nur instru-
mentalisiert wurden, wie auch die musikalische Begleitung, bei der zu viel

„preußische" Marschmusik oder klassische Musik gespielt wurde, welche
nach Meinung der Zeitung die große Menge der Bevölkerung nicht an-
sprach.

Abb. 2 u. 3 (folgende Seiten): Programm der Verfassungsfeiern am 11. August
1929 in Ratzeburg nach Anküngigung in der lokalen Presse.

23 Auch literarisch und filmisch verarbeitet in dem Buch von Hans Fallada: Bauern,
Bonzen, Bomben.

24 „Nachklänge zur Verfassungsfeier. Landwirtschaft und Reichsverfassungsfeier."
Segeberger Kreis- und Tagblatt vom 26. 8. 1929.
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FEIER

DES IO. JAHRESTAGES DER REICHS ¬

VERFASSUNG AM 11. AUGUST 1929.

Festfolge.

i.

0. Xicolai.

R. Wagnor.

-Wo gen Himmel Eichen ragen"3

4. Festrede: Landrat Dr. Voigt.

Gemeinsames Lied:

Deutschland. Deutschland über Alles

H. Claudius.5. -Wenn wir schreiten Seit an Seit

W A.Mozart
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6. I.Satr (^dagio-Allegro spirituoso)
aus der C-Dur Symphonie Nr.36

1. Ouverture zu -Dio Templerin
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Vortrag des Männergesangvereins .Freie Sänger
in Ratzeburg.

Ratzeburger Liedertafel.
Sängcrchor Feierabend, St.Geqrgsberg.

11 Uhr 15: Feier im grossen Saale des Hotels „Fürst Bismarck'
in Ratzeburg.

2. Gebet aus -Riehzi

— Strophe 1 2 und 3 -
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O. Schairer
H. Heinrichs.

Vortrag der vereinigten Männergesangvereine
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1 Soldatcnblut. Marsch F v Blnn.

£ I Bataillon Garde Xrmccmarsch Nr. 7.

3 Nach dem Marsfelde. Marsch F Kühn«.

4. Dmauwo ibclien. Walzer J Strauws.

5 Unter dem S1eger-banner. Marsch Fr v Blnn

t> Alter Heldengeist, Marsch H Wittges

7. Itarner oder nimmer. Walzer E. Waldteufel.

8 Mussinan-Marsch W Carl

<) Wein, Weib und Gesang. Walzer J Strauss

20 Zum Städtel hinaus. Marsch G. Meissner

II.

Sportfest

Von 13 Uhr 3ß Xin. ab bis etvra 17 Uhr

Freie Tutnerschaft Ratzeburg and Lübeck.
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auf dem Exerzierplatz des Ausbildungsbataillons
Infanterieregiments 6 in Ratzeburg.

Männerturnverein Ratzeburg,
Ratzeburger Sportklub.
Sportverein Krummesse 1923,
Turnverein Gr.Berkenthin,
Turn- und Sportverein Hiendorf a St..

Oie Plätze der Gruppen 1 und 2 sind durch Tafeln
gekennzeichnet

:n
v
«
«
«
i

Während der sportlichen Veranstaltungen von 13 bis 17 Uhr

Konzert

der Kapelle des Ausbilüungsbataillons Inf.Rgt 6
in Ratzeburg

Leichtathletische Kümpfe und Spiele uusgeffihrt von

i
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Die Auswahl der Musik wurde auch 1931 in Kiel bemängelt, diesmal
auch von der SHVZ: „Mit einem Hoch auf die Republik und dem Deutsch-
landlied schloß die Rede. Das Orchester spielte dann Max Regers vaterlän-
dische Ouvertüre Op. 140, ein nicht gerade erfreuliches Werk, das in den
Jahren des Weltkrieges entstanden ist. Ein höchst künstliches Gewirke ver-
schiedenster patriotischer Lieder. Es ist wohl Geschmacksache, unser Ge-
schmack ist es nicht."25

Der Prof. Brüggemann aus dem höheren Schuldienst verwies in seiner

Rede darauf, dass der Reichspräsident von Hindenburg „in der Tradition
des alten Reiches aufgewachsen und mit Herzen gewiß auch noch vielfach
am Alten hängend" sei. Gleichzeitig warnte er: „Hoffen wir, daß er als ers-

ter Hüter der Verfassung, von schlechten Ratgebern geleitet nicht etwa
zum ersten Brecher der Verfassung werde!"26 Das waren zum ersten Mal

kritische Worte gegenüber dem Reichspräsidenten, fast schon prophetisch,
denn seit dem Bruch der Großen Koalition wurde Deutschland nur noch

von Präsidialkabinetten regiert, da keine parlamentarische Mehrheiten für
eine Regierungskoalition zustande kamen.

Für die Verfassungsfeiem des Jahres 1931 gab die preußische Staatsre-
gierung erneut einen Runderlass heraus. Neben der Anordnung, die öf-

fentlichen Gebäude zu beflaggen, wurde auch angeraten, „für eine mög-
lichst volkstümliche Feier des Verfassungstages Sorge zu tragen. Hierfür
kommen insbesondere auch Spiele und sportliche Veranstaltungen aller
Art in Betracht, soweit sie nicht bereits in Aussicht genommen sind."27 Es

wurde auch darauf hingewiesen, dass aufgrund der wirtschaftlichen Lage
und angesichts großer finanzieller Verluste, die am Ende sogar zur Schlie-
ßung einiger Banken führten, Sparsamkeit oberstes Gebot sei.

Ebenfalls im Juli 1931 wies das Staatsministerium darauf hin, dass sich

am 29. Juni der Todestag des Freiherrn vom Stein zum einhundertsten Ma-

le jährte. Das könne sich auch als Thema für Reden am Verfassungstag
eignen. Daraufhin meldeten sich zum ersten Mal die Nationalsozialisten in

ihrem schleswig-holsteinischen Presseorgan zur Wort: „Die schwarz-rote
Preußenregierung hat es leicht, sich mit fremden Federn zu schmücken;

die verfassungsfeiernden Behörden aber sollen nur achtgeben, daß sie
beim Vergleich mit den Taten des deutschen Staatsmannes der Freiheits-

kriege und den 'schöpferischen' des Juden Preuß nicht gegen das Repub-
likschutzgesetz verstoßen".28 War es an sich schon abstrus, den Freiherrn

vom Stein mit dem wesentlich an der Ausarbeitung der Weimarer Verfas-
sung beteiligten Hugo Preuß zu vergleichen, so ging es hier doch in erster
Linie um die wiederholte Diffamierung des Liberalen als Jude.

25 SHVZ vom 12. 8.1930.
26 Ebd.
27 SHVZ vom 2.7.1931.
28 SHTZvom9. 7.1931.
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Der Ratzeburger Bürgermeister Saalfeld versuchte anlässlich des Ver-
fassungstages von 1931, eine Parallele zur ersten Verfassung des Deutschen
Reiches von 1871 zu ziehen, wobei es aber nur um die Herausstellung des

damaligen Reichskanzlers Otto von Bismarck ging. Alle weiteren Aussagen
blieben blass und enthielten kein Bekenntnis zur republikanischen Staats-
form. Noch weitläufiger wurde es dann im darauffolgenden Jahr 1932. Po-
litische Bekenntnisse konnten nun mit dem Hinweis auf den 100. Todestag

Goethes umgangen werden. Das zog sich durch alle Reden, wobei in Rat-
zeburg der Direktor Weihmann von der Zentralstelle für Heimatdienst,
gewissermaßen der Vorläuferin der Bundeszentrale für politische Bildung,
sprach, in Kiel der Prof. Wesle und in Schleswig der Regierungspräsident
Abegg. Für alle war der Tod Goethes nicht nur der Aufhänger für ihre Re-
den, sondern sie machten seine Bedeutung für die deutsche Literatur zum
Schwerpunkt ihrer Ausführungen. Nur Abegg erinnerte zum Ende seiner
Ansprache an die gegenwärtigen Schwierigkeiten: „Mögen Reichs- und
Staatsregierungen weiter sorgen, daß die jetzige Notzeit uns nicht über-
mannt. Aber sie sollen nun unverzüglich die reinsten Persönlichkeiten und

die fähigsten Köpfe von allen Lagern aufbauender Weltanschauung aus
Arbeit, Wirtschaft, geistigen Berufen und Verwaltung zusammenberufen,
um das neue Reich zu zimmern."29 Diese Aussage konnte drei Wochen

nach dem sogenannten „Preußenschlag", der Notverordnung des Reichs-
präsidenten, die die preußische Regierung in einer Art Staatsstreich absetz-
te, auf vieldeutige Weise ausgedeutet werden. Welche „fähigen Köpfe"
meinte Abegg? Diejenigen, die gerade in den Reichstagwahlen die Mehr-
heit errungen hatten? Favorisierte er eine „unverzüglich neue Regierung"
mit der NSDAP? Das bleibt unklar, nur hatte auch er nach vielen Jahren als

schleswig-holsteinischer Regierungspräsident kein Wort zur Stützung der
Republik und ihrer Verfassung geäußert.

4. Fazit

„Demokratie stiftet keine Identität".30 Diese eigentlich auf die Situation des

21. Jahrhunderts bezogene Aussage kann, wie oben gezeigt wurde, auch
für das 20. Jahrhundert gelten. Am gleichen Tag, dem 9. November 1918,
wurde die Abdankung des Kaisers angekündigt und die Republik ausge-
rufen. Als ehemalige Reichsfeinde diffamiert, stellten sich die Sozialdemo-
kraten in Fortführung der Friedenskoalition als einzige Partei zur Verfü-
gung, um Verantwortung zu übernehmen. Die Verantwortlichen am Aus-
bruch des Ersten Weltkrieges entzogen sich dagegen für geraume Zeit der

29 LASH, Abt. 301, Nr. 3495.
30 Überschrift eines Interviews mit dem amerikanischen Historiker Francis Fukuyama

in: DIE ZEIT vom 17. 3. 2016.
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Öffentlichkeit. Die ersten Wahlergebnisse waren für die Sozialdemokraten
enttäuschend und brachten nicht die erhoffte absolute Mehrheit. Dabei

wurde die Verfassung hingenommen, doch die Debatte darum war schon

überlagert worden vor den im Vordergrund der Diskussion stehenden

Auseinandersetzungen über die Bestimmungen des Versailler Vertrages.
Als dann der Tag der Verabschiedung der Verfassung, der 11. August,

zum Feiertag erklärt wurde, um republikanisch-demokratische Identität zu

schaffen und zu stärken, bestand dafür in der Bevölkerung kaum Ver-
ständnis und Unterstützung. Gerade auf dem Lande versuchten viele Ge-
meindevorsteher, die schon im Kaiserreich dieses Amt bekleidet hatten,

sich den Anordnungen zum Hissen der neuen Reichsflagge zu widerset-
zen. Typisch war die Bezeichnung der Verfassungsfeiern in den Städten als

„Beamtenfeiem". Das war nichts anderes als eine Schmähung der Repub-
lik, doch die Beamten konnten sich nicht so einfach zurückziehen, wie

zahlreiche Beispiele gezeigt haben. Der Kampf der „alten Eliten" gegen die
Republik und ihre Zeichen setzte sich beständig fort. Von daher war es
dann auch verständlich, dass 1932 zum letzten Mal der „Tag der Verfas-
sung" gefeiert wurde, doch die Inhalte der Reden wiesen bereits im Jahr

zuvor auf ein großes Manko der Republik hin: Nur wenige bekannten sich
zu ihr und vertraten sie offensiv, wie sich z. B. in der großen Zurückhal-
tung der Feiern hinter geschlossenen Türen zeigte. Nur die Reichshaupt-
stadt machte eine kleine Ausnahme, was auf dem Lande und in den kleine-

ren Städten als Alibi dafür angesehen wurde, dass dort nichts zum „Tag

der Verfassung" zu geschehen brauche. Der Verfassungstag sollte, wenn
überhaupt, in den Städten, nicht aber auf dem Lande begangen werden,
denn dort spielte nach Ansicht v. a. der Konservativen die Verfassung nicht
so eine große Rolle wie in der Reichshauptstadt.
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Die landwirtschaftliche Siedlung

in Schleswig-Holstein 1933-1939

Ernst Momsen und die Siedlungsabteilung

des Reichsnährstands in Kiel

Von Ingwer Ernst Momsen

Einleitung

Die bäuerliche oder landwirtschaftliche Siedlung hatte in Deutschland in
drei Zeitperioden eine große Bedeutung: in der Zeit der Weimarer Repu-
blik (1919-1932), während der Herrschaft des Nationalsozialismus (1933-

1945) und in den ersten Jahren der Bundesrepublik Deutschland (ca. 1946-
1960). Da die politischen Vorzeichen des Siedelns in den drei Perioden ver-

schieden waren, sollte jede Periode selbständig erforscht werden. Für die
Siedlung nach 1945 ist der Anfang gemacht. 1 Ich wähle in diesem Aufsatz
die NS-Zeit, und zwar die Zeit von Hitlers Ernennung zum Reichskanzler
(30. 1. 1933) bis zum Beginn des Zweiten Weltkriegs (1. 9. 1939). Mein be-
sonderes Interesse gilt drei Fragen: erstens dem rechtlichen Rahmen und
praktischen Verfahren des Siedelns, zweitens den politischen Vorgaben
durch die Regierung und die Partei und drittens der Tätigkeit meines Va-
ters Emst Momsen, des Leiters der Siedlungsabteilung des Reichsnähr-
stands. Er starb 1939, als ich zwei Jahre alt war.

Die Erforschung des Themas wird erschwert durch eine denkbar
schlechte Quellenlage. Die Akten des Reichsnährstands sind auf der Pro-
vinzebene (Landesarchiv Schleswig-Holstein) und auch auf der Reichsebe-
ne (Bundesarchiv) nur bruchstückhaft überliefert. Namentlich fehlen alle

Akten der Siedlungsabteilung. Da Ernst Momsens privater Nachlass
kriegsbedingt verlorenging, gewinnen seine Veröffentlichungen und seine
privaten Briefe an Aussagewert. Mit ihrer Hilfe lassen sich sein dienstliches
Handeln und sein menschliches Verhalten teilweise rekonstruieren.

1 Volquardsen, Zur Agrarreform in Schleswig-Holstein nach 1945.

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 142
Husum Druck 2017
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Auf die Jahresberichte (mit Siedlerstatistik), die Momsen im Wochen-

blatt der Landesbauernschaft Schleswig-Holstein veröffentlichte, hat sich
schon K.-J. Lorenzen-Schmidt gestützt, als er in seiner Darstellung der
Landwirtschaft 1933-1945 die bäuerliche Siedlung beschrieb.2 N. Cramer
nennt in seinem populären Buch über die schleswig-holsteinische Land-
wirtschaft während der NS-Zeit die gleichen Zahlen wie Lorenzen-
Schmidt, allerdings ohne Quellenangabe. 3 Von den Darstellungen, welche
die landwirtschaftliche Siedlung im ganzen Deutschen Reich beschreiben,
ist die Dissertation des Geographen J. G. Smit hervorzuheben, weil er zwei
schleswig-holsteinische Siedlungen als Fallstudien gewählt hat.4

1. Ausgangslage: Die landwirtschaftliche Siedlung 1919-1932

Zu den Gesetzen, mit denen die deutsche Nationalversammlung 1919 in
Weimar das neue, das demokratische Deutschland schaffen wollte, gehörte
das Reichssiedlungsgesetz vom 11. 8. 1919.5 Das Ziel des Gesetzes war die
Beschaffung von landwirtschaftlichem Siedlungsland, um in Gegenden mit
Großgrundbesitz eine Mischung von größerem, mittlerem und kleinerem
Besitz einzuleiten. Zu diesem Zweck bestimmte das Gesetz, dass die Besit-

zer großer Güter in Preußen und in den anderen Ländern, die zum Deut-

schen Reich gehörten, gegen Entschädigung ein Drittel ihres Landbesitzes
zur Besiedlung mit Bauernstellen hergeben sollten. Der Staat gab Land, das
ihm gehörte (Domänen, Moore und Heiden, Deichvorland), dazu.

Ein Siedlungsverfahren konnte entweder von einer öffentlich-rechtli-

chen Siedlungsgesellschaft oder einem privaten Siedlungsuntemehmen
durchgeführt werden (Landerwerb, Zwischenfinanzierung, Einteilungs-
plan, Bauten, Siedlerauswahl). Die hoheitlichen Akte waren Aufgabe der
Landeskulturverwaltung (Vermessung, Bodenwert, kommunale Einrich-

tungen, Grundbuchberichtigung). Eine flankierende Rolle spielte die Ge-
sellschaft zur Förderung der inneren Kolonisation, der Wissenschaftler,

Ministerialbeamte und Siedlungsträger angehörten. Sie richtete 1926 eine

Vermittlungsstelle ein, die spätere Reichsstelle für Siedlerberatung, welche
den Siedlungsinteressenten die Bedingungen für den Erwerb einer Siedler-
stelle erklärte und ihnen die aktuellen Siedlungsvorhaben nachwies.

Wer eine Siedlerstelle erwerben wollte, musste zwei Bedingungen erfül-
len: Er musste beruflich qualifiziert sein und mindestens zehn Prozent der

Kaufsumme sowie das Betriebsinventar mitbringen. Das übrige Kaufgeld

2 Lorenzen-Schmidt, Landwirtschaftspolitik und landwirtschaftliche Entwicklung, S.
291 u. S. 303.

3 Cramer, Erbhof und Reichsnährstand, S. 169, S. 180 u. S. 182.
4 Smit, Neubildung deutschen Bauerntums, S. 195-315.
5 Haack, Das Reichssiedlungsgesetz, S. 1-15.
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konnte von einer Rentenbank geliehen und langfristig zurückgezahlt wer-
den. Als Siedler kamen nachgeborene Bauernsöhne, strebsame Landarbei-
ter und bisherige Pächter in Betracht. Außerdem waren die Gutsarbeiter,
die durch ein Siedlungsvorhaben ihre Arbeit verloren, zu berücksichtigen.

Im Mittelpunkt des Siedlungsprogramms stand die bäuerliche Neusied-
lung. Neben ihr war die sogenannte Anliegersiedlung vorgesehen, um be-
stehende Kleinbetriebe durch eine Landzulage auf eine volle Größe (Acker-
nahrung) zu bringen. Das Ziel beider Siedlungsarten war der bäuerliche
Familienbetrieb, der ohne fremde Hilfskräfte auskam.

Im ganzen Deutschen Reich wurden von 1919 bis 1932 rund 930.000
Hektar (ha) Land durch Siedlungsträger für Siedlungszwecke erworben.
Hiervon lagen 790.000 ha in Preußen, aber nur 140.000 ha in den übrigen
Ländern. Das meiste Land wurde in den preußischen Provinzen Branden-
burg, Schlesien, Pommern und Ostpreußen und in den Ländern Mecklen-
burg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz und Bayern bereitgestellt, das we-
nigste in Westdeutschland. Das hatte einen doppelten Grund. Der Westen
Deutschlands war dicht besiedelt, gleichzeitig herrschte hier landwirt-
schaftlicher Kleinbesitz. Demgegenüber war Ostdeutschland - damit ist in
diesem Aufsatz immer der ganze Raum östlich der Elbe gemeint - dünn
bevölkert, dort überwog Großgrundbesitz. 6

Die preußische Provinz Schleswig-Holstein nahm eine Zwischenstel-
lung zwischen Ost- und Westdeutschland ein. Während in Brandenburg,
Schlesien und Ostpreußen ein Drittel und in Mecklenburg und Pommern
sogar zwei Drittel des Landes Großgrundbesitzern gehörten, galt dies in
Schleswig-Holstein nur von einem Sechstel. Dennoch konnten Siedlungs-
träger hier von 1919 bis 1932 insgesamt 75.000 ha Siedlungsland erwerben. 7
Hier war die provinzeigene Schleswig-Holsteinische Höfebank der größte
Siedlungsträger. Neben ihr betätigten sich mehrere freie Siedlungsunter-
nehmen.8 Von 1919 bis 1923 wurden in Schleswig-Holstein jährlich zwi-
schen 2.000 und 3.000 ha Fläche besiedelt. Als die Inflation Ende 1923

überwunden war, sank die Zahl 1924 und 1925 auf die Hälfte, stieg 1926
aber wieder auf die alte Höhe, kletterte 1927 auf 6.000 und bis 1930 sogar
auf 9.000 ha. Die Zahlen der einzelnen Jahre sind im Anhang dieses Auf-
satzes tabellarisch zusammengestellt.

In der Zunahme des Siedlungslandes spiegelt sich ab 1927 die Absatz-
krise der deutschen Landwirtschaft und ab 1929 die allgemeine Finanzkri-
se (Weltwirtschaftskrise). Gutsbesitzer und Bauern, die sich übermäßig
verschuldet hatten, mussten Land verkaufen oder den Betrieb ganz aufge-
ben, um die Gläubiger befriedigen zu können. Dadurch kam unerwartet
viel Land zu günstigen Preisen auf den Markt, mit der Folge, dass die

6 Thiede, Die ländliche Siedlung im Reich, S. 147.
7 Ebd.

8 40 Jahre Landeskulturbehörden in Schleswig-Holstein, S. 22-25 u. S. 36-42.
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landwirtschaftliche Siedlung zwischen 1927 und 1932 ihre Hochphase er-
lebte.9

Die Regierungen des Reichs und der Länder reagierten ab 1930 mit ver-

schiedenen Hilfsmaßnahmen. Am 26. 9.1930 gründete die Reichsregierung
die Deutsche Siedlungsbank. 10 Am 31. 3. 1931 verabschiedete sie das „Ge-
setz über Hilfsmaßnahmen für die notleidenden Gebiete des Ostens (Ost-

hilfegesetz)" und zeitgleich ein „Gesetz zur Förderung der landwirtschaft-
lichen Siedlung".11 Um das Siedeln zu intensivieren, fasste sie die gelten-
den Bestimmungen in den „Richtlinien für die landwirtschaftliche Sied-

lung" vom 10. 11. 1931 zusammen. 12 Die Regierung Preußens hatte schon
am 29. 12. 1927 die Landesrentenbank gegründet, um die Siedlungsfinan-
zierung zu erleichtern. 13 1931 bestellte sie einen besonderen Staatskommis-

sar für die landwirtschaftliche Siedlung, der für die „Erleichterung, Be-
schleunigung und Verbilligung des Verfahrens" sorgen sollte. 14

Um Siedlungsinteressenten, die in West- und Süddeutschland vergeb-
lich auf eine Bauernstelle warteten, die Entscheidung für den Erwerb einer
Stelle in Ostdeutschland zu erleichtern, gewährte die Deutsche Reichsbahn
ab 1932 eine Ermäßigung für den Transport der Personen und des Um-
zugsgutes (23. 7. 1932). Anträge waren an die Reichsstelle für Siedlerbera-
tung in Berlin zu richten. 15 Die Zahl der Westdeutschen, die sich für eine
Siedlerstelle in Ostdeutschland entschieden, war von 1919 bis 1932 lang-
sam gestiegen. Siedler aus West- und Süddeutschland erwarben zuletzt ein
gutes Zehntel der östlich der Elbe geschaffenen Siedlerstellen. Schleswig-

Holstein nahm im Rahmen der sogenannten West-Ost-Siedlung eine Zwi-
schenstellung ein. Nicht westlich und nicht östlich, sondern eher nördlich
der Elbe gelegen, nahm es bis 1932 kleine Zahlen westdeutscher Sied-
lungsbewerber auf und ließ gleichzeitig einzelne Landeskinder nach Ost-
deutschland ziehen. 16

In Schleswig-Holstein wurden von 1919 bis 1932 insgesamt 4.743 Neu-
siedlerstellen auf einer Fläche von 63.803 ha Siedlungsland geschaffen (vgl.
die Tabelle im Anhang). Das sind umgerechnet jährlich 339 Stellen mit ei-
ner Fläche von 4.557 ha. Verglichen mit dem übrigen Deutschen Reich

wurde in Schleswig-Holstein stärker gesiedelt als im Reichsdurchschnitt.
Die Provinz Schleswig-Holstein hatte nur 4,1 Prozent der landwirtschaftli-

9 Historischer Atlas Schleswig-Holstein 1867 bis 1945, S. 73-82.
10 RGBl 1930, S. 457-458.
11 RGBl 1931, S. 117-122 u. S. 122-123.
12 Ministerialblatt 1931, Sp. 619 u. Beilage S. 1-8.
13 Haack, Das Reichssiedlungsgesetz, S. 216-229.
14 Ministerialblatt 1931, Sp. 591-595.
15 Ministerialblatt 1932, Sp. 423-428.
16 Thiede, Die ländliche Siedlungstätigkeit in Preußen, S. 89-90.



„Neubildung deutschen Bauerntums" in Schleswig-Holstein 1933-1939 163

chen Nutzfläche Deutschlands, schuf aber 8 Prozent der neuen Siedlerstel-
len.17

Die Hochkonjunktur der landwirtschaftlichen Siedlung von 1927 bis
1932 darf nicht verdecken, dass die Finanz- und Wirtschaftskrise in

Deutschland ab 1928 zu einer wachsenden Arbeitslosigkeit und Armut
führte. Dadurch verloren mehr und mehr Menschen das Vertrauen in die

Parteien der Weimarer Republik und setzten ihre Hoffnung auf das Pro-
gramm der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei (NSDAP)
und auf die Versprechungen des Parteivorsitzenden (Führers) Adolf Hit-
ler. 18

2. Die Errichtung des Reichsnährstands 1933

2.1. Die Reichsebene

Der Agrarpolitische Apparat der NSDAP hatte schon vor 1933 ein Pro-
gramm erarbeitet, wie die bäuerlichen Standesvertretungen und die staat-
liche Landwirtschaftsverwaltung nach einer Machtübernahme neu organi-
siert werden sollten. Dabei ging es nicht nur um wirtschaftspolitische, son-
dern auch um bevölkerungspolitische Ziele. Nachdem Adolf Hitler am 30.
1.1933 Reichskanzler geworden war, ernannte er den Leiter des Agrarpoli-
tischen Apparats, den Diplomlandwirt Richard Walther Darre, zum
Reichsbauernführer. Darre sollte die neue Organisation, zu der die bisheri-
gen Berufsvertretungen und Selbstverwaltungskörperschaften zusammen-
geschlossen wurden, in Hitlers Auftrag leiten. Ihm persönlich sollten Lan-
desbauernführer unterstehen, die auf der Landes- oder Provinzebene die
Landesbauernschaften führten, ihnen die Kreisbauernführer und diesen
die Ortsbauernführer.

Die Landwirtschaftskammern wurden de jure aufgelöst, um de facto
Kern der neuen berufsständischen Körperschaft „Nährstand" zu werden.
Alle land- und ernährungswirtschaftlichen Betriebe, die landwirtschaftli-
chen Genossenschaften und die neu errichteten wirtschaftlichen Zusam-

menschlüsse waren Zwangsmitglieder. Fachliche Organisationen und Insti-
tutionen wurden dem Nährstand an- oder eingegliedert. Eingliederung
bedeutete Auflösung, Angliederung das Fortbestehen unter NS-Aufsicht.
Zu den angegliederten Einrichtungen gehörte die Reichsstelle für Siedler-
beratung, der eine neue Aufgabe zugedacht war. Als Minister Alfred Hu-
genberg wegen politischer und sachlicher Differenzen mit Hitler im Juni
1933 zurücktrat, ernannte Hitler Darre auch zum Leiter des Ministeriums

17 Thiede, Die ländliche Siedlung in Schleswig-Holstein, S. 421.
18 Danker/Schwabe, Schleswig-Holstein und der Nationalsozialismus, S. 25-26.
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für Ernährung und Landwirtschaft. Als Reichsminister und Reichsbauern-
führer hatte Darre den Agrarsektor nun voll in der Hand. 19

Der erste Schritt, die Gleichschaltung der bäuerlichen Standesvertre-
tungen und die nationalsozialistische Besetzung der Landwirtschaftsver-
waltung, war bis zur Jahresmitte 1933 getan. Der zweite Schritt, der Auf-
bau der neuen zentralistischen Körperschaft, dauerte bis zum Jahresende.
Um das Mitspracherecht der Regierungen der deutschen Länder auszu-
schalten, erließ die Reichsregierung am 15. 7. 1933 das „Gesetz über die
Zuständigkeit des Reichs für die Regelung des ständischen Aufbaues der
Landwirtschaft".20 Am 13. 9. 1933 folgte das „Gesetz über den vorläufigen
Aufbau des Reichsnährstandes".21 Wie der Aufbau gedacht war, stand in
einer undatierten Verfügung des Reichsministers Darre vom September
1933 und endgültig in der „Ersten Verordnung über den vorläufigen Auf-
bau des Reichsnährstandes" vom 8.12.1933.22

Außer diesem Umbau der Organisationen wurden im Laufe des Jahres
1933 auch diejenigen Vorhaben gesetzlich verankert, die den Kern des NS-

Agrarprogramms bildeten. Mit dem Reichsnährstandsgesetz (s. o.) gekop-
pelt wurden erste „Maßnahmen zur Markt- und Preisregelung für land-
wirtschaftliche Erzeugnisse". Um den bäuerlichen Besitz zu festigen, setzte
die NS-Regierung die Hilfsmaßnahmen der Weimarer Regierung fort mit
der „Verordnung des Reichspräsidenten über den landwirtschaftlichen
Vollstreckungsschutz" vom 14. 2. 1933 und dem „Gesetz zur Regelung der
landwirtschaftlichen SchuldVerhältnisse" vom 1. 6. 1933.23 Ein besonderes

Anliegen der neuen Regierung war das Reichserbhofgesetz vom 29. 9.
1933, um die bäuerliche Erbteilung (Besitzzersplitterung) zu unterbinden. 24
Zeitgleich mit dem Gesetz über die Zuständigkeit des Reichs für die
Landwirtschaftsverwaltung erließ die Regierung am 14. 7. 1933 das „Ge-

setz über die Neubildung deutschen Bauerntums", mit welchem sie politi-
schen Einfluss auf die landwirtschaftliche Siedlung erlangen wollte.25

Bis Dezember 1933 waren alle Vorbereitungen getroffen, so dass die
neue Körperschaft unter dem Namen „Reichsnährstand" zum 1. Januar
1934 ihre Arbeit aufnehmen konnte. Behördenleiter auf der Reichsebene

war der Reichsbauernführer, Leiter auf der Landes- oder Provinzebene
wurden die Landesbauernführer. Der Reichsnährstand hatte auf der

Reichs- und auf der Provinzebene ein Stabsamt und ein Verwaltungsamt.

19 Thyssen, Bauer und Standesvertretung, S. 265-287 u. S. 410-415. - Lorenzen-
Schmidt, Landwirtschaftspolitik und landwirtschaftliche Entwicklung, S. 280-283.

20 RGBl 1933, S. 495.
21 RGBl 1933, S. 626-627.
22 Gesetze und Erlasse, 1 (1933), S. 75-76. - RGBl 1933, S. 1060-1061.
23 RGBl 1933, S. 63. - RGBl 1933, S. 331-344.
24 RGBl 1933, S. 685-692.
25 RGBl 1933, S. 517-518.
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Das Verwaltungsamt bestand aus einer allgemeinen Abteilung (Personal,
Finanzen, Öffentlichkeitsarbeit) und vier Hauptabteilungen, die ihrerseits
aus mehreren Fachabteilungen bestanden. Die Hauptabteilungen hießen:

I. Der Bauer
II. Der Hof

III. Die landwirtschaftlichen Genossenschaften

IV. Landhandel, Lebensmittelhandwerk und -Industrie

Die Hauptabteilung I war geschaffen worden, um die Aufgaben der
aufgelösten Bauernvereine zu übernehmen und die ganze ländliche Bevöl-
kerung zu betreuen. Die Aufgaben der bisherigen Landwirtschaftskam-
mern wurden in der Hauptabteilung II weitergeführt. Die Hauptabteilun-
gen III und IV sollten ganz neue Aufgaben wahrnehmen, nämlich den bis-
her freien Agrarmarkt staatlich lenken (Marktregulierung).26 Das Haupt-
ziel der nationalsozialistischen Agrarpolitik war die maximale Steigerung
der landwirtschaftlichen Produktion, um die Ernährung der deutschen Be-
völkerung sicherzustellen.

2.2. Die Provinzebene

Wie sah der für die Provinz Schleswig-Holstein und das Land Hamburg
zuständige Reichsnährstand in Kiel aus? Der Aufbau war ein vereinfachtes
Abbild der Berliner Zentrale. Lorenzen-Schmidt hat ihn genauer beschrie-
ben und auch ein Schaubild des organisatorischen Aufbaus gezeichnet.27
Reichsbauernführer Darre hatte den gelernten Landwirt Wilhelm Struve
(Jahrgang 1901) zum Landesbauernführer und den Bauern Martin Matthie-
ssen (Jahrgang 1901) zum Landesobmann der Landesbauemschaft Schles-
wig-Holstein ernannt. Struve sollte auch die Behörde Reichsnährstand lei-
ten, Matthiessen sein Stellvertreter sein.28

Beide Männer waren gebürtige Schleswig-Holsteiner und frühe Natio-
nalsozialisten. Struve war 1925 für ein halbes Jahr und 1927 endgültig der
NSDAP beigetreten, später Ortsgruppenleiter und 1930 Kreisleiter der
NSDAP in seinem Heimatkreis Steinburg geworden. Auf Landesebene war
er Gaufachberater der NSDAP und bei der Gleichschaltung des bäuerli-
chen Berufsstandes 1933 Vorsitzender der landwirtschaftlichen Führerge-
meinschaft. Matthiessen war 1928 in die NSDAP eingetreten, Ortsgruppen-
leiter und 1929 Kreisleiter seines Heimatkreises Süderdithmarschen ge-

' 26 Die Hauptabteilungen III und IV wurden im Februar 1935 zu einer Hauptabteilung
III „Der Markt" zusammengelegt. Verkündungsblatt 1935, S. 70-71.

27 Lorenzen-Schmidt, Landwirtschaftspolitik und landwirtschaftliche Entwicklung, S.
282.

28 Gesetze und Erlasse, 1 (1933), S. 77. - Thyssen, Bauer und Standesvertretung, S. 296-
297. - Lehmann, Kreisleiter der NSDAP, S. 145.
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worden.29 Seit 1931 arbeitete Matthiessen auf der Gauebene im Agrarpoli-
tischen Apparat der NSDAP mit. Er war also ein partei- und agrarpolitisch
anerkannter Mann, als Hinrich Lohse, der NSDAP-Gauleiter und neue

Oberpräsident der Provinz Schleswig-Holstein, ihn am 11. 5. 1933 als
Staatskommissar mit der Leitung der Landwirtschaftskammer der Provinz

Schleswig-Holstein in Kiel beauftragte. 30 Nach der Überleitung der Kam-
mer in den Reichsnährstand wurde er der Leiter der Hauptabteilung II, zu-
sätzlich Leiter des ganzen Verwaltungsamts und Stellvertreter Struves.
Damit war er praktisch der mächtigste Mann im Reichsnährstand. 31

Der Reichsnährstand in Kiel übernahm das Personal der bisherigen
Landwirtschaftskammer, soweit es als politisch zuverlässig galt, und auch
das Dienstgebäude der Kammer an der Holstenstraße 106-108 mit dem Sei-

tenflügel am Ziegelteich 10. Das Personal für die drei neuen Hauptabtei-
lungen musste dagegen noch gefunden werden. Matthiessen hat in seinen

1980 veröffentlichten Lebenserinnerungen die Personalsuche beschrieben:

„Die Rezession hatte es mit sich gebracht, daß eine große Zahl von Dip-
lomlandwirten und Juristen stellungslos geworden war. Wir hatten da-

durch ein reichhaltiges Reservoir an Verwaltungsfachleuten und jungen
akademischen Kräften zur Verfügung, so daß der Aufbau sehr zügig vo-
rangehen konnte."32 Mit der Verwendung des Wortes „wir" deutet Mat-

thiessen an, dass die Stellenbesetzung kollegial vorgenommen wurde.
Gemeint sind vermutlich Landesbauernführer Struve, Matthiessen als Lei-
ter des Verwaltungsamts und Hobeck als Leiter des Stabsamts.

Wie das Ergebnis aussah, lässt sich dem Geschäftsverteilungsplan des
Reichsnährstands Kiel vom 23. 2. 1934 entnehmen. 33 Als Beispiel sei die
Hauptabteilung I beschrieben, da sie - mit der Abteilung I F - im Mittel-

punkt des Aufsatzes steht. Leiter der Hauptabteilung I war der bisherige
Vorsitzende des Land- und Bauernbundes in Schleswig-Holstein, Max
Tönnsen, geworden. Er wurde allerdings schon 1934 durch den Bauern
Wilhelm Mannitz ersetzt. Ebenso erging es dem ersten Stabsleiter der
Hauptabteilung, dem bisherigen Geschäftsführer des Land- und Bauern-

bundes Scheel. Die Hauptabteilung I bestand aus sieben Abteilungen.

Abteilung
IA Verwaltung
I B Der Mann
I C Die Frau

ID Landjugend

Leiter

Fischer
Bütow

Gräfin v. Bülow
Clausen

29 Lehmann, Kreisleiter der NSDAP, S. 79 u. S. 145.
30 Matthiessen, Erinnerungen, S. 7, S. 74, S. 92, S. 137 u. S. 198.
31 Thyssen, Bauer und Standesvertretung, S. 413.
32 Matthiessen, Erinnerungen, S. 215.
33 LASH, Abt. 380, S. 262 II.
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Das „Gesetz über die Neubildung deutschen Bauerntums", durch das
die Regierung am 14. 7. 1933 die landwirtschaftliche Siedlung zur Aufgabe
des Reichs gemacht hatte, bestand nur aus zwei Paragraphen. Erst Reichs-
minister Darres Erlass „Einschaltung der Landesbauernführer in das Ver-
fahren zur Neubildung deutschen Bauerntums" vom 25. 11. 1933 lieferte
die Ausführungsbestimmungen. Dieser Erlass gab dem Landesbauernfüh-
rer das Mitspracherecht in den Grundsatzfragen des Siedlungswesens und
den Kreisbauernführern das gleiche Recht in allen Einzelfragen. Dadurch
wurde der Reichsnährstand zum dritten Akteur im Siedlungsverfahren,
neben dem Siedlungsunternehmen (Siedlungsträger) und dem Kulturamt
(Siedlungsbehörde).34 Eine Schlüsselaufgabe, die gemäß Reichssiedlungs-
gesetz bisher Sache der Siedlungsunternehmen gewesen war, wurde dem
Reichsnährstand voll übertragen: die Auswahl der Siedlungsbewerber. Da-
zu erließ Darre am 18. 1.1934 besondere „Richtlinien für die Auswahl und

Vermittlung neuer Bauern".35 In der Hauptabteilung I des Reichsnähr-
stands wurde die Abteilung I F eingerichtet. Ihre Aufgabe sollte das Sied-
lungswesen und speziell die Siedlerauswahl sein. Die zweite Aufgabe, die
Vermittlung und Ansetzung der Siedler, verlangte die Zusammenarbeit
des Reichsnährstands mit den beiden anderen Akteuren.

Die Auswahl der Siedler sollte jetzt nicht mehr, wie bisher, nur unter

wirtschaftlichen Gesichtspunkten getroffen werden, sondern auch unter
medizinischen, rassischen und politischen. Denn die bäuerliche Bevölke-
rung galt in der NS-Ideologie als das Fundament des deutschen Volkes.36
Wenn man die Bevölkerung Deutschlands vermehren und auf längere
Sicht einen größeren Lebensraum besiedeln wollte, musste man das land-
wirtschaftliche Siedlungsprogramm forcieren und die bäuerliche Familie
fördern. Der bisherige Begriff „landwirtschaftliche Siedlung" war seit dem
Gesetz vom 14. 7. 1933 (s. o.) durch den Begriff „Neubildung deutschen
Bauerntums" ersetzt. Mit dem Begriff waren offenbar beide Ziele gemeint:
die Errichtung neuer Bauernhöfe und die „Züchtung" erbgesunder Men-
schen.37

Der künftige Leiter der Abteilung I F im Reichsnährstand Kiel hatte die
Aufgabe, von jedem Mann, der sich um eine Neubauernstelle bewarb, eine
Vielzahl persönlicher Merkmale zu erheben und zu bewerten. Die Ent-
scheidung, ob der Bewerber geeignet war, einen neuen Bauernhof zu be-

34 Haack, Das Reichssiedlungsgesetz, S. 270-275.
35 Ebd., S. 275-278.
36 Mai, Rasse und Raum, S. 40-41.
37 Ebd., S. 58.

IE Bauernschulung
IF Siedlung
I G Rechtsberatung

Bütow
Momsen II
Witt
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wirtschaften, sollte allerdings nicht in Kiel, sondern in Berlin getroffen
werden. Sie war der früheren Reichsstelle für Siedlerberatung, die seit ih-
rer Gleichschaltung „Reichsstelle für die Auswahl deutscher Bauernsied-

ler" hieß, vorbehalten. Hierdurch sollte gesichert werden, dass die Ent-
scheidung reichseinheitlich erfolgte. Beim Reichsnährstand in Kiel wurde
formell - neben der Abteilung I F - eine „Landesstelle" für die Auswahl
deutscher Bauernsiedler eingerichtet, die der Reichsstelle in Berlin zuarbei-ten musste.

Offen blieb die Frage, wer die Aufgaben der Abteilung I F und der Lan-
desstelle übernehmen konnte. Es ist anzunehmen, dass Landesbauernfüh-

rer Struve und sein Stellvertreter Matthiessen diese Frage miteinander be-
raten haben. Matthiessen war mit dem Siedlungswesen vertraut, weil er

selbst 1929 eine Siedlerstelle erworben hatte, durch seine Mitarbeit im Ag-
rarpolitischen Apparat Darres Pläne kannte und vor 1933 das Thema der
bäuerlichen Siedlung als Parteiredner der NSDAP vertreten hatte. 38 Struve

konnte sich an einen Berufskollegen namens Emst Momsen erinnern, mit

dem er 1924/25 die Höhere Lehranstalt für praktische Landwirte in
Schleswig besucht hatte. 39 Dieser Momsen, der jetzt Siedlerberater in
Mecklenburg war, hatte sich kürzlich durch Aufsätze in Zeitschriften als

Fachmann für die Betreuung bäuerlicher Siedler bekannt gemacht. Am 10.
12. 1933 wurde der Diplomlandwirt Dr. Ernst Momsen in Kiel angestellt. 40

3. Ernst Momsens beruflicher und politischer Werdegang

Emst Momsen wurde am 20. Mai 1903 in Emmelsbüll (Nordfriesland) ge-
boren.41 Er war das jüngste der sieben Kinder des Landwirts Julius Mom-

sen. Die unsichere wirtschaftliche Lage nach dem Ersten Weltkrieg veran-
lasste ihn, die Flensburger Oberrealschule nicht, wie seine Brüder, bis zum
Abitur zu besuchen, sondern sie Ostern 1920 mit der Prima-Reife zu ver-

lassen, um sich zum praktischen Landwirt auszubilden. Er begann die
landwirtschaftliche Lehre auf dem väterlichen Hof und setzte sie auf Lehr-

höfen in Angeln, Dithmarschen und Ostholstein fort. So lernte er die Wirt-

schaftsweise in verschiedenen Landschaften Schleswig-Holsteins kennen.
Was er auch kennenlernte, war die standespolitische Einstellung seiner

Lehrherren und ihre Mitgliedschaft in einer beruflichen Standesvertretung,
dem Bund der Landwirte oder dem Schleswig-Holsteinischen Bauernver-

ein. Die vierjährige Lehrzeit mit Abschlussprüfung berechtigte ihn, die

38 Matthiessen, Erinnerungen, S. 136, S. 166 u. S. 175.
39 25 Jahre Höhere Landbauschule Schleswig, S. 15-17.
40 BArch, R 16, Nr. 13389.

41 Die biographischen Daten sind der Personalakte Emst Momsens entnommen.
BArch, R 16, Nr. 13389.
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Höhere Lehranstalt für praktische Landwirte in Schleswig zu besuchen.
Hier wurden ihm und 47 weiteren Teilnehmern in einem Jahreskurs

1924/25 die theoretischen Kenntnisse der Agrarwissenschaft vermittelt.
In der Stadt Schleswig, deren Gesellschaft damals durch Beamte und

Militärs geprägt war, lernte der 21-jährige Momsen, der bisher auf dem
Land gelebt hatte, die politischen Strömungen der Zeit kennen. Sein Vater
war national-liberal gesinnt, Mitglied der Deutschen Volkspartei und Ab-
geordneter im Provinziallandtag.42 Den Sohn scheinen alternative Organi-
sationen, welche die „Volksgemeinschaft" propagierten, stärker interessiert
zu haben. Vielleicht hat auch der Einfluss politisch aktiver Mitschüler eine
Rolle gespielt. Als Beispiel sei der Mitschüler Wilhelm Struve genannt,
dessen Vater völkisch eingestellt und ein früher Anhänger Hitlers war.43
Momsen wurde 1924 Mitglied des Jungdeutschen Ordens und 1925 Mit-
glied der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei. Aus der
NSDAP trat er Ende 1925 wieder aus, dem Jungdeutschen Orden blieb er
bis zu dessen Auflösung 1933 treu.44

Nach der mit „gut" bestandenen Prüfung trat Momsen im Herbst 1925
seine erste berufliche Stellung an, und zwar als Leiter eines bäuerlichen
Versuchsrings in Böelschuby im südlichen Angeln (Kreis Schleswig). Hier
wohnte der Junggeselle im Haushalt der verwitweten Marie Martensen in
Ekebergkrug. Er untersuchte Böden auf ihren Nährstoffgehalt, machte mit
den Versuchsringmitgliedem Feldversuche (Bodenbearbeitung, Düngung,
Sortenwahl, Pflege der Kulturpflanzen) und führte über die Versuchser-
gebnisse Buch. In seiner Freizeit nahm er am Leben der Familie Martensen
teil, befreundete sich mit Gleichaltrigen und besuchte Versammlungen der
Jungbauernschaft und des Jungdeutschen Ordens. Dieser hatte nicht nur in
Schleswig und Kappeln viele Mitglieder, sondern auch in den Dörfern, die
zwischen den beiden Städten lagen. 45 Die Jungbauernbewegung war 1922
als Tochter des Bauernvereins entstanden und hatte in Südangeln mehrere

Ortsgruppen.46
Als Momsen bewusst wurde, dass ihn die praxisnahe Tätigkeit in einem

Versuchsring nicht dauerhaft befriedigte, entschloss er sich Anfang 1928,
sie aufzugeben und das reguläre Studium der Landwirtschaft zu beginnen.
Bei diesem Entschluss hat vermutlich sein fünf Jahre älterer Bruder Chris-

tian als Vorbild gewirkt, der Landwirtschaft studiert und 1927 eine Stelle in
der Landwirtschaftskammer in Kiel gefunden hatte. Aus Momsens Briefen
geht hervor, dass ihm der Abschied von der Familie Martensen nicht leicht

42 Nachlass Julius Momsen, Aus meinem Leben, Heft 1.
43 Lehmann, Kreisleiter der NSDAP, S. 49.
44 BArch, Parteikorrespondenz, Nr. 1080026616.
45 Rietzler, Kampf in der Nordmark, S. 271-272.
46 Thyssen, Bauer und Standesvertretung, S. 360. - Heberle, Landbevölkerung, S. 147-

149. - Stoltenberg, Strömungen, S. 103-106 u. S. 178-181.
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fiel. Im Nachlass Marie Martensens sind mehr als 50 Briefe erhalten, in de-
nen er der mütterlichen Freundin über sein weiteres Leben berichtet hat. 47

In Halle holte Momsen die Reifeprüfung nach, in Bonn legte er die Vor-
diplomprüfung ab und in Berlin bestand er 1931 die Diplomprüfung und
1932 die Doktorprüfung, beide mit der Note „sehr gut". In allen Städten
war er aktives Mitglied des Jungdeutschen Ordens, an der Landwirtschaft-

lichen Hochschule Berlin auch Mitglied der studentischen Verbindung
Deutsche Akademische Gemeinschaft. Den Stoff für die betriebswirtschaft-

liche Doktorarbeit entnahm er den Unterlagen der Buchführungsstelle der
Landwirtschaftskammer für die Provinz Schleswig-Holstein.48

Als Momsen seine Ausbildung im Mai 1932 beendete, hatte die Zahl der

Arbeitslosen in Deutschland ihren höchsten Stand erreicht. Trotzdem ge-
lang es ihm, schon zum 10. 7. 1932 bei einem Siedlungsunternehmen, der
Deutschen Ansiedlungsbank (Berlin), eine Anstellung als Siedlerberater zu

finden. Denn er war ein Diplom-Landwirt mit praktischen Erfahrungen.
Momsens Aufgabe war nun, etwa 150 neue Bauern, die durch die Deutsche

Ansiedlungsbank auf vier bisherigen Gütern in Mecklenburg-Strelitz ange-
siedelt wurden, zu betreuen.49 Der Dienstort des Siedlerberaters war das

zwischen Neubrandenburg und Friedland gelegene Gut Roggenhagen,
dessen Erbin Friederike v. Dewitz das Gut an das Siedlungsuntemehmen
verkauft hatte. Die Fachaufsicht lag bei der Landwirtschaftskammer in

Neubrandenburg. Neben der wirtschaftlichen Einzelberatung stand die
Beratung kleiner Gruppen (gemeinsamer Maschinenkauf) und der ganzen
Dorfgemeinschaft (Bullen- und Eberhaltung, Genossenschaftsbildung,
Steuer- und Versicherungsfragen). Wie vielfältig die Beratungstätigkeit
war, hat Momsen in einem Aufsatz beschrieben, den die Gesellschaft zur

Förderung der inneren Kolonisation Anfang 1933 in ihrer Zeitschrift veröf-fentlichte.50

Im Herbst 1932 bestand die schleswig-holsteinische Jungbauernschaft
seit zehn Jahren. Aus diesem Grund plante Otto Clausen, der Schriftleiter

der Vereinszeitschrift „Der Jungbauer", ein Heft mit programmatischen
Artikeln. Deshalb wandte er sich an ein Dutzend Autoren, darunter Mom-

sen, den er vom gemeinsamen Besuch der Höheren Lehranstalt für prakti-
sche Landwirte in Schleswig kannte.51 Während des Weihnachtsurlaubs

schrieb Momsen einen Artikel über die landwirtschaftliche Siedlung, in
welchem er zweiten und dritten Bauernsöhnen, die angesichts der gegen-
wärtigen Krise der Landwirtschaft keine Zukunftsaussichten zu haben
meinten, Mut machte, sich um eine Siedlerstelle zu bewerben. Der Artikel

47 Nachlass Martensen, Briefe von Emst Momsen 1928-1939.

48 Momsen, Untersuchung über den Einfluss von Dauer- und Wechselweide.
49 Nachlass Martensen, Brief 25. 7.1932.

50 Momsen, Die Siedler-Beratung in Mecklenburg-Strelitz.
51 25 Jahre Höhere Landbauschule Schleswig, S. 16.
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erschien in dem Doppelheft Januar/Februar 1933, also zu der Zeit, als
Adolf Hitler Reichskanzler wurde.52

Momsen begrüßte den politischen Machtwechsel 1933. Angesichts der
Ohnmacht der bisherigen Regierung gegenüber der Wirtschaftskrise und
Massenarbeitslosigkeit scheint er dem parlamentarischen System der Wei-
marer Republik nicht nachgetrauert, sondern von der neuen Regierung ei-
ne allgemeine Besserung der Verhältnisse erhofft zu haben. In seinem Os-
terbrief an Marie Martensen drückte er es so aus: „Die Neuordnung im

Reich, was sagen Sie dazu? Ich denke, Sie begrüßen sie, so wie wir alle es
tun!"53 Anders als viele Deutsche, die im Frühjahr 1933 entweder aus

Überzeugung oder aus Opportunismus in die NSDAP eintraten, konnte
Momsen sich zu diesem Schritt nicht entschließen. Er beschrieb seine Lage

im nächsten Brief: „Sonst sitzt man hier noch einigermaßen fest und sicher,

obgleich alle Stühle und Sessel wackeln. Ich lese den Völkischen Beobach-
ter', bin aber noch nicht PG, weil mir die Sache zur Zeit zu sehr nach Pos-

ten-Jägerei aussieht."54 Im Zuge der Gleichschaltung der landwirtschaftli-
chen Organisationen wurde er am 1. 6. 1933 Angestellter der neu geschaf-
fenen Landesbauernschaft Mecklenburg. In den nächsten Monaten konnte
er die agrarpolitischen Weichenstellungen verfolgen, die im vorigen Ab-
schnitt beschrieben worden sind. Von seinem Bruder Christian erfuhr er,
was sich in Kiel änderte.

Die Stelle eines Siedlerberaters war nur mäßig dotiert. Als Junggeselle
konnte Momsen von dem Gehalt leben, aber er konnte damit keine Familie

gründen. Daher hielt er nach einer besser bezahlten Stelle Ausschau, seit er
sich im Sommer 1933 mit der angehenden Haushaltungslehrerin Elisabeth
Lensch verlobt hatte. Die gebürtige Schleswig-Holsteinerin war 1932 von
der Frauenschule Luisenhof (Bärwalde) zu ihm gekommen, um Informati-

onen für ihre Abschlussarbeit über die „Aufgaben der Siedlerfrau" zu
sammeln. Als er Marie Martensen von seiner Verlobung berichtete,
schränkte er die frohe Nachricht durch den Zusatz ein, „daß an eine Heirat

aus finanziellen Gründen nicht zu denken ist. Ich schlage mich als Jungge-

selle gut durch, habe aber nie etwas übrig. Man muß abwarten!" Momsens
Wunschtraum war eine feste Stelle in Schleswig-Holstein, am liebsten in
der Landwirtschaftskammer in Kiel.55

Momsen war nicht in die NSDAP eingetreten. Um aber seine Chancen

bei Bewerbungen zu verbessern, wurde er am 1. 11. 1933 Mitglied der Par-
teigliederung SA. Der nächste Brief an Marie Martensen lässt erkennen,
dass er aus dem Wunsch, eine Familie gründen zu können, zu dieser Zeit
verschiedene Berufsmöglichkeiten erwog, sogar die Möglichkeit, selber ei-

52 Momsen, Bauerntum und Siedlung.
53 Nachlass Martensen, Brief 15. 4.1933.
54 Nachlass Martensen, Brief 1. 6.1933.
55 Nachlass Martensen, Brief 25. 7.1933.
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ne Siedlerstelle zu erwerben: „Die Siedelei wird nächstes Jahr voll losge-
hen, in diesem Jahre hatten wir noch die Hugenberg-Krankheit. Mit der
Zeit hoffe ich ja auch mal auf eine andere Stellung, vielleicht stürze ich
mich hundertprozentig in die Praxis und übernehme eine Siedlerstelle,
oder wir teilen zu Hause den Hof. Das steht aber noch alles in den Sternen

... Ich bin nun auch glücklich SA geworden: Motorsturm. Man hat schon

viel zu lange gezögert aus Anhänglichkeit an den nun ganz verschwunde-
nen Jungdeutschen Orden."56

Wie sich der Besitzer eines Motorrads in dem abgelegenen Dorf Rog-
genhagen nach einem Monat SA-Mitgliedschaft fühlte, klang so: „Ich bin
jetzt SA, Motorsturm. Es macht mir Freude, aber diese langen Wege hin
und zurück, oh!" Im selben Brief findet sich die Ankündigung: „Vielleicht
besteht Aussicht, daß ich nochmals wieder nach Kiel überwiesen werde, es

muß sich bald entscheiden - in ähnlicher Eigenschaft wie hier."57 Zum 10.
12. 1933 wurde der nun 30-jährige Momsen von der Landesbauernschaft
Mecklenburg zur Landesbauernschaft Schleswig-Holstein versetzt.58

4. Die Auswahl der Siedlungsbewerber

Ernst Momsen war nun Leiter der Abteilung I F (Siedlung) des Reichsnähr-
stands in Kiel und zusätzlich Leiter der Landesstelle Schleswig-Holstein
der Reichsstelle für die Auswahl deutscher Bauernsiedler. Da ihm außer

einer Schreibkraft kein weiteres Personal zur Verfügung stand, war er in
Wirklichkeit nicht nur der „Leiter", sondern auch der „Sachbearbeiter" der

Siedlungsabteilung. Seine Tätigkeit war Büroarbeit, die durch Dienstreisen

unterbrochen wurde. Man kann sich vorstellen, dass er im Umgang mit
Menschen geübt war, dagegen im Verwaltungshandeln unerfahren. Im

Personalverzeichnis des Reichsnährstands wurde er - zur Unterscheidung
von seinem Bruder Christian Momsen (Tierzuchtabteilung) - als Momsen
II geführt. Seine dienstliche Adresse war (1934): Reichsstelle für die Aus-

wahl deutscher Bauernsiedler, Landesstelle Schleswig-Holstein, Kiel, Zie-
gelteich 10 III.

Da die Akten der Siedlungsabteilung und der Landesstelle im Lan-
desarchiv Schleswig-Holstein nicht überliefert sind, muss man Momsens
dienstliche Tätigkeit aus anderen Quellen erschließen. Als frühestes Do-

kument findet sich in den Akten der schleswig-holsteinischen Kulturämter
ein Schreiben vom 3. 1. 1934. Darin stellte Momsen sich vor und erläuterte

56 Nachlass Martensen, Brief 9. 11. 1933. - Eine Teilung des väterlichen Hofs (80 ha),
den jetzt der ältere Bruder Heinrich Momsen bewirtschaftete, wäre mit dem Erb-
hofgesetz nicht vereinbar gewesen.

57 Nachlass Martensen, Brief 7. 12.1933.
58 BArch, R 16, Nr. 13389.
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seine Aufgabe, die ja auch für die Kulturverwaltung Änderungen brachte.
Er bat darum, ihm die Adressen der dort registrierten Siedleranwärter mit-
zuteilen, damit er sie von sich aus anschreiben könne. Er schloss mit dem

Satz: „Im übrigen bitte ich um ein vertrauensvolles Zusammenarbeiten."
Ein Nachsatz sagt, dass er sich schon mit dem Leiter der Landeskulturab-
teilung in Kiel bekanntgemacht und mit ihm nicht nur über die Auswahl,
sondern auch über die Vermittlung der Siedler gesprochen hatte: „Mit
Herrn Direktor Zitzke habe ich mich dahin verständigt, daß ein Zusam-
menarbeiten bei der Vergebung der Siedlerstellen zweckmäßig sei."59 Dass
Momsen es mit der Zusammenarbeit ernst meinte, bewies er, als er der

Landeskulturabteilung und den Kulturämtern in der zweiten Januarhälfte
jeweils ein Exemplar der neuen Formulare zur Information sandte, die er
aus Berlin erhalten hatte. Es waren vier Fragebogen, die beim Auswahlver-
fahren benutzt werden sollten, und ein Meldebogen, mit dem die Reichs-
stelle für die Auswahl deutscher Bauernsiedler dem Siedlungsträger die
wesentlichen persönlichen, wirtschaftlichen und finanziellen Angaben ei-
nes ausgewählten Stellenbewerbers mitteilen wollte.60

Um die bäuerliche Bevölkerung Schleswig-Holsteins zu informieren,
wählte Momsen die erste Ausgabe des Wochenblatts der Landesbauern-
schaft Schleswig-Holstein, die am 7. 1. 1934 veröffentlicht wurde. In einem
kurzen Artikel beschrieb er die Änderungen, die sich von 1933 auf 1934 für
Siedlungsinteressenten ergeben hatten. Für Bewerber nannte er die Adres-
se der Landesstelle in Kiel. „Diejenigen, welche sich bei den Kreisge-
schäftsstellen der Landesbauernschaft, den Kulturämtern oder der Höfe-
bank als Bewerber haben vormerken lassen, werden von diesen direkt wei-

tergegeben."61
Als der Strom der Anträge, die bei ihm eingingen, anschwoll, veröffent-

lichte er Anfang März einen zweiten, warnenden Artikel im Wochenblatt:
„Manche Ausführungen der Zeitungen in der letzten Zeit haben den Ein-
druck erweckt, als ob Land für die Siedlung reichlich zur Verfügung stün-
de und als ob man nun ohne einen Pfennig eigenes Geld eine Stelle erwer-
ben könnte. Beides trifft nicht zu!" Um Anträge, die aussichtslos waren,
abzuwehren, nannte er die Hauptbedingungen: neben den fachlichen Vo-
raussetzungen die Erbgesundheit, Kinderzahl und eigenen Geldmittel. 62

Wer sich an Momsen wandte, um zur Siedlung zugelassen zu werden,
den bat er, einen kurzgefassten Lebenslauf zu schreiben, drei Formulare
(Fragebogen) auszufüllen und sich vom Kreisgesundheitsamt einen Unter-

59 LASH, Abt. 734.2, Nr. 3438.
60 LASH, Abt. 305, Nr. 8096 u. Abt. 734.2, Nr. 3438.
61 Momsen, Für alle Siedlerbewerber. Der Artikel ist ohne Verfasserangabe veröffent-

licht.

62 Momsen, Einiges über die Siedlerauswahl.
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suchungstermin geben zu lassen.63 Um den Bewerbern das Ausfüllen der

Fragebogen, das Beibringen von Dokumenten und die Behördengänge zu
erleichtern, hat Momsen ein zweiseitiges Merkblatt verfasst. 64 Die Reichs-

stelle für die Auswahl deutscher Bauernsiedler hatte vier mehrseitige
Formblätter vorbereitet und zur Unterscheidung mit den Buchstaben A, B,
C und D versehen. Die Formulare waren bei Momsen und bei den Kreis-
bauernführern erhältlich.65

Das Formular A, der „Personalfragebogen", fragte nach den Angaben
zur Person des Bewerbers, außerdem nach Sportauszeichnungen, SA- und
SS-Mitgliedschaft, Ehrenämtern, Kriegsdienst und -auszeichnungen, ferner
nach den Lebensdaten der Kinder, Eltern und Großeltern und nach fremd-

rassigen, speziell jüdischen Vorfahren. Die Ehefrau (oder Braut) des An-

tragstellers musste einen eigenen Fragebogen ausfüllen. Als Beilagen zum
Personalfragebogen wurden Lichtbilder des Mannes und der Frau im Pro-

fil sowie ein Gruppenbild der Familie verlangt, ferner beglaubigte Kopien
der Personenstandsurkunden und beruflichen Zeugnisse.

Das Formular B, der „Wirtschaftsfragebogen", fragte nach dem Beruf,

der Ausbildung und der bisherigen Tätigkeit des Mannes und der Frau,
ferner nach dem Barvermögen und dem Haus- und Landbesitz samt le-
bendem und totem Inventar, auch nach eventuellen Schulden. Am Ende

des Wirtschaftsfragebogens konnte der Bewerber Wünsche eintragen, wie
seine künftige Siedlerstelle beschaffen sein sollte.

Wenn der Antragsteller die Fragebogen A und B ausgefüllt hatte, muss-
te er sie zwei lokalen Instanzen zur Stellungnahme übergeben. Für deren
Eintragungen war die vierte Seite des Wirtschaftsfragebogens vorgesehen.
Der Gemeinde- oder Amtsvorsteher (Ortspolizeibehörde) sollte die Rich-
tigkeit der Angaben des Antragstellers bestätigen und seinen „Leumund"

sowie seine staatsbürgerliche Zuverlässigkeit bescheinigen. Er gab die Un-
terlagen an den Kreisbauernführer weiter. Dieser wurde gefragt, ob er auf
Grund der Angaben, welche der Bewerber gemacht hatte, und seiner
Kenntnis der persönlichen Verhältnisse desselben Bedenken gegen dessen
„Bauernfähigkeit" (berufliche Qualifikation, Ehrbarkeit) habe. Nachdem
der Kreisbauernführer seine Erklärung unterschrieben hatte, schickte er

die Unterlagen an Momsen. Wenn der Kreisbauernführer den Antrag nicht
befürwortete, musste Momsen das Auswahlverfahren abbrechen, das heißt
die Bewerbung ablehnen.66

Die wichtigste Instanz, die beim Auswahlverfahren mitwirkte, war das

Gesundheitsamt. Der Amtsarzt musste den Antragsteller gründlich unter-

63 Nachlass Nielsen, Schriftwechsel mit dem Reichsnährstand Kiel 1935 betr. Neubau-
emschein.

64 LASH, Abt. 734.2, Nr. 3438.
65 LASH, Abt. 305, Nr. 8096.
66 LASH, Abt. 348 Eid., Nr. 36.
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suchen: körperlich und geistig. Die Ergebnisse waren in einen „Untersu-
chungsbogen" (Formular C) einzutragen. Ein Dutzend Fragen galt allein
der Beschreibung des körperlichen Zustands der Person. Außer dem medi-
zinischen Befund waren „rassenkundliche Angaben" über die Hautfarbe,

Augenfarbe, Haarfarbe und -form zu machen. Um seine Erbgesundheit zu
beweisen, musste der Antragsteller das Formular D, ein „Ubersichtsblatt
über Krankheiten und Leiden in der Familie", ausfüllen und dem Amtsarzt

übergeben. Die Eintragungen über die Krankheiten der Geschwister, El-
tern, Elterngeschwister und Großeltern, namentlich erkennbare Erbkrank-
heiten, beeinflussten das zusammenfassende Urteil des Arztes über die so-

genannte „Erbtüchtigkeit" der untersuchten Person. Zum Schluss musste
der Arzt die grundsätzliche Frage beantworten: „Ist Fortpflanzung im völ-
kischen Sinne wünschenswert?" Für die Ehefrau (oder Braut) des Bewer-

bers und für jedes Kind des Paares war der gleiche Untersuchungsbogen
vorgesehen. Um die Gebärfähigkeit der Frau erkennen zu können, war
nach der Beckenform und Menstruation gefragt.

Die Bilanz aller Fragen der vier Bögen ergibt, dass bestimmte Bedin-
gungen erfüllt sein mussten und dass weitere Eigenschaften möglichst po-
sitiv ausgeprägt sein mussten, wenn die Auswahlstelle dem Antrag eines
Bewerbers stattgeben sollte. Die Bedingungen waren: Alter des Mannes
mindestens 25 Jahre und der Frau mindestens 18 Jahre, verheiratet oder

wenigstens verlobt, deutsche Staatsangehörigkeit, arische Abstammung,
landwirtschaftliche Fähigkeiten, eigene Mittel: mindestens zehn Prozent
des Kaufpreises und das Inventar. Wenn der Antragsteller eine dieser For-
derungen nicht erfüllte, musste Momsen den Antrag ablehnen. Eigenschaf-
ten, deren Ausprägung zu Auf- oder Abwertungen führte, waren: gesunde
Erbanlagen, Kinder, Charaktereigenschaften, Gemeinschaftsfähigkeit, akti-
ve Mitgliedschaft in der NSDAP oder SA oder SS, militärische Verdienste,
Kriegsbeschädigung.67

Bevor Momsen sein abschließendes Gutachten schrieb, besuchte er den

Antragsteller an seinem Wohnort, um sich ein Bild von dessen Person und

Familie zu machen. Der Besuch diente auch der rassischen Begutachtung
aller Beteiligten. Dazu gehörte das Vermessen des Schädels. Da diese Auf-
gabe für den Diplomlandwirt Momsen neu war, musste er sich durch Fort-
bildung in das Gebiet einarbeiten. 68

Dann schickte Momsen alle Unterlagen und sein Gutachten nach Berlin.
Hier werteten Fachleute den Inhalt der vier Formulare aus. Auf die rasse-

biologische Prüfung folgte die gesundheitliche und die erbgesundheitliche,

danach die fachliche, wirtschaftliche, charakterliche und politische.

67 Benz, 6 Jahre Neubauemauslese, S. 10-17.
68 Ebd., S. 13 u. S. 17.
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Wenn die Entscheidung getroffen war, schickte die Reichsstelle die Un-
terlagen wieder an die Landesstelle. Die im Namen des Reichsbauernfüh-

rers ausgestellte Bescheinigung galt für den Antragsteller und seine Frau.

Sie war zwei Jahre gültig, die Geltungsdauer konnte verlängert werden.
Nun händigte Momsen dem Antragsteller den sogenannten Neubauern-

schein aus. Sein Standardschreiben lautete (1935): „In der Anlage übersen-
den wir Ihnen die Bescheinigung Ihrer Bauernfähigkeit. Den anliegenden
Auszug aus dem Fragebogen B wollen Sie dem Siedlungsträger zur Verfü-
gung stellen."69 Der erste Satz sagte, dass die Auswahl erfolgreich abge-
schlossen war. Der zweite Satz wies auf die Ansetzung als Siedler hin. Sie
wird im nächsten Abschnitt des Aufsatzes beschrieben.

Der Geschäftsverteilungsplan des Reichsnährstands Kiel vom 1. 8. 1939

lässt erkennen, was im Einzelnen zu den Aufgabengebieten „Auswahl"
und „Ansetzung" gehörte. 70

I F 2 Auswahl der Bewerber
a. Rassische Auslese

b. Ärztliche Begutachtung
c. Endbeurteilung

d. Ausstellung des Scheins

I F 3 Mitwirkung bei der Vermittlung und Ansetzung der Bewerber
a. Zuteilung der Neubauernstellen
b. Einrichtungskredite

c. Fahrt- und Frachtermäßigung
d. Siedlerberatung

e. Betreuung der Nichtangesetzten

Die Zahl der Anträge auf die Ausstellung eines Neubauernscheins war
1934 besonders hoch. Denn die NS-Propaganda hatte bei der Landbevölke-

rung große Hoffnungen erweckt. Außerdem mussten die Siedlungsinteres-
senten, die 1933 nicht zum Zuge gekommen waren, sich jetzt dem neuen

Auswahlverfahren stellen. Als Momsen am Jahresende die Anträge, die er
bearbeitet und an die Reichsstelle weitergegeben hatte, zählte, kam er auf

1246 Vorgänge. Die Reichsstelle hat 995 Neubauernscheine erteilt, dagegen
203 Anträge abgelehnt. Der Grund der Ablehnung wurde nicht mitgeteilt.
In 48 Fällen hatte die Reichsstelle die Erteilung des Scheins zurückgestellt,
weil eine Bedingung noch nicht erfüllt war, z. B. die Regelung der Schul-
den oder Geburt eines Kindes. Bei den Zahlenangaben nicht berücksichtigt
sind die Ablehnungen, die Momsen selbst aussprach, weil eine Grundbe-

69 Nachlass Nielsen, Schriftwechsel betr. Neubauernschein.
70 LASH, Abt. 380, Nr. 267.



| Jahr Erteilte Scheine Versagte Scheine j

| 1934 995 203

1935 490 149

1936 531 120

1937 336 ?

1938 246 ?
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dingung nicht erfüllt war oder weil der Kreisbauernführer das Gesuch
nicht befürwortet hatte. Im Jahr 1935 entspannte sich die Lage, so dass die
Zahl auf die Hälfte sank. Auf dieser Höhe blieb sie 1936, um ab 1937 weiter
zu sinken (Tab. 1).

Tab. 1: Erteilte und versagte Neubauernscheine in Schleswig-Holstein 1934-1938.

Quelle: Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1934-36. - Ders., Neubil-
dung 1937. - Ders., Neubildung 1938. - Momsen hat für 1937 und 1938 keine
Angaben über die Zahl der abgelehnten Anträge gemacht.

Der Rückgang der Anträge hatte einen Grund. Ab 1936 wurden immer
weniger Siedlerstellen geschaffen. Daher konnten immer weniger Bewer-
ber hoffen, in absehbarer Zeit eine Stelle zu erhalten. Diese Entwicklung
wird im nächsten Abschnitt beschrieben. Hinzu kam, dass es nach dem

Abklingen der Arbeitslosigkeit leichter wurde, einen Arbeitsplatz außer-
halb des Sektors Landwirtschaft zu finden.

Das hatte zur Folge, dass zunehmend mehr Landbewohner in die Stadt
zogen. Diese „Landflucht" musste die Verantwortlichen erschrecken. Um

sicherzustellen, dass Bauernkinder „als wertvolle Träger deutschen Bau-
ernblutes möglichst dem Lande erhalten bleiben", machte der Reichsnähr-
stand der Landjugend 1937 ein Angebot: die Erteilung einer „Vorläufigen
Bescheinigung" als Vorstufe zum Erwerb des Neubauemscheins. Die Vor-

prüfung der Jugendlichen konzentrierte sich auf die gesundheitliche, erb-
gesundheitliche und rassische Eignung. Das Prüfverfahren glich demjeni-
gen für den Neubauernschein. Über die Anträge wurde zentral entschie-
den. Wer die Prüfung bestand, sollte seine landwirtschaftliche Ausbildung
mit der Zuversicht fortsetzen können, später eine Siedlerstelle zu erhalten.
Wer sie nicht bestand, wusste damit, dass sein bisheriger Berufsplan aus-
sichtslos war. Die Jugendwarte der Kreisbauernschaften wurden aufgefor-
dert, selbst mit gutem Beispiel voranzugehen und Bewerber bis zum 1. Mai
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an Momsen zu melden. 71 Dieser hat in seinen Jahresberichten mitgeteilt,
dass 1937 erstmals 313 Jugendliche und 1938 wiederum 324 Jugendliche
die vorläufige Bescheinigung zum Neubauernschein erhielten.72

Hier ist nachzutragen, dass die Reichsstelle für die Auswahl deutscher
Bauemsiedler, die dem Reichsnährstand 1933 nur angegliedert worden
war, am 1. 4. 1935 in das Reichsverwaltungsamt, Hauptabteilung I, Abtei-
lung F eingegliedert wurde. Gleichzeitig wurde die Landesstelle in Kiel
aufgelöst und ihre Arbeit in der dortigen Abteilung I F weitergeführt.73
Momsens Dienstadresse war seitdem: Reichsnährstand, Landesbauern-

schaft Schleswig-Holstein, Verwaltungsamt, Abt. I F, Kiel, Holstenstr. 106-
108. Aus Anlass der organisatorischen Änderung rief der Leiter der
Reichsabteilung I F die Abteilungsleiter I F aller Landesbauernschaften zu
einem viertägigen Kursus nach Potsdam. Ein Schwerpunkt des Tagungs-
programms waren die rassen- und erbbiologischen Grundsätze der Sied-
lerauswahl.74 Ähnliche Fortbildungsveranstaltungen fanden jährlich statt,
immer an einem Ort, der östlich der Elbe lag. 75

Die Reichshauptabteilung I „Der Mensch" wurde 1936 von Berlin nach
Goslar verlegt. Denn die Nationalsozialisten hatten die alte Kaiserstadt
Goslar in Niedersachsen, einem vermeintlichen Kemland der Germanen,
zur „Reichsbauernstadt" erklärt. Hier veranstaltete der Reichsbauemführer

seit 1934 im November den Reichsbauemtag, dessen fachliches und politi-
sches Programm eine ganze Woche füllte. Angaben in Momsens Veröffent-
lichungen und privaten Briefen lassen erkennen, dass er regelmäßig an
beiden Veranstaltungsarten, den Fortbildungstagungen und dem Bauern-
tag, teilgenommen hat.

5. Die Siedlung und die Ansetzung der Siedler

in Schleswig-Holstein

In Schleswig-Holstein waren von 1927 bis 1932 jährlich zwischen 400 und

650 neue Bauernstellen auf 6.000 bis 9.000 ha Siedlungsland geschaffen
worden. Diese Entwicklung wurde durch die politischen Ereignisse des
Jahres 1933 jäh unterbrochen. Die Schleswig-Holsteinische Höfebank und
die freien Siedlungsunternehmen besaßen zwar einen ausreichenden
Landvorrat, aber sie konnten schwer erkennen, wie es unter der neuen Re-

71 Dienstnachrichten, 4 (1937), S. 55-56 u. S. 126.

72 Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1937, S. 848. - Ders., Neubildung
1938, S. 573.

73 Haack, Das Reichssiedlungsgesetz, S. 278-279.
74 Arbeitstagung der Abteilung I F des Reichsnährstandes. In: Neues Bauerntum, 27

(1935), S. 184-185.

75 Dienstnachrichten, 1 (1934) - 6 (1939). - Neues Bauerntum, 26 (1934) - 31 (1939).
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gierung weitergehen würde. Daher warteten sie ab und stellten in diesem
Jahr nur 200 neue Bauernhöfe auf 2.700 ha Siedlungsland fertig (vgl. die
Tab. 4 im Anhang).

Als der Reichsnährstand Anfang 1934 seine Tätigkeit aufnahm, war die
Ungewissheit beendet. Im Aufsichtsrat der Schleswig-Holsteinischen Hö-
febank (1936 umbenannt in Schleswig-Holsteinische Landgesellschaft) sa-
ßen jetzt die neuen Spitzenfunktionäre der Provinz und des Reichsnähr-
stands: Oberpräsident Lohse und Landeshauptmann Röer, Landesbauern-
führer Struve und Landesobmann Matthiessen. 76 Oberpräsident Lohse hat-
te Matthiessen außerdem zum Verbindungsmann zwischen dem Reichs-
nährstand und der zum Oberpräsidium gehörigen Landeskulturabteilung
bestellt/ 7 Damit erstreckte sich Matthiessens Einflussmöglichkeit auf alle
drei Akteure des Siedlungswesens. Als das Jahr 1934 zu Ende ging, war ei-
ne Fläche von 6.000 ha mit knapp 400 Neusiedlerstellen besiedelt. Diese
Zahl konnte 1935 auf gut 7.000 ha mit reichlich 400 Stellen gesteigert wer-
den, so dass der Stand der Jahre um 1930 wieder erreicht zu sein schien
(vgl. die Tab. im Anhang).

Welches waren seit dem Systemwechsel die Pfeiler der landwirtschaftli-
chen Siedlung oder, wie sie seit 1933 amtlich hieß, der Neubildung deut-
schen Bauerntums? Das Ziel der nationalsozialistischen Siedlungspolitik
blieb der bäuerliche Familienbetrieb. Er konnte zwischen 15 und 25 ha

groß sein und sollte eine kinderreiche Familie ernähren. Die ständige Mit-
arbeit der Bäuerin war eingeplant, die zeitweilige Hilfe durch alte Eltern
oder heranwachsende Kinder vorgesehen.

Das Siedlerhaus war entweder ein Langhaus oder ein Winkelbau. Sein
Äußeres sollte sich der traditionellen Bauweise der Bauernhäuser in der

jeweiligen Landschaft anpassen (Ziegel- oder Putzwände, Sattel- oder
Walmdach, gedeckt mit Pfannen oder Reet), das Innere aber den Erforder-
nissen der Gegenwart genügen (Fließwasser, Elektrizität). Der Wohnteil
bildete das eine Ende des Gebäudes, die Scheune das andere Ende, dazwi-

schen lag der Stall für die Tiere. Die Wohnung bestand aus Flur, Küche,
Wohn- und Schlafzimmer. Auf demjenigen Teil des Dachbodens, der über
dem Wohnteil lag, konnten nachträglich zwei Kammern ausgebaut wer-
den. Anders als der Wohnteil und der Stall war die Scheune nicht aus

Mauerwerk, sondern aus Holz gebaut. Denn es war vorgesehen, dass ein
Bauer, der erfolgreich wirtschaftete, sie nach Bedarf erweitern sollte. Dem
Siedler blieb auch überlassen, den Stall nach seiner eigenen Vorstellung
einzurichten.

Die wichtigste Frage der Neusiedlung war die Finanzierung. Der Kauf-

preis einer Stelle setzte sich aus dem Preis des Landes und den Baukosten

76 Geschäftsbericht der Schleswig-Holsteinischen Höfebank 1932-35, S. 3.
77 Matthiessen, Erinnerungen, S. 214.
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zusammen. Er durfte eine bestimmte Höhe nicht überschreiten, damit der

Kredit für den Siedler tragbar blieb. Der Käufer hatte aus eigenen Mitteln
mindestens zehn Prozent des Kaufpreises anzuzahlen. Diese Bestimmung
war aus dem Reichssiedlungsgesetz (1919) übernommen, ebenso wie die
Zusatzbestimmung, dass der Neubauer das für die Bewirtschaftung erfor-
derliche Inventar mitzubringen oder entsprechende Mittel nachzuweisen
hatte. Ein Siedler, dem die Eigenleistung schwerfiel, konnte ein Einrich-
tungsdarlehen bis zu einer Höhe von 2.000 RM in Anspruch nehmen. Das
Siedlungsunternehmen erhielt von der Deutschen Siedlungsbank einen
Zwischenkredit, um das Land zu kaufen und die Arbeiten auszuführen.

Nach der Fertigstellung wurde der Zwischenkredit durch einen Dauerkre-

dit abgelöst, den die Preußische Landesrentenbank dem Siedler gewährte.
Die Laufzeit des Kredits (Rente) war 66 ¥2 Jahre, der Zinssatz 4 Prozent.

Um dem Bauern den Beginn des Wirtschaftens zu erleichtern, brauchte er
im ersten Jahr keine Zinsen zu zahlen, im zweiten Jahr nur 1 Prozent und
im dritten Jahr 2,5 Prozent. 78

Das Ziel der Regierung war, so viele Bauernstellen wie möglich zu
schaffen. Es zeigte sich aber bald, dass die Zahl der Bewerber um eine
Siedlerstelle viel größer war, als Höfe fertiggestellt werden konnten. Daher
musste Momsen im Wochenblatt der Landesbauernschaft Anfang März
1934 bekennen: „Die Nachfrage nach Siedlerstellen ist ungemein groß und
übersteigt um das Mehrfache die Zahl der im kommenden Jahr zur Verfü-
gung stehenden Stellen. Ein großer Teil der Bewerber wird in diesem Jahre

noch nicht angesetzt werden können, selbst wenn volle Eignung vor-
liegt."79

Anfang November überblickte er den Stand der Siedlung besser und
berichtete dem Reichsverwaltungsamt in Berlin: „Im vergangenen Monat
wurden die verfügbaren Neubauernstellen an die Bewerber vergeben und
zum großen Teil bereits bezogen. Bei dem sehr starken Andrang zur Sied-
lung konnte leider nur ein Bruchteil derjenigen, welche sich um eine Stelle
beworben haben und welche bisher die Zulassung durch die Reichsstelle
für die Auswahl deutscher Bauernsiedler erhielten, tatsächlich eine Stelle

erwerben. Es ist dafür Sorge getragen worden, dass in diesem Jahre unbe-
dingt die alten Parteigenossen bevorzugt wurden. Es wurden rund 330
Stellen in diesem Herbst besetzt. Davon sind rund 55 Instenstellen und 35

wurden an die ehemaligen Zeitpächter vergeben, sodaß etwa 240 Neubau-

78 Richtlinien für die Neubildung deutschen Bauerntums vom 1. Juni 1935. In: Haack,
S. 286-300. Diese Richtlinien ersetzten die „Richtlinien für die landwirtschaftliche
Siedlung" von 1931 (s. o.). - Momsen veröffentlichte im Wochenblatt der Landes-
bauernschaft eine Zusammenfassung: Momsen, Richtlinien.

79 Momsen, Einiges über die Siedlerauswahl.
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ernsteilen zur Verteilung kamen. Davon sind etwa die Hälfte an ehemalige
Gutsarbeiter als Kleinbauernstellen abgegeben worden." 80

In Darres Erlass „Richtlinien für die Auswahl und Vermittlung neuer
Bauern" vom 18. 1. 1934 war eigentlich festgelegt, dass der „Leiter der
Landesstelle" die Siedler auswählen und auch an die Siedlungsträger ver-
mitteln sollte.81 Als Richtschnur galt die Beurteilung der Bewerber durch
die Reichsstelle für die Auswahl deutscher Bauernsiedler. In dem Erlass

vom 13. 2. 1935 hat Darre die Siedlungsakteure noch einmal aufgefordert,
„die Bewerber in einer Reihenfolge anzusetzen, die sich aus den mehr oder
weniger stark hervortretenden rassischen, erbbiologischen und beruflichen
Eigenschaften bestimmt".82 In beiden Erlassen war von politischer Zuver-
lässigkeit der Bewerber oder von Mitgliedschaft in der NSDAP keine Rede.
Aber Landesbauernführer Struve und Landesobmann Matthiessen folgten
nicht Darres Empfehlung, sondern dem Interesse der Partei, denn beide
waren auch Kreisleiter der NSDAP. Matthiessen überließ Momsen nur die

Auswahl, aber nicht die Vermittlung der Siedler. Vielmehr beanspruchte er
selbst zu entscheiden, welche Bewerber in welcher schleswig-holsteini-
schen Siedlung angesetzt wurden.

Man muss sich den Ablauf wohl so vorstellen, dass Momsen Listen an-

fertigte, in denen er die Berechtigten verzeichnete, und sie Matthiessen
übergab. Und dass dieser darauf versuchte, bei der Ansetzung einerseits
die Erwartungen der Partei und andererseits die Wünsche der Kreisbau-
ernführer zu berücksichtigen. Diese hatten das erste Wort, wenn das Sied-
lungsgebiet in ihrem Kreis lag.

Momsen hat Matthiessens parteipolitische Entscheidung so beschrie-
ben, dass „im Jahre 1934 mit wenigen Ausnahmen nur alten Mitkämpfern
der nationalsozialistischen Bewegung eine Neubauernstelle auf heimatli-
chem Grund und Boden übergeben worden" ist. 83Auch zwei Jahre später
scheint dieser Grundsatz noch gegolten zu haben: „Bei der Ansetzung in-
nerhalb der Provinz werden diejenigen Bewerber bevorzugt, die alte Par-
teigenossen sind oder sonst besondere Verdienste aufzuweisen haben."84
In Momsens Jahresberichten über die Siedlung 1937 und 1938 wird die Par-
teimitgliedschaft nicht mehr erwähnt.

Mit der zweiten Entscheidung musste Matthiessen den Erwartungen
der Kreisbauernführer gerecht werden: „Es wird in der Landesbauern-
schaft so gehandhabt, daß in jeder Kreisbauernschaft die eingesessenen
Bewerber zuerst zur Ansetzung gelangen. Sofern in einer Kreisbauem-
schaft reichlich Neubauernstellen zur Verfügung stehen, werden aus ande-

80 BArch, R 16, Nr. 2062, Tätigkeitsbericht Oktober 1934.
81 Haack, Das Reichssiedlungsgesetz, S. 275-279.
82 Ebd., S. 279-280.
83 Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1934, S. 457.
84 Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1934-36, S. 847.
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ren Kreisbauernschaften, wo keine oder wenig neue Stellen geschaffen
wurden, Bewerber zugeteilt. Dieser Ausgleich geht über die Landesbau-
ernschaft." Momsen schloss seine Beschreibung der Rolle Matthiessens mit
dem Zusatz: „Wie überhaupt die zur Ansetzung vorzuschlagenden Neu-
bauern vom Landesobmann vorher zu genehmigen sind."85

Als das Jahr 1934 zu Ende gegangen war, hat Momsen die Arbeitser-
gebnisse der Siedlungsabteilung und Landesstelle in Listen- und Tabellen-
form aufbereitet. „Zu statistischen Zwecken muss ich der Reichsstelle für

die Auswahl deutscher Bauernsiedler in Berlin eine Liste derjenigen Sied-
lerbewerber einreichen, welche in diesem Jahre eine Siedlerstelle erhalten

haben. Von diesen Bewerbern müssen wir eine ganze Anzahl Fragen be-
antworten." Um die Daten, die bei ihm entstanden waren, zu vervollstän-

digen, schrieb er im Dezember Briefe an die Siedlungsträger und Kultur-
ämter. 86

Neben der Berichtspflicht gegenüber den Reichsstellen in Berlin gab es
das Interesse der Kieler Reichsnährstandsleitung. Zu diesem Zweck stellte
Momsen seine Arbeitsergebnisse in Tabellen dar. Es zeigte sich, dass er
1934 mehr als 1.200 Auswahlanträge bearbeitet und reichlich 400 Stellenan-
setzungen vorbereitet hatte. Es ist anzunehmen, dass er die Tabellen seinen

beiden Vorgesetzten, dem Leiter der Hauptabteilung I Mannitz und dem
Leiter des Verwaltungsamts Matthiessen, zur Kenntnisnahme vorgelegt
hat.

Offen bleibt die Frage, warum Momsen die Siedlungsergebnisse des
Jahres 1934, die sich sehen lassen konnten, nicht im Wochenblatt der Lan-

desbauernschaft bekanntgegeben hat. Im Wochenblatt erschien zwar ein
Artikel von ihm, und die Überschrift „Neubildung deutschen Bauerntums
in der Nordmark im Jahre 1934" lässt konkrete Informationen erwarten.

Der Artikel enthält jedoch nur allgemeine Aussagen. Er nennt kein einziges
Siedlungswerk mit Namen und überhaupt keine Zahlen. Es scheint, dass

Momsen einen Artikel über die Siedlungsergebnisse des Jahres 1934 ge-
schrieben hat, den Text Matthiessen zeigte und dieser verlangt hat, alle
Orts- und Zahlenangaben wieder herauszunehmen. Deshalb sah sich
Momsen sogar genötigt, das Fehlen von Zahlen zu erklären: „Grundsätz-

lich kommt es jedoch nicht auf die Zahl, sondern auf die Güte der geleiste-
ten Arbeit an, und in dieser Hinsicht ist festzustellen, daß die Siedlungsar-
beit des Jahres 1934 alles bisherige hinter sich läßt." 87

Momsen hat sich also Matthiessens Willen gebeugt. Und nicht nur das.
Beachtet man die Sprache, in der er den Artikel geschrieben hat, fällt auf,

dass der Text von Formulierungen der nationalsozialistischen Propaganda
durchsetzt ist, wie kein früherer oder späterer seiner Artikel. Momsen ver-

85 Ebd.
86 LASH, Abt. 734.4, Nr. 8030.

87 Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1934, S. 457.
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hielt sich zu dieser Zeit politisch auffällig angepasst. Das hatte einen kon-
kreten Grund. Reichsminister Darres Staatssekretär hatte am 12. 2. 1935

angekündigt, dass die Reichsstelle für die Auswahl deutscher Bauernsied-
ler in den Reichsnährstand eingegliedert und dass die Landesstellen aufge-
löst werden würden (s. o.). 88 Seitdem wusste Momsen, dass die Stelle, in

die er bei seiner Ankunft in Kiel im Dezember 1933 eingewiesen worden
war, fortfallen würde. Jetzt konnte er nur hoffen, dass Matthiessen ihn in
den Personalhaushalt des Reichsnährstands übernehmen würde. 89 Da sei-

ne dienstliche Zugehörigkeit in der Zwischenzeit unklar war, veröffentlich-
te er den obengenannten Artikel, der am 30. März im Wochenblatt er-
schien, nicht wie üblich mit seiner dienstlichen Bezeichnung (Momsen II,
Abt. I F), sondern als Privatmann (Dr. E. Momsen, Voorde).

Als das nächste Jahr zu Ende gegangen war, erschien gar kein Artikel
im Wochenblatt, nicht über das Jahr 1935 und auch nicht über die beiden

Jahre 1934 und 1935 gemeinsam. Erst als drei Jahre vergangen waren, ist
eine zusammenfassende Darstellung der Siedlungstätigkeit in den Jahren
1934,1935 und 1936 erschienen.90

Welches war der Grund, dass Momsen die Siedlungsergebnisse erst
nach Ablauf von drei Jahren bekanntgegeben hat? Vermutlich hat Mat-
thiessen ihn an der Veröffentlichung gehindert, weil er Beschwerden der-
jenigen Kreisbauernführer fürchtete, deren Kreis bislang leer ausgegangen
war. Matthiessen erinnerte sich im Alter: „Es bedurfte vieler Verhandlun-

gen mit den Kreisbauernführern, um die richtige Wahl zu treffen." 91 Für
diese These spricht folgendes Indiz. Als Momsens Sammelbericht über die
Jahre 1934-1936 gedruckt vorlag, lautete die Zeitangabe in der Überschrift
nicht 1934-1936, wie es hätte heißen müssen, sondern 1934-1935. Dieses
lässt darauf schließen, dass Momsen einen Bericht über die Jahre 1934-

1935, dessen Veröffentlichung Matthiessen verhindert hat, nun erweiterte,
hierbei aber vergaß, die überholte Jahresangabe zu ersetzen. 92

Momsens Bericht über die Siedlerauswahl und die Siedleransetzung in

den drei Jahren 1934 bis 1936 besteht aus zwei großen Tabellen und einem
ausführlichen Begleittext. Die erste Tabelle zeigt die Vergabe der Neubau-
ernscheine, die zweite die Ansetzung der Siedler. Beide Tabellen sind nach
den drei Jahren gegliedert und nach den 18 Kreisbauernschaften unter-
gliedert, so dass jeder Kreisbauernführer erkennen konnte, wie sein Kreis
abgeschnitten hatte. Ab 1937 hat Momsen die Siedlungsergebnisse jährlich
veröffentlicht (Tab. 2).

88 Neues Bauerntum, 27 (1935), S. 84.
89 BArch, R 16, Nr. 13389.
90 Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1934-36, S. 846-847.
91 Matthiessen, Erinnerungen, S. 235.
92 Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1934-36, S. 846.
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Tab. 2: Auswahl und Ansetzung der Neubauern durch den Reichsnährstand Kiel
1934-1938.

Jahr Erteilte Neubauern-
scheine

Angesetzte Neubau ¬
ern

1934 995 424

1935 490 457

1936 531 338

1937 336 200

1938 246 190

Wer Momsens Zahlen richtig verstehen will, muss beachten, wie sie

entstanden sind. Sie sind in der Abteilung I F des Reichsnährstands in Kiel
erfasst und zählen zum einen die erteilten Neubauernscheine, zum andern

die ,verwendeten' Scheine, das heißt die erfolgreich vermittelten Bezieher
einer Siedlerstelle. Die Stellen waren in der Regel neu geschaffen, konnten
aber auch eine sogenannte Altsiedlung sein, deren erster Käufer die Stelle
aus persönlichen Gründen wieder aufgegeben hatte. Da Momsens Zahlen
die Menschen meinen, sind sie nicht identisch mit den Zahlen der Neu-

siedlerstellen, welche die Landeskulturabteilung regelmäßig an das Statis-
tische Reichsamt in Berlin meldete.93 In diesem Unterschied liegt auch die
Erklärung dafür, dass die Zahlen der Tabellen im Text von denen der Ta-
belle im Anhang abweichen.

Im Sommer 1937 veranstaltete der Reichsnährstand bzw. die Landes-

bauernschaft Schleswig-Holstein eine große landwirtschaftliche Ausstel-
lung in Kiel, in der Nord-Ostsee-Halle und auf dem anschließenden Prof.-

Peters-Platz. Die Ausstellung sollte unter dem Thema „Schaffendes Land-
volk" die Leistungen der in der schleswig-holsteinischen Landwirtschaft

tätigen Menschen seit dem Systemwechsel 1933 vor Augen führen. Haupt-
attraktionen waren die Tierschau und die Maschinenausstellung.94 Die Ab-
teilungen der Hauptabteilung I des Reichsnährstands präsentierten ihre
Arbeit in einer Art Lehrschau. Momsen hat die Schautafeln der Siedlungs-
abteilung beschrieben: „Weitere Tafeln wiesen nach, wie viele Neubauern

93 LASH, Abt. 305, Nr. 7981.
94 Wochenblatt, 4 (1937), S. 210 u. ö.

Quelle: Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1934-36. - Ders., Neubil-
dung 1937. - Ders., Neubildung 1938.
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seit 1934 innerhalb und außerhalb der Provinz eine Stelle erworben haben
und in welchen Kreisen und welchen ostdeutschen Landesbauernschaften

diese Neubauernstellen liegen. Es ergab sich, daß 1934/36 insgesamt rund
1220 Bewerber mit einem Neubauernschein eine Neubauernstelle erwer-

ben konnten; d. h. rund 60 % der erteilten Neubauernscheine wurden ver-

wertet. Von der genannten Zahl von 1220 Neubauern blieben rund 1000
innerhalb der Heimat, während der Rest von rund 220 nach Ostdeutsch-

land zog."95
Wie ging das Siedeln in Schleswig-Holstein räumlich und zeitlich vor

sich? Das soll am Beispiel des größten schleswig-holsteinischen Sied-
lungswerks im Jahr 1934, des im Süden des Großen Plöner Sees gelegenen
Gutes Seedorf (Kreis Segeberg), beschrieben werden. Der verschuldete Ei-
gentümer, der Graf von Westphalen, hatte die landwirtschaftlich nutzbare
Fläche (2.142 Hektar) im Januar an die Schleswig-Holsteinische Höfebank
verkauft.96 Die Siedlungsgesellschaft begann im Februar mit der Planung,
damit die Siedler im Herbst einziehen konnten. In einer Besprechung der

Siedlungsakteure, die am 27. 3. 1934 stattfand, erwirkten die Vertreter des
Reichsnährstands, dass die neuen Stellen größer als geplant und nicht als
verstreute Einzelhöfe, sondern in geschlossenen Gruppen angelegt wur-
den.97

Aus der Überarbeitung des Einteilungsplans ergab sich, wie viele Be-
werber angesiedelt werden konnten, wie groß die einzelnen Stellen waren
und welchen Geldbetrag die Käufer mitbringen mussten. Bei der Vergabe
der Stellen waren zwei Regeln zu beachten. Gutsarbeiter und -angestellte,
die durch den Eigentümerwechsel arbeitslos wurden, mussten bevorzugt
untergebracht werden, wenn sie die in Abschnitt 4 beschriebenen Aus-
wahlbedingungen erfüllten. Nach den Gutsangehörigen hatten Bewerber,
die im Kreis Segeberg beheimatet waren, Vorrang vor Bewerbern aus ande-
ren schleswig-holsteinischen Kreisen. Am 5. 3.1934 kam Momsen als Leiter
der Landesstelle nach Seedorf und erklärte den Bewerbern, was sie zu tun

hatten, um den Neubauernschein, die Vorbedingung der Stellenübertra-

gung, zu erlangen. Am selben Tag erklärte Stabsleiter Babbe von der Kreis-
bauernschaft die Absichten des Reichserbhofgesetzes, denn die Vollbau-
ernstellen sollten „Erbhöfe" werden.98

Am 4. 6. 1934 kamen zwölf Herren in Seedorf zusammen, um den über-

arbeiteten Einteilungsplan zu prüfen. Sie waren Vertreter der Höfebank,
der Landeskulturabteilung, des Kulturamts in Bad Oldesloe und der Lan-
desbauernschaft (Reichsnährstand). Für die Landesbauernschaft waren
-Landesobmann Matthiessen, Kreisbauernführer Köhler und Fachberater

95 Momsen, Schaffendes Volk.
96 Smit, Neubildung deutschen Bauerntums, S. 247.
97 Ebd., S. 259.
98 Ebd., S. 262.
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Schoof gekommen. Die Männer besichtigten das Siedlungsgelände, beson-

ders aufmerksam die Hoflagen. Mit dem Hausbau war schon begonnen
worden. Köhlers Wunsch, die Dächer nicht mit Pfannen, sondern mit Reet

zu decken, fand aus Kostengründen keine Zustimmung. Auch Matthies-
sens Vorschlag, das Heidmoor (120 ha) zu entwässern, um zusätzliches

Wiesenland zu gewinnen, stieß auf Vorbehalte." Das Moor stand zwei Jah-

re später noch einmal auf der Tagesordnung, diesmal in der Freitags-
Besprechnung der Höfebank, Landeskulturabteilung und Landesbauern-
schaft am 8. 5. 1936 in Kiel. Für die Landesbauernschaft nahmen Matthies-

sen, Momsen und Diercks an der Sitzung teil. Auch jetzt konnte Matthies-
sen sich nicht durchsetzen, da der Oberpräsident das Moor unter Natur-
schutz stellen lassen wollte. 100

Auf dem Boden des bisherigen Gutes Seedorf (mit Hornstorf) entstan-
den im Ganzen 102 Stellen für 55 Neusiedler (Vollbauern), 42 Arbeiter

(jetzt Kleinbauern) und 5 Zeitpachtstelleninhaber (jetzt Eigentümer). Die
Betriebsgrößen waren unter Berücksichtigung der Bodenverhältnisse fest-

gelegt worden. Die Zuteilung der Stellen wurde in einer Versammlung am
7. 8. 1934 bekanntgegeben. 101 Wie die Stellenvergäbe aussah, lässt sich aus
einem Heft ersehen, das die Aufschrift „Einteilungsplan" und das Datum

30. 7. 1934 trägt. In dem Heft sind alle Stellen und die dazugehörigen Par-zellen verzeichnet.

Hier sollen zwei Stellen, eine Vollbauernstelle und eine Kleinbau-

ernstelle, als Beispiele vorgestellt werden. Die im Dorf Seedorf gelegene
Stelle Nr. 30 war 18 ha groß und sollte 23.000 RM kosten. Der Preis der
Stelle setzte sich folgendermaßen zusammen: das Land kostete 11.368 RM,
das Haus (Neubau) 9.940 RM, ein Emtevorrat 1.270 RM, Brunnen und

Verwaltungskosten 660 RM. Käufer der neuen Stelle war der Landwirt

Wilhelm Zornig aus der Gemeinde Föhrden-Barl im Kreis Segeberg. Dage-
gen war die in Moorkaten gelegene Stelle Nr. 12 nur 10 ha groß. Ihr Preis
von gut 13.000 RM bestand aus den Kosten für das Land in Höhe von 6.229
RM, für das alte Haus 1.500 RM, den Umbau desselben 4.400 RM, die Ernte

710 RM, den Brunnen und Verwaltungskosten 520 RM. Eigentümer wurde
der bisherige Landarbeiter Gustav Stoltenberg aus dem Dorf Hornstorf beiSeedorf.102

Die Hälfte der Siedler war im Gutsgebiet beheimatet. Die andere Hälfte

kam aus dem übrigen Kreis Segeberg und aus dem Kreis Steinburg, in dem
wenig Siedlungsland zur Verfügung stand - und in dem Landesbauern-
führer Struve Kreisleiter der NSDAP war. Smit hat in seiner Fallstudie „Die

Gutssiedlung Seedorf" durch Befragung der Siedler erfahren, dass die Zu-

99 LASH, Abt. 305, Nr. 6135. - Smit, Neubildung deutschen Bauerntums, S. 269.
100 LASH, Abt. 305, Nr. 7997.

101 Smit, Neubildung deutschen Bauerntums, S. 262.
102 LASH, Abt. 379, Nr. 454. - Smit, Neubildung deutschen Bauerntums, S. 262.
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züglet, alle zuverlässige Nationalsozialisten, angehalten waren, die Sozia-
listen unter den bisherigen Gutsarbeitern politisch zu bekehren. 103 Als das
Siedlungswerk vollendet war, berichtete der Segeberger Kreisbauernführer
in einem bebilderten Artikel stolz darüber und hob die Qualität der Sied-

lung Seedorf gegenüber den vor 1933 geschaffenen Siedlungen Lentförden
(1919/20) und Borstel (1932) hervor. 104

Das größte Gut, dessen Besiedlung im Jahr 1935 beendet wurde, war
Rixdorf (Kreis Plön). Hier hatte der Eigentümer den Gutshof und 500 ha
Land für sich reserviert und 2.120 ha an die Höfebank verkauft. Dazu ge-
hörten zwei Vorwerke und fünf Dörfer, in denen Pächter wohnten. Außer
39 Pächtern hatten 56 Landarbeiter und 15 Handwerker des Gutes An-

spruch auf Siedlungsland. Nach ihnen kamen Bewerber aus dem übrigen
Kreis Plön zum Zuge, ferner, wie in Seedorf, aus dem Kreis Steinburg. Im
Ganzen entstanden 135 Siedlerstellen. Zum Abschluss veröffentlichte der

Stabsleiter der Kreisbauernschaft Plön einen Bericht über das Siedlungs-
werk im Wochenblatt der Landesbauernschaft.105

Wie schon in den 1920er Jahren, so lieferten auch in den 1930er Jahren

die großen Güter im östlichen Holstein und südöstlichen Schleswig das
meiste Siedlungsland. Anders war die Lage im westlichen Schleswig-
Holstein. Hier hatten Fachleute in den 1920er Jahren Pläne für die Eindei-

chung neuer Köge an der Nordseeküste erarbeitet, welche jedoch nicht
ausgeführt wurden, weil dem Staat das Geld fehlte. Diese Frage wurde
nach dem Regierungswechsel 1933 anders bewertet. Denn die Schaffung
neuen Ackerlandes aus dem Meer diente erstens dem Programm „Neubil-

dung deutschen Bauerntums" und zweitens der Selbstversorgung
Deutschlands mit Nahrungsmitteln und pflanzlichen Rohstoffen (Autar-
kie). Oberpräsident Lohse ließ sich die Pläne geben, versicherte sich der
Unterstützung Görings, des Ministerpräsidenten Preußens, und verkünde-
te einen 10-Jahres-Plan für Küstenschutz und Landgewinnung an der

Nordseeküste von der Elbmündung bis zur deutsch-dänischen Grenze. 106
Bereits im Sommer 1933 begannen im Vorland Süderdithmarschens die

Arbeiten zur Eindeichung des ersten Koogs. Es sollte ein Musterkoog wer-
den, der für das NS-System warb. Bei der Vergabe der Siedlerstellen gab
es, wie zu erwarten war, parteipolitische Protektion. Landesobmann Mat-
thiessen, Kreisleiter der NSDAP in Süderdithmarschen, und Kreisbauern-

führer Beeck sorgten dafür, dass „alte Kämpfer" aus Dithmarschen, die
1931 oder früher der Partei beigetreten waren, für ihre „Treue" mit einer
Siedlerstelle belohnt wurden. Auf einer Fläche von 1.100 ha wurden 89

103 Smit, Neubildung deutschen Bauerntums, S. 248, S. 256 u. S. 258.
104 Köhler, Siedlungen im Kreise Segeberg - jetzt und vordem.
105 Petersen, Siedlungsdorf Rixdorf.
106 Historischer Atlas, S. 74.
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Siedlerstellen geschaffen: 63 Bauemstellen, 20 Land- und Deicharbeiterstel-
len und 4 Handwerkerstellen.107

Das NS-Regime nutzte die Einweihung des Koogs am 29. 8. 1935 zu
Propagandazwecken. Die Mühen des Deichbaus, die Qualität der Siedler-

häuser und die Anwesenheit Hitlers boten den Stoff, um das Ereignis
durch Zeitungen, Rundfunk und Film reichsweit zu vermitteln. 108 Ein Vor-

gang, der scheinbar am Rande des Einweihungstages lag, war die Grund-
steinlegung für ein Versammlungshaus, die Neulandhalle. Mit diesem

Bauwerk schuf das Regime ein Denkmal der NS-Ideologie, dessen Geist bis
heute nachwirkt. 109 Der Name Adolf-Hitler-Koog wurde 1945 in Dieksan-
derkoog geändert.

Am 20. 10. 1935 wurde im Nordwesten Eiderstedts ein anderer Koog
eingeweiht, der Hermann-Göring-Koog (seit 1945 Tümlauer Koog). Er war
nur halb so groß (580 ha) wie der vorige und wurde mit 32 Stellen besie-
delt: mit 22 Vollerwerbsbetrieben (Bauern) und 10 Nebenerwerbsbetrieben

(Deich- und Landarbeiter). Die Siedler stammten hauptsächlich aus dem
Kreis Eiderstedt. Auch hier wurden Parteigenossen bevorzugt. 110 Lan-
desobmann Matthiessen nahm die Einweihung der beiden Köge zum An-
lass, in einem Artikel des Wochenblatts die nationalsozialistische Sied-

lungspolitik in Schleswig-Holstein allgemein zu würdigen. 111

In den folgenden Jahren wurden in der Husumer Bucht zwei Köge mitt-
lerer Größe eingedeicht und besiedelt: 1936 der Finkhaushalligkoog (470
ha) und 1937 der Horst-Wessel-Koog (650 ha), der seit 1945 Norderhever-

koog heißt. In Nordfriesland entstanden noch fünf weitere Köge, die zwi-
schen 100 und 250 ha groß waren, also weniger Siedlungsfläche boten. 112
Dagegen brachte der Entschluss, zwei tief gelegene Binnenköge im Kreis
Südtondern künstlich zu entwässern, einen großen Landgewinn. Im Maas-
büller Herrenkoog konnte die Landgesellschaft 31 Siedlerstellen schaffen
und im Gotteskoog 47 Stellen. 113

Auf dem schleswig-holsteinischen Mittelrücken hat die Landgesell-
schaft zwei andere Feuchtgebiete besiedelt: den Meggerkoog im Kreis
Schleswig (29 Siedlerstellen) und das provinzeigene Moorgut Bokelholm
im Kreis Rendsburg (36 Stellen).114 Im östlichen Schleswig-Holstein stand

107 Groth, Der Aufbau des Adolf-Hitler-Koogs, S. 317 u. S. 325.
108 Trende, Neuland war das Zauberwort, S. 178-200.
109 Danker, Volksgemeinschaft und Lebensraum.
110 Smit, Neubildung deutschen Bauerntums, S. 282, S. 287 u. S. 293.
111 Matthiessen, Grundsätzliches zur Schaffung neuen Bauerntums im Dritten Reich.
112 Historischer Atlas, S. 76-77.

113 Traulsen, 40 Jahre Schleswig-Holsteinische Landgesellschaft, S. 104.114 Ebd.,S. 102.



Jahr in Schleswig-
Holstein

in Ostdeutschland Zusammen

1934 389 35 424

1935 382 75 457

1936 238 100 338

1937 140 60 200

| 1938
150 40 190
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1936 bis 1939 weiter Land aus Großgrundbesitz zur Verfügung, allerdings
nicht mehr so reichlich wie 1934 und 1935. 115

Nach den erfolgreichen Jahren 1934 und 1935 begann die Zahl der
Neubauern, denen der Reichsnährstand eine Siedlerstelle in Schleswig-
Holstein vermitteln konnte, zu sinken (Tab. 3).

Tab. 3: Angesetzte schleswig-holsteinische Neubauern 1934-1938.

Quelle: Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1934-36. — Ders., Neubil-

dung 1937. - Ders., Neubildung 1938.

Wie ist dieser Rückgang zu erklären? Durch drei Hemmnisse, die die

Regierung selbst geschaffen hat. Erstens: Die Hilfsmaßnahmen der alten
und der neuen Regierung für überschuldete Landwirte hatten zu einem
rückläufigen Angebot auf dem Grundstücksmarkt geführt. Hierdurch fes-
tigte sich der Bodenpreis. Zweitens: Als Hitler im März 1935 die deutsche
Wehrhoheit verkündete und das Gesetz über die Landbeschaffung für

Zwecke der Wehrmacht (29. 3. 1935 und 21. 8. 1935) erließ, entstand der

bäuerlichen Siedlung ein starker Konkurrent. 116 Denn der Wehrfiskus hatte
von nun an immer den Vortritt, wenn er für Flugplätze und andere Zwecke
der Wehrmacht landwirtschaftliche Flächen erwerben wollte und Ersatz-

land für die Umsiedlung der verdrängten Landwirte brauchte. Dieser zu-
sätzliche Landbedarf musste sich auf den Bodenpreis auswirken. Drittens:
Hinzu kam, dass nach Überwindung der Arbeitslosikeit die Löhne der

Bauarbeiter zu steigen begannen und dass durch die Beschäftigung auf
den zahlreichen Baustellen der Wehrmacht Arbeitskräftemangel eintrat. 11 '

Diese Entwicklungen hatten zur Folge, dass die Herstellung der Neubau-

115 Historischer Atlas, S. 81-82. - Traulsen, 40 Jahre Schleswig-Holsteinische Landge-
sellschaft, S. 104-107.

116 RGBl 1935, S. 467-468 u. S. 1097-1102.
117 Danker/Schwabe, Schleswig-Holstein und der Nationalsozialismus, S. 74-75.
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ernhöfe nach und nach teurer wurde. Der Kaufpreis des Landes, das für
Siedlungszwecke erworben wurde, lässt sich am besten als Durchschnitts-
preis je Hektar vergleichen. 1934 hatte ein Hektar (auf Reichsebene) durch-

schnittlich 709 RM, aber 1935 schon 906 RM und 1936 sogar 991 RM gekos-tet. 118

Momsen verfolgte das Geschehen mit Sorge. Er scheute sich auch nicht,
offen darüber zu sprechen. Als er die Zahlen der Jahre 1934,1935 und 1936

vorstellte, schrieb er, dass man mit den Ergebnissen der Siedlung im Zeit-
raum 1934-1936 „im ganzen gesehen" zufrieden sein könne. „Man muß je-
doch mit Bedauern feststellen, daß das für Siedlungszwecke zur Verfügung
stehende Land außerordentlich knapp ist, so daß die Zahl der in den
nächsten Jahren zu gründenden Neubauernstellen bei weitem nicht an das
Ergebnis der Jahre 1934-1936 heranreichen wird." 119 Wenn man Momsens
Zahlen betrachtet (Tab. 3), erkennt man, dass die Zahl der Neusiedler, die

in Schleswig-Holstein angesetzt wurden, schon 1936 sank, während es ge-
lang, die Zahl der nach Ostdeutschland vermittelten Siedler in diesem Jahr

noch einmal zu steigern. Hier kippte die Zahlenentwicklung erst ein Jahr
später.

Angesichts der rückläufigen Entwicklung der Neusiedlung gewann ei-
ne andere Siedlungsart die Aufmerksamkeit der Siedlungsakteure: die so-
genannte Anliegersiedlung. Sie bedeutete, dass eine vorhandene Kleinbau-
emstelle durch eine Landzulage zu einer Vollbauemstelle wurde. Die An-

liegersiedlung lief seit 1919 neben der Neusiedlung her, spielte aber nie ei-
ne große Rolle. Jetzt wurde sie interessant, weil sie billiger war. Die Ge-
bäude und die Infrastruktur waren schon vorhanden, es ging nur um die

Kosten des Landes. Und diese Kosten hielten sich in Grenzen, da die zuge-
teilte Fläche meistens klein war, im Durchschnitt 3 bis 4 Hektar.

Die Prüfung der Anliegersiedler war seit 1933 eine Sache der Kreisbau-

emführer gewesen. Jetzt wurde diese Aufgabe Momsen übertragen.
Reichsminister Darre erließ im April 1937 die Bestimmungen für das An-
liegersiedlungsverfahren. 120 Das Auswahlverfahren war nicht so bürokra-

tisch und vor allem nicht so streng wie dasjenige für den Neubauern-
schein. Um sich zu entlasten, hatte die Reichshauptabteilung I den Vor-
gang auf die nächsttiefere Ebene verlagert, das heißt von Berlin nach Kiel.
Der Antrag war über den Kreisbauernführer an die Landesbauemschaft zu

richten. Dort prüfte Momsen die Angaben, entschied über den Antrag und
stellte die Eignungsbescheinigung, den sogenannten Anliegersiedlerschein

aus. Nur wenn ein Anliegersiedler den Dauerkredit erlangen wollte, der
für Neubauern bestimmt war, musste er den großen Neubauernschein bei-

bringen. Als Erfahrungen mit dem Auswahlverfahren vorlagen, gab Darre

118 Vierteljahrshefte zur Statistik des Deutschen Reichs 49 (1940), H. 4, S. 4.
119 Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1934-36, S. 847.
120 Ministerialblatt 1937, Sp. 283-285.
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im Juni 1939 bekannt, dass im Interesse einer Verfahrensbeschleunigung
neue, vereinfachte Fragebogen geschaffen worden seien und dass von nun
an, jedenfalls im Regelfall, auf Lichtbilder und die amtsärztliche Untersu-
chung verzichtet werden könne. 121

Momsen hat diejenigen Anliegersiedler, die einen Neubauernschein
verwendeten, als Neusiedler gezählt. Das war vielleicht nicht ganz logisch,
da es sich nicht um neu geschaffene, sondern nur um aufgestockte Stellen
handelte. Dagegen hat er die gewöhnlichen Anliegersiedler nicht in seine
Jahresberichte aufgenommen. 122 Anders verhielt sich die Kulturverwal-
tung. Alle Anliegersiedlerfälle wurden vom zuständigen Kulturamt an die
Landeskulturabteilung und von dieser an das Statistische Reichsamt ge-
meldet, das die Zahlen veröffentlichte. 123 Die Tabelle im Anhang nennt da-
her neben den Neusiedlerstellen auch die Anlieger, die eine Landzulage
erhielten.

Neben der Anliegersiedlung gab es eine zweite Entwicklung, die in
Momsens Zahlenwerk Eingang fand: die Neubesetzung überschuldeter
Altsiedlungen. Darre hatte 1936 Kommissionen eingesetzt, welche die
wirtschaftliche Lage verschuldeter Siedler prüfen sollten, die 1924 bis 1933
eine Siedlerstelle übernommen hatten. Vertreter des Reichsnährstands bei

dieser schwierigen Arbeit war Matthiessen, der Stellvertreter des Landes-
bauernführers. 124 Die Nachprüfung führte in der Regel zur Erleichterung
der Kredittilgung. Dagegen wurden diejenigen Betriebe, deren Sanierung
unmöglich war, neu vergeben, und zwar an Anwärter, die den Neubauern-
schein besaßen und auf eine Neubauernstelle warteten.

Die Ansetzung mit Neubauernschein war für Momsen der Grund, sol-
che Zweiterwerber in die Zahl der angesetzten Neubauern aufzunehmen.
Dabei betonte er jedes Mal einschränkend, dass er Altsiedlungen nur teil-
weise mitzählen konnte, nämlich „soweit deren Verkauf an einen neuen

Bewerber uns zur Kenntnis kam". 125 Welchen zahlenmäßigen Anteil die
Zweiterwerber einer Altsiedlung an Momsens Gesamtzahl der angesetzten
Neubauern haben, ist nicht erkennbar. Er selbst gab nur einmal den Hin-
weis, dass von den 60 Neusiedlern, die er 1937 nach Ostdeutschland ver-

mittelte, jeder Vierte eine Altsiedlung übernahm, die ihm durch die dorti-
gen Landesbauernschaften angeboten worden war. 126

Wenn man Momsens Zahlen (Tab. 2 u. 3) mit denen der Reichsstatistik

(Tab. im Anhang) vergleicht, erkennt man, dass die Jahresergebnisse 1934

121 Ministerialblatt 1939, Sp. 701-703.
T22 Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1938, S. 572.
123 LASH, Abt. 305, Nr. 7981.
124 Ministerialblatt 1936, Sp. 135-138. - Matthiessen, Erinnerungen, S. 213.
125 Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1934-36, S. 847. - Ders., Neubildung

1937, S. 847. - Ders., Neubildung 1938, S. 572.
126 Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1937, S. 847.
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übereinstimmen und auch 1937 nur wenig voneinander abweichen. Dage-
gen liegt Momsens Zahl 1935 deutlich unter derjenigen der Reichsstatistik,
dafür 1936 über ihr. Zählt man die Jahre 1935 und 1936 aber zusammen,

heben sich die Unterschiede nahezu auf. Der Grund der Abweichung
könnte in der unterschiedlichen Datierung der Siedleransetzung (durch
den Reichsnährstand) und der Hofübergabe (durch die Siedlungsträger)
liegen.

Erklärungsbedürftig bleibt das Jahr 1938, für das Momsen 150 angesetz-
te Neubauern, die Reichsstatistik aber nur 105 fertiggestellte Bauernhöfe
nennt. Wahrscheinlich hat Momsen in diesem Jahr alle jene Zweiterwerber
einer Altsiedlung, deren Namen er erst jetzt erfuhr, nachträglich mitge-
zählt. Die Erklärung ergibt sich aus einem Brief, den nicht Momsen, son-
dern der Stabsleiter der Hauptabteilung 1 des Reichsnährstands Rieß am 8.

3. 1938 an die Landeskulturabteilung schrieb: „Für unsere Abteilung Sied-
lung ist es wichtig, stets über den Verbleib der Inhaber eines Neubauern-

scheins orientiert zu sein. Auch das Verwaltungsamt des Reichsbauernfüh-
rers fordert zum Jahresschluß jeweils eine Aufstellung der Bewerber, wel-
che eine Neubauernstelle übernommen haben. Die Käufer von neuen Bau-

ernstellen konnten bisher stets mit Leichtigkeit festgestellt werden, wäh-
rend es hier meistens nicht bekannt wurde, wer eine Altsiedlung über-
nahm. Nach unserer Kenntnis wird der Verkauf einer Altsiedlung stets
dem zuständigen Kulturamt zur Genehmigung vorgelegt. Wir bitten, die
Kulturämter anweisen zu wollen, bei dieser Gelegenheit unserer Abteilung
Siedlung eine kurze Mitteilung zu geben, wer der neue Käufer ist." 127

Der Kaufpreis des Siedlungslandes, dessen Entwicklung bis 1936 schon
beschrieben wurde, war inzwischen weiter gestiegen. 1937 kostete der
Hektar durchschnittlich 1.111 RM und 1938 sogar 1.457 RM. 128 Da sich die
Aussichten, neue Siedlerstellen zu schaffen, dadurch immer weiter ver-

schlechterten, mochte Momsen keine eigene Prognose mehr abgeben, als er
im Frühjahr 1939 die Zahlen für 1938 veröffentlichte. Stattdessen verwies

er auf die letzte öffentliche Äußerung Darres: „Es sei daran erinnert, was
der Reichsbauernführer am Ende seiner großen Rede in der Schlußtagung
des Reichsbauerntages im November 1938 in Goslar zu diesem Thema sag-
te. Er stellte fest, daß er mit den Ergebnissen der Neubildung deutschen
Bauerntums nicht zufrieden sei und daß man neue Wege gehen müsse,
wenn die Neubildung deutschen Bauerntums wirklich zu einem Bestand-
teil des völkischen Programms der NSDAP werden solle." 129 Es muss hier

offen bleiben, ob Darre bei den Worten „neue Wege gehen" an konkrete

127 LASH, Abt. 305, Nr. 8096.

128 Vierteljahrshefte zur Statistik des Deutschen Reichs 49 (1940), H. 4, S. 4.
129 Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1938, S. 573.
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Maßnahmen dachte, etwa an höhere Zuschüsse des Staates, oder, wie Lo-

renzen-Schmidt vermutet hat, an Hitlers Eroberungspläne in Osteuropa. 130
Hier ist eine Personalie aus dem Sommer 1938 nachzutragen. Reichs-

bauernführer Darre hatte den schleswig-holsteinischen Landesobmann
Matthiessen zum Landesbauernführer in Westfalen ernannt. 131 Matthies-

sen wollte seine schleswig-holsteinischen Ämter nicht aufgeben, weilte
nun aber so oft außerhalb Kiels, dass er nicht mehr alle Arbeiten selbst aus-

führen konnte. Daher lag es nahe, dass er die Ansetzung der Neusiedler in
Schleswig-Holstein jetzt Momsen überließ. Der Wechsel lässt sich nicht di-
rekt belegen, da die Akten fehlen, wohl aber indirekt. Im Geschäftsbericht
der Schleswig-Holsteinischen Landgesellschaft spiegelt sich der Wechsel
der Personen im sprachlichen Ausdruck wider. Als Matthiessen noch die
Entscheidung traf, beschrieb die Landgesellschaft die Rolle des Reichs-
nährstands ganz geschäftsmäßig: „Die Beschaffung der Siedler konnte in
reibungsloser Zusammenarbeit mit dem Reichsnährstand stets rechtzeitig
erfolgen." Nachdem Momsen die Aufgabe übernommen hatte, nahm die
Landgesellschaft zwei sprachliche Änderungen vor. Sie ersetzte den Aus-
druck „Beschaffung" durch das Wort „Auswahl" und erweiterte den Be-
griff „reibungslose Zusammenarbeit" durch den Zusatz „und verständnis-
volle". 132 Diese Neuformulierung kann so gedeutet werden, dass - in der
Sache - jetzt nicht mehr die politische Einstellung, sondern die Eignung
der Bewerber im Vordergrund stand, und dass - in der Form - autoritäres
Auftreten durch kollegiales Verhalten abgelöst war.

6. Die Vermittlung der Siedler nach Ostdeutschland

Da es in Schleswig-Holstein immer mehr Siedlungswillige als bezugsferti-
ge Siedlerstellen gab, bot die sogenannte West-Ost-Siedlung einen gewis-
sen Ausweg. Sie war in den 1920er Jahren für Siedler aus West- und Süd-
deutschland entwickelt worden und sollte ab 1934 forciert werden. Zu die-

sem Zweck hatte Reichsminister Darre am 24. 10. 1933 verfügt, dass die in
Ostdeutschland tätigen Siedlungsträger ab 1934 mindestens 25 Prozent der
neu geschaffenen Stellen für Siedler aus Westdeutschland reservieren. 133

Es gelang Momsen bereits im ersten Halbjahr 1934, dass die Reichsstelle
für die Auswahl deutscher Bauemsiedler der Landesbauernschaft Schles-

wig-Holstein Neusiedlerstellen anbot, die zu der Zeit in Vorpommern, auf
der Insel Rügen entstanden. Momsen nahm das Angebot sofort an. Um

130 Lorenzen-Schmidt, Landwirtschaftspolitik und landwirtschaftliche Entwicklung, S.
304.

131 Matthiessen, Erinnerungen, S. 291.
132 Geschäftsbericht 1937 (1938), S. 9. - Geschäftsbericht 1938 (1939), S. 9.
133 Archiv für innere Kolonisation, 25 (1933), S. 616-617.
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den Siedlungsinteressenten, die sich eigentlich einen Bauernhof in Schles-
wig-Holstein wünschten, die Entscheidung zu erleichtern, bot er im Juni
1934 eine Besichtigungsfahrt nach Rügen an. Wie die Fahrt auf die Schles-
wig-Holsteiner gewirkt hat, zeigt der folgende Auszug aus dem Brief eines
Teilnehmers: „Wir fuhren gemeinsam mit sechs Bewerbern und Herrn Dr.
Momsen aus Kiel, übernachteten in Stralsund und waren am nächsten

Morgen schon vor 8 Uhr in Götemitz auf Rügen. Für die Bahnfahrt gab es
eine Fahrpreisermäßigung von 33 Prozent, so daß man für die Fahrt mit
Übernachten nicht mehr als etwa 20,- RM benötigte. In Götemitz besichtig-
ten wir die Felder, studierten den Einteilungsplan sowie die Grundrisse
der Gebäude. Wir waren alle vom Stand der Feldfrüchte so zufrieden, daß
wir uns sofort für eine Stelle vormerken ließen." 134

Da die Reise ein Erfolg war, organisierte Momsen im selben Jahr noch
weitere Besichtigungsfahrten. Außerdem schrieb er im Wochenblatt der

Landesbauernschaft einen Artikel, in dem er für die Ansiedlung auf Rügen
warb. „Rügen ist landschaftlich und klimatisch durchaus der Ostküste
Schleswig-Holsteins vergleichbar. Der Boden ist auf gleiche Art entstan-
den, und man findet dort die gleiche Wirtschaftsweise wie in Ostholstein:
Feldgraswirtschaft ... Der größte Teil der landwirtschaftlichen Fläche ge-
hört dem Großgrundbesitz. Die Bauern sind meist Pächter. Es wird z. Zt.
dort recht lebhaft gesiedelt. Die Neubauernstellen sind meistens 20 Hektar
groß und kosten bei gutem Boden ohne Inventar, aber mit Emteausstat-
tung rund 1.500 RM je Hektar. Die 20-Hektar-Stelle kostet demnach etwa

5.000 RM Anzahlung, die 15-Hektar-Stelle rund 3.000 RM Anzahlung. In-
ventar hat der Käufer selbst zu stellen. Bei allen Neubauten liegt das Land
in ein oder zwei Plänen direkt am Hause ... Bisher haben sich 15 schles-

wig-holsteinische Familien eine Neubauernstelle auf Rügen gekauft. Sie
werden in zwei Dörfern wohnen, so daß jeder auch im fremden Lande ge-
nug Landsleute um sich hat. Auch mit den Pommern kann man ein platt-
deutsches Wort reden ,.."135 Bis zum Jahresende waren 35 Schleswig-
Holsteiner nach Rügen gezogen.

Die 1934 gesammelten Erfahrungen ermutigten Momsen, den einge-
schlagenen Weg 1935 fortzusetzen. Er war jetzt berechtigt, im Einverneh-
men mit der Landesbauernschaft Pommern Schleswig-Holsteiner an die
dort tätigen Siedlungsträger zu vermitteln. Wie er dabei vorging, lässt sich
nicht aus Kieler Akten belegen, da sie fehlen. Aber es ist anzunehmen, dass
er - anders als bei der Ansetzung in Schleswig-Holstein - bei der Vermitt-
lung nach Ostdeutschland von der Einflussnahme seines Kieler Vorgesetz-

ten Matthiessen frei war und seinem eigenen Gewissen folgen konnte. Der
Ablauf begann damit, dass er den Interessenten Fahrten zu Siedlungspro-

134 Lüth, Brief eines Neubauern aus Rügen, S. 1155.
135 Momsen, Schleswig-Holsteiner siedeln auf Rügen, S. 1445.
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jekten anbot, und endete damit, dass er den Umzüglern zur Fahrt- und
Frachtermäßigung verhalf (Merkblatt, Antragsformulare, Terminplan). Auf
Rügen konnte er 1935 Siedler u. a. auf den gesiedelten Gütern Haidhof und
Zubzow bei Trent unterbringen. 136

1935 bot Momsen auch erste Besichtigungsfahrten nach Mecklenburg
und sogar eine Fahrt in das ferne Ostpreußen an. Die Stellen, die auf ost-
preußischen Gütern entstanden, ließen sich in Schleswig-Holstein schwer
vermitteln. Aber die Stellen in Mecklenburg wurden ebenso bereitwillig
angenommen wie diejenigen auf Rügen. Hier konnte er ein Dutzend
schleswig-holsteinischer Familien auf dem Gut Quitzenow bei Gnoien un-
terbringen. Weitere Stellen standen bei Neubrandenburg und Neustrelitz
zur Verfügung. Im Herbst 1935 schrieb er wieder einen Artikel für das Wo-
chenblatt, diesmal, um für die Ansiedlung in Mecklenburg zu werben. Er
illustrierte seinen Text mit drei Fotografien, die er selbst aufgenommen
hatte. 137 Als das Jahr zu Ende ging, war es ihm gelungen, 75 Siedler nach
Ostdeutschland zu vermitteln (vgl. Tab. 3).

Offenbar hatte sich Momsen vorgenommen, 1936 noch mehr Schleswig-
Holsteiner nach Ostdeutschland zu vermitteln als 1935. Im Osterbrief an

Marie Martensen schrieb er: „Ich war im letzten halben Jahr viel in Meck-

lenburg, wohin die Siedler neuerdings fleißig ,auswandern'. Es sind schö-
ne und gesunde Stellen dort, meist 20 ha groß." 138

In diesem Jahr erhielt er auch Zugang zu zwei besonderen Siedlungs-
vorhaben in Mecklenburg, die als sogenannte Gruppensiedlung geplant
waren. Nach der Besichtigungsfahrt war jeweils ein Dutzend Schleswig-
Holsteiner bereit, auf den Gütern Sadelkow (zwischen Neubrandenburg
und Friedland) und Groß-Giewitz (bei Waren) in einem Gruppensied-
lungsverfahren mitzuarbeiten. Zu den mecklenburgischen Teilnehmern
der Gruppe zählten die bisherigen Gutsarbeiter. In Momsens Augen bot
eine Gruppensiedlung den schleswig-holsteinischen Teilnehmern mehrere
Vorteile. Sie wurden durch ihre Mitarbeit im bisherigen Gutsbetrieb mit
der mecklenburgischen Wirtschaftsweise bekannt, führten gemeinsam die
Erdarbeiten für ihre eigenen Bauernhöfe aus und wuchsen zur künftigen
Dorfgemeinschaft zusammen. Dabei war er so ehrlich, dass er auch das

menschliche Opfer, ein halbes Jahr von der Familie getrennt zu sein, an-
sprach. 139

Auch auf Rügen gab es 1936 wieder Siedlungsvorhaben, bei denen
schleswig-holsteinische Bewerber berücksichtigt wurden. Besondere Er-

wähnung verdient das Gut Udars (bei Schaprode), auf dem Schleswig-
Holsteiner 14 der insgesamt 18 Neubauernstellen kaufen konnten. In der

136 Nachlass Nielsen, Schreiben betr. Besichtigungsfahrt und Umzug nach Rügen.
137 Momsen, Schleswig-Holsteiner siedeln in Mecklenburg.
138 Nachlass Martensen, Brief 9. 4.1936.
139 Momsen, Neubauem-Gruppensiedlung in Mecklenburg 1936.
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Nähe lag das im Vorjahr besiedelte Gut Zubzow. Dort wohnten und wirt-

schafteten seitdem 15 Familien aus Schleswig-Holstein. Während für die
einheimischen Siedler in den Gutsdörfern vorhandene Häuser umgebaut
wurden, entstand für die Zuzügler in beiden Fällen ein neues Dorf (Stra-
ßendorf) auf freiem Feld.

Dieser schleswig-holsteinische Schwerpunkt - ein fertiges Bauerndorf
und ein im Aufbau befindliches Dorf - wird Momsen auf den Gedanken

gebracht haben, seinen Kieler Kollegen an einem Freitag im Sommer 1936
zu zeigen, was er außerhalb Schleswig-Holsteins erreicht hatte. In dem Be-
richt, den er später für das Wochenblatt schrieb, heißt es: „Das Siedlungs-
gut Udars wurde am 17. Juli 1936 unter Führung der Landesbauernschaft
Schleswig-Holstein von einer Gruppe von rund 30 Schleswig-Holsteinern,
davon etwa 15 Neubauern, besucht." Eine Fotografie des Kielers D.
Thomsen, die neben dem Text steht, zeigt die Teilnehmer, die aus dem Bus
gestiegen sind und über den Gutshof zum Eingang des Gutshauses gehen.

Nachdem Momsen die entstehende Siedlung Udars beschrieben hatte,
schilderte er auch den Besuch der Gruppe in Zubzow: „Anläßlich der Be-
sichtigung von Udars wurden auch die schleswig-holsteinischen Neubau-
ern im benachbarten Zubzow, die 1935 zugezogen sind, besucht. Diese
freuten sich, daß bald noch mehr Landsleute in ihre Nähe kämen. Das
Neubauerndorf Zubzow machte einen sauberen und schmucken Eindruck.

Die Mehrzahl der Neubauern hatte sich schon einen Blumengarten vor
dem Haus angelegt. In Zubzow hatte man den Eindruck, daß die Schles-
wig-Holsteiner auf den neuerworbenen Betrieben vorwärts kommen und
sich in der neuen Umgebung durchaus wohl fühlen." 140 Der schleswig-
holsteinische Charakter der beiden Siedlungsdörfer fand eine amtliche An-
erkennung. Die anfangs Zubzow Ausbau genannte Siedlung erhielt den
Ortsnamen Holstenhagen, die Siedlung Udars Ausbau den Namen Neu-
holstein.

1936 hat Momsen 100 Siedler nach Ostdeutschland vermittelt. Mit die-

ser Zahl war der Höhepunkt seiner Bemühungen, Schleswig-Holsteiner
außerhalb Schleswig-Holsteins anzusiedeln, erreicht (vgl. Tab. 3).

Im Herbst 1937 machte Momsen selbst eine Rundreise auf Rügen. Seine
Absicht war, die Bauern, die er in den Vorjahren dorthin vermittelt hatte,
aufzusuchen, um sich zu vergewissern, wie sie wirtschaftlich zurechtka-
men. Der Eindruck, den er gewann, war im Ganzen gut. Ein verbreitetes
Problem war, dass die Bauern auf dem ehemaligen Gutsland in den ersten

Jahren keine Höchsternten erzielten, weil keine geregelte Schlageinteilung
und Fruchtfolge bestand und es dem Boden an Kraft fehlte. Ein sichtbarer
Missstand auf den Bauernhöfen waren Getreidemieten, denn der Stauraum
im Gebäude war zu klein bemessen. Ein Vorteil war, dass die Zuckerrübe

140 Momsen, Brief eines schleswig-holsteinischen Neubauern von Rügen, S. 107-108.



„Neubildung deutschen Bauerntums" in Schleswig-Holstein 1933-1939 197

auf Rügen gut gedieh und ein Neubauer mit ihrem Anbau überdurch-
schnittliche Einnahmen erzielen konnte. Eine Erleichterung für Handel
und Verkehr war die Fertigstellung des Rügen-Damms in diesem Jahr.
Momsens Reisebericht im Wochenblatt, dem wieder eigene Fotografien
beigegeben waren, schloss mit dem Hinweis: „Rügen ist ein Land mit
überwiegend Großgrundbesitz. Im Jahre 1938 werden dort wieder vier Gü-
ter besiedelt, wodurch für Schleswig-Holsteiner die Möglichkeit besteht,
dort erneut gute Neubauernstellen erwerben zu können." 141

Dieser Hinweis klang noch zuversichtlich. Als Momsen aber im Früh-
jahr 1938 die Zahlen des Vorjahres zusammenstellte und sah, dass die Zahl
der Siedler, die er 1937 nach Mecklenburg und Pommern vermittelt hatte,
auf 60 gesunken war, erfuhr seine Zuversicht einen Dämpfer (vgl. Tab. 3).
Er erkannte, dass der Mangel an Siedlungsland, der sich in Schleswig-
Holstein schon 1936 gezeigt hatte, 1937 auch in Mecklenburg und Pom-
mern zu spüren war, und versuchte die Erwartungen zu dämpfen: „Dem-
zufolge werden uns in Ost-Deutschland in diesem Jahre nur sehr wenige
Neubauernstellen für schleswig-holsteinische Bewerber zur Verfügung
stehen." 142

Als in seinem nächsten Jahresbericht, mit dem er die Siedlungsergeb-
nisse des Jahres 1938 vorlegte, die Zahlenbewegung noch weiter nach un-
ten ging, nämlich von 60 auf 40, konnte er dieses nur mit Bedauern feststel-
len: „Auch in Ostdeutschland sind die Neubauernstellen nicht mehr reich-

lich, weshalb die Zahl der West-Ost-Siedler im letzten Jahre wesentlich zu-

rückgegangen ist." Dennoch scheint er mit dem Gesamtergebnis, das er in
den fünf Jahren von 1934 bis 1938 erzielt hat, zufrieden gewesen zu sein:
„Insgesamt erhöhte sich die Zahl der Ostsiedler seit 1934 auf 310, d. h. et-
wa jeder Fünfte der angesetzten Neubauern ging nach auswärts." 143 Von
den 310 schleswig-holsteinischen West-Ost-Siedlem zogen 163 nach Meck-
lenburg, 120 nach Pommern, 7 nach Ostpreußen und 20 in andere Provin-
zen Ostdeutschlands. 144

7. Das Jahr 1939

Als das Jahr 1939 begann, war Momsen fünf Jahre im Reichsnährstand Kiel
tätig. Die Erwartungen, mit denen er 1933 von Roggenhagen nach Kiel ge-
kommen war, scheinen sich erfüllt zu haben. Gegen Ende des ersten Jahres
hatte er Marie Martensen geschrieben: „Ich fühle mich hier in Kiel bei der
jetzigen Arbeit ganz wohl und werde es hier lange aushalten können -

141 Momsen, Schleswig-Holsteinische Neubauern auf Rügen.
142 Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1937, S. 848.
143 Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1938, S. 572.
144 Momsen, Schleswig-Holstein, S. 152.
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wenn alles klappt." 145 Die Einstellung zu seiner Arbeit war auch nach zwei
Jahren noch positiv: „Die Arbeit ist reichlich, aber interessant und so, daß
man immer noch damit fertig wird." 146

Abb. 1: Ernst Momsen (1903-1939), um 1937 (nach Vorlage im Privatbesitz).

145 Nachlass Martensen, Brief 17. 11. 1934.
146 Nachlass Martensen, Brief 9. 4.1936.
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Momsen hatte 1934 Elisabeth Lensch geheiratet und mit ihr eine Woh-

nung in Voorde (Flintbek), einem Ort an der Bahnstrecke Kiel-
Neumünster, gemietet und auch einen Garten gepachtet. 1937 wurde ein
Sohn geboren. Als Momsen 1939 die Geburt des zweiten Kindes bekannt-
gab, schrieb er in die Geburtsanzeige „unsere erste Tochter". Er und seine
Frau wünschten sich also weitere Kinder.

Angesichts der wachsenden Familie wurde Momsen bewusst, dass er
bisher nur ein Angestellter, aber noch nicht Beamter auf Lebenszeit war.
Darum trat er jetzt in die NSDAP ein. Elisabeth Momsen antwortete später
auf die Frage ihrer Kinder, warum der Vater diesen Schritt getan habe, dass
ihm wohlmeinende Kollegen dazu geraten hätten, um bei der Verbeam-
tung nicht länger übergangen zu werden. Er stellte im Mai 1937 den An-
trag und wurde 1938 in die Partei aufgenommen (Mitglied Nr. 4.958.554).
Daraufhin empfahl Matthiessen seine Ernennung zum Landwirtschaftsrat.
Matthiessens Beurteilung klingt förmlich, aber positiv: „Dr. Momsen ver-
sieht seinen Dienst als Abteilungsvorstand I F aufgrund seiner außeror-
dentlichen Befähigungen mit Fleiß und Geschick zur vollsten Zufrieden-
heit." Die Berufung in das Beamtenverhältnis wurde zum 1. 9. 1938 wirk-
sam. 147

Im Weihnachtsbrief an Marie Martensen schrieb Momsen von seinem

familiären Glück: „Es ist wohl so, nichts ist schöner als zu Hause Kinder".

Aber er verschwieg auch seine dienstlichen Sorgen nicht: „Das Gebiet
,Siedlung' ist ja leider augenblicklich nicht sehr lebhaft, sondern es man-
gelt an Land, z. T. auch am Geld. Wir hoffen aber auf spätere bessere Zei-
ten in dieser Richtung, nachdem der Reichsbauernführer es in Goslar, wo
ich auch war, angedeutet hat, daß es anders werden müsse." 148

Anfang 1939 verfasste Momsen, wie gewohnt, seinen Bericht über die
Siedlungsergebnisse des vergangenen Jahres, bestimmt für das Wochen-
blatt der Landesbauernschaft Schleswig-Holstein.149 Unabhängig davon
schrieb er diesmal noch einen anderen Bericht, und zwar für die überregi-
onale Zeitschrift „Neues Bauerntum", in dem er einen Überblick über die

Siedlungsergebnisse der fünf Jahre 1934-1938 in Schleswig-Holstein gab. 150
Im Brief an Marie Martensen hatte er von Land- und Geldmangel ge-

schrieben. Der Mangel an Siedlungsland war nicht zu beheben. Aber der
Geldmangel wurde jetzt durch staatliche Subventionen gemildert. Ab 1939
konnte ein mittelloser Neubauer einen Zuschuss von bis zu 4.000,- RM er-

halten und der Bau einer Hofanlage mit 8.000,- RM bezuschusst werden. 151

147 BArch, R 16, Nr. 13389.
148 Nachlass Martensen, Brief 22.12. 1938.
149 Momsen, Neubildung deutschen Bauerntums 1938.
150 Momsen, Schleswig-Holstein.
151 Ministerialblatt 1939, S. 937-940 u. S. 1035-1036.
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Trotz dieser Zuschüsse blieb die Neusiedlung 1939 rückläufig. Was un-
vermindert weiterging, war die Anliegersiedlung. Momsen bearbeitete die
Anträge der Anlieger und konnte die Eignungsbescheinigung, den Anlie-

gersiedlerschein, selbst ausstellen. Als er im Juli 1939 eine zweitägige
Dienstreise in den Kreis Südtondem plante, beabsichtigte er, bei seinem
Vater in Deezbüll zu übernachten. Der Brief, mit welchem er dem Vater

seine Absicht ankündigte, nennt auch das Dienstgeschäft: „Ich werde Mon-
tag, am 31., vormittags ca. 11 Uhr bei Euch eintreffen. Ich soll zu 15 Anlie-

ger-Siedlern am Neuen Wiedingharder Koog. Ich wäre dankbar, wenn wir

ca. 12 Uhr essen könnten und Ihr mir ein Mietsauto für 16 13 Uhr besorgen
könntet. Es braucht nicht groß zu sein. Der Fahrer muß den ganzen Nach-
mittag Zeit haben und wird am Dienstag Vormittag zum selben Zweck
auch noch benötigt. Nachts käme ich zu Euch zurück." 152

Anders als geplant konnte Momsen die Reise nicht ausführen, weil er

Fieber bekam und der Hausarzt Bettruhe verordnete, Diagnose: Som-
mergrippe. Als das Fieber über 40 Grad stieg, wurde er in die Medizinische
Klinik nach Kiel gebracht. Dort starb er am 4. 8. 1939 an spinaler Kinder-
lähmung. 153 Die Infektionskrankheit Poliomyelitis grassierte im Sommer1939 in Kiel. 154

Die Traueranzeige, die Landesbauernführer Struve im Wochenblatt der

Landesbauernschaft veröffentlichen ließ, lautete: „An den Folgen einer
kurzen Krankheit verstarb am Freitag, dem 4. August 1939, der Abteilungs-
leiter und Landwirtschaftsrat Dr. Emst Momsen im Alter von 36 Jahren. -
Die Landesbauernschaft Schleswig-Holstein verliert in dem Verstorbenen,

den das Schicksal aus seiner Arbeit im besten Lebensalter herausgerissen
hat, einen tatkräftigen und energischen Beamten. Er war allen Mitarbeitern
ein lieber und treuer Kamerad und allen innerhalb und außerhalb der Pro-

vinz angesetzten schleswig-holsteinischen Siedlern ein treuer Berater. Wir
werden sein Andenken in Ehren halten!"155

Emst Momsens früher Tod war ein Schicksalsschlag für die junge Fami-
lie. Ein anderer Schlag traf vier Wochen später das ganze deutsche Volk,
als Hitler am 1. 9. 1939 den Zweiten Weltkrieg begann. Die Männer, die
von einer Neubauernstelle geträumt hatten, wurden jetzt zur Wehrmacht
eingezogen. Dasselbe Los traf einen Teil der Mitarbeiter des Reichsnähr-

stands, der Siedlungsunternehmen und der Siedlungsbehörden. Die Sach-
bearbeiter im Reichsnährstand, die unabkömmlich waren, mussten sich

nun auf Kriegsarbeitspläne umstellen. Priorität hatte fortan die Emäh-
rungswirtschaft.

152 Nachlass Julius Momsen, Erinnerungen an Emst, Brief Emst Momsen 26. 7. 1939.
153 Ebd, Briefe Elisabeth Momsen Juli u. August 1939.

154 Die Epidemie der übertragbaren Kinderlähmung 1939 in Schleswig-Holstein, S. 12-13.

155 Wochenblatt 6 (1939), S. 1232.
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Da die Akten des Reichsnährstands Kiel nur bruchstückhaft erhalten

sind, kann man erst aus einem Geschäftsverteilungsplan vom 1. 4. 1940 er-
sehen, wer Momsens Nachfolger als Leiter der Abteilung I F geworden ist:
Landwirtschaftsrat Karl Borgmann, der bis dahin Unterabteilungsleiter in
der Abteilung II C Landbau gewesen war. 156

Die Siedlungsergebnisse des Jahres 1939 wurden nicht mehr im Wo-
chenblatt der Landesbauernschaft Schleswig-Holstein veröffentlicht. Daher
muss man auf die Siedlungsstatistik des Statistischen Reichsamts zurück-
greifen, wenn man den Fortgang der Siedlung in Schleswig-Holstein er-
kennen will (vgl. die Tabelle im Anhang). Diese Statistik zeigt, dass sich
der Siedlungsrückgang fortsetzte. Die Zahl der Neusiedlerstellen in
Schleswig-Holstein sank von 105 im Jahr 1938 auf 54 im Jahr 1939 und wei-
ter auf 35 im Jahr 1940. Mit dem Berichtsjahr 1941 bricht die Reichsstatistik

kriegsbedingt ab.

Zusammenfassung

Die nationalsozialistische Regierung übernahm 1933 das Siedlungspro-

gramm der Weimarer Republik. Sie machte die landwirtschaftliche Sied-
lung, die jetzt amtlich „Neubildung deutschen Bauerntums" hieß, von ei-
ner Ländersache zu einer Sache des Reichs, um Einfluss auf die Auswahl

und Ansetzung der Bewerber zu erlangen. Neben die bisherigen Voraus-
setzungen - berufliche Qualifikation und finanzielle Selbstbeteiligung der
Bewerber - traten jetzt Forderungen, die sich aus der Ideologie und dem
Herrschaftsanspruch des NS-Systems ergaben: medizinische und erbbiolo-
gische Gesundheit, rassische Reinheit und politische Zuverlässigkeit. Die
Siedlerauswahl und Siedlervermittlung waren Aufgaben des Reichsnähr-
stands, der neu geschaffenen Körperschaft zur Lenkung des gesamten Ag-
rarsektors.

Die Siedlungsabteilung im Reichsnährstand Kiel wurde dem Diplom-
landwirt und bisherigen Siedlerberater Emst Momsen übertragen. Seine
Hauptaufgabe war die Auswahl der Bewerber. Bei der Vermittlung bzw.
Ansetzung der Siedler war er an den Willen seines Vorgesetzten, des Lan-
desobmanns und überzeugten Nationalsozialisten Martin Matthiessen ge-
bunden. Matthiessen sorgte (nachweislich bis 1936) dafür, dass bei der

Vergabe der Siedlerstellen in Schleswig-Holstein NSDAP-Mitglieder be-
vorzugt wurden. Die Schwerpunkte der landwirtschaftlichen Siedlung la-

ngen im Gütergebiet des östlichen Schleswig-Holstein (Beispiel Gut Seedorf)
und in den neu eingedeichten Kögen an der Nordseeküste (Beispiel Diek-
sanderkoog). Da die Zahl der Bewerber immer größer war als die Zahl der

156 LASH, Abt. 380, Nr. 267.
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fertiggestellten Siedlerstellen, bemühte sich Momsen, schleswig-holsteini-
sche Siedler auch nach Mecklenburg und Vorpommern zu vermitteln.

Momsen hat die Arbeitsergebnisse seiner Abteilung am Ende jedes Jah-
res aufbereitet und veröffentlicht. Die Hauptergebnisse der Siedlerauswahl

und Siedleransetzung werden in den Tabellen des Aufsatzes mitgeteilt.
Nach dem zahlenmäßigen Tiefpunkt 1933 erreichte die Siedlung in den
Jahren 1934 und 1935 ihren höchsten Stand, geriet aber 1936-1939 zuneh-
mend unter Druck, hauptsächlich weil der Landbedarf der Wehrmacht den
Preis des landwirtschaftlichen Bodens verteuerte. In den fünf Jahren 1934-

1938 erhielten 1.605 Siedler eine Stelle in Schleswig-Holstein, außerdem
ließen sich 310 Schleswig-Holsteiner auf eine Stelle in Ostdeutschland

vermitteln (West-Ost-Siedlung). Momsens Zahlen unterscheiden sich von
den Zahlen der Siedlungsstatistik des Statistischen Reichsamts, da er die

angesetzten Siedler (Menschen) zählte, das Reichsamt dagegen die fertig-
gestellten Siedlungen (Bauernhöfe).

Wenn man die Siedlungstätigkeit in den Friedensjahren der NS-Herr-

schaft bewerten will, kommt man zu folgendem Zahlenbild. In Schleswig-
Holstein wurden 1933-1939 insgesamt 1.519 Neusiedlerstellen auf einer

Fläche von 23.559 ha Siedlungsland geschaffen (vgl. die Tab. im Anhang).
Das sind durchschnittlich 217 Stellen mit einer Fläche von 3.366 ha jährlich.
Damit erreichte die Siedlung in dieser Periode nur zwei Drittel der Leis-

tung der Jahre 1919-1932, als in Schleswig-Holstein im Durchschnitt jähr-
lich 339 Stellen auf 4.557 ha Fläche geschaffen wurden. Die landwirtschaft-

liche Siedlung der NS-Zeit blieb also deutlich hinter derjenigen der Wei-

marer Republik zurück. Zu dem gleichen Ergebnis ist F.-W. Henning für
das Deutsche Reich im Ganzen gekommen. 157

Anhang

Tab. 4 (folgende Seite): Die landwirtschaftliche Siedlung in Schleswig-Holstein1919-1941 in Zahlen.

157 Henning, Landwirtschaft und ländliche Gesellschaft in Deutschland, Bd. 2, S. 215.
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Jahr Neusiedlerstellen Anlieger: Landzulage

Anzahl Fläche (ha) Anzahl Fläche (ha)

1919 147 2.183 54 253

1920 317 4.228 81 266

1921 222 2.012 47 210

1922 222 2.855 51 154

1923 209 3.118 60 149

1924 214 1.247 56 156

1925 105 1.300 22 47

1926 215 2.450 34 112

1927 398 5.969 19 55

1928 466 7.269 26 73

1929 515 8.182 53 161

1930 657 9.599 28 65

1931 575 7.264 44 176

1932 481 6.127 136 431

1933 201 2.668 107 402

1934 391 6.044 186 878

1935 418 7.244 288 1.107

1936 198 2.548 77 265

1937 152 2.409 129 460

1938 105 1.586 92 352

1939 54 1.060 101 358

1940 35 718 258 994

1941 37 1.194 69 311

Quelle: Beiträge zur historischen Statistik Schleswig-Holsteins, S. 92.
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Der Kieler Werftdirektor a. D. Albert Schrödter

als Zeuge im Nürnberger Krupp-Prozess 1947/48

Von Kai Detlev Sievers

Zu den 148 im Krupp-Prozess 1947/48 von der Verteidigung benannten
Entlastungszeugen1 gehörte auch der ehemalige Vorstandsvorsitzende und
Kaufmännische Direktor der Fried. Krupp Germaniawerft A. G. in Kiel-
Gaarden Albert Schrödter (1883-1964). Er war 1926 in den Vorstand der

Werft eingetreten und dort bis 1943 tätig gewesen. 2 Bis zu diesem Zeit-
punkt war er mit allen Vorgängen in der Werft vertraut und hatte beruflich
auch mit wichtigen Persönlichkeiten des Krupp-Konzerns zu tun gehabt.
Schrödter war jedoch niemals ein Anhänger des Nationalsozialismus ge-
wesen. Nach seiner Aussage in seinem Entnazifizierungsverfahren hatte
sich nach der Machtergreifung zwischen ihm und der Partei sogar ein
ernsthafter Konflikt ergeben, als er sich als Vorstandsmitglied der Germa-
niawerft weigerte, die Hakenkreuzfahne auf dem Werftgelände zu hissen,
was dann aber doch gewaltsam gegen seinen Willen geschehen sei. Auf
sich allein gestellt sei er den „widerwärtigsten Anfeindungen seitens der
NSDAP ausgesetzt" gewesen, die ihn jahrelang geschäftlich und privat auf
Schritt und Tritt habe überwachen lassen. Auch habe man im Betrieb in

übelster Weise Stimmung gegen ihn gemacht, um das bisherige gute Ver-
hältnis zur Belegschaft zu trüben. Seitens der Partei sei vom Aufsichtsrat
seine Abberufung gefordert worden, und man habe ihm mit KZ gedroht.
Schließlich sei im Spätsommer 1937 der Kieler Kreisleiter im Auftrage des
Gauleiters bei ihm erschienen, um die Frage seiner Parteimitgliedschaft
endgültig zu klären. Unter diesem Druck sei er 1937 in die Partei eingetre-
ten. Da die Einflussnahme der Partei für ihn auch weiterhin unerträglich
gewesen sei, habe er 1943 seinen Posten als Werkleiter der Germaniawerft

1 Priemel/Stiller, NMT, Teil 3, S. 783.
2 Die Unterlagen zu Albert Schrödters Auftreten im Nürnberger Krupp-Prozess stell-

te mir sein Enkel Rechtsanwalt Sven Schrödter, Hamburg, freundlicherweise zur
Verfügung. Zu Albert Schrödters Werdegang vgl. Sievers, Albert Schrödter (1883-
1964), S. 45-47.
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aufgegeben.3 Leumundszeugnisse bestätigten seine systemablehnende
Haltung während des Dritten Reiches.4

Inzwischen war 1945 in Nürnberg der Prozess gegen die Hauptkriegs-
verbrecher des Dritten Reiches eröffnet und 1946 abgeschlossen worden.

Anschließend liefen vom November 1947 bis Juli 1948 in Nürnberg US-
amerikanische Nachfolgeprozesse vor dem Militärgerichtshof III, in denen
Eigentümern und Managern von drei deutschen Großbetrieben wirt-
schaftsstrafrechtliche Verbrechen vorgeworfen wurden. Die Verfahren wa-
ren gegen den Flick-Konzern,5 die I. G. Farben6 und gegen den Kruppkon-
zern7 gerichtet. Im „Fall 10" wurde gegen den Inhaber des Krupp-Kon-
zerns Alfried Krupp von Bohlen und Halbach und 19 seiner leitenden An-
gestellten wegen Verbrechen gegen den Frieden und die Menschlichkeit er-
mittelt. Schon am 19. Juni 1945 war Alfried Krupp verhaftet worden. Aber
es sollte noch mehr als zwei Jahre dauern, bis am 1. Juli 1947 gegen ihn
und elf Krupp-Direktoren vor dem amerikanischen Militärtribunal Ankla-
ge erhoben wurde.8

Bereits am 12. November 1945 hatte der amerikanische Chefankläger
Robert H. Jackson vor dem Internationalen Militärgerichtshof in Nürnberg
einen scharfen Angriff auf den Eigentümer des Krupp-Konzerns und des-
sen Management gerichtet und dazu ausgeführt: „Vier Generationen der
Familie Krupp besaßen und betrieben die großen Rüstungs- und Muni-
tionsanlagen, welche die Hauptquelle der deutschen Kriegsrüstung gewe-
sen [sind]. Seit über 130 Jahren bildet diese Familie den Brennpunkt, ist
Symbol und Nutznießer der unheilvollen Kräfte, die den Frieden Europas
bedrohten. [...] Die Interessen der Gerechtigkeit können nicht wahrge-
nommen werden, ohne den Menschen Gerechtigkeit widerfahren zu las-
sen, die vier Generationen lang durch Krupps Munition und Krupps Rüs-
tung ums Leben kamen oder deren Leben hierdurch bedroht gewesen ist,
ebenso wie den zukünftigen Generationen, die sich nicht so lange sicher
fühlen können, als solche Leute einer Verurteilung entgehen." 9

Das von 1947 bis 1948 dauernde Verfahren im Krupp-Prozess war in-
dessen alles andere als fair. Zunächst sollte allein der Firmeninhaber Gus-

tav Krupp von Bohlen und Halbach (1870-1950) angeklagt werden. Auf-
grund seiner unheilbaren Krankheit war das jedoch nicht möglich. Nun
beantragte der amerikanische Anklagevertreter Telford Taylor, den Sohn
Alfried Krupp von Bohlen und Halbach (1907-1967) vor Gericht zu stellen.

3 Entnazifizierungsakte Albert Schrödter, LASH, Abt. 2003.1, Nr. 6322.
4 Ebd.

5 Jung, Die Rechtsprobleme der Nürnberger Prozesse.
6 Jeßberger, Von den Ursprüngen eines „Wirtschaftsvölkerstrafrechts", S. 924-992.
7 Priemei, Der Sonderweg vor Gericht, S. 391-426.
8 Vgl. James, Krupp, S. 229.
9 Zitat nach Priemei, Tradition und Notstand, S. 438.
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Abb. 1.: Albert Schrödter in den 1930er Jahren (Foto Privatbesitz).

Daraufhin zogen sich die britischen Kollegen von dem Verfahren zurück,
das nunmehr allein in amerikanischen Händen lag. Das amerikanische Mi-
litärtribunal war mit amerikanischen Provinzrichtern besetzt und führte

die Verhandlungen nach amerikanischem Recht und den Regeln der US-
Prozessordnung durch. Als Alfried Krupp von Bohlen und Halbach ver-
langte, ihm aus Fairnessgründen auch einen amerikanischen Rechtsanwalt
zur Seite zu stellen, wurde das vom Gericht aus Zeitgründen abgelehnt.
Man wollte einen möglichst kurzen Prozess durchführen. Aus diesem
Grund beschloss das Gericht im Januar 1948 auch, mehr als zwei Drittel

der Zeugen der Verteidigung nicht vor dem Tribunal, sondern vor beauf-
tragten Richtern („Commissioners") anzuhören.10

10 Abelshauser, Rüstungsschmiede der Nation?, S. 466f.
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Im Einzelnen umfasste die Anklage im Krupp-Prozess vier Punkte:

1. Vorbereitung und Führung eines Angriffskrieges,
2. Plünderung und Raub in besetzten Gebieten,

3. Verbrechen gegen die Menschlichkeit durch Verschleppung, Ausbeu-
tung und Mißbrauch zur Zwangsarbeit,

4. Rechtswidriger Einsatz von Kriegsgefangenen zur Rüstungsproduk-
tion. 11

Seit 1902 gehörte die Germaniawerft zum Krupp-Konzern. 12 Nachdem
sie während des Ersten Weltkriegs vor allem U-Boote gebaut hatte, geriet
sie durch die strengen Auflagen des Versailler Vertrages in immer größere
Schwierigkeiten. Zwar hatte man sich darum bemüht, neue Märkte zu er-

schließen und den Export von Maschinenanlagen zu fördern. Die Teilnah-
me am Reparaturgeschäft fiel dagegen wegen der abgelegenen geographi-
schen Lage der Werft an der Kieler Förde schwer. Seit 1925 schrieb die Ger-
maniawerft rote Zahlen in Höhe von 15,6 Millionen Mark. Die Weltwirt-
schaftskrise verschärfte die Situation derart, dass der Vorstandsvorsitzende

der Werft Albert Schrödter meinte, man müsse „die Frage ernstlich erwä-
gen, ob die Verluste der Germaniawerft auf die Dauer zu tragen wären."13
Lediglich die Bedenken des Werftdirektors und Vorstandsvorsitzenden Al-

bert Schrödter, dass, „praktisch die Lage sich so gestalten dürfte, daß bei
Fortführung des Betriebes sich keine ungünstigeren Resultate ergeben
würden als bei Stillegung [...]"14 verhinderte 1932 die Schließung der
Werft. Die Lage stabilisierte sich erst, als die Germaniawerft im August
und November 1934 den Zuschlag für den Bau von sechs kleinen U-Booten
und fünf Zerstörern erhielt. 15 Während des Zweiten Weltkriegs war sie
dann mit dem Bau von Kriegsschiffen voll in das Programm der Rüstung
eingebunden.

Nach dem Ende des Krieges wurde Albert Schrödter wegen seiner lang-
jährigen Zugehörigkeit zur Germaniawerft in führender Position Zeuge im
Krupp-Prozess. Dabei wurde er zu zwei der vier Anklagepunkte vernom-
men: 1. Vorbereitung und Führung eines Angriffskrieges und 4. Rechts-
widriger Einsatz von Kriegsgefangenen in der Rüstungsproduktion.

Bereits 1946 war Albert Schrödter an seinem Wohnort Uhrendorf in der

holsteinischen Wilstermarsch vom englischen Secret Service befragt wor-

11 Vgl. Priemei, Der Sonderweg vor Gericht, S. 391-426. - Vgl. ferner Weinke, Die
Nürnberger Prozesse.

12 Ostersehlte, Schiffbau in Kiel, S. 86.
13 Abelshauser, Rüstungsschmiede der Nation?, S. 274.
14 Sekretariat Gustav von Bohlen und Halbach: Schrödter an Gustav Krupp von Boh-

len und Halbach am 2. September 1932. In: Historisches Archiv Krupp, Essen.
15 Abelshauser, Rüstungsschmiede der Nation?, S. 278.
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den. 16 Das ergibt sich aus einem Dokument von drei Schreibmaschinensei-
ten mit der Überschrift „Antworten auf die Fragen des mir am 16. Oktober
1947 ausgehändigten Fragebogens". Die ihm vorgelegten Fragen lassen
sich nur aus den Antworten erschließen, die er gegeben hat. Demnach ging
es um Aussagen zu seiner Person, zu seinen Beschäftigungsverhältnissen,
seinen Mitgliedschaften in Fachorganisationen und seinen leitenden Tätig-
keiten in diesen Organisationen, zu seinen Aufenthalten im europäischen
Ausland, zu seiner Mitgliedschaft in der NSDAP und anderen nationalso-
zialistischen Organisationen, zu seinen Besuchen von Parteitagen usw. so-
wie zu seiner beruflichen Tätigkeit in der Germaniawerft.

Das zweite Dokument umfasst eine siebenseitige „Erklärung unter Eid"
vom 16. Oktober 1947. Sie war von Schrödter vor einem Zivilangestellten
des „Office of Chief of Counsel for War Crimes, U.S. War Department"
(Amt des Chefanklägers für Kriegsverbrechen, US-Kriegsministerium) auf
der Germaniawerft in Kiel abgegeben worden. 17 Darin nahm er zu mehre-
ren Themen Stellung.

Zunächst ging es um die Vorbereitung eines Angriffskrieges. Im Teil V
Abschnitt II des Versailler Vertrages von 1919 hatte es in Artikel 181 „Be-
stimmungen über die Seemacht" Deutschlands18 geheißen: „Es darf kein
Unterwasserfahrzeug darunter sein." Alle Unterseeboote, Hebeschiffe und
Docks für Unterseeboote waren auszuliefern. Die im Bau befindlichen Un-

terseeboote mussten vernichtet werden. In Artikel 191 hieß es: „Der Bau

und der Erwerb aller Unterwasserfahrzeuge, selbst zu Handelszwecken, ist
in Deutschland untersagt." Trotz dieser Verbote wurde insgeheim schon
frühzeitig mit dem Aufbau einer neuen U-Bootwaffe begonnen. 19 So ver-
kaufte die Germaniawerft 1920 Projektzeichnungen an Japan und ließ dort,
z. T. unter Aufsicht und persönlicher Leitung des früheren Chefkonstruk-
teurs der Germaniawerft, ein U-Boot bauen. 1922 entstand in Den Haag in
Holland ein deutsches U-Boot-Konstruktionsbüro mit etwa 30 Ingenieuren
und Konstrukteuren unter dem Decknamen „NV Ingenieurskantoor vor

Scheepsbouw" („I. v. S.") für den U-Bootbau. Das „I. v. S." war von der
Germaniawerft, der Vulkanwerft und der Deschimag („Deutsche Schiff-
und Maschinenbau Aktiengesellschaft") gegründet worden. 20 Hier wurde
zunächst je ein Boot für die Türkei und für Finnland gebaut. Beteiligt da-
ran waren deutsche Marineberater. Auch die Probefahrten fanden unter

16 Antworten auf die Fragen des mir am 16. Oktober 1947 ausgehändigten Fragebo-
gens. In: Albert Schrödters Nachlass, S. 1.

17 Erklärung unter Eid (16. 10. 1947), 7-seitiges maschinenschriftliches Schriftstück. In:
Albert Schrödters Nachlass, S. 1.

18 Treue/Möller/Rahn, Deutsche Marinerüstung 1919-1942, S. 139-149.
19 Die folgenden Angaben bei Treue/Möller/Rahn, Deutsche Marinerüstung 1919-

1942, S. 239f. - Vgl. dazu auch Nolte, „...mit Abstand zu sterben verstehen", S. 36-
38.

20 Vgl. Kuckuk/Roder, Von der Dampfbarkasse zum Containerschiff.
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deutscher Leitung statt. Dabei konnten deutsche See- und Ingenieuroffizie-
re praktische Erfahrungen sammeln. In dem holländischen Konstruktions-
büro des „I. v. S." wurde ferner 1927/28 unter deutscher Leitung ein U-Boot
für Spanien gebaut. 1934 kamen die ersten sieben Konstrukteure des „I. v.
S." in die Germaniawerft. Inzwischen waren unter dem Tarnnamen

„Gruppe 950" die Hellinge für die Aufnahme von drei U-Booten und ihren
Zusammenbau vorbereitet worden.21 Alles das blieb den Alliierten nicht

verborgen. Der französische Geheimdienst teilte seine Beobachtungen den
Briten mitz dass auf der Germaniawerft heimlich fünf U-Boote von 250

Tonnen gebaut würden. Tatsächlich lieferte die Werft zwischen Juli 1935
und Ende 1936 achtzehn U-Boote an die Marine.22

Zu diesen Vorgängen wurde Albert Schrödter als Zeuge in Nürnberg
befragt. Er sagte dazu aus, dass ihm von dem Vorstandsmitglied Dr. Re-
genbogen23 schon bei seinem Eintritt in die Germaniawerft die Existenz
des „I. v. S." in Holland mitgeteilt und ihm dazu als „Geheime Sache" ein

versiegelter Briefumschlag mit der Aufschrift „Ganz geheim" ausgehän-
digt worden sei.24 Ihm sei rasch klar geworden, dass die Germaniawerft
eine führende Rolle im „I. v. S." innegehabt habe. Dabei sei die Politik im
Aufsichtsrat jedoch von der Marine bestimmt worden, bis diese 1934/36
aus dem „I. v. S." ausschied. Danach hätten die Germaniawerft und die

„Deutsche Schiffs- und Maschinenbau Aktiengesellschaft" je 50 % der Ak-
tien gehalten. Um 1932 oder 1934 habe er selbst den Vorsitz im Aufsichtsrat
des „I. v. S." übernommen und ihn bis zu seinem beruflichen Ausscheiden

1943 beibehalten. Über den Beginn des U-Boot-Baues auf der Germania-
werft in Kiel-Gaarden berichtete Albert Schrödter: „Eines Tages wurde mir
in Kiel gesagt, dass Herren von der Marine hier gewesen wären und zwar
die damaligen Oberbauräte [Friedrich] Schürer [1881-1948]25 und [Fritz]

Bröking 26 Die Herren hatten hier die Mitteilung gemacht, dass die Ger-

21 Abelshauser, Rüstungsschmiede der Nation?, S. 282.
22 Ebd.,S. 282f.

23 Dr. Ing. Konrad Regenbogen war Maschinenbaudirektor auf der Germaniawerft,
vgl. Jahrbuch der Schiffbautechnischen Gesellschaft 26 (1925), S. 29. - Vgl. ferner
Keßler, Zur Geschichte des Managements bei Krupp, S. 156.

24 Erklärung unter Eid (16. 10. 1947). In: Albert Schrödters Nachlass, S. 2.
25 Friedrich Schürer, Dr. Ing. h. c., war zunächst Marinebaurat und stieg bis zum Mi-

nisterialdirektor im Rang eines Vizeadmirals auf. Er war maßgeblich an der U-Boot-
Entwicklung in Deutschland beteiligt. Vom Oktober 1939 bis Januar 1944 war er
Chef der Abteilung Gesamtentwurf und Schiffbau im Hauptamt Kriegsschiffbau
des Oberkommandos der Marine. 1944 wurde er mit dem Ritterkreuz des Kriegs-
verdienstkreuzes mit Schwertern ausgezeichnet. Im Dezember 1944 wurde er in
den Ruhestand versetzt, vgl. Witthöft, Lexikon zur deutschen Marine-Geschichte,
Bd. 2, S. 67.

26 Fritz Bröking entwickelte mit anderen Ingenieuren 1944 ein einfaches, konventio-
nelles U-Boot, das als „Elektroboot" (Typ XXI) ohne aufzutauchen von Deutschland
aus bis nach Japan fahren konnte. Das hätte zu einer grundlegenden Umwälzung in
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maniawerft wieder zum U-Boots-Bau herangezogen werden sollte, und sie
müsste sich ein Konstruktionsbüro dafür einrichten (Ich nehme an, dass

dies im Jahre 1934 gewesen ist.). Es wurde von der Marine gesagt, dass in
Holland vom ,1. v. S.' die Konstruktionen und die Ausführungen soweit
gediehen seien, dass zur Vorbereitung des Baues das Material hierher ge-
liefert werden würde und die Germaniawerft sollte dann die Boote zu-

sammenbauen. [Diese Boote gleicher Art waren, wie ich später feststellte,
auch auf den Deutschen Werken im Bau].27 Dann ist der U-Boots-Bau hier

fortgeschritten. Die Germaniawerft bekam später zur Fortsetzung der Auf-
träge die Zeichnungen von den Deutschen Werken. Dann erst war die
Germaniawerft so weit, dass sie selbst Personal hatte und auch selbst arbei-

ten konnte."28 So lange wie Schrödter Aufsichtsratsvorsitzender des „I. v.
S." war, erhielt er von dort regelmäßig Berichte und gab diese nach Essen
an die Konzernleitung weiter.

Einen weiteren Schritt, die Versailler Bestimmungen zu unterlaufen,
habe die Marine unternommen, ohne dass sie das „I. v. S." darüber ins Bild

gesetzt hätte, als sie in Spanien ein U-Boot bauen ließ. Angeblich, habe es
geheißen, werde das Schiff für die spanische Marine hergestellt. Die vom
„I. v. S." dafür geleisteten Arbeiten, so erklärte Schrödter, habe die deut-
sche Marine bezahlt. Und die Probefahrten mit dem Boot seien von Ange-

hörigen der deutschen Marine durchgeführt worden. Uber diese Vorgänge
wurde er nicht schriftlich, sondern nur mündlich informiert, und er habe
darüber auch an die Konzernzentrale in Essen berichtet. Im „I. v. S." hätten

auch [zwölf] 29 leitende Angestellte der Germaniawerft gearbeitet, die die
gleichen Rechte besaßen wie Angestellte der Werft.30

Der erste Auftrag für den [ZusammenJBau31 von sechs U-Booten habe
die Germaniawerft 1934 im Rahmen des Vierjahresplanes erhalten. Dieser

folgte der Autarkieideologie, dass allein die wirtschaftliche und politische
Unabhängigkeit Ausdruck nationaler Souveränität war. 32 Die Expansion
der Rüstung sollte aber letztlich zu einer wehrwirtschaftlichen Überlegen-
heit über die potentiellen Gegner führen. Dem Vierjahresplan zufolge, so

den Begriffen der Seekriegsführung führen können, wenn es rasch in Serie gegan¬
gen wäre und die Voraussetzungen für Aufklärung, Ausbildung des Personals und
Schutz der Liegeplätze vorhanden gewesen wären. Das war aber im Februar 1945
nicht mehr möglich, vgl. Salewski, Die deutsche Seekriegsleitung, Bd. II (1942-1945),
S. 503 u. S. 525f.

27 Diese Zeilen sind später im Text mit dem Bleistift gestrichen worden.
28 Erklärung unter Eid (16.10.1947). In: Albert Schrödters Nachlass, S. 3.
29 Bleistiftnotiz in der Erklärung unter Eid (16. 10. 1947). In: Albert Schrödters Nach-

lass, S. 4.
30 Erklärung unter Eid (16.10.1947). In: Albert Schrödters Nachlass, S. 4.
31 Bleistiftnotiz in der Erklärung unter Eid (16. 10. 1947). In: Albert Schrödters Nach-

lass, S. 4.
32 Petzina, Autarkiepolitik im Dritten Reich, S. 9.
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Albert Schrödter, sollte für die Marine alle drei Monate je ein U-Boot ge-
baut werden. Später seien die Ablieferungszwischenräume auf drei Wo-
chen je Boot verkürzt worden. Daraufhin, so Schrödter, habe er dem Ober-

baurat [Friedrich] Schürer gegenüber das Bedenken geäußert, dass dies
[unter dem Versailler Vertrag] 33 nicht zulässig sei. Es sei ihm dazu gesagt
worden, dass dafür die Regierung die Verantwortung trage. Ebenso erfolg-
los verlief ein Gespräch Schrödters mit Wilhelm Buschfeld (1873-1936), ei-

nem Mann von langer praktischer Berufserfahrung im Krupp-Konzern.34
Dieser war bereits 1910 Direktor der Germaniawerft geworden, hatte 1923
den stellvertretenden Vorsitz im Vorstand und Aufsichtsrat des Unterneh-

mens übernommen und leitete den Geschäftsbereich Finanzverwaltung,
später auch den des „Allgemeinen Maschinenbaues" innerhalb der Werft.

Buschfeld habe angegeben, die Angelegenheit mit Herrn [Gustav] Krupp
von Bohlen und Halbach besprochen zu haben. Auch dieser habe es bei der

neuen Regelung (Forcierung des U-Bootbaues) belassen. Demgegenüber
vertrat Schrödter eine gänzlich andere Auffassung. Als er dem Konzern-
chef 1932 vorgeschlagen habe , die Germaniawerft wegen mangelnder Auf-
träge von Kiel zur „Deutschen Schiff- und Maschinenbau Aktiengesell-
schaft" nach Bremen zu verlegen, lehnte Gustav Krupp von Bohlen und
Halbach das ab „mit dem Bemerken, dass [die Marine]35 dafür sorgen
würde, dass die Germaniawerft Beschäftigung bekäme".36

Ein weiterer Verstoß gegen die Bestimmungen des Versailler Vertrages,
das Deutsche Reich dürfe keine U-Boote bauen und besitzen, ergab sich
1932, als die Reichsregierung der Germaniawerft den Auftrag erteilte, das
Hilfsschiff „Saar" nach den Vorschriften des „Germanischen Lloyd" und
nicht nach denen der Marine zu bauen. Das Gegenteil jedoch geschah, und
die „Saar", die im April 1934 vom Stapel lief, wurde das erste U-Boot der
Kriegsmarine und diente ab Oktober des Jahres der Ausbildung von U-
Boot-Offizieren.37 Schrödter erklärte dazu: „Wir waren an den Konzern ge-
bunden und mussten auch nach dessen Anweisungen arbeiten. So bekam
ich oft Anweisungen von Essen, die ich selbst nicht wollte. Wenn Herr

Gustav von Bohlen in Kiel war, gab er mir persönliche Anweisungen, die
er später von Herrn Buschfeld bestätigen liess".38

Dennoch, so sagte Schrödter aus, sei die Leitung der Germaniawerft in
ihren Entscheidungen weitgehend selbständig gewesen. Die Tätigkeit der

33 Bleistiftnotiz in der Erklärung unter Eid (16. 10. 1947). In: Albert Schrödters Nach-
lass, S. 4.

34 Keßler, Zur Geschichte des Managements bei Krupp, S. 156, S. 164, S. 171 u. S. 174f.
35 Bleistiftnotiz in der Erklärung unter Eid (16. 10. 1947). In: Albert Schrödters Nach-

lass, S. 5.

36 Erklärung unter Eid (16. 10.1947). In: Albert Schrödters Nachlass, S. 5.
37 Vgl. Breyer, Spezial- und Sonderschiffe der Kriegsmarine (I) Marine Arsenal, Bd. 30.
38 Erklärung unter Eid (16. 10. 1947). In: Albert Schrödters Nachlass, S. 5.
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Werft habe man in Essen nicht [im Einzelnen] kontrolliert, vielmehr die

Verantwortung dafür der Werft selbst überlassen. Sofern jedoch ein neues
Bauprogramm für Schiffe aufgelegt werden sollte, musste in Essen eine
Einwilligung eingeholt werden. Auch die Übernahme von neuen Aufträ-
gen, die Abwicklung von Finanzgeschäften und die Einstellung von leiten-
den Angestellten mit einem Gehalt von mehr als 10.000 RM mussten von
der Konzernleitung genehmigt werden. Allmonatlich war dort eine Bilanz
einzureichen, dazu ein Tätigkeitsbericht über den Verlauf des Berichtsmo-
nats, über die erfüllten Aufträge und die Herausgabe neuer Angebote.
Schließlich waren besondere Fälle mit dem Konzern zu besprechen. Mit

Regierungsvertretern hätten Gespräche über die Annahme neuer Aufträge
stattgefunden, wenn diese als Staatsverträge in deren Verantwortung lagen
(„Versailler Vertrag: Flottenabkommen")-39

Des Weiteren wurde Albert Schrödter wegen des Punktes 4 der Anklage

befragt. Er betraf Verbrechen gegen die Beschäftigung von Kriegsgefange-
nen in der Rüstungsindustrie. Denn diese war nach der Genfer Konvention
vom 27. Juli 1929 über die Behandlung von Kriegsgefangenen untersagt. 40
Aus der Aussage, die Albert Schrödter dazu machte, wird die Gewichts-
verteilung bei der Entscheidung über eine solche gravierende Angelegen-
heit deutlich. Er führte nämlich dazu aus: „Ich habe auch Fragen mit Herrn
[Ewald] Löser [1887-1970] behandelt, wie z. B. die Legalität des Gebrauchs

von Kriegsgefangenen in der Produktion von Kriegserzeugnissen. Es wur-
de darauf Wert gelegt, dass man sich nach der Handhabung in Essen rich-
tete. Herr Löser hat mir gesagt, dass wir die Kriegsgefangenen so behan-
deln sollen, wie es in Essen und [in] anderen Firmen des Konzerns geschah

und man sollte die Frage der Legalität beiseite legen. Leider war es so, dass
sich Herr A[lfried], von Bohlen Herrn Löser gegenüber nicht durchzuset-
zen vermochte bzw. konnte und überliess er daher Herrn Löser die Ent-

scheidung. Herr Löser wollte gerne der führende Mann im Direktorium
sein."41 Schrödter fügte ergänzend hinzu: „In Besprechungen mit mir über
die Germaniawerft waren beide Herren zugegen [Alfried Krupp u. Ewald

Loeser], in besonderen und allgemeinen Fragen, die die Germaniawerft be-
trafen, war ich mit Herrn Alfried Krupp und Herrn Loeser zusammen in

Sitzungen und ich bemerkte, dass Herr Loeser sich meistenteils durchsetz-
te. Das war während des Krieges. Später, mit dem Fortschritt des Krieges,
musste eine strenge Handhabung im Konzern herrschen und deswegen
haben wir häufiger Sitzungen gehabt. Herr Alfried Krupp, Herr Loeser

39 Bleistiftnotiz in der Erklärung unter Eid, ebd., S. 6. - Das deutsch-britische Flotten-
abkommen von 1935 erlaubte der deutschen Marine ihre Stärke auf 35 % der briti-
schen zu erhöhen, vgl. Wiggershaus, Der deutsch-englische Flottenvertrag.

40 Vgl. Hasse/Müller/Schneider, Humanitäres Völkerrecht.
41 Erklärung unter Eid (16.10. 1947). In: Albert Schrödters Nachlass, S. 4.
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und Herr Girod42 haben mir gesagt, dass die Legalität ausländischer Arbei-
ter bei Kriegsarbeit nicht besprochen werden sollte."43 Diesen Aussagen
Schrödters zufolge hat er selbst die Mitarbeit von Kriegsgefangenen auf
der Germaniawerft für nicht rechtmäßig erachtet. Sie wurde jedoch offen-
bar von den leitenden Kräften im Konzern stillschweigend geduldet.

Aus Albert Schrödters Ausführungen wird ferner die führende Rolle
des im Krupp-Prozess Mitangeklagten Ewald Loeser44 im Konzern deut-
lich. Loeser war Jurist und hatte seit dem 1. Oktober 1937 als Direktor die

Leitung der allgemeinen Verwaltung inne. Gleichzeitig war er Vorstands-
mitglied der „Fried. Krupp AG". 1941 wurde er sogar in den engeren Vor-
stand berufen. Die Tragik seines späteren Schicksals lag darin, dass er 1943
von Goerdeler in die Umsturzpläne gegen Adolf Hitler eingeweiht wurde
und als Kandidat für das Amt des Reichsfinanzministers gewonnen wer-
den konnte. Nach dem Scheitern des Putsches vom 20. Juli 1944 wurde er

vor dem Volksgerichtshof angeklagt, dann aber aufgrund einer von ihm
vorgetäuschten Erinnerungsschwäche in die Wittenauer Heilstätten ein-

gewiesen und überlebte so das Ende des Zweiten Weltkriegs. Bei Krupp
hatte er bereits im März 1943 gekündigt, nahm aber bis Ende des Jahres

noch einige Aufsichtsratsmandate in Tochtergesellschaften von Krupp
wahr. So gehörte er zu den Mitangeklagten im Krupp-Prozess.

Außer mit Alfried Krupp von Bohlen und Halbach und Ewald Loeser

hatte Albert Schrödter auch mit anderen Führungskräften des Krupp-
Konzerns zu tun. Dazu gehörte Max Ihn (1890-1983),45 der für Syndikats-
fragen der Germaniawerft zuständig war. Max Ihn hatte 1933 Prokura er-

halten, war 1938 stellvertretender Direktor und nur kurze Zeit vom April
bis Dezember 1943 stellvertretendes Vorstandsmitglied der Fried. Krupp
AG geworden. Er vertrat die Geschäftsbereiche Gefolgschaftswesen und
allgemeine Verwaltungen.

Kurz hat Albert Schrödter in seiner „Erklärung unter Eid" auch die
Frage der Beschäftigung von KZ-Häftlingen auf der Germaniawerft ange-
schnitten. Man habe das zwar beabsichtigt. Doch sei es nicht dazu gekom-men.

42 Hans Girod besaß seitl935 Handlungsvollmacht in der „Fried. Krupp AG", erhielt
1938 Prokura und stieg noch bis zum stellvertretenden Direktor auf, vgl. Keßler,
Zur Geschichte des Managements bei Krupp, S. 190, S. 194 u. S. 289.

43 Tatsächlich waren im September 1943 nur 97, im März 1944 155, im Juni 1944: 142,
im September 1944: 33, im Dezember 1944: 30 und im Februar 1945: 31 Kriegsge-
fangene auf der Germania-Werft tätig, vgl. Abelshauser, Rüstungsschmiede der Na-
tion?, Tabelle 3.10, S. 25 u. S. 26.

44 Kessler, Zur Geschichte des Managements bei Krupp, S. 171, S. 179, S. 267f., S. 295,S. 297 u. S. 300.

45 Ebd., S. 176, S. 181, S. 183, S. 186, S. 190 u. S. 288.
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Zur Frage der Plünderung und des Raubes in besetzten Gebieten (An-
klagepunkt 2 im Nürnberger Krupp-Prozess) erklärte er: „Die Germania-
werft hat keinerlei Interesse an den in Rußland besetzten Gebieten gehabt.
Ausserdem war sie nicht interessiert an Werften, die sich in anderen be-

setzten Ländern befanden".46 Im Übrigen konnte er darauf verweisen, dass
er selbst bereits am 30. September 1943 aus den Diensten der Germania-
werft ausgeschieden sei.

Ein weiteres, undatiertes Dokument steht vermutlich im Zusammen-

hang mit den mündlichen Aussagen, die Albert Schrödter 1948 als Zeuge
vor dem amerikanischen Militärgericht in Nürnberg gemacht hat und um-
fasst sieben maschinenschriftliche Seiten mit 36 Fragen. Auf dem Schrift-
stück befinden sich Bleistiftnotizen, auf deren Grundlage er sich offensicht-
lich in der Gerichtsverhandlung selbst oder vor einem Ausschuss oder ei-
ner Kommission des Gerichts geäußert hat. Darin ging es um die Rolle des
„Oberkommandos der Marine" (O. K. M.). Albert Schrödters Aussagen da-
zu unterstreichen die Dominanz des O. K. M. für die Germaniawerft. So

war es dort 1938 beim Stapellauf des Kreuzers „Prinz Eugen" zu einem Ek-
lat zwischen der Marine und der Chefin des Krupp-Konzerns Bertha

Krupp von Bohlen und Halbach gekommen, weil diese zum Taufakt nicht
unmittelbar zugelassen, d. h. ihr von Angehörigen der Kriegsmarine der
Zugang zur Taufkanzel verwehrt worden war. Die Frage, ob es zutreffe,
dass sich die Marine in der Germaniawerft „quasi als Hausherrin" gefühlt
und dort recht weitgehend hineinregiert habe, bestätigte Schrödter mit der
Bemerkung „durchaus". Daran anknüpfend wollte man wissen, ob das O.
K. M. einen starken Einfluss auf den Geschäftsablauf der Werft ausgeübt
habe. Schrödter antwortete darauf: „Ja.- Es bestimmte, was produziert wer-
den sollte, auch ohne auf die vorhandenen technischen Möglichkeiten
Rücksicht zu nehmen. [Es lenkte die Belegung der Werften nach Art und
Anzahl der Neubauten und Reparaturen].47 Ferner wollte man wissen, ob
das O. K. M. die Werft immer wieder veranlasst habe, ihre Friedensaufträ-

ge zugunsten der Rüstungsproduktion zurückzustellen. Dazu führte
Schrödter aus: „Andere als Marine Aufträge waren der Marine im Reichs-

kriegshafen Kiel ein Dom im Auge". Die Frage, ob das O. K. M. auch maß-
gebenden Einfluss auf die Erweiterungsbauten der Werftanlagen gehabt
und man den Eindruck habe gewinnen können, „dass das O. K. M. gera-
dezu diktatorisch in der Germaniawerft schaltete und waltete", beantwor-

tete Albert Schrödter mit dem Hinweis auf Fehlentscheidungen, zu denen

es dabei gekommen sei: „Der von der Marine geforderte und teilweise
,ausgeführte Ausbau der Werft für Großkampfschiffe war eine Fehldisposi-

46 Erklärung unter Eid (16.10.1947). In: Albert Schrödters Nachlass, S. 6.
47 Der Text in Klammern wurde von Schrödter durchgestrichen, vgl. Fragen an Herrn

Schroedter. In: Albert Schrödters Nachlass, S. 2.
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tion".48 Das Gericht wollte dazu wissen, ob sich in dieser Situation nicht

gelegentlich erhebliche Meinungsverschiedenheiten zwischen O. K. M.

und Germaniawerft ergeben hätten. Das bestätigte der Zeuge mit den Wor-
ten: „Das blieb nicht aus, sie [die Marine] griff sogar in den Personenkreis
der Werft ein".49 Admiral Heusinger v. Waldegg50 habe als Mitglied des
Aufsichtsrats manchmal bei diesen Zwistigkeiten vermittelt, um die Bezie-

hungen zwischen Marine und der Firma Krupp reibungsloser zu gestalten.
Bei besonderer Tragweite des Konflikts habe sich auch Dr. Gustav Krupp,
der Chef des Hauses Krupp, eingeschaltet.

Diese Aussage wurde im Wesentlichen von Admiral a. D. Emil Heusin-

ger v. Waldegg (1880-1966) selbst bestätigt. Als Vertrauensmann des O. K.
M. war er von Krupp als Moderator in den Aufsichtsrat der Germaniawerft
berufen worden und gehörte diesem in den Jahren von 1937 bis 1945 an. 51

In einer „Eidesstattlichen Versicherung" vom 13. Februar 194852 erklär-
te Heusinger v. Waldegg:

„Ich war in den Jahren von 1937 bis 1945 Mitglied des Aufsichtsrates
der Germania-Werft (G. W.). In dieser Eigenschaft lag es mir insbesondere
ob, die Verbindung zwischen der G. W. und dem Oberkommando der Ma-
rine (O. K. M.) zu pflegen.

Aus meiner damaligen Tätigkeit weiss ich, dass das Verhältnis zwi-
schen der G. W. und dem O. K. M. von Beginn der deutschen Wiederauf-
rüstung an, ausgesprochen schlecht war. Das O. K. M. erkannte zwar stets

gern an, dass die G. W. qualitätsmässig mit ihren Erzeugnissen an der
Spitze der deutschen Werften stand; es glaubte aber, dass die Werft men-

genmässig nicht das leiste, was ihrer Kapazität nach von ihr verlangt wer-
den könnte. Das O. K. M. führte dies auf 2 Gründe zurück:

Es bestand einmal bei dem O. K. M. der Eindruck, die G. W. sei be-

strebt, ihre Friedensproduktion den Rüstungsaufträgen voranzustellen. Es

gefiel dem O. K. M. nicht, dass die G. W. immer wieder Privataufträge he-reinnahm.

Zum andere liessen nach Ansicht des O. K. M. deshalb Arbeitsplanung
und Arbeitsintensität bei der G. W. zu wünschen übrig.

So ergaben sich häufig Meinungsverschiedenheiten zwischen O. K. M.

und G. W, weil das O. K. M. glaubte, die Kapazität der G. W. für seine
Aufgaben beanspruchen zu müssen. Das O. K. M. beklagte sich aus diesem

48 Fragen an Herrn Schrödter. In: Albert Schrödters Nachlass, S. 2.
49 Ebd.,S. 2.

50 Emil Heusinger v. Waldegg (1880-1966) trat seinen Dienst bei der Kaiserlichen Ma-
rine 1900 an, besuchte 1912 die Marine Akademie in Kiel, wurde 1914 Admiral-
stabsoffizier im Stab der Hochseeflotte, 1930 Konteradmiral und 1933 Vizeadmiral,
vgl. Degener, Wer ist's?, S. 670, u. James, Deutsche Legende und globales Unter-nehmen, S. 192.

51 Abelshauser, Rüstungsschmiede der Nation?, S. 345.
52 Sie befindet sich in Albert Schrödters Nachlass.
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Grunde verschiedentlich bei Herrn Dr. Gustav Krupp von Bohlen u. Hal-
bach über die ungenügenden Leistungen der G. W. Bei der Bereinigung
dieser Schwierigkeiten wurde ich von Herrn von Bohlen u. Halbach mehr-
fach herangezogen.

Das O. K. M. steuerte die Werften geradezu diktatorisch, d. h. es be-
stimmte die zu übernehmenden Aufträge und den zur Erledigung dieser
Aufgaben erforderlichen Ausbau der Werften. Die Werftleitungen hatten
dabei wenig zu sagen, sie hatten nur die Weisungen des O. K. M. auszu-
führen.

Die G. W. war stets ein Sorgenkind des Krupp-Konzerns; sie hat nach
1919 mindestens 20 Millionen Reichsmark Zuschuss zur Abdeckung der

Verluste gekostet, erst in den letzten Jahren erzielte sie einen bescheidenen
Gewinn."53 Des Weiteren wollte das Nürnberger Militärgericht wissen, wie
lange Zeit der Bau eines größeren Schiffes wie etwa eines Kreuzers in An-
spruch nahm. Schrödters Auskunft lautete, diese sei der beim Bau eines LJ-
Bootes vergleichbar gewesen. Da die Marine aber während der Bauzeit
immer wieder die Konstruktionspläne änderte, habe es drei Jahre gedau-
ert, bis ein Kleiner Kreuzer fertig gestellt war. Angesichts dessen vermutete
das Gericht, dass die Werft während einer so langen Bauzeit erhebliche Be-
triebsmittel in den Bau investieren musste, bevor sie vom Abnehmer die

Kosten wieder hereinbekam. Nach Schrödters Aussage wurde jedoch ein

bestimmter Abschlag für Kiellegung, Beplattung, 54 Stapellauf usw. vom
Auftraggeber, der Marine, gezahlt, so dass schon ein gewisser Teil der
Baukosten vorfinanziert war. Notfalls seien Kredite von der Essener Kon-

zernleitung beansprucht worden. Schrödter selbst musste deswegen öfter
in Essen verhandeln, wobei in erster Linie Dr. Loeser als Finanzchef des

Hauses Krupp daran beteiligt gewesen sei.
Ein ganz anderes Thema, welches das Nürnberger Militärgericht inte-

ressierte, war die Rolle des Aufsichtsrats der Germaniawerft. Dazu be-

merkte Schrödter, dieser sei kein „Parlament" gewesen. Das Haus Krupp
habe mit seinen Vorstandsmitgliedern vielmehr „eine große Familie" ge-
bildet, und unter dem Eindruck der Persönlichkeit Gustav Krupps seien

die Sitzungen „schlicht und sachlich" verlaufen. Die Entscheidungen seien
in der Regel schon vorher getroffen worden, d. h. „im Rahmen der den
betr. Herren der Konzernleitung erteilten Vollmachten". Im Übrigen habe
man im Vorstand satzungsgemäß entschieden.

Das Gericht wollte ferner wissen, ob die Germaniawerft in ihren ge-

schäftlichen Entscheidungen frei oder stark an die Weisungen aus Essen
.gebunden gewesen sei. Schrödter gab zwar eine „einheitliche Ausrichtung

53 Eidesstattliche Versicherung Emil Heusinger von Waldeggs. In: Albert Schrödters
Nachlass.

54 Gemeint sind die inneren Widerlager gegen den Dmck der äußeren Schiffsseiten,
vgl. Pietzker, Die Festigkeit von Schiffen, S. 26.
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im Konzern" zu, betonte jedoch, dass dabei „Anstand und Würde" gegol-
ten hätten. Im Übrigen sei der Einkauf benötigter Rohstoffe, von Halbfer-

tigfabrikaten usw. im Allgemeinen frei von Zwangsläufigkeiten gewesen.
Man habe eingekauft, wo man am besten bedient worden sei.

Die letzte Frage, die das Militärgericht behandelte, betraf die von der

Anklage erhobene Beschuldigung, dass die Germaniawerft sich an der

Zwangsarbeit beteiligt habe. Gemeint war der völkerrechtswidrige Einsatz

von Kriegsgefangenen auf der Germaniawerft. In seiner „Erklärung unter
Eid" vom 16. Oktober 1947 hatte Albert Schrödter dazu ausgesagt, dass er

sich mit Hans Girod über die Frage der Kriegsgefangenenbeschäftigung
unterhalten und dieser gesagt habe, die Legalität der Tätigkeit von Kriegs-
gefangenen in der Rüstungsindustrie solle nicht besprochen werden. Hans
Girod war damals Leiter der bei Breslau gelegenen „Maschinenfabriken
Fried. Krupp Berthawerk A. G.", die Waffen für Wehrmachtsteile herstellte,

und für einen ruppigen Führungsstil bekannt. 55 Inzwischen bestritt Girod
diese Äußerung aber, und auch Schrödter erklärte nun, dass Girod niemals

mit ihm über das Thema Kriegsgefangene gesprochen habe. Sein damali-
ges Affidavit [eidesstattliche Erklärung] sei falsch protokolliert worden,

und er verwies auf die „offensichtliche Unklarheit in der Wiedergabe mei-
ner Vernehmung".56

Es gab weitere Anklagepunkte im Krupp-Prozess, zu denen Albert
Schrödter aber in Nürnberg nicht vernommen wurde, zu denen ihn aber

die Fried. Krupp Germaniawerft in einem Brief vom 5. März 1948 befragte.
Darin wollte sie wissen, ob er die Punkte 18 und 19 der Nürnberger Ankla-
geschrift für zutreffend erachte. Diese lauteten dem Schreiben gemäß:

„18. Zum Wiederaufbau der deutschen Marine waren die Erzeugnisse
der Krupp'schen Werften und Fabriken unentbehrlich. Gegen das Jahr 1939
baute die Germaniawerft ein Unterseeboot pro Monat. Außerdem war sie
dabei, ein Schlachtschiff, ein Flugzeugmutterschiff, Kreuzer und andere

Schiffe für die deutsche Marine zu bauen. Die Schiffe ,Bismarck', ,Tirpitz',
,Admiral Graf Spee', ,Admiral Scheer' und Deutschland' wurden von

Krupp bestückt. Durch das Bauen und die Bewaffnung der deutschen Ma-
rine mißachtete Krupp die Beschränkungen, die dieser durch internationa-

le Verträge, hinsichtlich der Bewaffnung und Größe deutscher Schiffe, auf-

erlegt worden waren, und beteiligte sich an der Verheimlichung dieser Ver-
tragsverletzungen" .

„19. Die Schiffbauanlagen der Germaniawerft wurden in Übereinstim-

mung mit dem Schiffbau-Programm der deutschen Marine, in dem der
Bau von drei Schlachtschiffen pro Jahr vorgesehen war, erweitert [...]. Das

55 Hans Girod leitete als Generaldirektor das „Berthawerk", das 1942 in Markstaedt in
Niederschlesien aufgebaut wurde und für die Artillerie produzierte, vgl. Abelshau-
ser, Rüstungsschmiede der Nation?, S. 393, u. James, Krupp, S. 222.

56 Bleistiftnotiz in Fragen an Herrn Schrödter. In: Albert Schrödters Nachlass, S. 7.
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Ergebnis dieser Erweiterung, welche zum Teil direkt von der deutschen
Regierung finanziert wurde, war eine mit den Bedürfnissen der Friedens-
wirtschaft nicht in Einklang stehende und sie übersteigende Produktion."

In seiner schriftlichen Antwort vom 9. März 1948 entgegnete Schröd-
ter,57 dass nur die Germaniawerft selbst das notwendige Tatsachenmaterial
beibringen könne, um die Frage zu beantworten, er hingegen lediglich aus
dem Gedächtnis sagen könne, was ohnehin schon bekannt sein dürfte, dass
„die Erzeugnisse der G. W. zum Wiederaufbau der deutschen Marine
durchaus entbehrlich [waren]". Tatsächlich besetzte die Germaniawerft

1937 mit ihrem Bau von U-Booten und Kreuzern unter den zehn größten
deutschen Werften nur den neunten Platz.58 Auch die Behauptungen, dass
1939 monatlich ein U-Boot auf der Germania-Werft gebaut worden sei und
dass die genannten Schlachtschiffe von Krupp bestückt worden seien, kön-
ne die Werft zuverlässiger ermitteln, zumal eine detaillierte Liste aller
Schiffsneubauten seit den zwanziger Jahren dort vorläge. Uber internatio-
nale Verträge zur Beschränkung von Bewaffnung und Größe deutscher
Schiffe besitze er keine Kenntnisse. Ihm sei nur bekannt, dass die Germa-
niawerft von der Marine Konstruktionsdaten erhielt und danach die „De-

tailzeichnungen und Spezifikationen" erarbeitete. Demnach habe er sich
selbst auch nicht an der Verheimlichung von Vertragsverletzungen beteili-
gen können. Überdies konnte er sich nicht an ein Schiffbauprogramm der
Marine für drei Schlachtschiffe pro Jahr und die entsprechende Erweite-
rung der Schiffbauanlagen der Werft erinnern. Vielmehr sei deren Areal
nur in der Lage gewesen, Schlachtschiffe zu bauen, die die im Ersten Welt-
krieg übliche Größe von etwa 2.600 Tonnen besaßen. Auch war es ihm
wichtig zu betonen, dass die Anlagen der Germaniawerft „zu keiner Zeit
über den Rahmen hinausgewachsen [waren], der ihrer friedenswirtschaft-
lichen Beschäftigung diente". Ironisch fügte er hinzu: „Der Anklagebehör-
de zu verraten, wo die eigentlichen Schlachtschiffhellinge sich befanden
und später entstanden, hieße doch wohl Eulen nach Athen tragen". Ab-
schließend heißt es in dem Brief an die Germaniawerft: „Ich bin sicher, daß

die G. W. für die Seekriegsleitung hinsichtlich des Baues von Großkampf-
schiffen nur geringe Bedeutung hatte." Nach diesen Aussagen Schrödters
beschränkte sich die Teilhabe der Germaniawerft an der Aufrüstung der
Marine vor dem Zweiten Weltkrieg und während des Krieges im Wesentli-
chen auf den U-Boot-Bau.

Den Bau von Schiffen für die zivile Schifffahrt hielt er jedoch weiterhin

für unabdingbar. Als 1938 kurzfristig von der Kriegsmarine keine Neuauf-

.träge zu erwarten waren, stellte Schrödter in einem Schreiben an Gustav
Krupp die rhetorische Frage, „womit denn die Marine ihre Kessel heizen

57 Die folgenden Zitate aus dem Brief Albert Schödters an die Fried. Krupp Germa-
niawerft A.G. vom 9. 3.1948. In: Albert Schrödters Nachlass.

58 Abelshauser, Rüstungsschmiede der Nation?, S. 344.
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wolle, wenn nicht durch Auslandsaufträge [d. h. durch den Bau von Han-
delsschiffen] Devisen hereinkämen".59

Außer zu den bisher in den Vernehmungen genannten Fragekomplexen
nahm Albert Schrödter auch Stellung, wenn ihn Verteidiger um Auskünfte
über Sachverhalte baten, die ihre Mandanten betrafen. So wandte sich

Rechtsanwalt Erich Wandschneider wegen seines Mandanten Dr. Heinrich
Korschan (1895-1973) an Albert Schrödter. 60 Wandschneider, Mitglied der
NSDAP, war 1933 von Rosa Thälmann, der Ehefrau des Vorsitzenden der

KPD Emst Thälmann (1886-1944), als Offizialverteidiger in dem gegen ih-
ren Mann geplanten Prozess vor dem Volksgerichtshof bestimmt worden.
In dieser Eigenschaft hatte er als Kontaktperson verbotenerweise auch In-
formationen über den vorbereiteten Prozess an Kuriere weitergeleitet.61 Im
Krupp-Prozess nun verteidigte er Heinrich Korschan, Dr. mont. 62 und Dr.
Ing., der 1927 in den Kruppkonzern eingetreten war. 1931 hatte er in der
Kruppschen Gussstahlfabrik Handlungsvollmacht, 1932 Prokura erhalten
und wurde im gleichen Jahr dort Betriebsdirektor. 1938 stieg er zum stell-
vertretenden Direktor und 1941 zum stellvertretenden Vorstandsmitglied
auf.63 Wandschneider nun wollte wissen, ob Stahllieferungen von der Es-
sener Gussstahlfabrik an die Germaniawerft gegangen seien, ob Schrödter
persönlich Gespräche mit Korschan darüber geführt habe, ob Essen darü-
ber informiert gewesen sei und für welche Objekte dieser Stahl verwen-
det werden sollte. Mithin ging es um die Frage, inwieweit über Heinrich

Korschan Stahl an die Germaniawerft für den Bau von Kriegsschiffen gelie-
fert wurde. In seinem Antwortschreiben an Rechtsanwalt Erich Wand-

schneider64 gab Albert Schrödter an, dass die Germaniawerft tatsächlich

von Essen Stahllieferungen erhalten und er auch mit Korschan darüber ge-
sprochen habe, ihm Zeitpunkt und Objekt der Lieferungen aber nicht mehr
erinnerlich seien. Bei Stahllieferungen für Kriegszwecke seien die Objekte
aber aus Geheimhaltungsgründen nicht genannt, sondern nur zum Aus-
druck gebracht worden, ob die Fabrikation entsprechend den Anweisun-

59 Brief Albert Schrödters an Gustav Krupp von Bohlen und Halbach am 25. Februar
1932, vgl. Historisches Archiv Krupp, Essen, FAH 4 Gustav (Krupp) von Bohlen
und Halbach, Unterlagen Krupp seit 1902.

60 Brief von Rechtsanwalt Erich Wandschneider an Albert Schrödter vom 3. 2. 1948. In:
Albert Schrödters Nachlass.

61 König, Vom Dienst am Recht, S. 82f.

62 Den Dr. rerum montanarum („Dr. der BergbauWissenschaft") gab es nur in Leo-
ben/Österreich, vgl. Sturm (Hrsg.), 150 Jahre Montanuniversität Leoben 1840-1990.

63 Während des Zweiten Weltkriegs übernahm er 1943 den Geschäftsbereich „Leiter
der Betriebe im Osten und wurde 1943 Vorstandsvorsitzender des Fried. Krupp
Berthawerks A. G. in Markstaedt bei Breslau, vgl. Keßler, Zur Geschichte des Ma-
nagements bei Krupp, S. 177, S. 180, S. 190, S. 194, S. 221 u. S. 262.

64 Brief von Albert Schrödter an Rechtsanwalt Wandscheider vom 11. 2. 1948. In: Al-
bert Schrödters Nachlass.
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gen des O. K. W. zu bevorzugen sei. Demnach musste Korschan nichts
über die Verwendung des Stahls gewusst haben, zumal ihm Anordnungen
der Marine nicht bekannt gewesen sein dürften, da das Essener Guss-
stahlwerk mit dieser direkt nichts zu tun hatte. Albert Schrödters Aussage
bedeutete demnach eine Entlastung für Heinrich Korschan.

Am 31. Juli 1948 ergingen die Urteile gegen die Angeklagten im Krupp-
Prozess. Der Konzernchef Alfried Krupp von Bohlen und Halbach wurde
zu zwölf Jahren Gefängnis und zur Einziehung seines Vermögens verur-
teilt. Unter den Kruppdirektoren, die Albert Schrödter im Lauf des Verfah-
rens genannt hatte, erhielt Max Ihn neun Jahre, Ewald Loeser sieben Jahre
und Heinrich Korschan sechs Jahre Gefängnisstrafe, die sie im Kriegsver-
brechergefängnis in Landsberg am Lech abzubüßen hatten.

Doch die Verteidiger wollten die Urteile keineswegs hinnehmen. Früh-
zeitig begannen sie deshalb mit den Vorbereitungen für Strafminderungs-
gesuche und die Eröffnung von Revisionsverfahren. Schon im Oktober
1948 erhielt Albert Schrödter deshalb von Rechtsanwalt Dr. Günter Geißler,

einem der Verteidiger im Krupp-Prozess Post. Geißler hatte im Laufe des
Verfahrens bereits eine Rolle gespielt, als es zwischen Gericht und Vertei-
digern zu einer bemerkenswerten Kontroverse gekommen war. Grund da-
für war, dass Richter Edward Daly aus Gründen der Zeitersparnis die Zeu-
genvernehmungen außerhalb des Gerichtssaales vor einer Kommission
stattfinden lassen wollte und dass dabei nur die Vertreter von Anklage und
Verteidigung, nicht aber die Angeklagten selbst anwesend sein sollten. Da-
raufhin verließen die Verteidiger geschlossen den Saal, wurden aber vom
Gerichtsmarschall zwangsweise wieder vorgeführt. Anschließend verur-
teilte Richter Daly sie zu Einzelarrest über das Wochenende. In dem fol-
genden „Prozess im Prozess" zwischen Gericht und Anwälten trat Otto
Kranzbühler (1907-2004)65 mit seinem Kollegen Günter Geißler als Vertei-
diger der Krupp-Anwälte auf. Da Geißler der einzige Anwalt war, der sich
anschließend für den Vorfall beim Gericht nicht entschuldigte, wurde die-
ser jedoch vom Verfahren ausgeschlossen.66

Geißler nun schrieb an Albert Schrödter, dass die von der amerikani-

schen Militärregierung für die Nürnberger Verfahren erlassene Verfah-
rensordnung eine zweite Instanz zwar nicht vorsehe, „indessen [...] gerade
das Krupp-Urteil in seiner Unsachlichkeit und Fehlerhaftigkeit die Not-
wendigkeit einer zweiten Instanz am schlagendsten [...] beweise [...] und
auf jeden Fall zunächst eine gründliche Analyse des Urteils vorgenommen
werde, vor allem hinsichtlich der Frage der „Beteiligung am Sklavenar-
beitsprogramm des Deutschen Reiches", das heiße, ob sich leitende Män-

65 Otto Kranzbühler war im Nürnberger Kriegsverbrecherprozess Verteidiger von
Karl Dönitz gewesen, vgl. Maser, Nürnberg, S. 269-271.

66 Der Vorfall wurde am 24. Januar 1948 ausführlich im „Spiegel" Nr. 4 (1948) ge-
schildert. - Vgl. auch Priemei, Tradition und Notstand, S. 455.
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ner der Firma Krupp überhaupt der Unzulässigkeit der Beschäftigung von
Kriegsgefangenen in der Rüstungsindustrie bewusst gewesen seien. Der
Anwalt behauptete, dass dieser Tatbestand nicht auf die leitenden Männer
der Firma Krupp zutreffe. 67 Schrödter wurde deshalb gebeten, das in einer
Aussage nochmals zu bestätigen. Das tat er auch, ging aber darüber hinaus
darauf ein, dass er unter Eid als Zeuge vor dem Nürnberger Gerichtshof
die Wahrheit bekundet habe und schrieb an Rechtsanwalt Geißler: „Des-

halb muß ich darauf bestehen, daß die Äußerung der Essener Konzernlei-
tung auf meine Frage nach dem Arbeitseinsatz von Kriegsgefangenen und
ausländischen Arbeitern nicht anders ausgelegt wird, als sie gemeint war
und von mir [damals] aufgenommen wurde, nämlich: ,Darüber [den Ar-
beitseinsatz von Kriegsgefangenen und ausländischen Arbeitern] brauchen
wir gar nicht erst lange zu reden. Am besten ist es, Sie sehen sich das

draußen im Betrieb an. Herr Giro[d] wird Ihnen alles zeigen'. Also kein
Wort von [...] verbotswidriger Beschäftigung mit Rüstungsarbeit, und was
man bei der Führung durch Herrn Giro[d] sah, betraf die planmäßige Aus-
bildung von Kriegsgefangenen und Fremdarbeitern durch Umschulung
und Anlernung zu Facharbeitern, die bestimmt waren, deutsche Hand-
werker in Unkosten-Betrieben und solchen Abteilungen, die keine Kriegs-
arbeiten ausführten, für die Rüstungsfertigung frei zu machen. Es war ein-
leuchtend, dass sich eine planmäßige Lehrausbildung in geschlossenen
Werkstätten sich auch in Kiel gegenüber der bisherigen Verwendung der
Kriegsgefangenen als Berufsfremde günstig auf die Arbeitslage auswirken
mußte, was sich in der Folge auch zeigte".68

Schrödter schrieb an den Anwalt ferner: „Die Auslegung des Gerichts-
hofes, daß ich diese Angelegenheit deshalb in Essen zur Sprache gebracht
habe, weil ich Bedenken in Bezug auf die Verwendung von Kriegsgefange-
nen im Kriegsschiffbau gehabt habe, ist nicht zutreffend. Wie ich über-
haupt in meinen Aussagen wahrheitsgetreu niemals Kriegsgefangene im
Zusammenhang gebracht habe mit Rüstungsfertigung." Alfried von Boh-
len und Halbach habe sogar geäußert: „Wir werden ihnen zeigen, wie wir
es machen, sie [die Kriegsgefangenen] zu Facharbeitern auszubilden, aber
nicht für die Rüstungsfertigung".69

Vehement wehrte sich Albert Schrödter auch gegen die Haltung der
Anklagevertretung: „Nur dem Anklagevertreter blieb es vorbehalten, im-
mer und immer wieder durch seine Fragestellung zu versuchen, mich zu
einer Aussage in seinem Sinne zu veranlassen, ... unter Mißachtung mei-

67 Brief von Rechtsanwalt Dr. Günter Geissler, Nürnberg an Albert Schrödter vom 15.
10. 1948. In: Albert Schrödters Nachlass.

68 Brief von Albert Schrödter an Dr. Günter Geissler vom 2. 11. 1948. In: Albert
Schrödters Nachlass.

69 Brief von Albert Schrödter an Dr. Günter Geissler vom 2. 1. 1948. In: Albert
Schrödters Nachlass.
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nes Eides zu Gunsten der Angeklagten von der Wahrheit abzuweichen. Es
zieht sich wie ein roter Faden durch die Vernehmungsprotokolle ein tiefes
Mißverstehen zwischen Anklagevertreter und mir als Zeugen, das der Ge-
richtshof noch verschärft hat, indem er in seiner Urteilsbegründung es un-
terlassen hat, die Protokolle in Einklang zu bringen".

Damit kritisierte der Zeuge Albert Schrödter nicht nur die Verfahrens-
weise der Anklagebehörde, sondern auch die des Militärgerichts im
Krupp-Prozess scharf. Auch in der Öffentlichkeit galt der Krupp-Prozess
als einer der problematischsten unter den Nürnberger Prozessen. Von
deutscher Seite hielt man ihn für juristisch zweifelhaft70 und das Urteil für
moralisch überheblich. Von anderer Seite dagegen bemängelte man die
spätere Strafminderung der Urteile als Verrat an dem hoch gesetzten ethi-
schen Anspruch der Nürnberger Verfahren. 71

Dass Albert Schrödter seine Aussagen tatsächlich als Zeuge in Nürn-
berg abgegeben hat, belegen die folgenden Unterlagen aus seinem Nach-
lass:

1. Eine Aufforderung vom 21. Januar 1948, in der es heißt: „You are re-
quired as a witness at Nuremberg, Room 10 Palace of Justice, as soon as
possible [Betr. Kriegsverbrecher-Prozess. Sie werden in Nürnberg als Zeu-
ge benötigt. Ihre Fahrtkosten werden vergütet und eine Unterkunft in
Nürnberg wird Ihnen zur Verfügung gestellt. Für alle entstandenen Ausla-
gen müssen Sie Quittungen beibringen, um sie erstattet zu bekommen]".72

2. Ein Begleitschreiben gleichen Datums, in dem es heißt: „The above
named is travelling to NUREMBERG to attend proceedings on behalf of
Allied Authorities. It is requested that he be given possible facilities as the
nature of the journey. [Der Obengenannte reist im Interesse der Alliierten
Behörden nach Nürnberg zur Teilnahme an den Prozessverhandlungen.
Die Deutsche Reichsbahn wird ersucht, ihm jegliche Erleichterungen zu
gewähren, da die Reise äusserst dringend ist]".73

3. „Anweisungen für freiwillige Zeugen". Sie lauteten:
„1.) Unterkunft wird für alle freiwilligen Zeugen durch dieses Buero

(Zimmer 207) gegeben. Diese Unterkunft mag nicht so schoen sein wie zu
Hause, jedoch tun wir unser Moeglichstes, um es fuer Sie so bequem wie

70 Schon 1951 veröffentlichte Hermann M. Maschke, Referent am Institut für Völker-
recht an der Universität Göttingen dazu eine Untersuchung mit dem Titel: „Das
Krupp-Urteil und das Problem der Plünderung".

71 Zur Bewertung des Verfahrens durch Ankläger wie Verteidiger vgl. Priemei, Tradi-
tion und Notstand, S. 434-463.

72 Public Safety Kreis Group ITZEHOE 216 H[ead] Q, Harter] CCG, BAOR 21. Januar
1948. In: Albert Schrödters Nachlass.

73 Public Safety Kreis Group ITZEHOE 216 HQ CCG BAOR 21. Januar 1948. In: Albert
Schrödters Nachlass.
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moeglich zu machen. Die Anschrift bekommen Sie, nachdem Sie sich in
genanntem Buero gemeldet haben."

„2.) Sie sind erlaubt pro Tag eine markenfreie Mahlzeit einzunehmen.
Diese Mahlzeit wird das Mittagessen in [der] deutschen Messe sein. Le-
bensmittelmarken sind fuer das Fruehstueck und Abendbrot notwendig.
Falls diese nicht vorhanden sind, so werden wir veranlassen, dass Sie wel-
che bekommen."

„3.) Wenn Sie im Gerichtsgebaeude erwuenscht sind, so muessen Sie
sich zuerst im Zimmer 207 anmelden. Falls Sie dieses unterlassen, haben

Sie auf die Bezahlung fuer die Vernehmung keinen Anspruch".
„4.) Folgende Zeiten fuer die Mahlzeiten in der deutschen Messe sind

einzuhalten:

0800 - 0900 Fruehstueck

1200 - 1315 Mittagessen (markenfrei)
1730-1830 Abendbrot

Es ist Ihre Pflicht, Ihre Vernehmung so fruehzeitig zu beenden, sodaß es
Ihnen moeglich ist, von der deutschen Messe Gebrauch zu machen."

„5.) Die folgenden Bezahlungen werden an alle freiwilligen Zeugen
gewaehrleistet: Fahrkosten werden in der Rate von zehn (10) Pfennig pro
Kilometer, Unterkunft und Malzeiten mit zehn (10) RM pro Tag zuruecker-
stattet. Vernehmungen werden mit zehn (10) RM pro Tag bezahlt, d. h.
fuenf (5) RM fuer jeden halben Tag."

„6.) Sie sind verpflichtet, ueber alle Ausgaben Buch zu fuehren, Daten
und Zeiten der Vernehmungen zu vermerken."

„7.) Nach ihrer Entlassung muessen Sie in Zimmer 207 vorstellig wer-
den, wo Sie Ihre notwendigen Entlassungspapiere, Reiseerlaubnisse usw.
empfangen. Danach werden Sie einem anderen Offizier zugewiesen, der
die Auszahlungen Ihrer Gelder veranlasst."74

Ungeachtet aller Bemühungen der Anwälte scheiterte deren Revisions-
verlangen an der Konsequenz, mit der die US-Gerichtshöfe hinauf bis zum
„Supreme Court" auf dem internationalen Charakter der Nürnberger
Rechtsprechung und auf ihrer Zuständigkeit beharrten. Auch die Versu-
che, den Verurteilten den Makel der Vorstrafe zu ersparen, misslangen. 75
Doch bereits 1951 begnadigte der amerikanische Hochkommissar und Mi-

litärgouverneur der US-Besatzungszone John J. McCloy76 die Häftlinge
und entließ sie aus dem Landsberger Gefängnis. Gleichzeitig wurde die
Einziehung des gesamten Vermögens Alfried Krupps aufgehoben.

Albert Schrödter ist gewiss kein entscheidender Zeuge im Krupp-Pro-
zess gewesen. Aber seine stets um Wahrhaftigkeit bemühten Aussagen

74 Anweisungen fuer freiwillige Zeugen o. J. In: Albert Schrödters Nachlass.
75 Bähr/Drecoll/Gotto/Priemel/Wixforth, Der Flick-Konzern im Dritten Reich, S. 652.
76 Zu seinem Werdegang vgl. Maser, Nürnberg, S. 596.
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verdeutlichen doch, wie sehr die Germaniawerft schon während der Zeit

der Weimarer Republik in die Bemühungen der Marine verstrickt wurde,
die einengenden Bestimmungen des Versailler Friedens zu unterlaufen.
Auch wird aus Schrödters Ausführungen die komplizierte Gemengelage

zwischen den Entscheidungsträgern der Marine und der Germaniawerft
sichtbar, wobei das einseitige Übergewicht der militärischen gegenüber
den zivilen Stellen offensichtlich war. Deshalb mussten Albert Schrödters

Bemühungen, der Werft weiterhin den Weg für den zivilen Sektor des
Schiffbaues offen zu halten, an den steigenden Anforderungen des Totalen
Kriegs scheitern, in dessen Verlauf die U-Boot-Waffe immer mehr an Be-
deutung gewann, ohne dass sie indessen eine Wende im Kriegsgeschehen
für das Dritte Reich herbeizuführen imstande war. 77 Als Albert Schrödter

1943 vorzeitig aus dem Vorstand der Fried. Krupp Germaniawerft aus-
schied, zog er aus der Prädominanz des militärischen gegenüber dem zivi-
len Schiffbau seine persönlichen Konsequenzen.
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Kieler Universitätsimmatrikulationen im Zeichen

der „Re-education" (1945-1949)

Von Rainer S. Elkar

Frau Universitätsarchivarin Dr. jur. Dagmar Bickelmann
als Dankfür eine über Jahre hinaus herausragend kompetente
undforschungsförderliche archivarische Betreuung gewidmet.

1945 lag die Christian-Albrechts-Universität (CAU) in Trümmern. Die Zeit
des Wiederaufbaus und des beginnenden Vorlesungsbetriebes ist hinrei-
chend dokumentiert. 1 Was fehlt, ist eine Geschichte der Entnazifizierung
der Lehrenden wie der Studierenden als ein nicht unwichtiger Teil der

deutsch-britischen Nachkriegsgeschichte in Schleswig-Holstein.
Bereits in den frühen 40er-Jahren, also lange bevor die Siegermächte das

Entnazifizierungsgesetz vom 5. März 19462 erließen, hatten sich die Briten
damit befasst, wie künftig einem Rückfall der Deutschen in friedens- und

demokratiegefährdende Einstellungen und politische Handlungen vorzu-
beugen sei. Sie setzten dabei auf ein Programm der „Educational Recon-
struction" oder - in der geläufigeren Formulierung - der „Political Re-
education", die einen politischen Einstellungswandel in der nachrücken-
den deutschen Bildungselite herbeiführen sollte.3 So wurden seit 1944 die

1 Grieser, Wiederaufstieg (1991). - Jürgensen, Die Wiedereröffnung (1991). - Herre,
Die Christian-Albrechts-Universität (1992). - Martens, Student (2001). - Geckeier,
Erinnerungen (2003). - Cornelißen, Aus den Trümmern (2006). - Ders., Der Neuan-
fang (2010). - Ders., Wissenschaft (2014). - Elkar, Studieren (2015), S. 133-142.

2 Schullze, Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus (1946). - Reinhold/
Schmidt, Die Entnazifizierung (1949). - Dem Entnazifizierungsgesetz ging voraus:
Sekretariat, Kontrollratsgesetz Nr. 10, v. 20. Dez. 1945.

3 Samuel/Thomas, Education (1949), S. 163-181. - Hearnden, The British (1978). -
Phillips, German Universities (1983). - Ders., Zur Universitätsreform (1983). -
Jürgensen, Elemente (1979). - Ders., Kapitulation (1986), S. 24. - Paschkies, Umer-
ziehung (1979), S. 1-19 u. S. 24-38. - Foschepoth/Steininger, Die britische Deutsch-
land- und Besatzungspolitik (1985). - Schneider, Nach dem Sieg (1985), S. 49. - Hei-
nemann/Phillips, Hochschuloffiziere (1990). Der Band verwendet elf der fünfzehn
Beiträge aus Phillips, German Universities (1983), und ergänzt sie durch einführen-
de Ausführungen von Phillips und Heinemann.
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Schul- wie die Hochschulpolitik zu einem besonderen Betätigungsfeld der
Briten, aus dem sie sich 1955 schließlich endgültig zurückzogen, um den
Deutschen die Verantwortung zu übertragen. Dies wird ein erster Betrach-

tungspunkt sein. Dem folgt ein zweiter Abschnitt, der darlegt, mit welchen
rechtlichen Mitteln die Besatzungsmacht die „Re-education" auch an der

schleswig-holsteinischen Landesuniversität durchzuführen beabsichtigte.
Die Entnazifizierung verursachte allgemein mit erheblichem Verwal-

tungsaufwand enorme Aktenmengen. Angesichts dieser Tatsache bleibt

drittens festzuhalten: Offenkundig war es nicht nur um die Sicherung der
Quellen, sondern auch um deren Erschließung und Nutzungsmöglichkei-
ten für die Erforschung der Kieler Hochschulgeschichte schlechter bestellt
als andernorts in der ehemals Britischen Zone. Dies hatte einerseits lan-

despolitische Gründe, war andererseits aber auch von der CAU selbst zu

verantworten. Danach erst werden sich viertens die Ausführungen um-
fänglicher der Entnazifizierung der Kieler Studierenden zuwenden. Dem
schließt sich dann fünftens ein kurzes Fazit an.

1. Umerziehung als Vorheben der Besatzungsmacht

Kurt Jürgensen ist eine verhältnismäßig frühe, wegweisende Recherche in

den Akten der Britischen Besatzung im Public Record Office (heute einge-
gliedert in die National Archives) des Vereinigten Königreichs zu verdan-
ken. Er beschreibt detailliert drei Phasen der politischen Re-education. Die
erste diente zwischen 1944 und 1945 der Erprobung der politischen Umer-

ziehung in Kriegsgefangenenlagern sowie der Bildung und Vorbereitung
von Fachpersonal, das in Deutschland zum Einsatz kommen sollte. Die

zweite Phase vom Sommer 1945 bis Ende 1946 war gekennzeichnet von di-

rekten Kontrolleingriffen der Militärregierung in das deutsche Erziehungs-
wesen. Die entscheidenden Maßgaben bestimmte der Education Branch als

Spezialabteilung der Main Headquarters. Er hatte seinen Hauptsitz zeit-
weilig in Berlin, längere Zeit jedoch im westfälischen Bünde, wo auch die

Control Commission for Germany residierte. Anfang 1947 verlor der Edu-
cation Branch seinen Charakter einer quasi-selbstständigen Behörde und

wurde der Division für Internal Affairs and Communication eingeordnet.
Diese dritte Phase, als der Education Branch in Bad Rothenfelde saß, ist ge-
kennzeichnet von - weiter modifizierten - Kontrollmaßnahmen. Sie dauer-

te bis 1949 und währte - nochmals abgeschwächt - bis zum 5. Mai 1955,
dem Datum, als das Besatzungsstatut in der Bundesrepublik endete.4

4 Jürgensen, Elemente (1979), S. 106-108.
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Früh im Jahr 1944 bildete sich ein Team, das in Deutschland zum Ein-

satz kommen sollte. George Murray erinnerte sich an die „teachers, lectu-
rers, administrators, educationists", die sich da zusammenfanden, „with a

wide variety of interests, all with at least some knowledge of Germany, its
language and institutions and all of them now willing to specialize in some
branch of German education and dedicate the next few years of their lives
to its revival." Gegen Ende 1944 entwickelte sich ein Kern von etwa zwei
Dutzend Personen, die in einem verstaubten beschlagnahmten Herrenhaus
im vornehmen Londoner Stadtteil Kensington untergebracht waren, um-
geben von Büchern über Deutschland, Erziehung in Deutschland, deutsche
Geschichte, deutsche Kultur, Politik und Alltagsleben in Zeiten der Weima-
rer Republik, des Nationalsozialismus und des Krieges. 5 Aus einem Me-
morandum des britischen Ministers für Deutschland und Österreich John

Hynd vom 10. April 1947 geht hervor, dass im Education Branch etwa 160
„Öfficers", die meisten im Zivilstatus, eingesetzt wurden.6 Murray hatte
dazu bemerkt: „At no time were people of adequate calibre easy to find."7
Geoffrey Bird, der im Dezember 1945 seinen Dienst als University Control
Officer (UGO) in Göttingen antrat, bescheinigte 1978 rückblickend seinen
Kollegen, dass sie alle „fluent in German and well acquainted with Ger-
man history, institutions and traditions" gewesen seien. 8 1982 trafen sich in
Oxford einige der University Education Öfficers (UEOs), wie die UCOs
später hießen, auf einem Symposium zur britischen Universitätspolitik in
Deutschland. In ihrem Kreis äußerte Caroline F. Cunningham, einst UEO

in Kiel, allerdings höchst kritische „Randbemerkungen" folgender Art:
„We really did send our zehnte Garnitur to Germany. People found them-
selves in most important posts which demanded not only fluent German
but a detailed knowledge of what they were supposed to be doing. For in-

stance, a young man who was adviser to the Land Government had come
from the waterworks in Surbiton and was constantly pestering me to trans-

late this or to explain that."9 Mag sein, dass sie dabei vor allem an die im
Hintergrund wirkenden Offiziere des Public Safety Branch dachte, mit de-
nen sie ihre Entscheidungen oft abzustimmen hatte. Hier saßen - nach
Aussage Birds - hauptsächlich britische Polizeiangehörige mit begrenzten
Sprachkenntnissen, die überdies zuweilen Schwierigkeiten hatten, „to ap-
preciate the significance of the difference between active and passive
membership of Nazi organisations" 10

5 Murray, The British Contribution (1983), S. 76.
6 Jürgensen, Elemente, S. 107.
7 Murray, The British Contribution, S. 76.
8 Bird, The Universities (1978), S. 146.
9 Cunningham, Kiel (1983), S. 135.

10 Bird, The Universities, S. 148.
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Zu der Zeit, als man sich im Vereinigten Königreich bereits auf den Be-
satzungseinsatz in Deutschland einzustellen begann, suchte man unent-
wegt noch nach den Gründen des Versagens der deutschen Demokratie.
Stimmen wurden laut wie die des britischen Diplomaten Robert Gilbert
Baron Vansittart, 11 die von der Unüberwindbarkeit des Schlechten in der

Natur der Deutschen ausgingen. Da war es wichtig, dass der in Oxford
lehrende, angesehene Gräzist Eric Robertson Dodds im Februar 1945 dem
Research Departement im Foreign Office ein Gutachten vorlegte, das dem
Skeptizismus gegenüber Deutschland entgegenwirkte. So erklärte Dodds,
dass es in der Geschichte der Deutschen zwischen 1918 und 1933 nichts

gab, was zur Annahme verleiten könnte, sie seien von Natur aus unfähig,
sich selbst demokratisch zu regieren. 12 Damit bezog er eine deutliche Ge-
genposition zu Vansittart, indem er sich trotz nicht allzu ermutigender Er-
fahrungen mit den Kriegsgefangenen für die political Re-education ein-setzte.

Dodds gehörte dann Ende des Jahres 1946 einer Delegation der briti-
schen Association of University Teachers an, welche die Hochschulen in
der Britischen Zone besuchte, darunter auch Kiel. Sie legte am 31. März
1947 ein ausführliches Gutachten vor, das sich mit der Neuorganisation der
Universitäten, der Personalstruktur, der Entnazifizierung des Lehrkörpers
und ansatzweise jener der Studierenden befasste. 13 Nachdrücklich deckten

die Berichterstatter Mängel auf: So seien an den deutschen Hochschulen
der akademische Frauenanteil und die Anzahl von Studenten aus armen

oder bildungsfernen Schichten zu gering, was - so die implizite Logik des
Expertenteams - eine demokratische Elitenbildung beeinträchtige. Zum
Zeitpunkt der Veröffentlichung des Berichts gab es bereits erste Einsichten
in die Praxis der Entnazifizierung. Demnach hatten sich „gemäßigte Sozia-

listen", „Kommunisten" und „Gewerkschaftsleiter" der Kommission ge-
genüber mit „Bestürzung über die Milde" geäußert, mit der „nazistisch be-

lastete akademische Lehrer behandelt werden". Zugleich aber habe „eine
große Mehrheit der Universitäts-Lehrkräfte und der studentischen Vertre-

ter" in Kiel „bittere Klage über Entlassungen" erhoben, „die sie für unge-
recht hielten".14 Rund 35 Jahre später nahm sich der Oxforder Erzie-

hungswissenschaftler David Phillips nochmals jenes Expertenvotums an.
Ihm erschien die „feindselige Aufnahme" unmittelbar nach der nationalso-

11 Später, Vansittart (2003).
12 Jürgensen, Elemente, S. 108.

13 Dodds u. a., Die Universitäten (1948). Nach Kiel waren außer Dodds noch folgende
Gutachter gekommen: der Jurist und Labourpolitiker Robert Samuel Theodore, Ist
Baron Chorley, London School of Economics, der Bakteriologe Robert Colquhoun
McLean, Universität Cardiff, und der Elektroingenieur David Martineau Tombs,
Imperial College London. Sie besuchten als Teildelegation überdies noch die Uni-
versitäten Göttingen und Hamburg.

14 Dodds u. a., Die Universitäten (1948), S. 8.
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zialistischen Herrschaft als „unvermeidlich", waren doch - seiner Ansicht

nach - Verständnis oder gar Sympathie für die Entnazifizierung in
Deutschland wenig gegeben. 15 Das Gutachten hatte eine Fülle unterschied-
licher Stellungnahmen hervorgerufen, die jedoch grundsätzlich nichts da-
ran änderten, dass die Briten - wie die anderen Besatzungsmächte auch -
das Programm der Entnazifizierung auf den Grundlagen alliierten Rechts
weiter durchführten.

2. Alliierte Gesetze und britische Instruktionen -

Grundlagen der Hochschulpolitik in Schleswig-Holstein

Mit Datum vom 22. August 1945 erhielt die Christian-Albrechts-Univer-
sität, wie andere Hochschulen in der Britischen Zone auch, die „Education

Control Instruction No 12" (ECI 12) der Militärregierung. Die Instruction
ging davon aus, dass in den Hochschulen und in „ähnlichen Anstalten [...]
die Mehrzahl von Deutschlands künftigen Verwaltungsbeamten, Professo-
ren, Lehrern, Juristen, Ärzten usw." ausgebildet werde. Damit „uner-
wünschten Elementen" der Zugang verwehrt bleibe, müsse die Militärre-
gierung Vorkehrungen für die Zulassung treffen und Kontrolle ausüben.
Diese aber solle „so indirekt wie möglich ausgeübt" werden. Die „blosse

Mitgliedschaft in der Partei" sei nicht „allgemein" als „Hemmnis für die
Zulassung" anzusehen. Die Instruction dachte dabei durchaus an einen
,,mögliche[n] Einfluß der Universität bei der Umschulung junger Nazis",
der aber „nicht übermäßig betont werden" dürfe. Niemand solle künftig
wegen seiner Rasse, seines Standes oder seiner Nationalität vom Studium
ausgeschlossen werden. Die deutschen Universitäten sollten einen eigenen
„Verwaltungsapparat zur Überprüfung" der Studienanträge aufbauen und
sollten auch „Grundsätze" aufstellen, „die sie bei der Abweisung von Be-
werbern durchführen wollen." All dies solle auf der Grundlage von Frage-

bogen geschehen, die, nachdem sie ausgefüllt und gegebenenfalls positiv
beschieden worden waren, an die Militärbehörde weiterzuleiten waren.
Diese behielt sich dann „in ernsthaften Fällen" das Recht vor, „den Aus-

schluß irgendeines Studenten zu verlangen".16

15 Phillips veröffentlichte nochmals das Gutachten von Dodds u. anderen in deutscher
und englischer Sprache. Die beiden Fassungen unterscheiden sich leicht: Die deut-
sche enthält 100, die englische 111 Einzelpunkte, denen der Herausgeber weitere
authentische Teile hinzufügt. Phillips, Zur Universitätsreform. Die beiden Versio-
nen auf S. 111-201, die zitierten Passagen auf S. 34-35.

16 Die ECI 12 findet sich einmal in den Akten der Juristischen und zweimal in jenen
der Philosophischen Fakultät und zwar in deutscher Übersetzung in LASH, Acc.
18/11, Nr. 627 (Jur. Fak.) sowie in LASH, Acc. 75/2009, Nr. 236 (Phil. Fak.), in der
englischen Fassung in LASH, Acc. 75/2009, Nr. 237 (Phil. Fak.).
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Anfangs umfassten die Zulassungsanträge zwei Seiten mit zehn Fragen
nach der Mitgliedschaft in Partei, Hitlerjugend, Bund Deutscher Mädel, SS,

SA, NS-Studentenbund, Nationalsozialistischem Kraftfahrkorps, National-
sozialistischem Fliegerkorps, NS-Frauenschaft sowie nach einer Kamerad-

schaftsangehörigkeit. In der Kopfleiste waren, freilich nicht vom Antrag-
steller, die Fakultät, die Ablehnung oder die Zulassung einzutragen. 17 Am
1. Januar 1946 wurde die „revised form“ des Fragebogens eingeführt. Jetzt
waren es 55 detaillierte Fragen zu diversen „Mitgliedschaften". Die Waf-
fen-SS und das Deutsche Rote Kreuz waren nun eigens aufgeführt sowie
eine Reihe von Parteiorganisationen und parteinahen Vereinen, deren Zu-
gehörigkeit, wenn überhaupt, nur sehr selten bejaht wurde, wie z. B. die
zum Deutschen Fichtebund, dem Amerika-Institut, dem Deutschen Ge-

meindetag, zur Deutschen Jägerschaft, zum Volksbund für das Deutsch-

tum im Ausland. Selbstverständlich und mit guten Gründen wurde auch
nach Kammerzugehörigkeiten gefragt wie z. B. nach der Reichskultur-

kammer, der Reichsmusikkammer u. a. m. Wer solchen Kammern angehör-
te, konnte kein Nazi-Gegner gewesen sein. Durchweg mussten bei der Be-
antwortung die Mitgliedsnummer, das Eintrittsdatum, die Dauer der Zu-

gehörigkeit und das höchste Amt bzw. der höchste Rang in der jeweiligen
Organisation angegeben werden. 18 Der Fragebogen ermöglichte Einblicke
in ein auf vielen Angaben aufbauendes Persönlichkeitsbild: Die Prüfenden

erfuhren so Geburtsort, Größe, Gewicht und Haarfarbe, die genauen Etap-
pen und Abschlüsse der Schul- und Berufsbildung wie auch der Beschäfti-
gung. Sie wurden informiert über Einkommen, Vermögen und Besitz.
Ebenso gewannen sie Erkenntnisse über Auslandsreisen und Auslands-
wohnsitze einschließlich der Gründe dafür und waren schließlich bestens

unterrichtet über die Kriegsverwendung, militärische Karriere, Auszeich-

nungen und Kriegsverletzungen. Für die sozialgeschichtliche Forschung
bieten diese Angaben nach wie vor gute Grundlagen für die Untersuchung
von Kriegsbiografien bis hin zur mehr oder weniger guten Ernährung der
Menschen nach dem Kriege.

Dass die Briten nicht nur den Zugang zur Universität kontrollieren
wollten, sondern auch bis in Details des akademischen Lehr- und Prü-

fungsbetriebs vorzudringen bereit waren, belegten mehrere „Instructions".

Nach der Instruktion Nr. 25 vom 30. Oktober 194519 war es untersagt, Dok-
torprüfungen über ein Thema abzuhalten, „welches aus dem gegenwärti-
gen Lehrplan der Hochschule verbannt ist, und kein Kandidat darf von ei-

ner Person geprüft oder betreut werden, die nicht von der Militärregierung
als Lektor oder Lehrer anerkannt ist. Nach der Wiedereröffnung der Kieler

17 Mehrere Exemplare dieser Art in LASH, Abt. 460, Nr. 4623.
18 Mehrere Exemplare dieser Art in LASH, Acc. 75/2009, Nr. 235 (Phil. Fak.).
19 Die nun folgenden Beispiele aus: LASH, Acc. 18/11, Nr. 627 (Jur. Fak.).



Zwischen Entnazifizierung und Numerus clausus 239

Universität am 27. November 194520 gingen weitere Instruktionen ein wie
jene vom 3. Dezember. Demnach war eine sportliche Betätigung, die „mili-
tärischen Übungen gleichkommt", verboten. Dazu gehörten: 1. „Schiessen
oder Waffenübungen irgendwelcher Art", nicht jedoch Speerwerfen, Dis-
kus- und Hammerwerfen, Gewichtheben oder Kugelstoßen, 2. Übungen,
die körperliche Schaden zufügen können, und 3. „Märsche auf der Straße,
Exerzierübungen, unbewaffneter Kampf", „Manöver oder Spiele, die beab-
sichtigen, Training für militärische Zwecke darzustellen." Am 5. Januar
1946 teilte der Rektor den Dekanen hinsichtlich der Veröffentlichung von
Forschungsarbeiten mit, dass die Militärregierung noch am 31. Dezember
1945 eine Verfügung hierüber getroffen habe. Sie müssten mit Schreibma-
schine - immerhin ebenso wie Farbbänder und Papier nicht leicht zu erhal-
ten nach dem Kriege - geschrieben sein, wobei zwei Exemplare der Educa-
tion Control auszuhändigen seien. Leider fehlt in den Akten der Juristi-
schen Fakultät eine genauere Datumsangabe für die Instruktion Nr. 37 des
Jahres 1946, in der sich der Education Branch weiterhin die Prüfung aller
Lesebücher für Schulen, „deutsche ,klassische' Lesebücher, wenn sie aus

ausgewählten Texten bestehen", sowie Bücher über Mathematik, Geschich-
te, Geographie, Physik, Chemie, Biologie und Naturkunde vorbehielt. Dies
richtete sich hauptsächlich an die schulische Ausbildung, wird aber sicher-
lich nicht ohne Grund auch die Universität erreicht haben.

Was in der ersten, bis zum Sommer 1945 währenden Phase vonstatten-

ging, erschien den Briten schließlich als „unzureichend". Am 20. Februar
1946 verfügten sie die „Education Instruction to German Authorities No 5"
(EIGA 5). 21 Dabei handelte es sich um die zweite von drei tiefgreifenden

Änderungen des Hochschul-Entnazifizierungsrechts durch die Besat-
zungsmacht. Damit begann eine Zeit stärkerer Kontrolle und Einwirkun-
gen, die im Sommersemester 1946 deutliche Wirkung zeigte. Die EIGA 5
setzte für den Hochschulbereich Maßgaben um, die sich aus der „Kontroll-
ratsdirektive Nr. 24 vom 12. Januar 1946"22 ergaben. In dieser wurden über
hundert Organisationen und Positionen aufgelistet, denen anzugehören
die Annahme eines öffentlichen Amtes oder eine Weiterbeschäftigung un-

möglich machte, sofern man dort einen besonderen Rang eingenommen
hatte. Alle Verfahren - einschließlich jener an der Universität - begannen

mit der Ausfüllung von Fragebogen. Die EIGA 5 bestimmte nun grund-

20 Jürgensen, Die Wiedereröffnung (1991).
21 Die nachfolgenden Zitate aus der EIGA 5 sind der deutschen Übersetzung unter

dem Titel „Militär-Regierung Deutschland Britische Kontroll-Zone. Erziehungsvor-
schrift für deutsche Behörden Nr. 5" entnommen. Sie findet sich in LASH, Acc.
75/2009, Nr. 236. - Die englische Fassung ist ebenfalls in den Akten der Phil. Fak.
überliefert: LASH, Acc. 75/2009, Nr. 237. Diese ist am Schluss mit der Angabe „20
Feb 46 FKP/IJ" versehen. Beide sind als „confidential" bzw. „vertraulich" gekenn-
zeichnet.

22 http://www.verfassungen.de/de/de45-49/kr-direktive24.htm (Zugriff 20. 07. 2016).
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sätzlich das schriftliche Antragsverfahren einschließlich des Fragebogens
und fünf Uberprüfungskategorien, in die „Bewerber auf Zulassung zu ei-
ner Hochschule" einzuteilen waren, nämlich:

„A. Diejenigen, die zu keiner Zeit Mitglieder der Hitlerjugend (einschließ-
lich des BDM), der Partei oder Anwärter für den Eintritt in die Partei
oder irgendeine ihrer Gliederungen waren.

B. Diejenigen, die - ohne zu irgendeiner Zeit Mitglieder der Partei oder ir-
gendeiner Gliederung zu sein - Anwärter auf die Mitgliedschaft oder
Mitglieder, aber keine Führer in der Hitlerjugend oder im BDM waren.

C. Diejenigen, die nicht aktive Mitglieder der Partei oder irgendeiner ihrer
Gliederungen waren.

D. Diejenigen, die aktive Mitglieder der Partei oder irgendeiner ihrer Glie-
derungen oder Führer in der Hitlerjugend oder im BDM waren.

E. Kriegsverbrecher und Belastete im Sinne der Kontrollratsdirektive."

Die unter A Einzuordnenden wurden „vor allen anderen Studierenden

berücksichtigt". Die unter D und E Fallenden waren von vornherein aus-

zuschließen. Die Zulassung der unter B und C Einzuordnenden prüfte ein
Ausschuss, dem ein „führendes Mitglied des Hochschullehrkörpers, zwei
oder mehr Hochschullehrende" und „eine gleiche Zahl von Mitgliedern"
angehörten, „die nicht im Lehrkörper der Hochschule sein sollen". Diese
sollten „von der [!] örtlichen Denazification Panel" ernannt werden. Die B-

Klassifizierten hatten also noch eine gewisse Studienchance, die bei den
unter C Eingeordneten sehr viel geringer war, da deren Anteil nicht mehr
als 10 % der Studierenden betragen durfte.

Die von den „Hochschulbehörden" abgelehnten Bewerbungen mussten
mit einem Bericht über die Ablehnungsgründe aufbewahrt werden. Die
Fragebogen und weitere Papiere der Angenommenen „sollen", so hieß es,
„dem Erziehungs-Kontroll-Offizier des Bezirkes eingereicht werden". Die-
ser konnte durchaus noch ablehnen. Was Caroline Cunningham anbelang-
te, so neigte sie stark dazu, nicht nur grundsätzlich den Ausschluss von Of-
fizieren, sondern oft auch den vomStabsunteroffizieren durchzusetzen. Die

EIGA 5 bestimmte überdies, dass die bereits im Wintersemester Immatri-

kulierten sich für das Sommersemester 1946 erneut um eine Zulassung
bewerben mussten. Außerdem mussten sie eine „Arbeitsbefreiungs-Be-
scheinigung" von dem für sie zuständigen Arbeitsamt beibringen.

Am 5. März 1946 folgte das „Gesetz Nr. 104 zur Befreiung von Natio-
nalsozialismus und Militarismus", das eine Maßgabe enthielt, die als „Ju-

gendamnestie" bezeichnet wurde.23 Sie bestimmte, dass „Jugendliche" des

23 http://www.verfassungen.de/de/bw/wuertt-b-befreiungsgesetz46.htm (Zugriff 20.
07. 2016). - Reinhold/Schmidt, Die Entnazifizierung, S. 16. Die Autoren verweisen
darauf, dass der Begriff juristisch nicht korrekt sei, da das Entnazifizierungsrecht
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Jahrgangs 1919 und später Geborene zunächst einer Bewährungsgruppe
als Minderbelastete und später sogar als entlastet eingestuft wurden. Im
Oktober 1946, so ist es jedenfalls aus Köln und Bonn überliefert, ergab sich
daraus der dritte stark verändernde Eingriff in das britische Hochschul-
Entnazifizierungsrecht, diesmal mit deutlich mäßigender Wirkung für ei-
nen Teil der Bewerber. Die Kategorienbildung, so wie sie EIGA 5 auf-
führte, wurde verändert. Die Kategorie A wurde aufgeteilt in A 1, welche
die immer schon Entlasteten erfasste, und A 2, zu der die sogenannten
„Jugendamnestierten" gehörten. Damit wurde das Potenzial von Studien-
bewerbungen, die nicht schon von vornherein auszuschließen waren, er-
heblich erhöht, betrafen doch die Kategorien B bis D nur noch die älteren
Jahrgänge. Besonderes Augenmerk richtete sich auf die Kategorie B, die
nun nach B 1, B 2 und B 3 differenziert wurde, was eine Rangfolge aus-
drückte. Die jeweiligen Ausschussentscheidungen mussten vom britischen
Universitätsoffizier genehmigt werden. Immer schon war die Ablehnung
von Berufsoffizieren von Seiten der Besatzungsmacht strikt gehandhabt
worden; dies blieb so. Der erste Schleswig-Holsteinische Landtag verstärk-
te am 10. Februar 1948 in seinem „Gesetz zur Fortführung und zum Ab-
schluss der Entnazifizierung" die Bestimmung hinsichtlich der sogenann-
ten Jugendamnestierten dahingehend, dass bei den betroffenen Personen
„grundsätzlich von allen Maßnahmen abzusehen" sei, sofern nicht gegen
sie „wegen eines verwerflichen Verhaltens Maßnahmen erforderlich" wa-
ren.24 Dementsprechend findet sich verschiedentlich auf den E-Akten der
Hinweis auf die „Amnestie".25 Im Falle der beiden rheinischen Universi-

täten ist zu beobachten, dass ab dem Januar 1947 die Entscheidungen stär-
ker in die Eigenverantwortung der Hochschulen übergingen. 26 In Kiel ent-
schied die Militäradministration jedenfalls noch bis Ende 1949 über die
Studienzulassungen, als bereits der zuständige schleswig-holsteinische
Landesminister in Beratungen über den Numerus clausus einbezogen
wurde.27

keine Amnestie kenne. Allerdings taucht er in der Korrespondenz der Kieler Educa-
tion Section durchaus als „Youth Amnesty" auf. Education Section Kiel an Rektor
Blume, 16. 09.1946. LASH, Acc. 75/2009, Nr. 236 (Phil. Fak.).

24 Alle gesetzlichen Grundlagen für die Entnazifizierung in Schleswig-Holstein in:
LASH, Abt. 611, Nr. 5330.

25 Ein Beispiel hierfür in LASH, Abt. 460, Nr. 4700. Dabei geht es um eine am 29. 03.
1946 unterschriebene Bewerbung für das Medizinstudium. Als Geburtsdatum ist
der 12. 11. 1919 angegeben. Auf der Akte findet sich der Bleistiftvermerk „Amnes-
tie".

26 Zu Köln: Kleinen, Ringen (2003), S. 95-96. - Zu Bonn: George, Studieren (2010), S.
45.

27 Am 24.10. 1949 schlug der Rektor der Militärregierung neun „frühere Berufsoffizie-
re" als Studienbewerber vor (2 Naturwiss., 3 Pharmazie, 2 Theol., 1 Rechtswiss.),
deren Zulassung allem Anschein nach rückwirkend zum „10.X.49" gestattet wurde.
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3. Die Kieler akademische Entnazifizierung -
eine Geschichte voller Hindernisse

In keiner der Besatzungszonen ist die akademische Entnazifizierung so gut
erforscht wie in der Britischen. Zwischen 1992 und 2013 entstanden zu

sechs der elf wissenschaftlichen Hochschulen zumeist umfangreiche Un-
tersuchungen. Als erster überhaupt widmete sich Peter Respondek dem
Thema am Beispiel der Universität Münster. Es folgten dann Studien zu
Hamburg, Braunschweig, Köln, Bonn und Hannover.28 In der US-Zone ist
lediglich der „Mythos" der Heidelberger Professoren entzaubert worden. 29
Eine Fehlanzeige betrifft die Französische und Sowjetische Zone. 30 In Ös-
terreich ist die Entnazifizierungsgeschichte der Universitäten Innsbruck
und Wien, letztere wiederholt und sehr umfassend, behandelt worden.31

Die Nazi-Vergangenheit zahlreicher Kieler Universitätsangehöriger war
bekannt, doch lange Zeit nur mäßig erforscht. 1965/66 verfassten - weit vor

LASH, Acc. 104/10 U 2, Nr. 11, Reg. 186. - Zur Einbeziehung des Landesministers
vgl. Anm. 60.

28 Die Entnazifizierungsgeschichte der Hochschulen in der Britischen Zone ergibt fol-
genden Forschungsstand: Bonn: George, Studieren (2010). - Ders.: Die Bonner Stu-
denten (2013). - Braunschweig: Maaß, Die Studentenschaft (1998). - Hamburg:
Krukowska, Die Studierenden (1993). - Die Professoren erforscht: Guhl, Entlassung,
Entnazifizierung, Rehabilitierung? (2011). - Ders., Entnazifizierte Universität?
(2016). Guhls einschlägige Disertation liegt inzwischen der Fakultät für Geisteswis-
senschaft Hamburg vor. - TH Hannover: Steffens, „Innerlich gesund an der Schwel-
le einer neuen Zeit" (2011). Die Arbeit befasst sich mit beiden Hochschulgruppen. -
Köln: Kleinen, Ringen (2003). - Kücking, Keine weiße Weste (2007). Kücking orien-
tiert sich weitgehend an Kleinen. Beide wenden sich ausschließlich den Studieren-
den zu. - Münster (beide Hochschulgruppen): Respondek, Der Wiederaufbau
(1992). - Ders.: Die Universität Münster (2012). - Monographisch unbearbeitet sind
Aachen, Clausthal, Göttingen und die Tierärztliche Hochschule Hannover. Einige
Hinweise zur Entnazifizierung an diesen Hochschulen sowie zur Universität Kiel
bei Heinemann, 1945: Universitäten aus britischer Sicht (1990).

29 Remy, The Heidelberg Myth (2002).
30 Eine Umfrage unter 34 Archiven der 1945 bereits bestehenden wissenschaftlichen

Hochschulen hat ergeben, dass die einschlägigen Bestände zumal in der Sowjeti-
schen Zone sehr unterschiedlich erschlossen sind. In einigen Fällen (Braunschweig,
Göttingen, Hamburg, Berlin) liegen Bestände auch in den Staats- bzw. Landesarchi-
ven. In Köln wurde 1959/60 ein beträchtlicher Teil der Studierendenakten vernich-
tet. Die Überlieferung in der Französischen und Amerikanischen Zone ist zumeist
sehr gut, wenngleich oft mit aufwändigen Recherchen verbunden. Die Entnazifizie-
rung in der Sowjetischen Zone wird kurz erwähnt, aber hinsichtlich der Studieren-
den nicht weiter ausgeführt von: König/Müller, Anpassung - Widerstand - Verfol-
gung (1994), S. 21.

31 Oberkofler/Goller, Universität Innsbruck (2003). - Zu Wien: Huber, Entnazifizie-
rung (2011). Pfefferle, Glimpflich entnazifiziert (2014). - Einige Hinweise zur Ent-
nazifizierung von Professoren der Universität Graz finden sich bei: Gradwohl-
Schlacher, Neubeginn (2005).
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den Lehrenden - erstmals Studierende zwei Broschüren zur studentischen

Geschichte im Nationalsozialismus.32 Der Vorwurf, dass die Universität

sich in Lehre und Forschung zu wenig mit ihrer belasteten Geschichte aus-
einandergesetzt habe, führte zu einer heftigen Auseinandersetzung, die im
Jahr 1990 ihren Höhepunkt erreichte.33 Seitdem sind nicht gerade viele,
aber doch sehr wichtige einschlägige Veröffentlichungen entstanden.34 Das
Thema der Entnazifizierung wurde darin, mit Ausnahme von Jörn Eckerts
Ausführungen zur Juristischen Fakultät, meist eher am Rande gestreift.35
Zwei Hinweise verdienen besondere Beachtung: 2007 erwähnte Florian
Woda kurz die Entnazifizierung der Studierenden, die jedoch „spätestens
mit dem In-Kraft-Treten der Jugendamnestie [...] weitestgehend abge-
schlossen" gewesen sei.36 Was Woda knapp streifte, nahm 2014 Christoph
Cornelißen auf. Er sprach von dem „schwierigejn] Kapitel der Entnazifi-
zierung der Lehrenden, aber auch der politischen Überprüfung der neu
immatrikulierten Studenten". Die „Aktenlage" hierzu sei „unübersicht-
lich". Außerdem enthielten „die bisherigen wissenschaftlichen Arbeiten
über die politische Säuberung des wissenschaftlichen und nichtwissen-
schaftlichen Personals an der Christian-Albrechts-Universität [...] nur we-

nige zuverlässige Informationen."37 Ein Jahr zuvor veröffentlichte Christi-
na Wiener ihre Dissertation über die „Kieler Schule" der Juristen, in der sie

32 Zwei Belegstücke in LASH, Acc. 16/08, Nr. 19. - Näheres bei Elkar, Studieren (2015),
S. 157-158.

33 Hierzu: Uhlig, Lehre (1990). - Dazu kontrovers: AStA Info, Lehre (1990). Ich danke
Norbert Gansel für die Überlassung seines Exemplars.

34 Uhlig, Vertriebene Wissenschaftler (1991). - Ders., Zur Vertreibung (1993). - Wie-
ben, Die Studenten (1994). - Weiß, Pädagogik (1997). - Pohl, Die Pädagogische
Hochschule (2001). - Prahl, UNI-Formierung des Geistes, Bd. 1 (1995). - Prahl u. a.,
UNI-Formierung des Geistes, Bd. 2 (2007). - Cornelißen/Mish, Wissenschaft (2009).
- Wiener, Kieler Fakultät (2013). - Ratschko, Kieler Hochschulmediziner (2014).

35 Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang: Eckert, Die Juristische Fakultät im
Nationalsozialismus (1995).

36 Woda, Universitäre Lehre (2007), S. 188. Weiter ging er hierauf nicht ein, nannte
auch keine Quellen. Woda bringt fälschlich die Jugendamnestie mit dem Jahr 1947
in Verbindung. Das Gesetz war aber vom 5. 3. 1946 (vgl. Anm. 23) und wirkte sich
1946 auch schon erkennbar aus (vgl. Tab. 2). Ders., Die Kieler Studentenschaft nach
der Wiedereröffnung der Universität im November 1945. https://www.uni-
kiel.de/ns-zeit/nachkrieg/woda.shtml (Zugriff: 30. 01. 2016). - Die Ausführungen

n - beruhen auf der ungedruckten Magisterarbeit von Florian Woda: Die Kieler Stu-
dentenschaft nach der Wiedereröffnung der Universität im November 1945. Die
Studie ist in der UB und im Historischen Seminar der CAU nicht vorhanden und
auch an einer anderen Bibliothek nicht nachgewiesen. - Ohne Quellen- und Litera-
turbeleg werden die kurzen Bemerkungen Wodas wiederholt von Bacmeister, Die
Kieler Sachsen (2013), S. 198.

37 Cornelißen, Zur Wiedereröffnung, S. 22.
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auch auf die Entnazifizierung der Professoren eingeht.38 Zwei Jahre später
blieb dieses Thema in der über 1.000 Seiten starken Festschrift der CAU al-

lerdings wieder unberührt. 39

In den 90er-Jahren, als Monografien über die Entnazifizierung an den
Universitäten Münster, Hamburg und Braunschweig bereits erschienen,
war ein vergleichbares Vorhaben in Bezug auf Kiel - jedenfalls soweit es
die Studierenden betraf - schier unmöglich. Zieht man die einschlägigen
Publikationen zur anderen Hochschulen vergleichend heran, so wird of-
fenkundig, warum der Forschungsgegenstand an der CAU so defizitär be-
handelt ist. Es liegt an den Quellen, deren Erschließung und den daraus
resultierenden Nutzungsmöglichkeiten. Hierauf ist die Forschung aller-
dings angewiesen, wenn sie die Geschichte der Entnazifizierung notwen-
digerweise auch quantifizierend voranbringen will, wie dies zunächst 1993
in einer Pilotstudie über die Hamburger und 2010 in einer Strukturbe-
schreibung der Bonner Studierenden vorbildlich gelang.40

Einer der beiden Gründe für die Verhinderung einschlägiger Forschung
lag in der Landespolitik, die den Zugang zu den Entnazifizierungsakten
(E-Akten in Bestand 460) jahrzehntelang unmöglich machte. 1951 verab-
schiedete der Schleswig-Holsteinische Landtag das Entnazifizierungs-
Beendigungsgesetz.41 Dessen Entstehungsgeschichte einschließlich der da-
ran beteiligten, durch den Nationalsozialismus stark belasteten Politiker ist

wiederholt untersucht worden 42 Besagtes Gesetz schloss gemäß § 1 alle
Entnazifizierungsverfahren ab und sorgte dafür, dass aus „Belasteten" und
„Mitläufern" im Sinne der vorausgehenden Gesetze von 1946 und 1948
„Entlastete" wurden.43 Ob die Entnazifizierungsakten zu vernichten seien,
war umstritten.44 § 15 Absatz 1 des Gesetzes legte schließlich fest: „Weder

38 Wiener, Kieler Fakultät, S. 215-290. Wieners Dissertation wurde noch von dem 2006
verstorbenen Rektor der CAU Jom Eckert (vgl. Anm. 35) angeregt.

39 Auge, Christian-Albrechts-Universität (2015). In der Festschrift befassen sich deren
Herausgeber und sein Mitarbeiter Martin Göllnitz auch mit der NSDAP-Mitglied-
schaft der Professoren, ohne jedoch auf die Entnazifizierung einzugehen: Auge, Die
Kieler Professoren, insbes. S. 443-448. - Göllnitz, Kieler Professoren.

40 Krukowska, Die Studierenden. George, Studieren in Ruinen.
41 Gesetz zur Beendigung der Entnazifizierung vom 17. 3. 1951.
42 Danker, Vergangenheits'bewältigung' (1998). - Seggern, Alte und neue Demokra-

ten (2005), S. 211-215. - Danker, Der Landtag (2006). - Schubert, Die Abgeordneten
(2012). - Am 27. 4. 2016 präsentierte Uwe Danker im Landtag erste Ergebnisse des
Forschungsprojekts „Geschichtswissenschaftliche Aufarbeitung der personellen
und strukturellen Kontinuität nach 1945 in der schleswig-holsteinischen Legislative
und Exekutive", http://www.izrg.de/home.html (Zugriff: 27. 7. 2016).

43 Überdies ermöglichte es ehemaligen NSDAP-Mitgliedem, wieder zu öffentlichen
Ämtern oder zu Pensionen aus braunen Zeiten zu gelangen.

44 Der Fraktionsvorsitzende des BHE Dr. Martin Kohz (seit 1930 Mitglied der NSDAP,
später auch der SS) erklärte sarkastisch, dass „diese Kulturdokumente einer stau-
nenden Nachwelt“ zu erhalten seien. Alfred von Rosenberg (DP) hingegen war für
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Behörden noch Privatpersonen darf Einsichtnahme in diese Akten gestattet
noch Auskunft aus ihnen erteilt werden." Laut Absatz 2 hatte dann der In-

nenminister darüber zu bestimmen, „wann, in welchem Umfang und wie
diese Akten zu vernichten sind. Von der Vernichtung sollen die Akten und
Aktenteile ausgenommen bleiben, die für eine wissenschaftliche Erfor-
schung der Zeitgeschichte von Bedeutung sein können." In seinem Tage-
buch sprach der Innenminister Paul Pagel (CDU), das einzige Regierungs-
mitglied ohne NS-Vergangenheit, unter dem Eindruck der politischen De-
batten sorgenvoll von einer „Renazifizierung".45 Nun verfügte just er in
drei Erlassen vom 3. und 23. September sowie vom 18. Dezember 1952 die
Entfernung aller politischen Fragebogen und sonstiger, die Entnazifizie-
rung betreffenden Schriftstücke aus den Personalakten. Lediglich der Ent-
nazifizierungsbescheid im Original oder in beglaubigter Abschrift blieb
Bestandteil der Akte, daraus war und ist aber die konkrete Verstrickung in
den Nationalsozialismus nicht mehr zu entnehmen. Dies betraf nicht nur

das Verwaltungs- und Justizpersonal, sondern ebenso die „sonstigen Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts", also auch
die Universität Kiel.46 Knapp vierzig Jahre später erleichterte das Landes-
archivgesetz eine vorher rigoros eingehaltene Sperrung für alle verbliebe-
nen E-Akten.47 In der Folge erschienen erste landeshistorische Erforschun-
gen der Entnazifizierung, die sich anfangs stark lokalgeschichtlich orien-
tierten, inzwischen aber die allgemeinen Handbücher zur schleswig-hol-
steinischen Geschichte erreicht haben. 48 Was die Aktenmenge anbelangt, so
sind es derzeit etwa 400.000 E-Akten für die Zeit von 1945 bis 1951, die im

die Aktenvernichtung, damit „nicht wieder neue Entnazifizierungsverfahren mit
umgekehrten Vorzeichen" stattfänden. Aus den Parlamentsprotokollen zitiert bei:
Billmayer, Entnazifizierung' (1991), S. 344. - Zur NS-Vergangenheit von Kohz:
Schubert, Die Abgeordneten (2012), S. 92-94.

45 Dr. agr. Dr. rer. pol. Pagel (1894-1955) war Mitglied einer linksliberalen Wider-
standsgruppe mit Verbindungen zur Bekennenden Kirche gewesen. Über ihn: Va-
rain, Parteien (1964), S. 220-223. Das Zitat findet sich bei Varain in Anm. 902. -
Godau-Schüttke, Ich habe nur dem Recht gedient (1993), S. 19 (mit Verweis auf
Varain). - Pohl, Überlegungen (2006). - Oelze, Wiederentdeckt (2009). Das bei Va-
rain enthaltene Zitat fehlt hier.

46 Amtsblatt für Schleswig-Holstein 1952, Nr. 41, S. 396, u. 1953, Nr. 1, S. 2.
47 Gesetz über die Sicherung und Nutzung öffentlichen Archivgutes in Schleswig-

Holstein vom 11. 8. 1992. Die besonderen Bestimmungen für Sperrfristen und Da-
tenschutz finden sich in § 9 LArchG.

'48 Hier sei nur auf einige ausgewählte Titel vor und nach 1992 hingewiesen, die oft
auch auf andere Studien verweisen: Otten, Entnazifizierung (1985). - Christen, Die
Entnazifizierung (1991). - Grube, Entnazifizierung (1993). - Müller-Boysen, Auf der
Suche (1996). - Büthe, Die Entnazifizierung (1998). - Jürgens, Entnazifizierungspra-
xis (2000). - Jürgensen, Entnazifizierung (2003). - Danker/Schwabe, Schleswig-Hol-
stein (2005 u. 2006), S. 98, S. 122, S. 160, S. 173, S. 175-178, S. 180 u. S. 184. - Danker/
Lehmann, Entnazifizierung (2014), S. 290-297.
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Landesarchiv unter Auflagen zugänglich sind. Sie nehmen einen Umfang
von 850 laufenden Regalmetern ein.49

Der andere Grund, warum eine Entnazifizierungsgeschichte der CAU
nicht vorankommen konnte, ist in der Universität selbst zu suchen. Die Ak-

tenüberlieferung aus preußischen und früheren Zeiten ist bestens geführt.
Nach 1945 jedoch und bis ins neue Jahrtausend hinein trug die Hochschule
keine hinreichende Sorge für ihr Archiv. Erst 2007 gab die Zentrale Verwal-
tung der Universität die dort noch vorhandenen Entnazifizierungsvorgän-
ge über Studierende an das Landesarchiv ab. Die Unterlagen wurden aber
nur pauschal aufgenommen und nicht dem Universitätsbestand (Abt. 47),

sondern den allgemeinen Entnazifizierungsakten (Bestand 460) hinzuge-
fügt, was sie nicht so leicht auffindbar macht.50

Die Nachkriegsrekrutierung des akademischen Nachwuchses hat eine
politische und eine kapazitative Seite. Um letztere zu erforschen, bedarf es
geschlossener, serieller Datenmengen, die eine quantifizierende Bearbei-
tung ermöglichen. Dabei geht es vorrangig um den Numerus clausus (Nc),
die Anzahl der Studienzulassungen und -ablehnungen, die Verteilung der
Studierenden auf die Fakultäten und die Studienfächer im Zeitverlauf. Die

Studien zu Hamburg und Bonn haben gezeigt, wie wichtig weitere Struk-
turdaten sind: die soziale und geografische Herkunft der Studierenden, ihr
Alter, ihr Geschlecht, ihre Qualifikation und ihre Konfession. Selbstver-

ständlich sind die biografischen Daten zur politischen und militärischen
Vergangenheit als variable Größen zu erfassen. All dies ist notwendig, um
das komplexe und sich wandelnde Spannungsverhältnis zwischen Entna-
zifizierung und den kapazitativen Begrenzungen analysieren zu können.
Allein, die Voraussetzungen hierfür sind zumindest derzeit in Bezug auf
die CAU denkbar ungünstig. Da weder ein Matrikelbuch noch zeitlich fort-

laufende Immatrikulationslisten geführt wurden, erfolgte bis in die 70er-
Jahre die Registrierung der Studierenden ausschließlich alphabetisch auf
Karteikarten. Ohne eine EDV-Aufnahme aller Personen ist daher eine Aus-

wertung nach Semestern unmöglich. Einblicke auf die Anzahl der zum
Studium nicht Zugelassenen und die Gründe des Ausschlusses, seien sie
qualitativ oder politisch, ergeben sich so nicht. Sie lassen sich nur im In-
stanzenweg der Entscheidungen erhellen, der von Gremien und Ausschüs-
sen der Universität bis hin zu den Letztentscheidungen des Education
Branch reicht. Angesichts der Tatsache, dass von den entscheidenden Aus-
schüssen bisher keine geschlossene Bestandsüberlieferung von Protokol-
len, Zulassungen oder Ablehnungen bekannt ist, bleibt anzunehmen, dass

49 Es handelt sich dabei um den Bestand LASH, Abt. 460.
50 Landesarchiv Schleswig-Holstein, Archivführer (2011), S. 53-54. - Erst ab 2003 fi-

nanzierte dann die CAU eine wissenschaftliche Archivarstelle. Inzwischen wächst

der Nachkriegsbestand des Universitätsarchivs wieder; er ist zum großen Teil mit
vorläufigen Zugangsnummem (Acc.) versehen.
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viele Entscheidungen zunächst mündlich getroffen und dann durch einen
Aktenvermerk dokumentiert wurden. Vorgänge dieser Art gibt es in gro-
ßer Menge, doch sind sie für eine statistische Auswertung nicht hinrei-
chend vergleichbar. Handelt es sich doch um Zulassungen oder Ablehnun-
gen, diese wiederum unterschiedlich verteilt auf einzelne Fakultäten, die
Universität oder die Militärbehörde. Daraus eine statistische Kommensu-

rabilität zu erarbeiten, ist - wenn überhaupt - nur mit größtem Aufwand
zu bewältigen, dies lässt eine valide und vollständige Statistik der Entnazi-
fizierung als äußerst schwierig, wenn nicht unmöglich erscheinen. Immer-
hin birgt ein schmales Heft im Universitätsarchiv, auf dem Deckel beschrif-
tet mit „Statistik A", wertvolle Einblicke in Bewerbungen und Zulassungen
von 1946 bis 1950, ohne dass es homogene oder kommensurable Datenrei-
hen bietet. 51

Die Protokolle des Senats sagen zwischen 1945 und 1947 wenig zur
Entnazifizierung aus.52 Zum letzten Mal wird in einer Senatssitzung am 9.
Dezember 1947 ein Tagesordnungspunkt „Auswertung der Fragebogen"
behandelt. Mehr verrät das Protokoll nicht. Was die Fakultäten anbelangt,

so. ist die Aktenüberlieferung sehr unterschiedlich: Die Juristische und die
Philosophische haben eindeutig für die beste und umfassendste Dokumen-
tation gesorgt. Zur Philosophie gehörten in der Nachkriegszeit auch noch
die Naturwissenschaften und die Pharmazie. Insgesamt gesehen deutet je-
doch die erhaltene Überlieferung bestimmte Verfahrensabläufe an, die eine
Bewerbungserfassung und Vorentscheidungen grundsätzlich zunächst in
der Zuständigkeit der Fakultäten verortete.

4. Schwierige Statistiken und problematische Entscheidungen:

die Praxis der Studienzulassungen und -ablehnungen

Wie viele Studierende die CAU zwischen 1945 und 1948 besuchten, lässt

sich nicht leicht und derzeit auch nicht zweifelsfrei ermitteln. Es gibt zwei,

jeweils auf Semester bezogene Angaben von britischer Seite (Philipps) und
vier verschiedene Datenreihen, die in der Universität zusammengestellt

wurden. Tabelle 1 (folgende Seite) zeigt, dass sie nicht durchweg, aber
doch teilweise deckungsgleich sind.53

51 LASH, Acc. 104/10. - Vgl. auch die Textpassagen im Zusammenhang der Anm. 63,
92,101 u. 111.

' 52 LASH, Abt. 47, Nr. 9589, Senatsprotokolle.
53 LASH, Abt. 47, Nr. 4827, undatierte Statistik der Studentenzahlen ab 1945. - LASH,

Abt. 811, Nr. 42786, Handakte des Kurators August Wilhelm Fehling (1896-1964)
mit ebenfalls undatierter Statistik. - LASH, Acc. 125/05, Ordner 265 (Aktenvermerk:
„abgelegt 28. 5. 47"). - LASH, Acc. 104/10 U.2, Nr. 3, Statistik (entstanden zwischen
1946 u. 1949). Es ist davon auszugehen, dass die identischen Gesamtzahlen für das
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Abt. 47

Nr. 4827
Abt. 811 Nr. 42786

gesamt gesamt m w ausl.

WS 1945/46 2.400
SS 1946 2.370

WS 1946/47 3.021
SS 1947 3.091 3.091 2315

+150
2.615

79,7%

579
+47
626

20,3%

197

m: 150
w: 47

WS 1947/48 3.241

Acc. 125/05
Ordner 265

gesamt Bewerbungen m w ausl.

WS 1945/46 2.333 geschätzt :6.000
SS 1946 2.246 geschätzt :8.000
WS 1946/47 2.820 Vordrucke: 3.227

Bewerb.: 2.265
SS 1947 Vordrucke: 4.671

Bewerb.: 3.050

WS 1947/48 3.048 2.455

80,5%

593

19,5%

193

(a)

(b)

SS 1947 einen gleichen statistischen Ursprung haben. Die Handakte Fehling diffe-
renziert nach Fakultäten, Geschlecht und Ausländern. Die Verteilung nach Fakultät
und Geschlecht wie folgt: Med. (m: 803 / w: 202), Phil. (582/301), Jur. (718/34), Theol.
(102/29), Landw. (110/14). Dies sind: 2.315 Männer + 580 Frauen = 2.895 Studierende,
hinzugerechnet 197 ausl. Stud. ergibt ein Gesamt von 3.092. Fehling nennt aber ein
Gesamt von 3.091 Studierenden, davon 626 inl. u. ausl. Frauen. Daraus lassen sich
die in Tab. 1 angezeigten Anteile errechnen, wobei, um das gemeinsame Gesamt zu
erreichen, eine Frau weniger angesetzt wurde: 3.091 Gesamt - 626 Frauen = 2.465
Männer Ges. 2.465 Männer Ges. - 2.315 inl. Männer = 150 ausl. Männer usf.
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Tab. 1 (a), (b) u. (c) (vorausgehende Seite): Anzahl der männlichen (m) und weib-
lichen (w) sowie der ausländischen (ausl.) Studierenden 1945-1948 (nach Anga-
ben im LASH).

Geschätzt Tausende von Studienwilligen meldeten sich, Tausende von
ihnen hielten Bewerbungsvordrucke in Händen, nur eine deutlich geringe-
re Anzahl war erfolgreich. Diese großen Mengen zu bearbeiten war der
Nachkriegsverwaltung wohl ein dringenderes Problem, als sie über eine
längere Zeit hinweg statistisch einheitlich zu erfassen. Phillips zufolge lag
Kiel mit 2.575 Studierenden im SS 1946 an fünfter Stelle der Universitäten

in der Britischen Zone nach Göttingen (4.285), Hamburg (3.400), Bonn
(3.175) und Münster (2.700) noch vor Köln (2.195). Im WS 1947/48 war die

CAU hinter Köln (3.600) auf Platz 6 gerückt.54
Die Anzahl der im Rahmen der Nachkriegsgegebenheiten möglichen

Studienplätze wurde zunächst in den Fakultäten, dann im Senat beraten
und beschlossen. Vor allem 1946 war die Immatrikulationsfrage ein be-

ständig wiederkehrendes Thema im Senat.55 Karl Heinrich Weise,56 Profes-
sor der Mathematik und geschäftsführender Direktor des Mathematischen
Seminars, hatte sich während der Senatssitzung am 8. Mai 1946 auf dem

Einladungsschreiben des Rektors Creutzfeldt in flüchtiger Schrift mehrere
Zahlenkolonnen notiert, welche prozentualen Studierendenkontingente
den Fakultäten zukommen sollten und welche Ablehnungsquoten im

Raum standen. Offenkundig gab es, was heute üblich wäre, hierzu keine
Tischvorlage. Gleichwohl zeigen die Notizen, wie intensiv die Debatte im
Senat um die Studienkapazitäten, den Nc und die deutlich einwirkende
Entnazifizierung geführt wurde.57 Gelegentlich begegnen in den Auflis-
tungen Berechnungsfehler, welche die ohnehin schon schwierige Ver-
gleichbarkeit der statistischen Überlieferung der Studierendenzahlen noch
problematischer macht.

Einblicke, wie es zu den Zulassungszahlen kam, müssen aus einer sehr

disparaten Überlieferung rekonstruiert werden. In Folge der EIGA 5 vom
20. Februar 1946 bewegten sich die Verfahren innerhalb der Universität
und im Umgang mit der Militärregierung zunehmend in geregelten Abläu-

54 Phillips, The Re-opening (1983), S. 5-6.
55 LASH, Abt. 47, Nr. 9589, Senatsprotokolle vom 8. 5., 23. 5., 12. 6., 21. 6., 28. 8., 27. 9.

1946, dann am 1. 7., 23. 9. u. 9. 12.1947.
56 Über Karl Heinrich Weise vgl. den Vortrag von Hans Langmaack vom 6. 12. 1996

über die Geschichte des Instituts für Informatik und Praktische Mathematik:

http://www.tf.uni-kiel.de/de/fakultaet/geschichte-des-instituts-fuer-informatik-und-
praktische-mathematik (Zugriff: 19.11. 2016).

57 Einladungsschreiben des Rektors Creutzfeld an Prof. Dr. Weise mit Tagesordnung
vom 2. 5. 1946. Aufbewahrt in den Akten des Seminars für Mathematik (z. Zt. zur
Abgabe an das Universitätsarchiv vorbereitet). Vgl. Anm. 81.
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fen. Tatsächlich kam dem Senat in Immatrikulationsangelegenheiten aber
kein endgültiges Entscheidungsrecht zu. So informierte am 23. September
1947 der Geologe Karl Gripp den Senat „über den numerus clausus u. die
sich daraus ergebenden Schwierigkeiten". Da Rektor Hermann von Man-
goldt58 an diesem Tage unter demselben Tagesordnungspunkt „über Ver-
handlungen mit den Britischen Dienststellen" berichtete, kann beides als
Hinweis darauf gedeutet werden, dass es bei Zulassungs- und Nc-Fragen
auf das Einvernehmen mit der Besatzungsmacht ankam. 59 Als die Briten
sich 1949 aus Hochschulangelegenheiten zurückzogen, rückte der zustän-
dige schleswig-holsteinischen Ressortminister an deren Stelle. Er hatte, ob-
schon zeitweilig eine Art Doppelzuständigkeiten bestand, künftig das letz-
te Wort zum Nc. Über die Verhandlungen mit ihm berichtete am 23. Feb-
ruar 1949 der Dekan der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät

und erwähnte in diesem Zusammenhang auch „die kritische Stellungnah-
me des Senats zur Durchführung und zu den Nachwirkungen des Entnazi-
fizierungsverfahrens".60 Kontroversen über dieses Thema währten also
fort.

Entscheidungen über die Entnazifizierung der Studierenden fielen in
Ausschüssen. Der Senat war damit weniger beschäftigt, jedenfalls urteilte
er nicht über Bewerbungen. Nur dreimal tauchte bis Ende 1947 das Thema
der „Denazifizierung" mit wenigen Worten im Senatsprotokoll auf: Am 23.
Mai 1946 wurden die Dekane gebeten, „Mitglieder für den Entnazifizie-
rungsausschuss zu benennen". Am 12. Juni 1946 war die „Denazifizie-
rung" ein Beratungspunkt. Am 19. Juli 1946 behandelte der Senat das Ver-
langen der Militärregierung, einen „Revisionsausschuß" zu bilden, dem -

man beachte die Alternative - „entweder 2 Professoren oder 3 parteige-
bundene Studenten" angehören sollten. Da er aber bereits am 11. Januar

1946 einstimmig beschlossen hatte, „daß parteipolitische Vereinigungen
von Studenten und jegliche politische Betätigung dem Geiste und den
Aufgaben der Universität widersprechen", entsandte man die Herren Sedl-
mayer und Breker. 61 Die Folgen einer Verstrickung in das NS-Regime be-

schäftigten den Senat durchaus, doch wurden die Auseinandersetzungen

58 Zu H. v. Mangoldt s. Anm. 101.
59 LASH, Abt. 47, Nr. 9589, Senatsprotokolle, S. 54.
60 LASH, Abt. 47, Nr. 11, Sitzungsprotokoll der Rechts- und Staatswiss. Fakultät vom

23. 2. 1949. Der Name des Ministers wird in der Quelle nicht genannt. Sehr wahr-
scheinlich handelte es sich um Innenminister Wilhelm Käber (1896-1987) von der
SPD. - Zur Doppelzuständigkeit vgl. Anm. 27.

61 LASH, Abt. 47, Nr. 9589, Senatsprotokolle, Zitate auf S. 16, S. 6 u. S. 26. Bei den bei-
den Genannten handelte es sich wahrscheinlich um Studenten, denn Professoren
dieses Namens sind nicht bekannt. Allerdings gibt es für beide auch keine Nach-
weise in der Immatrikulationskartei. - Der namensverwandte Kieler Kunsthistori-
ker schrieb sich Richard Sedlmaier.
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nie inhaltlich protokolliert.62 Es lag am Rektor in Zusammenarbeit mit den
Dekanen, alles Notwendige, um geordnete Verfahren zu gewährleisten,
einzuleiten und durchzusetzen.

Am 5. März 1946 hatten den Rektor mehrere Durchführungsbestim-

mungen zur Entnazifizierung erreicht, die auch dem Oberpräsidenten in
Abschriften zugegangen waren, damit dieser „verantwortlich" die „Ausle-
se der zukünftigen Lehrer" betreiben könne. Der Rektor solle dafür sorgen,
„daß alles Notwendige zu dem frühest möglichen Zeitpunkt unternom-
men" werde. In Vorbereitung war die „Bildung des engeren Ausschusses"
für die Entnazifizierung, wobei es der Abstimmung „mit dem Public Safety
beim Hauptquartier der Militärregierung" bedurfte. Wer sich bewarb,
musste die nun vorgesehenen Fragebogen ausfüllen, von denen zunächst
1.000 Stück geliefert wurden. Wer bisher schon einen Fragebogen einge-
reicht hatte, musste sich nicht erneut damit befassen. Die Universität wur-

de verpflichtet, ein Verzeichnis aller Fragebogen in dreifacher Ausferti-
gung anzulegen und mit den vollständigen Bewerbungsunterlagen dem
Hauptquartier vorzulegen. Unvollständig ausgefüllte Formulare blieben in
der Universität. „Die Angelegenheit" wurde als „dringend" bezeichnet,
denn der Beginn des Sommersemesters stand unmittelbar bevor. Die „ver-
langten Maßgaben" durften „vor dem 15. März eingeleitet werden", die
Fragebogen mussten aber „unter allen Umständen [...] bis zum 21. März
1946 eingereicht werden." Der Zeitdruck war enorm. 63 Am 29. März be-
schloss der Senat, die „Herren" im „Entnazifizierungs-Komitee" durch

„jüngere Mitarbeiter" zu unterstützen - ein deutliches Zeichen dringend
gebotener Effizienz.64 Die große Menge der Entnazifizierungsverfahren be-
lastete die Ausschüsse stark, da spielten dann kleinere technische Proble-
me der folgenden Art eine eher geringe Rolle: Ein Ausschussmitglied, der
Handelsvertreter Georg Köpf, sah sich am 28. Januar 1947 ganz besonderen
Schwierigkeiten ausgesetzt und entschuldigte sich bei dem Vorsitzenden
Unsöld dafür, dass er an einer Sitzung nicht teilnehmen konnte mit der Er-
klärung: „[...] meine pfadfinderischen Instinkte reichten nicht aus, das Sit-
zungszimmer ausfindig zu machen. Jedenfalls nicht im Hause 17. Ein an-
gehender Parsival hetzte mich in das Haus 15, in dem es zwar wohlig
warm war, weil die Handwerker im Gange waren, mehr konnte ich aber

62 Die Mitgliedschaft im NS-Dozentenbund war Thema einer Sitzung am 23. Mai 1946.
LASH, Abt. 47, Nr. 9589, Senatsprotokolle, S. 16.

' 63 Es handelte sich um die „revised form" des Fragebogens (vgl. Anm. 18). Die in elf
Punkte gefassten Vorschriften finden sich in LASH, Acc. 75/2009, Nr. 236. Hieraus
die Zitate. - Ein weiteres Exemplar auch in LASH, Acc. 75/2009, Nr. 237. - Beide
Stücke LASH, Acc. 104/10 U.2, Nr. 3 stammen aus der Philosophischen Fakultät.
Der Rektor hatte diese Maßgaben in Abschrift an alle Fakultäten weitergegeben.

64 LASH, Abt. 47, Nr. 9589, Senatsprotokolle, 11. Sitzung v. 29. 3.1946, Punkt 1.
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auch dort nicht ausmachen. Sie sehen, mein guter Wille war vorhanden,

Zu den Studienzulassungen, Ablehnungen und dem Numerus clausus

gibt es eine sehr disparate Quellenüberlieferung. Darunter finden sich ver-
schiedene Listen, die auch die Kategorien der Entnazifizierung enthalten.
Doch sind die Datenreihen in chronologischer oder fakultätsbezogener
Hinsicht lückenhaft. Gemeinsame Schnittmengen sind äußerst selten.
Selbstverständlich stellt sich die Frage, welches Auswahlkriterium ent-

scheidend war: der Nc, die Entnazifizierung, die nachgewiesene voruni-
versitäre Leistung oder der Bedarf an bestimmten Nachwuchskräften, der

gerade in der Nachkriegsgesellschaft durchaus gegeben war. Angesichts
der großen Anzahl von Studienbewerbungen bildete der Nc tatsächlich ein
unumgängliches Nadelöhr, dessen politisch-selektive Wirkung ist - wenn

überhaupt - jedenfalls nicht leicht zu beurteilen. Die Kriterien der politi-
schen Auslese veränderten sich im Zeitverlauf. Am wenigsten ist zu erken-
nen, wie sehr die schulische Vorbildung gewichtet wurde. Eigene Vorberei-
tungskurse der Universität belegen einen Förderungs- und Integrations-
willen selbst in den so schwierigen Zeiten. Was die Bedarfsfrage anbelangt,
so erhellt sie eher indirekt aus den Verteilungskontingenten auf die Fakul-

täten und Studienrichtungen. An welcher der Stellschrauben stärker ge-
dreht wurde, beschäftigte zunächst die Universitätsgremien, am Ende aber
denn doch die Besatzungsmacht.

Das Letztentscheidungsrecht über die Zulassungen und Ablehnungen
lag in den Händen von Caroline Cunningham, „University Education
Officer" (UEO) für die Universität Kiel. Von Anfang an sah sie sich einer

erheblichen Arbeitsbelastung ausgesetzt, wobei sie sich keineswegs nur
um die politische Kontrolle der Universität, sondern ebenso um soziale Be-

lange kümmerte. Vor allem die Unterbringungsfrage von Studenten und
insbesondere Studentinnen beschäftigte sie sehr. Ob sie sich in Kiel wirk-
lich wohlfühlen konnte, sei dahingestellt. Sie wohnte in einem kleinen Ho-

tel, das die Bomben verschont hatten. Hier musste sie sich daran gewöh-
nen, dass jeden Morgen ein Soldat ihr Zimmer betrat, der ein Seil am Fuß
ihres Bettes losknüpfte, um damit den Union Jack am Hause zu hissen.
Deshalb durfte sie ihren Raum nicht abschließen, was sie so kommentierte:

„It was a pretty unpleasant experience and one which somewhat strained
my loyality to the Union flag." 66

Caroline Cunningham schöpfte die ihr gegebenen rechtlichen Entschei-
dungs- und Gestaltungsmöglichkeiten tatkräftig aus. Ein besonderes An-
liegen war ihr die Förderung des Frauenstudiums. Sie kümmerte sich da-
rum noch vor der Veröffentlichung des zitierten Gutachterberichtes vom

65 LASH, Acc. 75/2009, Nr. 236 (Phil. Fak.).
66 Cunningham, Kiel (1983).
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März 1947.67 So teilte der Rektor den Dekanen am 3. Oktober 1946 den

„Wunsch von Miss Cunningham" mit, „dass bei der Auslese der Zulassun-
gen die Zahl der weiblichen Studierenden gegenüber dem bisherigen Ver-
hältnis erhöht werden" solle.68

Bereits vor ihrem Dienstantritt hatte der Commander des Detachment

Military Government Gail Patrick Henderson im Dezember 1945 das Pro-
vinzial-Arbeitsamt angewiesen, Offizieren und höheren Unteroffizieren
einen leichten Zugang zu Positionen in der Zivilverwaltung zu verweh-
ren.69 Cunningham verfolgte diese grundsätzliche Linie der britischen Be-
satzungspolitik an der Universität konsequent weiter. Dabei hatte sie zu-
nächst auf die Einhaltung der EIGA 5 vom 20. Februar 1946 zu achten. Die-
se bestimmte den Ausschluss für Führerinnen und Führer in Parteigliede-

rungen und Organisationen, womit alle Positionen im Unteroffiziers- und
Offiziersrang vom Feldwebel an aufwärts gemeint waren. Dies betraf eine
Vielzahl von ehemaligen HJ- und BDM-Angehörigen ab dem Rang eines
Scharführers oder einer Scharführerin. Bald nach den Maßgaben der Ju-

gendamnestie (5. 3. 1946) erreichte die CAU Ende März oder Anfang April
1946 die Education Control Instruction No. 57, die alle ehemaligen Offizie-
re „in den Laufbahnen der Deutschen Wehrmacht" betraf. Sie bestimmte,

dass jene, die „zu keiner Zeit Mitglied der HJ oder NSDAP oder irgendei-
ner angeschlossenen Organisationen waren", fortan der Kategorie B der
EIGA 5 zuzuordnen waren.70 Dies bot den Universitätsgremien durchaus

eine Entscheidungsmöglichkeit, die bei der Zulassung von 297 „Active
Officers" für das Sommersemester 1946 deutlich genutzt wurde. Bezogen
auf 2.575 Studierende (nach Phillips) waren dies 11,53 %. Keine andere
Hochschule öffnete dermaßen ihre Tore für diese Gruppe wie die CAU, lag

doch der Durchschnitt bei lediglich 3,7 %. Zu den 297 Berufs- kamen noch
213 Reserveoffiziere. Nimmt man beide Gruppen zusammen, so rangierte
Kiel mit einer Quote von 19,4 % allerdings deutlich unter dem Durch-

schnitt der gesamten Britischen Zone (23,8 %). 71 Caroline Cunningham

67 Vgl. Dodds u. a., Die Universitäten (1948), S. 20-21.
68 LASH, Acc. 18/11, Nr. 627 (Jur. Fak.). - Vgl. Dodds, Die Universitäten (1948).
69 LASH, Acc. 18/11, Nr. 627 (Jur. Fak.).
70 LASH, Acc. 18/11, Nr. 627 (Jur. Fak.). Der Eingang hier war am 1. April 1946.
71 Phillips, The Re-opening, Table II, S. 6. Hierzu auch: Wolf, Hans Gerhard Creutz-

feldt (2003), S. 94. - Phillips gibt die absoluten Zahlen und die Prozentwerte für die
Immatrikulation von ,,'Active' Officers" und „'Reserve' Officers" für 14 Hochschu-
len in der Britischen Zone an. Im Fall von Kiel unterläuft ihm jedoch ein Fehler. Die
von Wolf aus der Phillips-Tabelle übernommene Zahl von 237 aktiven Offizieren ist
in jedem Fall falsch. Insgesamt wurden 858 ehemalige Berufsoffiziere in der Briti-
schen Zone immatrikuliert. Subtrahiert man hiervon die Angaben der anderen
Hochschulen, so ergibt dies für Kiel die Anzahl von 297. Bei der Berechnung des
Prozentwertes kommt Phillips statt auf 11,53 % lediglich auf 11,14 %, was einer
Immatrikulationszahl von 287 entspräche. - Zum weiteren Vergleich die Prozent-
angaben für Berufs/Reserve-/ und alle Offiziere von: Clausthal (17 % / 30 % / 47 %),
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konnte aber die Problematik, die bei den Berufsoffizieren bestand, nicht
übersehen.

Mit Datum vom 16. September 1946 ging Rektor Blume ein Schreiben

des Deputy Controlers Mac Robb zu, das in zwölf Punkten neue Vorgaben
für die Kommissionen machte und dabei nochmals nachdrücklich auf die

Behandlung von Wehrmachtoffizieren einging: 72 Künftig solle ein Mitglied
des AStA an den Sitzungen teilnehmen. Die Militärregierung wünsche, mit
vollständigen Statistiken versorgt zu werden, denen die Gesamtzahl aller
männlichen und weiblichen Bewerbungen zu entnehmen sei. Dabei sei zu
unterscheiden zwischen Erst- und Wiederzulassung. Außerdem wurde die
Kommission strikt darauf verpflichtet, die zur Wiedervorlage bestimmten
Fälle aus dem vergangenen Semester zuerst zu bearbeiten, bevor sie sich

Neuzulassungen zuwende. Was die Jugendamnestie anbelange, so sei sie
verbindlich, es sei denn, die Bewerbungen kämen von „war criminals"
oder „notorious Nazis". Dem schloss sich allerdings der Hinweis an: „Ak-
tive Offiziere [!], bom before or after 1919, may only be admitted in excep-
tional cases, with consent of the University Control Officer". Wie diese
Vorgabe auf Fakultätsebene ankam, erhellt aus den Ausführungen des De-
kans der Juristischen Fakultät in der Sitzung vom 30. Oktober 1946 zum
Tagesordnungspunkt „Ereignisse seit Semesterschluß". Da heißt es: „Bei
den geltenden Immatrikulationsbestimmungen ist bemerkenswert, daß
keine Berufsoffiziere zugelassen werden dürfen, entgegen der bisherigen
Gepflogenheit."73 Ein spezieller Fragebogen zeigte, dass die Entschei-
dungshaltung der Briten etwas mit deren Kriegserfahrungen zu tun hatte,
die sich ziemlich offenkundig insbesondere gegen die Luftwaffe richteten.
Ausfüllen mussten diesen Fragebogen alle ehemaligen Offiziere und

„technischen Nicht-Offiziere im Range eines Feldwebels und Oberfeldwe-
bels" sowie überdies alle technischen Lehrer, Zeichner, Handwerker und

sonstiges Betriebspersonal der Luftwaffe. Er enthält 17 Fragen. Sechs da-
von betrafen lediglich allgemeinere Personalangaben sowie den Gesund-
heitszustand, elf hingegen forderten detaillierte Auskünfte über die militä-

rische Ausbildung und Verwendung. Dabei ging es nicht nur um die ge-
nannten Dienstgrade, sondern auch um „Flugzeugführer, Beobachter,
Hilfsbeobachter, ganz gleich welcher Rangstufe". Leider ist das unausge-
füllte Formular undatiert, liegt aber zwischen dem 4. und 12. Dezember
1946 fest eingeordnet in der einschlägigen Akte. 74

Aachen (1,2/34,8/33,0), Braunschweig (3,4/28,8/32,2), Göttingen (4,6/23,2/278), TH
Hannover (6,9/19,6/26,5), Hamburg (2,0/24,3/26,3), Köln (2,0/23,3/25,3), Bonn
(0,7/20,7/21,4), Münster (2,3/16,1/18,4).

72 LASH, Acc. 75/2009, Nr. 236 (Phil. Fak.).
73 LASH, Abt. 47.5, Nr. 11, S. 95.

74 Es handelt sich um das Formblatt „Annexure I to APPENDIX ,D' to ZON/PI(46)".
Davon ein Exemplar in: LASH, Abt. 47, Nr. 9641.



Zwischen Entnazifizierung und Numerus clausus 255

Da die Universität hinsichtlich der Zulassung von Offizieren die politi-
sche Position der Briten mehr oder weniger deutlich ablehnte, erteilte
Caroline Cunningham am 26. November 1946 die scharfe Weisung: „1. It
has come to notice of this office that a Student who was formerly a
Berufsoffizier has been advised by a Dean to register as a 'Gasthörer'. This
is a violation of the regulations for the admission of students and will not
be tolerated. This practice will cease forth with and any admissions on this
basis will be cancelled. 2. You are instructed to bring this to notice of all
Deans immediately."75 Möglicherweise war schon zu diesem Zeitpunkt das
soeben zitierte Formblatt verfügbar.

Wie fleißig Caroline Cunningham war, lässt sich aus der Tabelle 2 (vgl.
folgende Doppelseite) ablesen: Innerhalb von einem halben Jahr hatte sie
über tausend Vorgänge zu prüfen und zu entscheiden. Dabei arbeitete sie
selbstbewusst und akribisch, was sich in ihrer Korrespondenz mit dem je-
weiligen Rektor verfolgen lässt. So ist davon auszugehen, dass sie all das,
was ihr auf den Schreibtisch gelegte wurde, nicht einfach passieren ließ. Da
man um ihre Entscheidungsmacht und Entscheidungskompetenz wusste,
suchten viele das persönliche Gespräch mit ihr. Der Andrang ging allem
Anschein nach zu weit, so dass Brigadier Henderson schließlich in die
„Conversation" mit UEO Cunningham eingriff. Am 10. April 1946 verfügte
er in klarem Befehlston:

„1. In order to avoid unnecessary waste of time and complications you
are requested to instruct all members of the University teaching staff that
Military Government will only consider applications for equipment or en-
quiries pertaining to the University if they are submitted through the
Rektor. 2. Individual approaches to Military Government will cease
forthwith." Grundsätzlich galt dies nicht nur für die Studierenden, son-
dern auch für die Lehrenden.76 Das Problem war damit aber noch nicht er-

ledigt. Am 12. November wandte sich Rektor Blume mit der nachdrückli-
chen Bitte an alle Kollegen, von Besuchen bei Cunningham „in persönli-
chen Angelegenheiten oder in Fragen von Revisionsfällen Abstand zu
nehmen." Sie bemühe sich „in hoch anzuerkennender Weise um die Be-

schleunigung der Revisionsverfahren" und bearbeite die Fragebogen
„schnellstens, sobald sie ihr zu Händen kommen." Doch nun sei sie von

Besuchen überlastet. Sie bitte daher auch den Lehrkörper, „in jedem Ein-
zelfall vorher zu prüfen, ob die betreffende Angelegenheit nicht ebenso gut
durch den Dekan der betreffenden Fakultät geleitet [!] werden kann."

Künftig werde sie zweimal wöchentlich Bekanntmachungen für Fragen
allgemeinen Interesses herausgeben. 77 Cunningham legte grundsätzlich
Wert auf vollständige Erledigung der eingegangenen Bewerbungen. So

75 LASH, Acc. 75/2009, Nr. 237 (Phil. Fak.).
76 LASH, Acc. 18/11, Nr. 627 (Jur. Fak.).
77 LASH, Acc. 75/2009, Nr. 237 (Phil. Fak.).
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Rektor Ed.
Branch

Datum der

Entscheidung

Lfd. Nr. Al A2 B C

Friedrich
Blume

Cunning-
ham

01.11.1946 58-159

04.11.1946 160-227
14.11.1946 228-240

1

11.11.1946 241-396
26.11.1946 397-580
07.12.1946 581-652

653
n

11.12.1946 654-659
24.12.1946 660-797 6 119 13
30.12.1946 798-966 2 167
14.11.1946 968-969 - - -

—

13.01.1947 970-998 3 23 3
—

999 - -
—

29.01.1947 ohne - 3 -

30.01.1947 1003-
1008

- 6 -

1009-
1012

- - -

07.02.1947 ohne 6 - 7
—

11.02.1947 ohne 9 91
14.02.1947 ohne - 4 2
18.02.1947 ohne

—

19.02.1947 ohne 9
ohne

19.02.1947 ohne
25.02.1947 ohne
05.03.1947 ohne - 1 r

ohne
Herrn, v.

Mangoldt

i. V. Reth-
wisch

15.04.1947 ohne - 2 i

Cunning
ham

28.04.1947 ohne 11

gesamt 26 425 27 JX

(a)

Tab. 2 (a) u. (b): Entscheidungen über Studienzulassungen im WS 1946/47 (Bear-
beitet auf der Grundlage von LASH, Acc. 104/10 U 2, Nr. 4; A bis E sind die Ka-

tegorien der Entnazifizierung, A2 ist die Kategorie der „Jugendamnestie").
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(b)

Datum d.

Entschdg.

Lfd. Nr. Zugel.
Anzahl

Bem. Abgel. Bem.

01.11.1946 58-159 102

04.11.1946 160-227 68

14.11.1946 228-240 13
11.11.1946 241-396 156
26.11.1946 397-580 184
07.12.1946 581-652 72

653 1

11.12.1946 654-659 6
24.12.1946 660-797 138

30.12.1946 798-966 169

14.11.1946 968-969 2 2

13.01.1947 970-998 29

999 - 1
29.01.1947 ohne 3

30.01.1947 1003-1008 6

1009-1012 - 4

07.02.1947 ohne 13

11.02.1947 ohne 100

14.02.1947 ohne 6
18.02.1947 ohne 6 5 in Kate-

gorie D u.
1 Auslän-
der

19.02.1947 ohne 9 alle

Napola
ohne 5 alle Napo-

la, 4 in D,
1 inE

19.02.1947 ohne 1

25.02.1947 ohne 1

05.03.1947 ohne 2

ohne 2 D

15.04.1947 ohne 3

28.04.1947 ohne 11

Gesamt 1.094 21
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Datum dir. Res.

Al A2 B Zulg. Al A2 B Zulg.
Jura 22.5.1947 9 77 7 93 2 12 - 14

15.7.1947 - 5 - 5
Ökonomie 9.6.1947 9 18 2 29 1 4 1 6

15.7.1947 - 1 - 1
Medizin 9.6.1947 8 91 7 106 3 8 - 11

15.7.1947 57 2 1 60
Geisteswiss. 18.6.1947 1 12 6 19 4 91 2 97
Naturwiss. 18.6.1947 - IS 2 20 5 87 4 96
Landw. 27.6.1947 6 35 4 45 - 19 - 19
Zahnmed. 15.7.1947 - 1 - 1

Theologie 15.7.1947 - 2 1 3
Gesamt 382

Tab. 3: Nachgetragene Entscheidungen über Studienzulassungen 22.5.-15.7.1947
(Bearbeitet auf der Grundlage von LASH, Acc. 104/10 U 2, Nr. 3; dir. = direkt;
Res. = Reserve; Zulg. = Zulassung).

stellte sie am 24. 12. 1946, 13. 1. und 29. 1. 1947 fest, dass es Bearbeitungs-
fälle gab, die noch vom vorausgehenden Sommersemester übriggeblieben
und entsprechend nachzutragen seien.

Obwohl Cunningham so emsig war und obwohl die Kommissionen
nicht minder fleißig arbeiteten, lassen sich doch die Ergebnisse dieser In-
teraktion in den Quellen des Universitätsarchivs beim augenblicklichen
Stand der Aktenerschließung nicht vollständig erkennen. Das zeigt auch
Tabelle 2. Wenn im Wintersemester 1946/47 1.094 Studierende zugelassen
wurden, so sind für lediglich 489, also nicht einmal die Hälfte, die Katego-
rien überliefert, die zur Immatrikulation führten. Von diesen Auserwählten

fielen knapp 87 % (425) unter die Jugendamnestie (A2). Nur etwas mehr als
5 % (26) waren völlig unbelastet. Dies zeigt, wie weitreichend die Jugend-
amnestie bereits war. Es ist durchaus anzunehmen, dass unter den nicht

klassifizierten Fällen der Anteil jener, die nach A 2 eingeordnet wurden,
ebenfalls sehr hoch war. Dafür spricht eine Mitteilung des Zulassungs-
Komitees der Philosophischen Fakultät, die am 25. November 1947 sieben
angehende Naturwissenschaftler, darunter zwei Frauen, für das WS

1947/48 vorschlug, wovon sechs nach A 2 und eine nach A 1 eingeordnet
wurden. 78

78 LASH, Abt. 460, Nr. 4825.
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Vergleichbare Vorschläge finden sich häufig. Wie lückenhaft die Über-
sicht für das WS 1946/47 auch ist, sie enthält ein kritisches Potenzial: Am

19. Februar 1947 wurden fünf einstige Schüler einer Nationalpolitischen Er-
ziehungsanstalt (amtlich als NPEA abgekürzt, umgangssprachlich Napola
genannt) abgewiesen. Vier von ihnen waren nach der EIGA 5 als besondere
NS-Aktivisten (Kategorie D), einer sogar als Kriegsverbrecher oder als be-
sonders Belasteter (E) anzusehen. Am selben Tage aber wurden neun Stu-
dierende zugelassen, die alle ebenfalls eine Napola besucht hatten. Ihre
denkbare politische Vergangenheit spielte keine Rolle; sie profitierten aus-
nahmslos von der Jugendamnestie.Vom Ausschluss nach der Kategorie D
waren am 5. März 1947 zwei Bewerbungen betroffen. Offensichtlich war
danach am 28. April der späte Eingangstermin so günstig, dass selbst An-
gehörige der Kategorie C noch eine Immatrikulation erreichten. Womög-
lich war der Nc noch nicht ganz ausgefüllt.

Während in der soeben betrachteten Übersicht die Studienrichtungen
fehlten, finden sie sich bei den Nachzulassungen und Reservelisten (Tab.
3). Dabei lassen sich gewisse Steuerungselemente erkennen. Sie sprachen
nicht zugunsten der Geisteswissenschaften, gab es doch hier einen beacht-
lichen Anteil von Jugendamnestierten, die man offensichtlich nicht in gro-
ßer Anzahl zum Studium zulassen wollte. Ob hier politische Gründe denn
doch eine Rolle spielten, sei dahingestellt, offenkundiger sind andere Inte-
ressen: In der Nachkriegszeit mit ihren spezifischen gesundheitlichen
Problemen war der Bedarf an Medizinern sehr hoch. Ebenso wurden Juris-

ten gebraucht, die nicht mehr in dem braunen Geist ihrer Vorgänger aus-
gebildet sein sollten.79 Schließlich wandte sich der Landwirtschaft ange-
sichts der angespannten Versorgungslage mit zeitweiliger Hungersnot ein
großes Interesse zu.80 Was die Naturwissenschaften anbelangte, so stellte
sich ein besonderes Problem: Gewiss gab es hier einen spezifischen Nach-
wuchsbedarf, doch ließen die räumlichen Kapazitäten und die Instituts-
ausstattungen wegen der starken Kriegszerstörungen noch sehr zu wün-
schen übrig. Das führte zwangsläufig zu Beschränkungen der Studienfre-
quenzen. Desgleichen begann das ärztliche und zahnärztliche Studium un-
ter misslichen Umständen. Diesen beiden Studienrichtungen wurde im
Vergleich zu den Naturwissenschaften zunächst eine höhere Priorität ein-
geräumt, was so aber dauerhaft nicht bleiben sollte.

79 Die Protokolle der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät vermerken am 19.
6. 1946 130 Neuaufnahmen, davon 100 Juristen und 30 Nationalökonomen. Die Zu-
nahme der Studienplätze in dieser Fakultät bereits vor dem SS 1947 ergibt sich aus
dem Protokolleintrag vom 30. 10. 1946, wonach die Erhöhung des Nc für die CAU
in Bezug auf die Juristen das erfreuliche Ergebnis gehabt habe, dass nunmehr ins-
gesamt 650 Juristen und 150 Nationalökonomen zugelassen werden dürfen. Damit
stünden, so der Dekan, der juristischen Abteilung 230 neue Studienplätze zur Ver-
fügung. LASH, Abt. 47, Nr. 11, S. 87 u. S. 95.

80 Hesse/Finck, 50 Jahre, S. 9 u. S. 41.
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(a)

Fach SS 1947 WS

47/48
Bew. Zulass. Zulass.-

Quote

Bew. Zulass. Zulass.-

Quote
Medizin
m+w

736 121

95+26
16,4% 90 *126

103+23
*140,0%

Zahnmed.
m+w

298 4
3+1

1,3% 16 7
5+2

43,8%

Pharmazie
m+w

111 3
22+1

2,7% 10 10
8+2

100,0%

Naturwiss.
m+w

534 30
20+10

5,6% 57 30

19+11
52,6%

Geisteswiss.
m+w

532 21
11+10

3,9% 27

Jura
m+w

509 88
83+5

17,3% k.A.

Nationalökon.
m+w

161 37
32+5

23,0% k.A.

Landwirtschaft
m+w

122 41
35+6

33,6% k.A.

Theol.
m+w

84 50
41+9

59,5% k.A.

Gesamt
m+w

3089 395
322+73

12,8%

Tab. 4 (a) u. (b): Bewerbungen und Zulassungen SS 1947 - WS 1948/49 (Bearbei-
tet aufder Grundlage von LASH Acc. 104/10 U 2 Nr. 3; Bew. Bewerbungen - Zu-
lass. Zulassungen - m männlich w weiblich - k.A. keine Angabe - *erhöhte Zulas-
sungen durch Übertragungen aus dem Vorsemester - ** erhöhte Zulassungen
durch Inanspruchnahme einer Reserveliste aus dem Vorsemester).

Zwischen 1946 und 1950 sind die Studienzulassungen sehr unterschied-
lich dokumentiert. Das Senatsprotokoll vom 8. Mai 1946 berichtet von 300

zugelassenen Studierenden, wobei 170 auf die Philosophische, 110 auf die
Juristische und 20 auf die Theologische Fakultät verteilt wurden. Die Medi-

zinische Fakultät, hieß es, nehme ihre weiteren Studienzulassungen nach
den Zeugnissen von Vorphysikum und Physikum vor und fülle die „ent-
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Fach SS
1948

WS

48/49
Bew. Zulass. Quote Bew. Zulass. Zulass.-

Quote
Medizin
m+w

1024 198 19,3% 109 **56 51,4%

Zahnmed.
m+w

274 17 6,2% 23 **25 108,7%

Pharmazie
m+w

178 10 5,6% 132 15 11,4%

Naturwiss.
m+w

652 68 10,4% 312 71 22,8%

Geisteswiss.
m+w

511 57 11,2% 304 77 25,3%

Jura
m+w

674 81 12,0% 480 129 26,9%

Nationalökon.
m+w

282 23 8,2% 141 40 28,4%

Landwirtschaft
m+w

84 25 29,8% 135 60 44,4%

Theol.
m+w

163 38 23,3% 49 21 42,9%

Gesamt

; m+w

3842 517 13,5% 1685 494 29,3%

(b)

stehenden Lücken selbst" aus.81 Am 12. Juni 1946 beschloss der Senat die

Neuimmatrikulationen auf 30 Landwirte, 215 Philosophen (100 Natur- u.
155 Geisteswissenschaftler), 130 Juristen und 25 Theologen festzulegen. 82

Ab 1947 verbessern sich die statistischen Einblicke. Tabelle 4 liefert ein

differenzierteres Bild: Die allgemeine Zulassungsquote lag demnach für
das Sommersemester 1947 bei 12,8 %. In der Theologischen Fakultät wur-
den deutlich mehr als die Hälfte (59,5 %), in der Landwirtschaftlichen über

ein Drittel (33,6 %) aller Bewerbungen zugelassen. Offensichtlich war es in
beiden, relativ kleinen Bereichen um die Aufnahmekapazitäten besser be-
stellt als in anderen Fächern. In der Theologie wurde im Unterschied zu al-
len anderen Disziplinen die hohe Quote des SS 1947 später nicht mehr er-

81 LASH, Abt. 47, Nr. 9589, Senatsprotokoll vom 8. 5. 1946, S. 14. Die Angaben für die
Medizin sind mit offenen, unausgefüllten Klammern versehen. Die Zahlen notierte
auch Karl Heinrich Weise (vgl. Anm. 57).

82 LASH, Abt. 47, Nr. 9589, Senatsprotokoll vom 12. 6.1946, S. 19.
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Fach WS

49/50
Rück-

meldungen

Neu-
zulass.

Gesamt Nc

Medizin 833 69 902 980
Zahnmed. 93 24 117 100
Phil. Fak. 1149 1170
Pharmazie 51 18 69
Naturwiss. 410 120 530
Geistesw. 404 146 550

Jura 446 142 588 685
VWL 136 63 199 200
Landwirtsch. 177 57 234 250
Theol. 114 43 157 200
Gesamt 2664 682 3346 3585

reicht. Ganz anders verhielt es sich mit den Bewerbungen für Medizin und
Zahnmedizin. Vom SS 1947 bis zum SS 1948 drängten weitaus die meisten
in ein Medizinstudium.

Zunächst war die Zulassungsquote im SS 1947 nicht außerordentlich
hoch (16,4 %), lag hinter der der Volkswirte (23,0 %) und der der Juristen
(17,3 %), die beide noch in einer Fakultät vereint waren. Die Nachzulas-

sungen durch Übertragung von Studienbewerbungen aus dem Vorsemes-
ter ließ dann im WS 1947/48 die Quote emporschnellen, um dann im SS
1948 gegenüber dem SS 1947 um nicht ganz 3 % zuzunehmen.

Berücksichtigt man noch die Zulassungszahlen im WS 1949/50 (Tabelle
5), so zeigt sich, dass die kapazitativen Aufnahmemöglichkeiten in der
Medizin sich über die Semester hinweg besserten. Eine ähnliche Entwick-
lung lässt sich ebenso bei den Zahnmedizinern verfolgen. Die Zulassungs-
quoten stiegen allgemein an. Mit Ausnahme der Pharmazie überschritten
sie im WS 1948/49 durchwegs die 20 %, die Gesamtquote erfasste aber im-
mer noch nicht ein Drittel aller Bewerbungen.

Tab. 5: Immatrikulationen und Nummerus clausus Wintersemester 1949/50 (Be-

arbeitet aufder Grundlage von LASH, Acc. 104/10 U 2, Nr. 3).

Den Protokollen der Landwirtschaftlichen Fakultät ist zu entnehmen,

mit welch anhaltender Ausdauer diese kleine Fakultät sich bemühte, mög-
lichst viele, wenn nicht sogar alle Studienbewerbungen aufnehmen zu
können. Am 9. Juli 1946 strebte sie eine Zuweisung von 50 weiteren Stu-
dienplätzen an. Am 4. Dezember 1946 wurden 124 und am 27. Dezember

1946 144 Neuanmeldungen registriert. Die Militärregierung wies zunächst



Zwischen Entnazifizierung und Numerus clausus 263

15, dann drei ab. Die so protokollierten Daten passen nicht recht zu den

Angaben der Tabelle 4 zum SS 1947. Diese Diskrepanz setzt sich mit Blick
auf das Jahr 1948 fort und nähert sich erst Ende 1948 mit einer Gesamtzahl

von 200 Studierenden jenen 234 an, die in Tabelle 5 verzeichnet sind. 83
Im WS 1949/50 rückten schließlich alle Zulassungszahlen nahe an den

vorgegebenen Nc heran, der nicht voll, sondern lediglich zu rund 93 % er-
reicht wurde. So hatten sich inzwischen auch die Zulassungschancen für
die Natur- und Geisteswissenschaftler verbessert. Die Immatrikulationen

für Fächer in der Philosophischen Fakultät schöpften schließlich den Nc zu
mehr als 98 % aus, lagen also über dem Durchschnitt, obschon noch einige
Plätze frei gewesen wären.

Was ist das Ergebnis dieser Einblicke? Aussagen dazu, wie viele Stu-
dienwillige aus politischen Gründen von einem Studium ausgeschlossen
wurden, sind im Rahmen der beschriebenen Daten nur schwer möglich.
Ob die Entnazifizierung der Studierenden als wichtiger Teil der Re-educa-
tion gelungen oder misslungen sei, lässt sich so nicht sagen. Wieweit Ein-
stellungen verändert und demokratisiert wurden, lässt sich ohnehin statis-
tisch kaum fassen. Was sich einigermaßen hinreichend beobachten lässt, ist
die Wirksamkeit der sogenannten Jugendamnestie: 28 Akten beinhalten die
Anzahl abgelehnter Studienbewerbungen im SS 1947 für die Medizin,
Zahnmedizin und Philologie (also nicht den Gesamtbereich der Philoso-
phischen Fakultät).84 Wertet man die Geburtsjahrgänge der dort erfassten
Personen aus (Tab. 6), so lässt sich bemerken, dass jene, die Arzt werden
wollten, besonders häufig der Gruppe der 21-jährigen angehörten. Die Phi-
lologen lagen ein Jahr darunter. Zwischen Frauen und Männern gab es
diesbezüglich keinen Unterschied. Im Falle der Zahnmedizin waren die
antragstellenden Damen oft 22, die Herren 21 Jahre alt. Insgesamt gesehen
waren es die Jahrgänge 1923 bis 1928, die besonders stark ein Studium an-
steuerten. Von den insgesamt 1.151 Bewerbungen wären tatsächlich 1.087,
mithin 94,4 %, von der befreienden Wirkung des Gesetzes von 1946 betrof-
fen gewesen. Dass sie dennoch keinen Studienzugang erhielten, kann zwar
politisch begründet gewesen sein, in der Regel lagen aber wohl kapazitati-
ve Gründe vor, war also die Ausschlusswirkung des Nc stärker. Wieweit
eine qualitative Auslese erfolgte, lässt sich nicht unmittelbar erkennen.

83 Protokolle der Landwirtschaftlichen Fakultät vom 9. 7., 4. 12. u. 27. 12. 1946, vom 3.
10. 1947, vom 9. 4. (für SS 48: 162 Neubewerbungen bei 20 Freiplätzen), 24. 6.
(Nachbewilligung von 15 Zulassungen), 17. 9. (140 Bewerbungen) u. 5.11.1948 (145
Bewerbungen, 1 Freiplatz; für das WS Erhöhung um 35 Plätze, Gesamtzahl: 200). -
Das Protokoll der 17. Sitzung der Landwirtschaftlichen Fakultät am 24. 6. 1948 ent-
hält den Vermerk über eine Mitteilung von Prof. Lang, „daß die Mil.-Reg. Im Laufe
des S.S. noch weitere 15 Zulassungen gebilligt hat". LASH, Acc. 88/09, Nr. 911.

84 LASH, Abt. 460, Nr. 4776-4803.
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Jahrgang
(Alter)

Med.
m.

Med.
w.

Med.
m+w

Dent.
m.

Dent.

w.
Dent.
m+w

o. A. 5 1

l?06 (41) 1
1907 1
1908

1909 1
1910

1911

1912 1 2 1
1913

1914 1 2
1915 - 2 2
1916 2 1 3
1917 1 3 8 1

1918 (29) 9 4 2
1906-18 14 14 28 19 1 20
1919 (28) 3 3 8 1
1920 19 3 8 1
1921 15 8 17
1922 13 17 12 3
1923 34 29 23 3
1924 52 26 22 9

1925 (22) 45 28 30 16

1926 (21) 60 34 31 12

1927 (20) 41 25 22 4
1928 36 11 8 3

1929 (18) 1

1919-29 319 184 503 181 52 233
1906-29 333 198 531 200 53 253

(a)

Tab. 6 (a) u. (b): Anzahl abgelehnter Studienbewerbungen Sommersemester 1947
nach Geburtsjahrgängen für Medizin, Zahnmedizin und Philologie (Bearbeitet auf
der Grundlage von LASH, Abt. 460, Nr. 4776-4803; m - männlich, w - weiblich).
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Jahrgang
(Alter)

Philol.
m.

Philol.
w.

Philol.
m+w

Gesamt

o. A. 1 1

1906(41)
1907
1908 1

1909

1910

1911 2

1912 1

1913

1914 3

1915 1 2

1916 1

1917 2

1918 (29) 2 1

1906-18 10 6 16 64

1919 (28) 1

1920 7 3

1921 11 3

1922 10 5

1923 15 9

1924 25 19

1925 (22) 39 17

1926(21) 38 25

1927 (20) 45 35

i 1928 26 17

1929(18) 1

1919-29 218 133 351 1087

1906-29 228 139 367 H51 1

Bis eine Akte zu Cunningham vordrang, musste sie mehrere Gremien
durchlaufen. Alle Fakultäten hatten eigene Zulassungskomitees, deren Ak-

tivitäten beim derzeitigen Stand der Aktenerschließung nur bezogen auf
' das WS 1947 zu beobachten sind.85 Was aus den Vorentscheidungen übrig

85 LASH, Abt. 460, Nr. 4821 (Theologie), Nr. 4822 (Jura), Nr. 4823 (Philosophische Fa-
kultät: Geisteswissenschaften), Nr. 4824 (Phil. Fak.: Pharmazie), Nr. 4825 (Phil. Fak.:
Naturwissenschaften). Abgewiesene Bewerbungen von Studierenden der Land-
wirtschaft sind in Abt. 460, Nr. 4770 u. Nr. 4811 vorhanden.

(b)
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blieb, wurde der zentralen „Kommission zur Entnazifizierung der Studen-
ten der Universität Kiel" vorgelegt. Statistiken oder Protokolle dieser Kom-

mission sind als größere, geschlossene Bestandsgruppe in den Entnazifi-
zierungsakten (LASH, Abt. 460) bislang nicht ausgewiesen. Dass dennoch

Einblicke in die Entscheidungspraxis der Entnazifizierungskommission
möglich sind, ist der sorgfältigen Aktenführung des Kommissionsvorsit-
zenden Albrecht Unsöld zu danken. Unsöld, ein international hochangese-
hener Astrophysiker, war der erste Nachkriegs-Dekan der Philosophischen
Fakultät und vom Nationalsozialismus unbelastet. 86 Von ihm sind in der

heutigen archivischen Überlieferung eher an versteckter Stelle zwei wich-
tige Quellen erhalten, die Genaueres über die Arbeit und die Urteilsfin-
dung der Kommissionsmitglieder mitteilen:87

Aus der Sitzung des Entnazifizierungsausschusses vom 20. Juni 1946

wird berichtet, dass, noch bevor die Kommission ihre Arbeit begann, etwa
1.500 Bewerbungen erfolgreich waren und 200 bis 300 Studierende abge-
wiesen wurden, deren Fragebögen der Kommission nicht mehr vorgelegt
worden waren. Die Zusammensetzung musste sich an der EIGA 588 orien-
tieren, die - wie schon bemerkt - eine Mindestanzahl von drei Hochschul-

lehrern und drei nicht der Hochschule Angehörenden vorschrieb. Tatsäch-
lich erwähnt das Protokoll jedoch insgesamt fünf aktive Personen, darunter
ein KPD-Mitglied. Jeweils ein Vertreter der SPD und CDC (Parteivorläufe-

rin der CDU) hatten an den bisherigen Sitzungen nicht teilgenommen. Das
Protokoll führte dann aus: „Die Denazifizierung ist bisher in der Weise
vorgenommen worden, daß jedes Mitglied der K[ommission] für sich ei-

nen Teil der Fragebogen nach den von der Militärregierung angeordneten
Richtlinien [das waren jene der EIGA 5] klassifiziert hat." Der KPD-

Vertreter Baasch lehnte es „ausdrücklich" ab, einer „korporativen Befür-
wortung bei Zulassungsanträgen" zuzustimmen. Er bestand vielmehr da-
rauf, jeden Fragebogen persönlich anzusehen und abzuzeichnen. Dies
führte dazu, „daß die bisher von der K[ommission] zur britischen Militär-

regierung gegebenen Fragebogen nicht das Ergebnis einer Abstimmung
der ganzen Kommission darstellen, sondern daß jeder einzelne für die von
ihm getroffene Klassifizierung verantwortlich ist. Diese Regelung konnte

getroffen werden, da bei den Neuzugängen die Klassifikation meist ganz
eindeutig ist. Zudem konnte die sehr grosse [!] Anzahl der Fragebogen nur
so in nicht allzu langer Zeit erledigt werden. Die Kfommission] stellt ferner

86 http://www.uni-kiel.de/grosse-forscher/index.php?nid=unsoeld (Zugriff 18. 11.2016).

87 LASH, Acc. 75/2009, Nr. 236 (Phil. Fak.). - Eine Abschrift findet sich auch als Zu-
fallsfund in einer Anlage zu den Entnazifizierungsunterlagen des Juristen Dr. Kurt
Ballerstedt, der sich nicht um ein Studium, sondern um eine Stellung an der CAU
beworben hatte. LASH, Abt. 460, Nr. 4322, Geschäftszeichen 312/G/71873.

88 Zu EIGA 5 s. Anm. 21.
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fest, daß sie keine Entscheidung trifft, sondern nur der britischen Militär-
regierung Vorschläge macht."89

Nicht einmal zwei Wochen später, am 2. Juli 1946, berichtete Unsöld
dem Rektor, dass ein Teil der Anträge von der gesamten Kommission be-
fürwortend an die Militärregierung weitergeleitet worden sei. In einigen
Fällen teilte der kommunistische Vertreter freilich nicht die Mehrheitsmei-

nung. Eine weitere Bewerbergruppe erhielt keine Stellungnahme der
Kommission. Unsöld war der Ansicht, dass sie „nach den bestehenden

Bestimmungen" für „eine Revision nicht in Betracht kommen, trotzdem
viele der betroffenen Studenten heute kaum noch als politische Aktivisten
anzusehen sein dürften." Unsöld schloss mit den Worten: „Die Kommissi-

on erachtet hiermit ihre Aufgabe für erfüllt und löst sich auf."90
Doch so schnell kam die Entnazifizierung nicht an ihr Ende. Auf die

sorgfältige und gewissenhafte Tätigkeit Unsölds war offenkundig nicht zu
verzichten. Anscheinend öffneten sich Grauzonen im Studienbetrieb. Am

29. Juli 1946 teilte Unsöld als Dekan im Auftrag von Rektor Blume den
Mitgliedern seiner Fakultät mit: „Um zu verhindern, daß Studierende, die
von der Mil. Regierung nicht genehmigt sind, später papiermäßig doch
den Besuch dieses Semesters nachweisen können, (was zu politischen

Schwierigkeiten führen müßte), wird angeordnet, daß Abtestate erst ab 20.
August erteilt werden dürfen, wobei gleichzeitig mit dem Kollegheft auch
der für dieses Semester gültig gestempelte Studienausweis dem Dozenten
vorzulegen ist." Die Lehrenden mussten die Kenntnis dieser Bestimmung
mit ihrer Unterschrift abzeichnen.91 In nachfolgenden Semestern gab es
dieses Problem wohl nicht mehr. Am 18. Februar 1947 akzeptierte Cun-

ningham das Rücktrittsgesuch Unsölds und leitete den Vorgang an die
Public Safety weiter, um einen Nachfolger zu bestimmen.92 Was blieb, war
die Frage der Ausschussbesetzung. Wie diese nach der erklärten Selbstauf-
lösung und dem Rücktritt Unsölds aussah, wie und in welchem Gremium
weiterhin notwendige Entscheidungen getroffen wurden, ließ sich beim
derzeitigen Stand der Aktenerschließung nicht ermitteln. Am 18. August
1948 ersuchte Rektor Rendtorff die Dekane, ihm für jede der fünf Fakultä-
ten ein Ausschussmitglied zu benennen. Der Ausschuss werde dann mit je
einem Vertreter der Parteien des Landtags Zusammenarbeiten.93

Zu diesem Zeitpunkt war die mächtige Vertreterin der britischen Besat-
zungsmacht nicht mehr im Dienst: Caroline Cunningham. Am 27. Juni
1947 war letztmalig die wiederholte Aufforderung an alle Studienbewerber

ergangen, sich mit Anliegen stets nur an die Sprechstunde zu halten. Mög-

89 LASH, Acc. 75/2009, Nr. 236 (Phil. Fak.). Protokoll vom 20. 6.1946.
90 LASH, Acc 75/2009, Nr. 236 (Phil. Fak.). Dekan Unsöld an Rektor, Kiel, 2. 7. 1946.
91 LASH, Acc. 75/2009, Nr. 251 (Phil. Fak.).
92 Schreiben Schlüters vom 18. 2.1947, LASH, Abt. 47, Nr. 9641.
93 LASH, Acc. 75/2009, Nr. 236 (Phil. Fak.).
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licherweise hatte sie am selben Tag auch ihre letzten Studienzulassungen
in Kiel verfügt. Es handelte sich um 45 Agrarwissenschaftler (Tab. 3).94
Sucht man die Tätigkeit Caroline Cunninghams insgesamt rückblickend zu
beurteilen, so ist mehrfach belegt, dass sie in Kiel einen wirklich schwieri-

gen „Job“ als UEO zu erledigen hatte: Auf dem Oxforder Colloquium 1982
berichtete sie, dass sie an der Förde nicht nur eine zerstörte Universität,

sondern auch eine „atmosphere of disunity and discontentment" vorge-
funden habe. Bereits der erste Kieler Rektor sei nach sieben Wochen entlas-

sen worden.95 Das Universitätsklima war unangenehm. Dazu trug nicht
wenig der Umstand bei, dass sich Professoren wechselseitig beschuldigten,
„ardent Nazis" gewesen zu sein. Cunningham bestellte sich dann beide
Seiten ein.96 Vor allem aber die Auseinandersetzungen mit Rektor Creutz-
feldt wirkten sich stark belastend aus. Wie es schließlich zu dessen Demis-

sion am 13. Mai 1946 kam, ist in den Universitätsakten nicht zu finden; das

Senatsprotokoll vom 23. Mai 1946 berichtet nur die Tatsache, aber keine

Gründe. 97 Allem Anschein nach spielte dabei eine Rolle, dass Cunningham
nicht damit einverstanden war, wie Creutzfeld die Entnazifizierung der
Studierenden, insbesondere aber die Behandlung von Offizieren betrieb.

Nicht hierüber, aber doch über die besonderen Spannungen in Kiel gibt es
einen offiziell registrierten Tagebucheintrag, der in Kopie ins Foreign
Office gelangte. Er stammt von Dr. Samuel, der sich am Samstag, dem 19.
Oktober 1946, mit Cunningham in Kiel zum Tee getroffen hatte. Er ver-
merkte „insuperable difficulties with University" und fügte hinzu: „Se-
cond Rektor had to be sacked because of irregularities on Fragebogen.
Caroline Cunningham has to be careful as a police dog not to be done in by
the professors. Outwardly they are charming, but they try their hardest de-

94 LASH, Acc. 104/10, Nr. 3.

95 Phillips, German Universities (1983), S. 137. Auf wen diese sieben Wochen zu bezie-
hen sind, ist nicht ganz klar. Nach Kriegsende war zunächst noch der Mediziner
Ernst Holzlöhner Rektor. Seine Ernennung hatte am 10. 4. 1945 der nationalsozialis-
tische Wissenschaftsminister Bernhard Rust verfügt. Am 6. 6. 1945 wurde er von
den Briten nach seiner Gefangennahme am 6. 6. 1945 aus dem Amt entlassen und
tötete sich am 14. 6. 1945 selbst. Holzlöhner war stellvertretender Gaudozentenfüh-

rer für Schleswig-Holstein und hatte 1942 im KZ Dachau Unterkühlungsversuche
an Gefangenen durchgeführt. - Hierzu: Klee, Das Personenlexikon (2007), S. 268-
269. - Mish, „Führer der Universität" (2009), S. 54. - Ratschko, Kieler Hochschul-
mediziner (2014), S. 483. - Holzlöhner war also der erste von den Briten entlassene
Rektor der Universität Kiel. Der Mediziner Hans Gerhard Creutzfeldt, der am 9. 11.
1945 vom Senat gewählt worden war, war mithin der erste gewählte Nachkriegsrek-
tor und eigentlich der zweite nach dem Krieg entlassene Rektor.

96 Phillips, German Universities (1983), S. 63.
97 Das Entlassungsdatum findet sich in: LASH, Acc. 125/05 U2 R31, Ordner 265, die

Behandlung des Themas im Senat in: LASH, Abt. 47, Nr. 9589, Senatsprotokolle, S.
16. Den Hinweis auf das Entlassungsdatum verdanke ich Prof. Dr. Michael liiert,Kiel.
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lay or gloss over or get their way surreptitiously." 98 Dass es insbesondere
die Immatrikulation des späteren hessischen Ministers Ludwig von Frie-
deburg gewesen sei, die - wie verschiedentlich mündlich berichtet wird -

Creutzfeldt zum Sturz gebracht hätte, ist mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit auszuschließen.99 Von Friedeburg war am 21. Mai 1924
geboren worden. Im Krieg hatte er zuletzt als Oberleutnant zur See ge-
dient, was seine Chancen auf ein Studium in Kiel, den britischen politi-
schen Grundsätzen folgend, sehr minderte. Er erhielt am 30. Oktober 1946
eine Zulassung zum Übergangskurs für Kriegsteilnehmer. Zu diesem Zeit-
punkt waren die Briten noch nicht unbedingt bereit, Wehrmachtsoffizieren
die Vergünstigung der Jugendamnestie zu gewähren, unter die von Frie-
deburg ja fiel. Am 28. April 1947 wurde er dann eingeschrieben. 100 Da war
Cunningham noch im Amt, nicht aber Creutzfeldt, der im Frühjahr 1946
das Rektorat räumen musste. Beide Termine fallen in das Rektorat des Ju-

risten und Marineoffiziers Hermann von Mangoldt, der im „Dritten Reich"
eine Professur erhalten hatte und trotz dieser Tatsache bei den Engländern
anscheinend als unbelastet galt. 101 Nach ihrer Tätigkeit in Kiel übernahm

98 Phillips, The Re-opening (1983), S. 8. Nach der Entlassung Creutzfeldts übernahm
Prorektor Erich Burck (1901-1994), ein Altphilologe, am 14. 5. 1946 die Rektoratsge-
schäfte und wurde von dem Musikwissenschaftler Friedrich Blume (1893-1975) un-
terstützt (LASH, Acc. 125/05, Ordner 265, Schreiben ohne Datum abgelegt am 28. 5.
1947). Burck wurde dann wegen eines unvollständig ausgefüllten Fragebogens zum
10. 8. 1946 entlassen (LASH, Abt. 47, Nr. 6489, Schreiben der Brit. Militärregierung
v. 12. 8. 1946). Die Militärregierung bestimmte mit Schreiben an den Senat v. 12. 8.
1946 (LASH, Abt. 47, Nr. 6489), dass ein fünfköpfiger geschäftsführender Senatsaus-
schuss gebildet werden sollte, zu dessen Vorsitzendem Blume gewählt wurde, der
vom 10. 8. 1946 bis 31. 3. 1947 amtierte. Ihm wiederum folgte von Mangoldt (vgl.
Anm. 101), dessen Dienstantritt allerdings Volbehr/Weyl auf den 5. 3.1947 datieren.
- Vgl.: Volbehr/Weyl, Professoren (1956), S. 275. - Herre, Die Christian-Albrechts-
Universität (1992), S. 147.

99 Wolf, Hans Gerhard Creutzfeldt (2003), S. 96.
100 Die Ermittlung dieser Daten aus der ältesten Kartei des Studierendensekretariats

der CAU besorgte Dr. Dagmar Bickelmann.
101 Hermann von Mangoldt (1895-1953) hatte seine militärische Karriere im Kaiserreich

als Leutnant zur See begonnen und erreichte während des Zweiten Weltkriegs den
Dienstgrad eines Korvettenkapitäns. 1934 trat er dem Bund Nationalsozialistischer
Deutscher Juristen bei. 1939 veröffentlichte er einen zwiespältig aufgenommenen
Beitrag über „Rassenrecht und Judentum". Im selben Jahr wurde er Professor in
Tübingen. 1943 folgte seine Berufung zum Direktor des Instituts für internationales
Recht an der Universität Kiel. 1945/46 amtierte er als Dekan der Rechts- und
Staatswissenschaftlichen Fakultät, 1947/48 als Rektor. Seine Wahl zum Rektor ver-
lief unter Umständen, die mehrfach beanstandet wurde. - Hierzu: LASH, Acc.
75/2009, Nr. 251. Vom Juni bis November 1946 war er schleswig-holsteinischer In-
nenminister (CDU), 1948 bis 1949 Mitglied des Parlamentarischen Rates (CDU),
dort Vorsitzender des Ausschusses für Grundsatzfragen und Grundrechte. 1953 er-
schien sein Kommentar zum Grundgesetz, der, weitergeführt von Friedrich Klein
und Christian Starck, 2010 in 6. Aufl. erschien. - Über ihn: Vosgerau, Mangoldt
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Cunningham die Stelle eines British Council Lecturers in Bonn, „where it
was a good deal cosier". 102 1948 unterschrieb dann der Chief Education
Control Officer James D. Ward die Zulassungen. 103

Das Beispiel von Friedeburgs zeigt, dass sich in der Bewertung von Be-
werbungen im Laufe der Zeit - und selbst bei Caroline Cunningham -
spürbare Veränderungen abzeichneten, die nicht allein auf die Verord-
nungslage zurückzuführen waren. Dies lässt sich durchaus den Quellen

entnehmen, selbst wenn sie alles andere als optimal aufbereitet sind: Es
gibt einen großen, 145 Nummern umfassenden, alphabetisch geordneten
Sammelbestand an E-Akten, der ausschließlich die Studierenden betrifft.

Jede Nummer enthält mehrere auf eine Person bezogene Einzelakten, die
einst den Instanzenweg bis hin zur Zulassung oder Nichtzulassung durch-
laufen hatten. Den Kern bildet der ausgefüllte Fragebogen. Häufig, aber
nicht immer liegen weitere Aktenstücke bei, darunter Korrespondenzen,
schulische Zeugnisse, entlastende Gutachten u. a. m., aber doch nicht so,

dass sich daraus ohne weiteres ein strukturiert vergleichbares Bild entwi-
ckeln ließe. Stichproben ergaben den Eindruck, dass in dieser Überliefe-
rung die Ablehnungen weit überwiegen. Aber selbst bei diesen ist keine
durchgängig einheitliche Struktur zu erkennen. Eher selten handelte es

sich um klar formulierte Zurückweisungen, die dann oft ein Wider-

spruchsverfahren auslösten. Zuweilen ist nur die Entnazifizierungskatego-
rie vermerkt. Oft findet sich lediglich ein roter Strich, der die Ablehnung
anzeigte. Öfters ist aber auch der Antrag durchkreuzt, was ebenfalls eine
Zurückweisung bedeutete. 104

Selbst wenn man weitere, etwas übersichtlichere Akten hinzuzieht, ist

es nicht möglich, auf dieser Grundlage eine solide Statistik der Anzahl der

Bewerbungen, der Ablehnungen und der Zulassungen im Verhältnis zu
dem semesterweise festgelegten Nc und dem Bestand an Studierenden zu

ermitteln. Der negative Befund über die Aussagemöglichkeiten des Quel-

lenmaterials setzt sich hier fort. So richtet sich das Augenmerk zwangsläu-

(2008). - Etwas knapp: Wiener, Kieler Fakultät (2013), S. 195-196 u. S. 254-255. -
Wenig aussagekräftig über seine politische Vergangenheit sind die Ausführungen
im kieler.gelehrtenverzeichnis.de (Zugriff 30. 07. 2016). Mehr findet sich bei
https://de.wikipedia.org/wiki/Hermann_von_Mangoldt (Zugriff 30. 07. 2016). - Vgl.
auch NDB 16 (1990) : https://www.deutsche-biographie.de/gndll8781537.html
#ndbcontent (Zugriff. 11.10. 2016).

102 Phillips, German Universities (1983), S. 137.
103 LASH, Acc. 104/10, Nr. 11. Hierin von Ward unterzeichnete Verfügungen vom 18.6. u. 24.11. 1948.

104 LASH, Abt. 460, Nr. 4623-4767, Entnazifizierungsverfahren der CAU Kiel A-Z.
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fig auf die erkennbaren Umstände sowie auf besondere Einzelfälle der Ent-
scheidung. 105

Zu den häufigsten Angaben der Studienbewerber gehörte die Verpflich-
tung zum Reichsarbeitsdienst. Meist sind jene sechs Monate vermerkt, die
jeder männliche Jugendliche in Folge des Gesetzes vom 26. Juni 1935 zu
leisten hatte. Höhere Positionen waren während dieser Dienstzeit nicht zu

erreichen, konnten sich also nicht nachteilig auswirken. Anders war dies
bei den ebenfalls massenweise auftauchenden Hinweisen auf eine Mit-

gliedschaft in der HJ oder im BDM, die - unter den beschriebenen Um-
ständen - durchaus eine Immatrikulation ausschlossen. Die Jugendamnes-
tie half nicht immer. Eine Reihe aus einer größeren Anzahl zufällig heraus-
gegriffener Ablehnungen belegen dies: Am 28. 08. 1946 traf die Zurückwei-
sung einen 1923 geborenen Hamburger, der lediglich von Januar bis April
1942 NSDAP-Anwärter war. Am 13. 10. 1946 blieb ein Medizinbewerber

(Jg. 1923) erfolglos, der 1934 der HJ beigetreten war, es zwischen 1940 und
1942 bis zum Obersturmmann, also Gefreiten, im Nationalsozialistischen

Kraftfahrkorps gebracht hatte und Mitglied des Reichskolonialbundes war.
Von einem weiteren Hamburger (Jg. 1924) ist nur eine HJ-Mitgliedschaft
1938-1941 erwähnt. Erfolglos war der Antrag eines Lübeckers (Jg. 1920)
vom 2. 10. 1946, dessen politische Belastung nicht zu erkennen ist. Eine
Hamburgerin (Jg. 1924) war lediglich beim BDM ohne herausragende Posi-
tion; sie wurde am 4. 10. 1946 abgewiesen. Ähnlich erging es einem Wup-
pertaler (Jg. 1920), der bereits in Kiel wohnte. Er wurde am 4. 10. 1946 ab-
gelehnt, war aber lediglich von 1934 bis 1938 bei der HJ und 1938 ein hal-
bes Jahr beim RAD als Pflichtdienstleistender. 106 Manche dieser Ablehnun-

gen tragen den Anschein, dass sie aus kapazitativen Gründen erfolgten, da
auch die schulischen Leistungen im Vergleich zu jenen anderer Bewerbun-
gen als nicht sonderlich nachteilig erscheinen. Das mag einem angehenden
Theologiestudenten (Jg. 1923) geholfen haben, der ein Studium anstrebte,
das nicht allzu stark nachgefragt war. Er gehörte zwischen 1934 und 1941
dem Jungvolk an, war 1938 Oberjungzugführer geworden, stand also im
Rang eines Oberfeldwebels, was in diesem Fall nicht daran hinderte, dass
er die Einstufung A 2 gemäß der Jugendamnestie erhielt. 107

Etliche Entscheidungen waren zwischen der Universität und der Mili-
tärbehörde umstritten: Eine Apothekerassistentin (Jg. 1923) war am 10. 4.
1946 noch abgelehnt worden, weil sie Schriftführerin beim BDM war. Am
1. 7. 1946 erhielt sie dann doch die Zulassung zum Pharmaziestudium. Auf
die Akte eines ehemaligen NSDAP-Mitglieds und Jungzugführers der HJ

105 Um dem schleswig-holsteinischen Archivgesetz und dem Datenschutz zu genügen,
muss die Anonymität bei Ausführungen zur Person gewahrt bleiben. Dies wird im
Folgenden berücksichtigt.

106 Die geschilderten Fälle aus LASH, Abt. 460, Nr. 4624.
107 Der Fähe aus LASH, Abt. 460, Nr. 4700.
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(Jg. 1927) war mit Bleistift A 2, also Jugendamnestie, notiert worden. Er
wurde dann am 29. 3. 1947 mit roter Schrift ausgeschlossen. In einem an-
deren Fall findet sich auf der Akte eines Pfälzers (Jg. 1923) mit blauer Tinte
der Satz „A 2 Genehmigung befürwortet". Ebenfalls mit blauer Tinte wur-
de dann vermerkt: „Von der Mil Reg abgelehnt". Seine militärische Karrie-
re war den Briten sehr wahrscheinlich zuwider: vom Rekruten bis zum

Oberleutnant zur See, ausgezeichnet mit EK II, EK I und dem Finnischen
Freiheitskreuz IV Kl. 108 Möglicherweise führte der hohe Orden eines Ba-
deners (Jg. 1919) ebenfalls zu dessen Ablehnung; er war Träger des Deut-
schen Kreuzes in Gold. 109 Es ist nicht durchwegs zu erkennen, warum die
einen scheiterten, andere aber erfolgreich waren: Ein künftiger Apotheker
aus dem Saarland, Jahrgang 1913, also ohne die Vergünstigung der Ju-
gendamnestie, war 1935 bis 1939 NSDAP-Anwärter, diente zuletzt als Ka-
pitänleutnant, war Inhaber des EK II und erhielt am 31. 8. 1947 die eini-
germaßen aussichtsreiche Einstufung B 2. 110 Gab es besonderen Bedarf an
pharmazeutischem Nachwuchs?

Eine junge Dame (Jg. 1922) kam anstandslos zu einer Studienzulassung,
so wie es die Jugendamnestie vorsah. Gleichwohl fiel ihre Bewerbung in
Kiel auf, da sie die Nichte eines bekannten Militärhistorikers war. Dabei

handelte es sich um Ludwig Paul Schmitthenner, der in braunen Zeiten je-
weils vorübergehend badischer Kultusminister und Rektor der Universität
Heidelberg war. Zu ihm wurde vermerkt, er sei „irgendetwas i. d. SS" ge-
wesen, was zutraf. 111

Entscheidungswidersprüche wie die bemerkten scheinen seit dem Win-
tersemester 1947/48 deutlich abgenommen zu haben. Vorschlagslisten der
Philosophischen Fakultät verzeichnen nur Bewerbungen, die nach A 1, A 2,
B 1 und B 2 klassifiziert waren, wobei die Reihenfolge der Vorgeschlagenen
nicht unbedingt die nach A 1 Eingeordneten, also die politisch völlig Unbe-
lasteten, auf dem ersten Rang auswies. Anscheinend deutet dies eine Qua-
litätsbeurteilung an. 112 Am 3. Mai 1948 schlug Rektor Heinrich Rendtorff
der Militärregierung 24 frühere Berufsoffiziere vor. Er hätte dies gewiss
nicht getan, wäre ein solcher Vorschlag völlig aussichtslos gewesen. Am 12.
Mai beantragte er die Zulassung von 14 Studienbewerbern der Kategorien
B 2 und B 3, wobei letztere ein wenig problematisch war. Am 18. Juni 1948
ließ dann der Chief Education Control Officer James D. Ward 31 Studie-

108 Die Fälle aus LASH, Abt. 460, Nr. 4806. - Weitere Beispiele für rigorose Entschei-
dungen insbes. in LASH, Abt. 460, Nr. 4807, Von der Militärregierung abgelehnte
Anträge auf Zulassung zur Immatrikulation VWL.

109 Aus LASH, Abt. 460, Nr. 4700.
110 Aus LASH, Abt. 460, Nr. 4623.
111 Aus LASH, Acc. 75/2009, Nr. 235. - Zu Schmitthenners ,,hohe[n] Ehrenrängejn] in

der SS" und seiner „Begeisterung für Hitler", die „vorbehaltlos" war: Ottnad,
Schmitthenner (1990), S. 240 u. S. 241.

112 LASH, Abt. 460, Nr. 4823-4825.
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rende und vier Gasthörer zu. Auch Gasthörer konnten durchaus zu den

Belasteten gerechnet werden. Am 10. Oktober 1949 akzeptierte dann Ward
die Immatrikulation von neun früheren Berufsoffizieren. 113 Die politischen
Rahmenbedingungen hatten sich also verändert.

Um trotz einer Belastung als Parteimitglied zugelassen zu werden, leg-
ten manche Bewerber ausführliche biografische Erklärungen etwa folgen-
der Art vor: „Aus meinem wachsenden Widerwillen gegen die Nazi-Regie-
rung zog ich im September 1944 die letzte Konsequenz und flüchtete am
19. des Monats aus dem Wehrdienst [...] in die Vogesen, zumal ich mich
wegen antifaschistischer und defaitistischer Äusserungen persönlich nicht
mehr sicher fühlte. Ich hatte vor, nach Frankreich zu gelangen. Der Plan
schlug jedoch fehl. Am 31.10.1944 wurde ich bei St. Blaise verhaftet und in
das Konzentrationslager Schiermeck eingeliefert." Mehrfach wurde die
Haftanstalt gewechselt, dabei gingen, seiner Aussage nach, alle Verneh-
mungspapiere verloren. Dennoch konnte er über seine Inhaftierungen Be-
lege beibringen und Zeugen benennen. Es half dem 1909 im Münsterland
Geborenen nicht; am 27. Juni 1946 wurde sein Antrag abgelehnt. 114

Zuweilen sollten die Befürwortung Dritter oder besondere Beziehungen
bei den Bewerbungen helfen, so in den folgenden Beispielen: Ein Lübecker
Großkaufmann suchte bei der akademischen Klinikverwaltung um Unter-
stützung für den Antrag seines Sohnes nach. Er erhielt sie von seinem Ge-
schäftspartner, seien doch die Küchen wiederholt durch die Firma mit
Mangelwaren beliefert worden und deshalb sei diese Geschäftsverbindung
„auch zukünftig äußerst wertvoll". Dennoch wurde am 29. September 1947
die Zulassung zum VWL-Studium abgelehnt. 115 In einem eigentümlichen
Licht steht die Korrespondenz mit einem Landgerichtsdirektor, der im
bayerischen „Ministerium für politische Befreiung" seinen Dienst tat. Er
hatte sich beim Dekan der Kieler Juristischen Fakultät unmittelbar für sei-
nen Sohn verwandt und bekam im Juni 1946 zur Antwort: „Die Fakultät

hält die Aufnahme Ihres Sohnes seiner Befähigung nach für sehr er-
wünscht und hat seine Zulassung an sicherer Stelle vorgesehen, wenn er
die Prüfung im Entnazifizierungsausschuß besteht." Wiederholt lassen sich
die besonderen Netzwerke in Entnazifizierungsangelegenheiten zwischen
den Juristen innerhalb und außerhalb der Universität in den Briefwechseln
bemerken. 116

.113 LASH, Acc. 104/10, Nr. 11. Vgl. auch Anm. 27.
114 Aus LASH, Abt. 460, Nr. 4700. - Bei Schirmeck-Vorbruck im Elsass handelte es sich

um kein Konzentrations-, sondern um ein nicht weniger fürchterliches Sicherungs-
lager der Polizeibehörde und des SD.

115 Aus LASH, Abt. 460, Nr. 4769, Abgelehnte Volkswirte.
116 Mehrere Belege in LASH, Acc. 18/11, Nr. 629, Dekan der Rechtswissenschaftlichen

Fakultät.
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Sehr vereinzelt gibt es Vorgänge, die eine Grenze der Strafbarkeit be-
rühren, wenn nicht sogar überschreiten:

Am 20. April 1946 traf im Rektorat ein Einschreiben ein, das inhaltliche

Angaben zu sieben anonymen Briefen enthielt. Es kommt hier nicht darauf
an, inwieweit die darin getroffenen Aussagen stimmten oder nicht. Sie soll-
ten in jedem Fall dazu dienen, dem Angegriffenen einst während seiner
Militärdienstzeit und nunmehr im Zusammenhang seiner Studienbewer-
bung zu schaden. Während die Briefe zu Zeiten des Nationalsozialismus

ihn als „Zersetzer der Wehrkraft" anschuldigten, wurde ihm nach dem
Krieg unterstellt, er habe die Napola Plön besucht und sei ein HJ-Führer
gewesen, was er beides verneinte. Dass der Studienkandidat damit sowohl

während des Krieges als auch danach in erhebliche Schwierigkeiten kam,
stand außer Frage. Inzwischen hatte er die Polizei eingeschaltet. 117

Völlig anders geartet ist der Fall einer Mutter, die sich am 21. Mai 1947
an den Dekan der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät wandte.

Einer ihrer beiden Söhne sei „völlig niedergeschlagen", da er zum Studium
nicht zugelassen worden sei. Bislang habe er „keine Arbeit gescheut, um
sich Geld für sein Studium zu ersparen und sein Ziel zu erreichen",
schließlich wolle er „ja auch die Stütze unseres hoffnungslosen Alters
sein." Der sehr persönlich gehaltene Brief voller Details zu den Lebensum-
ständen vermag anzurühren. Das Schreiben war am 30. Mai eingegangen
und der Dekan Schneider antwortete ihr schon am 2. Juni mit der Erklä-

rung, dass er den Fall des Sohnes nochmals der Kommission vorlegen
werde. Am Anfang des Briefes fand der Dekan aber deutliche Worte: „Ich
darf wohl annehmen, daß Sie sich der Gefährlichkeit Ihres Tuns nicht be-

wußt gewesen sind. Um Ihnen weitere Unannehmlichkeiten zu ersparen
und den Inhalt Ihres Päckchens nicht dem Verderben anheim fallen [!] zu

lassen, habe ich im Einvernehmen mit dem Herrn Rektor das Butterpaket
der evangelischen Kinderhilfe in Kiel zur Verfügung gestellt (siehe die anl.
Quittung)." 118

5. Ein offenes Fazit - Welche Einsichten lassen sich aus dem

bisher Gesagten gewinnen?

1. Zunächst bleibt festzuhalten, dass die Geschichte der Entnazifizierung
der Kieler Universität, insbesondere was die Studierenden betrifft, schwie-

riger zu erforschen ist, als dies andernorts möglich war oder auch noch ist.
Die Gründe hierfür lassen sich zum Teil in der Nachkriegs-Landespolitik,

117 Aus LASH, Abt. 47, Nr. 9641.
118 Aus LASH, Acc. 18/11, Nr. 629.
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zum Teil aber auch in einem lange Zeit mangelnden Bemühen der CAU
um ihre archivische Überlieferung erkennen.

2. Allgemein fällt auf, welch großen Aufwand die Verrechtlichung der Ent-
nazifizierung von den Vorbereitungen im Vereinigten Königreich bis zur
Durchführung in der jeweiligen Universität verursachte. Gesetzliche Rege-
lungen reichten offensichtlich nicht aus, vielmehr bedurfte es immer wie-
der besonderer „instructions", welche die Praxis einhegen und lenken soll-
ten. Je mehr aber die Entnazifizierung in die Praxis hinein vordrang, desto
stärker wurden die Universitätsgremien wie auch das britische Kontroll-
personal durch die Masse der Studienbewerbungen an die Grenzen ihrer
Leistungsmöglichkeiten gebracht. Dies führte wiederum dazu, dass per-
sönliche Verantwortungen und individuelle Schicksale, die hinter den An-
trägen standen, zunehmend durch formale Kriterien verdrängt wurden.

3. Einen vollständigen Einblick in den Umfang, den Erfolg oder Misserfolg
der studentischen Entnazifizierung konnten die vorausgehenden Ausfüh-
rungen nicht bieten. Die Wirkungen selektiver Maßnahmen lassen sich nur
auf einer hinreichend homogenen und kommensurablen Datenbasis analy-
sieren. Diese herzustellen und auszuwerten, erweist sich beim gegenwärti-
gen Stand der Quellenerschließung als fraglich, wenn nicht sogar unmög-
lich. Da verschiedentlich in den Akten darauf hingewiesen wird, dass der
Militärverwaltung Statistiken vorzulegen waren, könnten diese möglicher-
weise in den National Archives in London vorhanden sein.

4. Gleichwohl steht außer Frage, dass die Entnazifizierung in der Zeit zwi-
schen 1945 und 1949 wirkungsvolle Eingriffe in die Zusammensetzung der
Kieler Studierenden zeitigte. Es gab wiederholt überarbeitete formale Kri-
terien, wirksam als Belastungspunkte in den Fragebögen oder als Entlas-
tung im Sinne der Jugendamnestie, die angesichts der Masse der Antrags-
akten eine schnelle und leichtere Entscheidung ermöglichen sollten. Dies
führte zu einer oftmals sehr formalen Bearbeitung ohne weitere Begrün-
dungen, so dass die Ablehnung häufig an der Durchstreichung des An-
trags, eines knappen „abgelehnt" oder mit einem oft roten Farbstrich auf
der Akte vermerkt ist.

5. Die Handhabung des Numerus clausus hinterlässt in einer zunächst rein
quantitativen Betrachtung einen widersprüchlichen Eindruck: Wiederholt
wurde zumal von den Fakultäten eine Erhöhung des Nc beantragt. Sie sa-
hen sich darin vom Senat und von den Rektoren unterstützt. Tatsächlich

kam es zu Nc-bedingten Abweisungen. Auf der anderen Seite fällt auf,
'dass die möglichen vorgegebenen Studierendenzahlen nicht durchwegs er-
reicht wurden - wie z. B. im Wintersemester 1949/50.

Der Numerus clausus hätte durchaus als Stellschraube für die Entnazi-

fizierung genutzt werden können. Die geübte Praxis lässt dies nicht unbe-
dingt erkennen.
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6. Was die qualitative Auslese der Studierenden auf der Grundlage von
schulischen oder gleichwertigen Zeugnissen anbelangte, so bleibt deren
Wirkung noch zu erforschen. Hierfür stehen nicht nur formale Angaben in
den Fragebögen zur Verfügung, zuweilen finden sich überdies den Akten
beigefügte Zeugnisse. Freilich stellen sich auch hier die beschriebenen
Quellenschwierigkeiten.

7. Die sehr rigide Haltung der britischen Besatzungsmacht gegen militäri-
sche Führer vom Feldwebel an aufwärts barg ein besonderes Problem. Der
Studienausschluss traf möglicherweise durchaus überzeugte Nationalsozi-
alisten, möglicherweise aber ebenso ehemalige Soldaten, die bittere Erfah-
rungen gemacht hatten, die sie zwar nicht in den Widerstand, aber doch in

eine innere Ablehnung des fortwährenden Krieges und zur Einsicht in das
Ausmaß der nationalsozialistischen Katastrophe geführt hatte. Gerade sol-
che Menschen aber hätten durchaus genug Potenzial für eine neue geistige
Elite im Sinne der Re-education geboten. Ob die Widerstände in der Uni-

versität gegen die Überzeugung der Briten in der Wehrmachtsfrage mit
solchen Überlegungen einhergingen, konnte bisher aber nicht dargetan
werden. Was sich verschiedentlich abzeichnet, ist eine grundsätzliche Be-
reitschaft auf Seiten der Universität, vor allem Kriegsheimkehrern und den
Entlassenen aus Kriegsgefangenenlagern eine Zukunftschance durch Stu-
dium zu bieten.

8. Eine eigene Rolle in den Entnazifizierungsverfahren spielte die Jugend-
amnestie vom 5. März 1946. Tatsächlich hatte sie das Ergebnis, dass ein
großer Teil der Bewerbungen nicht mehr auf politische Belastungen, son-
dern vor allem auf den Geburtsjahrgang hin geprüft wurden. Ohne Zwei-
fel schwächte sie so die politische Kontrolle deutlich ab. Wenn die Jugend-
amnestie von dem Gedanken geprägt war, eine einigermaßen umgrenzte
„jugendliche" Altersgruppe aus einer schuldhaften Verantwortung heraus-
nehmen zu können, so war dies gewiss problematisch. Gerade in dieser Al-
tersgeneration gab es eine fanatisierte politische Sozialisation. Die Ent-

scheider insbesondere in der Militärverwaltung wussten darum und sahen
deshalb keineswegs einen Grund, durchwegs über Belastungen aus dem
Nationalsozialismus hinwegzusehen. Das galt nicht nur für die gravieren-
den Fälle der Hauptverantwortlichen, sondern auch für solche Fälle, bei

denen sie den Eindruck hatten, dass die Zuwendung zum Nationalsozia-
lismus tiefer gründete. Daraus ergaben sich Ermessensentscheidungen, die
Widerspruch hervorriefen, was weder verwunderlich noch verwerflich

war. Dass zwischen der durch die Amnestie besser gestellten jungen und
der gründlicher geprüften älteren Generation eine Gerechtigkeitslücke ent-
stehen konnte, ist kaum zu bestreiten.

In diesem Zusammenhang ist nochmals die Behandlung von Offizieren
und Portepee-Unteroffizieren von Interesse. Die Briten waren zunächst

nicht willens, hier die Jugendamnestie greifen zu lassen. Doch zeichneten
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sich in diesem Bereich ebenfalls Lockerungen ab, anfänglich schon gegen
Ende 1946, verstärkt dann 1947 und 1948.

9. Der Intention nach war den Briten eine Re-education wichtig. Das wird
an einzelnen Eingriffen, z. B. zugunsten eines Frauenstudiums, auch in
Kiel sichtbar. Dass bildungsferne Bevölkerungsschichten deutlich gefördert
worden wären, wie es ein Anliegen der Bildungsgutachter war, ist nicht
erkennbar. Möglicherweise hätten die Fakultäten das Ihre dazu beitrage
können, aber dazu fehlen die Quellenaussagen. Wenn die Briten so großen
Wert auf den Ausschluss von militärischen Führern legten, dann zeigt dies,
dass ihnen die Entmilitarisierung der jungen Deutschen mindestens eben-
so wichtig war wie die Entnazifizierung.

10. Die Quellen, insbesondere die Fragebögen und deren Begleitschreiben,
verraten viel über Kriegsschicksale, über Lebensläufe und Lebensumstän-
de, über das Gefühl von Gerechtigkeit und Ungerechtigkeit in einer be-
sonderen Situation. Hier liegt ein Schatz, der erst noch gehoben werden
muss und auch jetzt schon gut gehoben werden kann. Was die studenti-
sche Entnazifizierung anbelangt, so ist sie ebenso wie die der Professoren-
schaft weiterhin ein bleibender Forschungsauftrag.
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Von Oliver Auge

Im 2016 publizierten 141. Band der Zeitschrift der Gesellschaft für Schles-
wig-Holsteinische Geschichte (ZSHG) erschienen gleich zwei Buchbespre-
chungen, die mittelbar oder unmittelbar auf die seit 2013 bestehende, von
der Kieler Abteilung für Regionalgeschichte verantwortete Veröffentli-
chungsreihe der „Nordelbischen Ortsgeschichten" (NEOG) eingingen: Die-
se Reihe zählt bislang vier Bände. 1 Ein fünfter befindet sich in der Bearbei-
tungsphase und soll bis 2018 fertiggestellt werden.2 So wies zum einen
Martin Göllnitz, seines Zeichens Mitautor der als Band 2 der NEOG 2015

publizierten Ortsgeschichte „Nortorf im Mittelpunkt",3 in seiner Rezension
zu Dirk Thomaschkes Buch über die lange Zeit stiefmütterliche Behand-

lung des Nationalsozialismus in Ortschroniken - auf dieses wichtige Werk
von 2016 wird im Folgenden noch mehrmals zurückzukommen sein - auf
das zentrale Anliegen der besagten Reihe hin, die „offenkundige ... Diffe-
renz zwischen wissenschaftlichen Ansprüchen und ortsgeschichtlicher
Umsetzung" zu überwinden.4 Zum anderen besprach Günther Bock, der
ebenfalls bereits praktische Erfahrungen als Autor von Ortsgeschichten
bzw. von Beiträgen in Ortsgeschichten gesammelt hat,5 im gleichen Band
der ZSHG die beiden ersten Bände der NEOG zur Geschichte Brokstedts

und Nortorfs. 6 Am Schluss seiner Rezension wies Bock dabei, über den

konkreten Inhalt der besprochenen Bücher hinausgehend, auf „fruchtbare
... Diskussionen über ortsgeschichtliche Fragestellungen, wie sie bei-

1 Brokstedt (NEOG, 1). - Nortorf (NEOG, 2). - Maria-Magdalenen-Kirche (NEOG, 3).
- Fitzbek (NEOG, 4).

2 Es handelt sich um eine interdisziplinäre Ortsgeschichte zu Hennstedt im Kreis
Steinburg.

3 Göllnitz, Städtisches Leben.
4 Göllnitz, Besprechung, S. 337.
5 Bock, Bargteheide. - Ders./Gille, Steinburg.
6 Bock, Besprechung.
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spielsweise im Kreis Stormarn geführt wurden ...", hin. 7 „Damals [d. h.

vor 25 Jahren, O. A.] wurde die methodisch-didaktische Aufbereitung des
Materials diskutiert, es ging um Sozialgeschichte im kleinen Maßstab, um
das Erklären der Gegenwart als Ergebnis historischer Prozesse, das He-
rausarbeiten der Eigenheiten und des Eigenwertes der behandelten Orte,
um synchrone oder diachrone Darstellungen. Bereits damals galt das Prin-
zip, eine Ortsgeschichte müsse den Menschen am Ort ebenso etwas bieten
wie dem Wissenschaftler." Allerdings, so Bock etwas resignativ, hätten die-
se Stormarner Bemühungen seinerzeit in Schleswig-Holstein keine Beach-
tung gefunden. „Wenn sich jetzt der Lehrstuhl für Landesgeschichte die-
sem Genre zuwendet, so ist das nur zu begrüßen." Bock meint mit dem
genannten Lehrstuhl eigentlich die Abteilung für Regionalgeschichte mit
Schwerpunkt Schleswig-Holstein der Kieler Christian-Albrechts-Universi-

tät, die 2009 die dort seit 1924 existierende Professur für Schleswig-Hol-
steinische Geschichte ersetzt hat. Diese Berichtigung ist keinem schieren
Beckmessertum entsprungen, sondern inhaltlich durchaus hilfreich, um
die Genese, das Anliegen sowie das Vorgehen der NEOG zu verstehen. Je-
denfalls bietet die grundsätzliche Zustimmung sowohl des einen wie des
anderen Rezensenten zur ortsgeschichtlichen Arbeit der Kieler Regionalge-
schichte einen passenden Anlass, um sich in der ZSHG einmal grundsätz-
lich zu diesen Anstrengungen und konkret zum Publikationsvorhaben der
NEOG zu äußern.

I.

Es soll mithin dargelegt weren, warum es für die regionalhistorische For-
schung Sinn machen kann und macht, Ortsgeschichten zu schreiben und
sich damit in einem „Genre", wie Bock es richtig und in enger Anlehnung
an die bereits erwähnte Publikation von Dirk Thomaschke machte, 8 zu be-

wegen, dessen wissenschaftliche Ansprüche und Bezüge bis heute eher
skeptisch oder gar negativ beurteilt werden.9 „Deshalb kann Heimatge-
schichte nicht Geschichte als Wissenschaft, sondern nur wissenschaftsnahe
Geschichte sein, weil sie nicht emotionslos betrieben und daher nie im wis-

senschaftlichen Idealsinne rational-logisch erforscht und geschrieben zu
werden vermag", fasste etwa kein besserer Kenner der Materie als Carl-

7 Zitat ebd., S. 415. Auch zum Folgenden.
8 Thomaschke, Abseits der Geschichte, spricht z. B. von „der Eigenlogik des Genres"

(S. 10) oder vom „relativ eigenständige(n) Genre" (S. 49) der Ortschroniken. Der
Begriff des Genres begegnet in der Arbeit passim. - Siehe auch die positive Bewer-
tung der Arbeit von Mathias Beer unter http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/ re-
zensionen/2017-1-112 vom 14.2.2017 [letzter Zugriff am 6. 8. 2017, 23.14 Uhr].

9 Thomaschke, Abseits der Geschichte, S. 10.
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Hans Hauptmeyer die Distanz der Wissenschaft zu besagtem „Genre" -
bereits im Jahr 1987 - in Worte. 10 Seither ist vieles im Bereich der Heimat-

buchliteratur, Lokalchronistik und Ortsgeschichtsforschung passiert. Das
wird schon daran ersichtlich, dass sich der Typus des Dorfchronisten stark
gewandelt hat. Vor dem Zweiten Weltkrieg war dieser meist noch mit dem
im Ort ansässigen Pfarrer oder Lehrer identisch. In den 1980er Jahren traf
sodann folgende Charakterisierung für ihn zu: „65 Jahre alt, wohnhaft in
einem eingemeindeten Dorf, wirtschaftlich gut situiert, sozial abgesichert,
gewisse Allgemeinbildung, sehr große Lernbereitschaft, langjähriges Inte-
resse für Heimat und Geschichte, hohe Arbeitszeit- und Geldinvestition für

die Heimatforschung. Dieser Forscher schreibt gemeinhin Heimatgeschich-
te aus ,mittelständischer Sicht'." Oder: „Es überwiegen Männer gegenüber
Frauen, die Personen jenseits des Rentenalters gegenüber den jüngeren, die
nicht im Fach Geschichte Ausgebildeten gegenüber akademisch vorgebil-
deten Historikern, Neubewohner gegenüber den schon vor 1945 am Sied-
lungsplatz Ansässigen. Weiterhin ist der Anteil der Lehrer hoch. Gearbeitet
wird meist allein, seltener nur im lockeren Gruppenkontakt eines Heimat-
oder Museumsvereins. In ländlichen Räumen gibt es relativ mehr Heimat-
forscher als in verstädterten." 11 Vieles von dem gerade Zitierten trifft noch
heute durchaus zu: Ältere Autoren sind nach wie vor in der Überzahl, Au-

toren aus (ehemals) mittelständischen Berufen dominieren gleichsam;
obendrein handelt es sich innerhalb der Autorenschaft noch immer um

mehr Männer als Frauen. Doch fand zusätzlich die Vorgehensweise, Chro-
niken in Gemeinschaftsarbeit von Leuten aus ein und demselben Ort an-

zugehen, die ihren Beruf auch im Handwerk oder in der Landwirtschaft
hatten und oft keine literarischen Vorkenntnisse, geschweige denn eine
akademische Ausbildung besaßen, eine immer stärkere Verbreitung und
Beliebtheit - mit dem erkennbaren Problem, dass sich solche Autorenkol-

lektive mit der nach der Materialsammlung fälligen Schreibarbeit oftmals
sehr schwer taten (und tun). Es ist schwierig zu beurteilen, ob bei dieser
neuen Mode die in den 1980er Jahren neu entstandene Bewegung der Ge¬

lt) Hauptmeyer, Heimatgeschichte heute, S. 82. Siehe dazu insgesamt auch ebd., S. 83-
86, z. B. S. 83: „Als Wissenschaftler müßte ich mich also von der Heimatgeschichte
femhalten, weil sie viel zu viel Subjektives, Emotionales, ja möglicherweise Irratio¬
nales umfaßt." - Eine kritische Bestandsaufnahme lieferte früher z. B. Schöck, Das
Heimatbuch, S. 149-152. - Eine leicht geänderte Fassung des Beitrags bietet Schöck,
Anmerkungen, S. 87-94. - Im Prinzip nochmals erneuert in Schöck, Perspektiven¬
wechsel, S. 221-231. - Zum emotionalen Gehalt der Heimatbücher vgl. auch Sann-
wald, Erinnerungskultur vor Ort, S. 233-253, hier S. 245.

11 Beide Zitate aus Hauptmeyer, Heimatgeschichte heute, S. 78f. - In eine ähnliche
Richtung weist Sannwald, Erinnerungskultur vor Ort, S. 248f. - Zu den genannten
Neubewohnern zählen natürlich auch Heimatvertriebene. Diese wiederum verfass-
ten freilich auch zahlreiche Heimatbücher über ihre durch den Zweiten Weltkrieg
verlorene Heimat: Faehndrich, Eine endliche Geschichte.
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Schichtswerkstätten eine Rolle spielte. 12 Deren Durchschnittsmitglied sah
nebenbei bemerkt sehr verschieden zum vorhergehenden Heimatforscher

aus: dreißig Jahre alt, nach städtischer Sozialisation aufs Land gezogen,
wirtschaftlich ungesichert, sozial nur in ein Gruppennetz von gleichinte-
ressierten Personen einbezogen, akademisch als Geistes- oder Sozialwis-

senschaftler gebildet, interessiert an kleinräumigen geschichtlichen Kon-
flikten der jüngsten Zeit, an kommunikationsintensiver und aktuell poli-
tisch umsetzbarer Arbeit"13 Bei alledem kann man nach wie vor sagen,
dass regelmäßig - eben nunmehr ganz verschiedene - Autorinnen und Au-
toren aus einem Dorf für dasselbe schreiben, die für sich wiederum in An-

spruch nehmen, ihre Ortsgeschichte in Teilen miterlebt oder gar mitgestal-
tet zu haben, die damit eine subjektive Nähe zum behandelten Gegenstand
auszeichnet und die bewusst explizit für die betreffende Ortsgemeinschaft
schreiben und an einer weiter reichenden, gar wissenschaftlichen Leser-
schaft wenig bis gar kein Interesse haben. 14 Eine weitere Autorengruppe
stellten eine Zeit lang die Verfasser von Ortschroniken im Rahmen soge-
nannter Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen dar, wie sie vor allem in den
1980er Jahren vorkamen. 15

Es ist klar, dass angesichts dieser mittlerweile erreichten Bandbreite an
Autoren nach Aufbau, Inhalt und Gehalt sehr unterschiedliche Bücher ent-

standen sind. Doch kommen die starken und teils ganz bewussten Unter-
schiede zwischen dem Gros der Heimatbücher und Ortschroniken einer-

und wissenschaftlichen Publikationen andererseits nicht unbedingt Abstri-
chen bei der Sorgfältigkeit gleich. 16 „Zwar folgen Ortschroniken anderen
Recherche-, Strukturierungs- und Gestaltungsprinzipien als wissenschaft-
liche Arbeiten, doch ist dies nicht mit einem Mangel an Arbeitsintensität,
Quellendichte oder Redlichkeit gleichzusetzen. Dass Ortschronisten sich

nicht als (Hilfs-)Wissenschaftler verstehen, heißt keineswegs, dass sie fikti-
onale Geschichtensammlungen schreiben würden. ,Nach bestem Wissen
und Gewissen' vorzugehen, ist auch für Heimatbuch-Autoren ein zentrales
Leitbild." Im Übrigen gibt es, solange das Genre existiert, hilfreiche Leitfä-
den zur überzeugenden Anfertigung von Heimatbüchern. 17 Außerdem
werden bis heute von kundigen Personen oder relevanten Einrichtungen,

12 Zur Bewegung der Geschichtswerkstätten im Kontext der Heimatgeschichte siehe
nochmals Hauptmeyer, Heimatgeschichte heute, S. 84-91.

13 Nochmals ein Zitat aus Hauptmeyer, Heimatgeschichte heute, S. 90f.
14 Thomaschke, Abseits der Geschichte, S. 24-35, mit dem schönen schleswig-

holsteinischen Beispiel der Chronik zu Bramstedtlund von 1981 (S. 33).
15 Ebd.,S. 25f.

16 Dazu und zum folgenden Zitat Thomaschke, Abseits der Geschichte, S. 33f.
17 Siehe dazu etwa Blau, Lehrer als Heimatforscher. - Tille, Thüringische Heimatsfor-

scher. - Hühns, Heimatgeschichtliche Forschung. - Herrmann, Ortschronik. - Mul-
ley, Auswahlbiographie. - Schneider, Dorf- und Ortsgeschichte. - Läufer, Aufbau
und Inhalt. - Moszner, Einführung und Anleitung.
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wie im Schleswig-Holsteinischen Landesarchiv in Schleswig18, regelmäßig
Einführungskurse angeboten, die interessierten Laien wichtige Vorkennt-
nisse bezüglich der Quellenarbeit zur Erstellung von Heimatbüchern ver-
mitteln.

Im Vorangehenden war unterschiedslos von „Heimatbuch", „Ortschro-
nik" oder „Ortsgeschichte" als Teilen desselben Genres die Rede. Dazu
kommt die Bezeichnung „Dorfbuch" vor. Der scheinbar undifferenzierte
Gebrauch rührt daher, dass in der Tat die zu Beginn des 20. Jahrhunderts
zumindest theoretisch noch recht klar voneinander getrennten Werktypen
- „Ortschronik" als Dokumentation der Ereignisse in einem Ort innerhalb
der circa letzten 50 Jahre, „Ortsgeschichte" für die ganze Geschichte davor,
„Heimatbuch" als literarisch angereicherte Mischung aus Geschichte und
Volkskunde - in der Praxis schon immer und vor allem aber immer mehr

miteinander vermischt wurden, sodass sich ein „Dorf-" von einem „Hei-

matbuch" oder einer „Ortschronik" faktisch kaum oder gar nicht unter-
schied.19 Von daher ist es legitim und in der Praxis üblich geworden, die
verschiedenen Bezeichnungen synonym für Monografien zu verwenden,
die die Geschichte eines - meist kleineren - Ortes von den nachweisbaren

Anfängen an darlegen. Im Idealfall reichen diese Ortsgeschichten mög-
lichst weit an die Gegenwart heran, seitdem der „Schweigekonsens" in den
Heimatbüchern bezüglich der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft vor
Ort in den 1980er Jahren durchbrochen worden ist. 20 Ihr Entstehungspro-
zess wird meist als generationenübergreifende Gemeinschaftsaufgabe im
betreffenden Ort wahrgenommen oder stilisiert. Das betrifft nicht nur die
Autorenschaft, sondern auch die Finanzierung und Publikation des
Werks. 21 Die Gemeinde „verschmilzt" in dieser Denkart mit „ihrem" Dorf-

chronikprojekt. Die Chronik wird folgerichtig oft im Auftrag oder unter
der Herausgeberschaft der Gemeinde hergestellt. Eine besondere Wert-
schätzung wird im Übrigen der Oral History gegenüber gezeigt, wobei die
besondere Problematik derselben - Menschen verändern ihre Erinnerung
im Laufe der Zeit, dieselbe überzieht ein immer stärkerer Schleier22 -

wohlgemerkt meist ausgeblendet bleibt: Ältere Zeitzeugen aus dem Ort
sollen umfänglich, am besten in ihrer Mundart, zu Wort kommen. Demge-
genüber wird aktuelle oder gar ältere Forschungsliteratur nur selten heran-

18 Siehe die betreffenden Informationen unter http://www.schleswig-holstein.de/
DE/Landesregierung/LASH/Service/Veranstaltungen/_documents/veranstaltungen.
html [letzter Zugriff am 17. 8. 2017,15.41 Uhr].

, 19 Thomaschke, Abseits der Geschichte, S. 13-16. Auch zum Folgenden.
20 Dazu Setzler, NS-Zeit im Heimatbuch, S. 213.
21 Dazu und zum Folgenden wiederum Thomaschke, Abseits der Geschichte, S. 35-49.
22 Zum Thema prominent Fried, Schleier der Erinnerung. - Für weitere Literatur zur

„oral history" und ihren speziellen Schwierigkeiten siehe etwa Vorländer, Oral His-
tory. - Justen, Zeitzeuginnen. - Bertram, Zeitzeugen im Geschichtsunterricht.
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gezogen. „Am ehesten verweisen Ortschronisten noch auf einzelne Chro-
niken aus Nachbarorten."23

Dorfchroniken haben einen eklatant monopolistischen Charakter, wie
Wolfgang Sannwald zu Recht unterstreicht, indem das, was deren Auto-
renschaft als erwähnenswert auswählt, für jeweils lange Dauer die betref-
fende Orts- und Heimatgeschichte konstituiert. 24 Die Autoren verfassen
oftmals als erste und auf lange Sicht einzige eine Dorfgeschichte.25 Damit
tragen sie eine hohe Verantwortung, zumal ihre Werke meist der betref-
fenden Gemeinde zu repräsentativen Zwecken, etwa in Form offizieller
Buchpräsente, dienen: Sie normieren das Wissen über den Ort und die
Heimat. „Die Fakten und Angaben zur Ortsgeschichte sind vom Fachmann
verbindlich zusammengetragen worden; das mögliche Wissen über den
Ort liegt fest, der Einzelne braucht sich um diesen Bereich nicht mehr zu

kümmern."26 Es sei hier schon vorweggenommen, dass diese „Monopol-
stellung" es der universitären Regionalgeschichte geradezu gebietet, auf
diesem Feld mitzuwirken und mitzusprechen.

Mit dem Ende der 1970er Jahre brach parallel zum Wandel bezüglich
der Autorenschaft eine Hochkonjunktur der Heimatbücher oder Ortsge-
schichten an - in Schleswig-Holstein und deutschlandweit.27 Hauptmeyer
spricht in diesem Zusammenhang passend von einem „Heimatboom". 28
Die im Rahmen dieses Aufsatzes nur ansatzweise lieferbare Erklärung für
Schleswig-Holstein, die so gewiss für andere Regionen Deutschlands eben-
falls herangezogen werden kann, lautet, dass die Ortschroniken im Zuge
starker Strukturveränderungen - auf dem Land, aber im Prinzip gleichsam
in der Stadt - der Suche und Bewahrung von Identität dienen sollten und

dabei für die Gemeinden aufgrund fehlender Folgekosten die kostengüns-
tigere Variante als etwa die Einrichtung eines Heimatmuseums darstell-
ten.29 Der angedeutete Strukturwandel, der vielfach mit dem Ende einer

gemeindlichen Selbstständigkeit im Rahmen der seinerzeitigen Einge-
meindungswelle gleichgesetzt werden kann, zog eine verstärkte Debatte
über den Begriff der Heimat nach sich. Eine neue, vom Nationalsozialis-
mus nicht mehr unmittelbar belastete Generation traute sich zudem kriti-

schere Fragen zur jüngeren und jüngsten Lokalgeschichte zu. Dies brachte
eine gewisse Themenverschiebung oder Erweiterung des Spektrums im

23 Zitat aus Thomaschke, Abseits der Geschichte, S. 49.
24 Sannwald, Erinnerungskultur vor Ort, S. 244f.
25 Eine gewisse Ausnahme stellt z. B. die Gemeinde Trappenkamp dar, für die in rela-

tiv kurzer Zeit zwei - in Zuschnitt und Ausführung freilich ganz unterschiedliche -
Ortsgeschichten verfasst wurden: Bechert, Gemeinde Trappenkamp. - Wendt,
Trappenkamp.

26 Zitat aus Schöck, Das Heimatbuch, S. 152.
27 Ortsgeschichte - Regionalgeschichte, S. 7.
28 Hauptmeyer, Heimatgeschichte heute, S. 81.
29 Ortsgeschichte - Regionalgeschichte, S. 7-9. Auch zum Folgenden.
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Vergleich zu den älteren Chroniken mit sich. Die weiße Lücke bezüglich
der braunen Zeit begann allmählich zu verschwinden, wenngleich dies
noch lange und im Prinzip bis heute nicht flächendeckend der Fall war

und ist. Untermauern kann diese Feststellung folgendes, so sinngemäß
selbst gehörtes Originalzitat aus mündlichen Vertragsverhandlungen für
eine mittlerweile von der Kieler Abteilung für Regionalgeschichte verfasste
Ortsgeschichte: „Das wissen wir doch alles bereits, und es gab bei uns so-
wieso keine Nazis." Die Akademikerschwemme ab den 1970er Jahren und

das steigende Steueraufkommen der Gemeinden blieben ebenso nicht ohne

Auswirkungen: Im ersteren Fall schufen die dadurch hervorgerufenen
ABM-Maßnahmen ein akademisches Autorenpotential, das das Genre be-
dienen konnte, letzteres garantierte ein wachsendes Budget für kulturelle
Arbeit und damit für die Finanzierung der Bücher. Mehr und mehr dienten
die Ortschroniken überdies der Darstellung nach außen - etwa im Zu-
sammenhang des wachsenden Tourismus. Die große Zahl an Heimatbü-
chern zu nord friesischen Dörfern und Gemeinden wird z. B. neben der
starken Präsenz des Nordfriisk Instituut in der Kulturarbeit für diesen

Umstand verantwortlich gemacht. 30

Bis auf für sich genommen vielsagende und höchst interessante, freilich
sehr kurz gefasste Beobachtungen vom Ende der 1990er Jahre 31 fehlt es
bisher an einer tiefschürfenden Studie zum Phänomen oder Boom der

Heimatbücher und Ortschroniken in Schleswig-Holstein, wie sie Tho-
maschke mit überregionalem Blick für die Darstellung des Nationalsozia-
lismus vorgelegt hat. Eine solche Untersuchung ist ein umso dringenderes
Desiderat, als die zeitlichen Anfänge der Gattung Heimatbuch nach der
Beobachtung Jutta Faehndrichs erstaunlicherweise eben gerade auch in
Schleswig-Holstein zu suchen sind32, was für sich genommen hinreichend
hinterfragbar wäre. Andererseits lassen die starken strukturellen Unter-
schiede im Land - im Nordwesten z. B. das genannte „Tourismus- und

Minderheitenland" Nordfriesland, im Süden der „Hamburger Speckgür-
tel"^- eine differenzierte Antwort auf die Frage, wo, wann und wie Ortsge-
schichten von wem genau geschrieben wurden und werden, besonders
lohnenswert erscheinen.

II.

Vor dem gerade skizzierten Hintergrund, speziell was den „Boom" der
Heimatbücher anbelangt, der diejenigen Gemeinden unter Zugzwang

30 Ebd., S. 19. - Siehe als anschauliches Beispiel: Stadt Bredstedt (Hrsg.), Bredstedt.
31 Ortsgeschichte - Regionalgeschichte.
32 Faehndrich, Entstehung und Aufstieg, S. 66f. - Dohse, Meerumschlungen. -

Schmarje, Nordmark.
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setzt, welche noch kein solches Buch besitzen, erreichen auch die Abtei-

lung für Regionalgeschichte der Kieler Christian-Albrechts-Universität An-
fragen, ob sie ein solches Buchprojekt für einen bestimmten Ort in Angriff
nehmen oder ein Vorhaben, das bereits seit längerem in Arbeit befindlich,
aber warum auch immer nur schwer oder kaum mehr realisierbar er-

scheint, doch zu einem guten Ende führen kann. Häufig ist diese Anfrage -
zu unterstellen bliebe: in Erwägung einer möglichen Kostenersparnis - mit
der etwas naiven Vorstellung verbunden, auf dem Wege einer studenti-
schen Master- oder Bachelorarbeit könne dies erfolgreich geleistet werden.
Ein solcher Vorschlag muss stets abschlägig beschieden werden. Eine Orts-
geschichte von den Anfängen einer Gemeinde bis zur Gegenwart eignet
sich vom thematischen Zuschnitt her weder für die inhaltlichen Ansprü-
che, die an eine Bachelor- oder Masterarbeit gestellt werden, noch wäre ein
Bachelorstudent - zur Erinnerung: Früher handelte es sich dabei vom Wis-
sensstand und Niveau her um einen Studierenden, der gerade sein Grund-
studium zum Abschluss bringen wollte - oder Masterkandidat im Regelfall
überhaupt in der Lage, die diffizilen Erfordernisse dieser Arbeit zu erfül-
len. Das Angebot, das die Abteilung für Regionalgeschichte vielmehr im
Gegenzug machen kann, ist eine auf Honorarbasis erfolgende, vertraglich
fixierte Erstellung einer von möglichst fachkundigen Autoren und Auto-
rinnen erstellten Ortsgeschichte im Rahmen der bereits genannten Reihe
der NEOG.

Diese Offerte rührt einmal von daher, dass der Kieler Abteilung für Re-
gionalgeschichte die frühere deutliche Distanz zwischen universitärer Wis-
senschaft und dem „Genre" der Ortsgeschichten von Anfang an fremd ist
und fremd sein muss, hieße es doch anderenfalls, ein wichtiges Feld lan-
des- und regionalhistorischer Arbeit im Land brach liegen zu lassen und
die Mitsprache bei der Deutung ortsgeschichtlicher bzw. kleinräumiger
Phänomene und Erkenntnisse ganz und gar einer anderen, teils, wie ge-
sagt, sehr universitätsfernen geschichts- und heimatinteressierten Klientel
zu überlassen. Nochmals ist an die Tatsache zu erinnern, dass dem „Gen-

re" nahezu zwangsläufig monopolistische Tendenzen innewohnen, indem
die Bücher jeweils für lange Dauer die Deutungshoheit über die Geschichte
eines Ortes erlangen. Es kann deswegen nur von Vorteil sein, wenn die
universitäre Regionalgeschichte hier doch ein Wort mitredet. Von der an-

deren Richtung her würde eine Abstinenz bei ortsgeschichtlichen Projekten
bedeuten, sich eine günstige Gelegenheit entgehen zu lassen, die eigene
Arbeit und eigenen Ziele im Land in Buchform zu präsentieren.

Dabei muss betont werden, dass ein solches Vorgehen natürlich re-
nommierte Vorgänger hat. Kein geringerer als der Nestor der deutschen
Hochschulpädagogik Ernst Bernheim (1850-1942) eröffnete in seiner Funk-
tion als Greifswalder Ordinarius für mittelalterliche Geschichte wohl nicht

von ungefähr im Jahr 1900 die ab diesem Jahr erscheinende Reihe der
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Pommerschen Jahrbücher mit einem grundlegenden Beitrag zum Thema
„Lokalgeschichte und Heimatkunde", deren Bedeutung für die Wissen-
schaft und den Unterricht er darin mit guten Argumenten unterstrich.33
Der bedeutende Nachkriegsmediävist Karl Bosl (1908-1993) steuerte An-
fang der 1950er Jahre unter der Überschrift „Heimat- und Landesgeschich-
te als Grundlage der Universalgeschichte" einen vom Inhalt mehr als aktu-
ellen Beitrag zur Diskussion um Sinn und Zweck des historischen Zugriffs
auf den kleinen Raum bei.34 Wenig später äußerte sich der Pfälzer Ge-
schichtsdidaktiker Wolfgang Schlegel (geb. 1912) kundig zum Verhältnis
von „Heimatgeschichte und Weltgeschichte". 35 Um ein letztes Beispiel zur
Illustration anzuführen: Der Historiker und Archivar Amd Kluge (geb.
1961) betonte im Jahr 2000, dass Heimatgeschichte „ihren legitimen Ort als
eine Detailanalyse [habe, O. A.], die nicht nur zur Vermittlung der ,großen
Geschichte' bei interessierten Laien beiträgt, sondern ebenfalls der akade-
mischen Disziplin Geschichtswissenschaft Stoff für vergleichende Betrach-
tungsweisen liefert. ... Heimatgeschichte ist damit als vollwertiger Teil in
die Geschichtswissenschaft eingebettet." 36 Voraussetzung dafür sei aller-
dings, dass sie die weitaus höheren Qualitätsanforderungen mehr als je
zuvor erfülle, was die Zielsetzung, Themenwahl, Gliederung, Vergleichs-
ebene, Quellengrundlage, Terminologie, theoretische Basis, statistische
Vorgehensweise und anderes mehr betreffe.37

Wissenschaft und ortsgeschichtliches „Genre" können demnach durch-
aus eine fruchtbar-symbiotische Beziehung eingehen. Dies hat ertragreich
der ehemalige Ordinarius für vergleichende Landeskunde der Universität
Tübingen Sönke Lorenz (1944-2012) in seiner praktischen Forschungstätig-
keit vor Augen geführt. Dieser Hinweis steuert eine persönliche Note der
neuerlichen Kieler Bemühungen bei, handelte es sich bei Sönke Lorenz
doch um meinen hochverehrten Doktorvater, der mir und seinen anderen
Schülerinnen und Schülern während der akademischen Sozialisation in

Tübingen mit Nachdruck den Sinn und Zweck ortsgeschichtlicher Arbeit
vermittelte — als Studierender, als Hilfskraft und danach als Doktorand.

Lorenz widmete sich bei all seinen vielfältigen wissenschaftlichen Interes-
sen mit ihrem epochalen Schwerpunkt im Mittelalter und der frühen Neu-
zeit stets gleichrangig der Arbeit an Ortsgeschichten von den Anfängen bis
zur Gegenwart. Dies war ihm erklärtermaßen keine unangenehme Last,
sondern stets eine willkommene Gelegenheit, wissenschaftlich anspruchs-
voll wie fundiert und zugleich immer für die interessierten Laien verständ-

- 33 Bernheim, Lokalgeschichte und Heimatkunde, S. 16-32.
34 Karl Bosl, Heimat- und Landesgeschichte, S. 11-24 (erneut in: Fried, Probleme und

Methoden, S. 173-189).
35 Schlegel, Heimatgeschichte und Weltgeschichte, S. 515-528.
36 Kluge, Heimatgeschichte und Heimatgeschichtsschreibung heute, S. 21.
37 Ebd., S. 21-25.
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lieh wie aufschlussreich die Entstehung und Entfaltung eines kleinen Sied-
lungsraums bis hin zur modernen Gemeinde zu untersuchen und darzule-

gen.38 Für solche Anstrengungen schuf er gemeinsam mit Dr. Andreas
Schmauder (geb. 1966), ehemals Tübinger Doktorand und heute Leiter des
Kreisarchivs Ravensburg, 1995 eine eigene wissenschaftliche Reihe mit
dem Titel „Gemeinde im Wandel" (GiW), in der zahlreiche Ortsgeschich-
ten - mit einem Schwerpunkt auf dem Beziehungsgeflecht von Mensch
und Wald in der Geschichte - publiziert wurden.39 Ich selbst war seinerzeit
mehrfach aktiv an derlei Tübinger Buchprojekten als Autor beteiligt40 -
ganz abgesehen davon, dass es sich beim ersten von mir - gemeinsam mit
Martin Mundorff - herausgegebenen Buch - fast möchte ich sagen: selbst-
verständlich - um die Ortsgeschichte meines Heimatdorfes handelte. 41

III.

Was ich als angehender Historiker damals am eigenen Leib erfahren durf-
te, versuche ich in Kiel an die von mir betreuten Studierenden und Dokto-

randen weiterzugeben: Lokalgeschichtliches Forschen bedeutet (regional-)
historisches Arbeiten von der Pike auf zu lernen, ob man dazu nun in den
tiefsten Tiefen von Archiven oder Bibliotheken recherchiert oder Zeitzeu-

geninterviews mit ihrer eigenen Dynamik und ihren eigentümlichen Resul-
taten erhebt. Das macht dieses Forschen für den schon fortgeschritteneren
Historikernachwuchs so attraktiv und wichtig: Er bekommt ein authenti-
sches Bild von der Geschichte eines Landes und seiner Leute. Allerdings
muss betont werden, dass ortsgeschichtliche Arbeit stets eine besondere
Herausforderung ist: Zum einen kann man hierin sein eigenes Spezialthe-
ma, z. B. die Reformationsgeschichte, gewiss gut in den lokalen Zusam-
menhang einbringen. Zum anderen jedoch sind die zu bearbeitenden Kapi-
tel regelmäßig weiter gespannt als solche Specialia - wie etwa: „Von der
Reformation bis zur Französischen Revolution" -, sodass sich der Nach-

wuchs in jedem Fall auf thematisches und methodisches Neuland vorwa-
gen muss. Das bedingt, dass er sich als flexibel erweisen und sich ebenfalls
mit anderen Zeitabschnitten, deren Quellen und Themen sowie den hierfür

38 Mustergültig vorgeführt in Lorenz/Kuhn, Baiersbronn.
39 Schmauder, Deutscher Südwesten, S. HOf. - Ders., Südwestdeutschland, S. 165-175.
40 Auge, Erster Weltkrieg bis zur Gegenwart, S. 119-169 u. S. 184-189. - Ders., Von

1949 bis in die Gegenwart, S. 199-226 u. S. 247-249. - Siehe dazu noch Ders., Kirche,
Schule und Alltagsleben, S. 383-466.

41 Auge/Mundorff (Hrsg.), Bartenbach; darin die Kapitel zu Bartenbach in der Zeit
zwischen Dreißigjährigem Krieg und Vormärz (S. 60-65); Von der Stunde Null bis
zur Eingemeindung (1945-1956) (S. 102-113); Kirche und Kirchliches Leben (S. 114-
124) sowie Bartenbachs Entwicklung bis zur Gegenwart. Ein kurzer Abriss (S. 157-
171) selbst verfasst.
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teils stark variierenden Archiven näher zu befassen bereit sein muss. Eben-

so ist er aufgefordert, die aktuelle Forschungslage zu erfassen. Epochale
und theoretische Flexibilität ist also das A und O einer erfolgreichen orts-
geschichtlichen Arbeit, zumal es nicht allein etwa um einen politik- und
verwaltungsgeschichtlichen Zugang zur Geschichte eines Ortes in einem
bestimmten Zeitabschnitt gehen kann, sondern genauso und zugleich um
wirtschafts-, sozial- und kulturgeschichtliche Aspekte. Mit einem genü-
gend großen Zeitpuffer in der Hinterhand kann sich der Nachwuchs der
großen Herausforderung aber stets gewachsen zeigen. Das mag auch da-
ran liegen, dass er eine finanziell honorierte Aufgabe sicher ernster nimmt,
als wenn es nur um einen „Freundschaftsdienst" geht. Unabhängig davon
erkennt der Nachwuchs hierbei sicherlich seine Chance: Auf diesem Wege
erhält er nicht allein eine wenigstens kurzfristige, bescheidene Finanzie-
rung, sondern obendrein eine wissenschaftliche und thematisch meist ganz
anders als die Masterarbeit oder Dissertation gelagerte Veröffentlichung.
Das kann sich bei späteren Bewerbungen nur positiv auszahlen. Denn so
stellt er Flexibilität und Leistungsfähigkeit vor den Augen einer Öffent-
lichkeit, die das Produkt des Bemühens zur kritischen Lektüre vorgelegt
bekommt, unter Beweis. Angesichts einer derzeit erfreulich großen Zahl an
Nachwuchsforscherinnen und -forschem kommt die Reihe der NEOG bis-

lang nicht in die Verlegenheit, immer wieder dasselbe Autorenkollektiv für
ein neues Projekt rekrutieren zu müssen, dessen Mitglieder dann ihr Stan-
dardprogramm abliefern und - überspitzt formuliert - den Ortsnamen mit
der Copy und Paste-Funktion ihres Computers von Buch zu Buch ersetzen,
während sonst inhaltlich alles beim Alten bleibt.42 Gerade diese durchaus
anzutreffende Arbeitsweise43 soll im Rahmen der NEOG vermieden wer-

den. Es soll vielmehr kein vorgefertigtes inhaltliches Raster stur über eine
Ortsgeschichte gelegt werden, um der thematischen und historischen Viel-
falt und Individualität schleswig-holsteinischer Ortsgeschichten, bei aller
offenkundigen Kohärenz und Kontingenz, gerecht zu werden.

Dazu trägt bisher eine markante Variabilität im Aufbau der einzelnen
Ortsgeschichten bei. Wie eine solche sinnvoll aufbereitet wird, wurde im
Rahmen der NEOG auf verschiedene Art und Weise erprobt: Die Darstel-
lungen reichen von klassisch chronologisch aufgebauten, ganzheitlichen
Ansätzen im Sinne einer „histoire totale" des betreffenden Ortes wie im

Falle Brokstedts - im Übrigen auf besonderen und, wie gesagt, nicht unty-

42 Auf diese in der ortsgeschichtlichen Praxis gar nicht so selten vorkommende Ar-
beitsweise weist Sannwald, Erinnerungskultur, S. 250f., hin.

43 Als ein - beliebiges - Beispiel sei Carsten Obst genannt, dessen Studien zu den Ge-
meinden Schülp und Borgdorf-Seedorf passagenweise vollkommen identisch sind.
Vgl. exemplarisch die Kapitel zu Mittelalter und NS-Regime in Obst, Burgdorf-
Seedorf oder Ders., Schülp. - Für diesen Hinweis danke ich meinem Mitarbeiter
Martin Göllnitz.
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pischen Wunsch der Gemeinde mit beigefügter CD-ROM, worauf ausführ-
liche Zeitzeugeninterviews zu hören sind, die ihrerseits als sprach- und di-
alektgeschichtliche relevante Tondokumente dienen können; die Inter-

views flössen als ausführliche Original-Zitate, wiederum auf Drängen des
Auftraggebers, in die Darstellung zur neueren und neuesten Ortsgeschich-
te ein.44 Sie gehen weiter über die Ausrichtung auf eine einzelne relevante
Zeitabschnitte, so bei Nortorf, wofür das bisher wenig bis gar nicht unter-
suchte 20. Jahrhundert, insbesondere die lokal brisante NS-Zeit erforscht

wurde - oder prägnante Themenbereiche im Durchlauf durch die Zeiten -
im Fall Bad Bramstedts handelte es sich um die Geschichte der örtlichen

Kirche St. Maria Magdalena von den Anfängen bis zur Gegenwart - bis hin
zu inhaltlichen Schwerpunktsetzungen unter Auflösung der sonst verbrei-
teten strengen chronologischen Anordnung, entsprechend den Besonder-
heiten der konkreten Ortsgeschichte, so geschehen für Fitzbek. 45 Es ist klar,
dass gerade die letztere Konzeption besonders diffizil ist, allein weil es hier
die Gefahr der gleich noch näher zu monierenden „Orbit-Sicht" so vieler
Heimatbücher zu vermeiden gilt, welche den Rest der Welt einen ebensol-

chen sein lässt. Die im Umfeld der NEOG zu verortende kurzgefasste Ge-
schichte Kiels aus dem Jahr 2017 verfolgt diesen anspruchsvollen Weg kon-
sequent weiter, indem sie in 13 thematischen Längsschnitten eine Stadtge-
schichte im Schnelldurchlauf auf ganz neue Weise zu präsentieren ver-
sucht. 46

IV.

Es war vielleicht gar kein Zufall, dass die genannte Reihe GiW an einem
Institut für Geschichtliche Landeskunde entstand. Das wissenschaftliche

Fachgebiet der Geschichtlichen Landeskunde war konzeptionell von vorn-
herein und weitaus stärker als die klassische Landesgeschichte mit deren
Orientierung an Ländern und Kulturräumen kleinräumig-interdisziplinär
ausgerichtet - die heutigen Verhältnisse haben sich demgegenüber wohl-
gemerkt zum Vorteil gewandelt. Diese Ausrichtung der Landeskunde stell-
te für ortsgeschichtliches Arbeiten eine wünschenswerte Option dar. Einige
der in der Reihe GiW erschienenen Bände wiesen neben chronologisch an-

44 Brokstedt. Siehe insbesondere den Beitrag von Cordes, Brokstedts Wandel. - Bock
macht in seiner Besprechung auf S. 413 zu Recht auf die eigentümliche, ausführli-
che Zitationsweise aufmerksam, kennt freilich nicht die konkreten Hintergründe
derselben. Hier ließe sich nochmals begründend anführen, dass bei Ortsgeschichten
Befindlichkeiten und Wünsche der Auftrag gebenden Gemeinde, sofern sie nicht
wissenschaftlichen Ansprüchen zuwider laufen, in besonderer Weise Berücksichti-
gung finden müssen und dürfen.

45 Freche, Fitzbek.
46 Auge, Kiel in der Geschichte.
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einandergereihten Abschnitten auch ein epochal übergreifendes Längs-
schnittkapitel auf, das die Kunst-, Kultur- und Denkmalgeschichte des be-
treffenden Ortes zum Inhalt hatte.47 Für die NEOG wurde dieser Weg zu-
mindest schon in einem Fall erfolgreich beschritten: Die Kunsthistorikerin
Katja Hillebrand stellte nämlich für die Geschichte der Maria-Magdalenen-
Kirche von Bad Bramstedt und ihrer Kirchengemeinde ausführlich und an-
schaulich illustriert alle kunst- und architekturhistorisch relevanten Infor-

mationen vom Mittelalter bis zur Gegenwart zusammen.48
Von der Landeskunde zur Regionalgeschichte: Es wurde bereits darauf

hingewiesen, dass es in Kiel seit 2009 keinen Lehrstuhl für Schleswig-
Holsteinische Geschichte mehr gibt, sondern nunmehr eine Abteilung für
Regionalgeschichte. Eine solche ist, wie Carl-Hans Hauptmeyer gezeigt
hat, ebenso wie die kurz berührte Landeskunde konzeptionell sehr gut da-
zu in der Lage, eine Brücke zum „Genre" der Ortsgeschichten zu schlagen.
Ihre Ausrichtung auf eine Region, verstanden als sozialräumliche Einheit,
kann je nach Themenzuschnitt deutlich kleiner dimensioniert sein als ein
klar definiertes (Bundes-)Land oder ein klassischer Kulturraum.49 Ihr me-

thodisches Portfolio, das statistische und kulturanthropologische Vorge-
hensweisen einschließt, ihre arbeitstechnischen Zielsetzungen, die einen
Schwerpunkt im Bereich der jüngeren Sozial- und Wirtschaftsgeschichte
haben und unter dem Eindruck des sogenannten Anthropological sowie
Cultural Tum schwerpunktmäßig auf die Alltags-, Geschlechter- und Um-
weltgeschichte schauen, und der ihr inhärente Anspruch des über- bzw. in-
terregionalen Vergleichs, was den Blick für den historischen Eigenwert ei-
nes Ortes ebenso schärft wie das Verständnis für überlokal parallele Ent-

wicklungen und Gegebenheiten sichert, stellen eine optimale Vorausset-
zung dar, um sich fundiert, wissenschaftlich anspruchsvoll und zugleich
für die Leute vor Ort ertragreich, d. h. verständlich und interessant aufbe-
reitet, in das weite Feld ortsgeschichtlicher Arbeit einzubringen. Die ge-
nannten Aspekte sind cum grano salis mit den Punkten identisch, die Gün-
ther Bock in seiner Besprechung als Erträge der Diskussionen in Stormarn
vor 25 Jahren benannte.50 Dies zeigt, wie langfristig innovativ die seinerzeit
darin Involvierten gedacht haben müssen. Allerdings hat es sich offenkun-
dig als schwerwiegendes Manko erwiesen, dass diese „furchtbaren Dis-
kussionen" damals nicht in einer Weise publik gemacht wurden, dass sie
nachhaltig landesweit rezipiert werden konnten. Insofern lag es vielleicht
nicht einmal am Desinteresse oder gar an der Ignoranz der „anderen",
wenn diese Diskussionen „im Lande" keine Beachtung gefunden haben
sollen. Indes muss man sich ohnedies davor hüten, die damaligen Verhält-

47 Schmauder, Der Stand, S. 111.
48 Hillebrand, Zur bau- und kunstgeschichtlichen Bedeutung.
49 Dazu und zum Folgenden Hauptmeyer, Heimatgeschichte heute, S. 92f.
50 Bock, Besprechung, S. 415.
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nisse und Akteure zu überfordern, indem man vom heutigen Standpunkt
aus ahistorisch in Richtung Vergangenheit argumentiert: Vor einem Vier-
teljahrhundert waren die Dinge etwa auf der wissenschaftlichen (was die
Didaktik mit einbezieht) wie der heimatgeschichtlichen Ebene - z. B. was
die Themenvielfalt und den inhaltlichen Anspruch anbelangt - noch nicht
so weit gediehen, wie es heute der Fall ist oder zumindest sein kann. Der

Kieler universitären Forschung ließe sich im Übrigen erst recht nicht ein
solcher Vorwurf des Desinteresses oder der Ignoranz machen, wenn man
bedenkt, dass eine ganze Reihe von Lehrstuhlinhabern, Professoren und
Dozenten epochenübergreifend als Autoren an der vom thematischen Zu-
griff und textlichen Aufbereitung her nach wie vor überzeugenden und in-
haltlich immer noch grundlegenden Kieler Stadtgeschichte von 1991 mit-
gewirkt hat.51 Das ist genau ein Vierteljahrhundert her.

Vor dem Hintergrund des bisher Gesagten ist es also sicher keine leere
Phrase zu behaupten, dass ortsgeschichtliche Forschung fast zwangsläufig
ein wichtiger Baustein der Kieler regionalhistorischen Arbeit geworden ist.
Die Geschichte einer kleinen Gemeinde kann nicht losgelöst von den Ge-
schehnissen und Entwicklungen der sie umgebenden Region, des Landes
und darüber hinaus begriffen werden. Genauso aber kann die allgemeine
Geschichte bis hin zur Makroebene der Globalgeschichte nicht sinnvoll er-
forscht werden, wenn man die Mikrosicht ganz und gar vernachlässigt. 52
Aus den Mikrogeschichten unzähliger Orte setzt sich letztlich die Ge-
schichte dieser Makroperspektive zusammen. Es ist daher nicht übertrie-

ben zu behaupten, man könne kein Verständnis für die Landes- und Regi-
onalgeschichte, ja selbst die Weltgeschichte erlangen ohne die Erforschung
auch der Ortsgeschichte(n). Damit diese Aussage inhaltlich verfängt, sind
mehrere Voraussetzungen zu erfüllen: Von motivierten und fachkundigen
Autorinnen und Autoren und von anspruchsvollen konzeptionellen Ent-
würfen war schon die Rede. Ein Team von Mitwirkenden, die für die Erar-

beitung unterschiedlicher Zeitabschnitte und/oder Themen verantwortlich

sind, ist eine gute, hinreichend erprobte Lösung, aber gewiss kein unbe-
dingtes Muss. Gleich mehrere Autorinnen und Autoren können die He-

rausgeberschaft umgekehrt vor das schwere Problem der Synchronisation
ihrer Rechercheergebnisse stellen: Gibt es inhaltliche Widersprüche zwi-
schen den einzelnen Abschnitten? Stimmen die Querverweise im Buch?

Werden Mehrfacherwähnungen vermieden? Diese Fragen gibt es bei einem
einzelnen Autoren so nicht. Ein Einzelkämpfer kann andererseits von der
über ihn möglicherweise hereinbrechenden Quellen- und Informationsflut
schwer bedrängt bis erdrückt werden. Ein intensiver Austausch innerhalb

51 Jensen/Wulf (Hrsg.), Geschichte der Stadt Kiel. Gemeint sind z. B. Helmut Grieser,
Ulrich Lange, Michael Salewski, Helmut G. Walther, Peter Wulf usw.

52 Siehe dazu nochmals Bosl, Heimat- und Landesgeschichte. - Schlegel, Heimatge-
schichte und Weltgeschichte.
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des Autorenkollektivs hilft jedenfalls, das angedeutete Synchronisations-
problem zu beheben. Ein Vorteil ist sicher der „kurze Dienstweg" bei den
NEOG, handelt es sich doch mehrheitlich um Mitglieder der Abteilung für
Regionalgeschichte und damit um Büronachbarn. Ein bisher einmaliges
Experiment im Rahmen der NEOG war indes - wiederum auf besonderen
Wunsch der betreffenden Gemeindevertreter - die Abfassung der Dorfge-
schichte von Fitzbek durch einen Hauptautoren (Julian Freche) unter akti-
ver Einbeziehung ortsansässiger Schreibwilliger - allesamt historisch oder
zumindest lokalgeschichtlich interessierte Laien. Die Erfahrungen waren
aus Sicht der Kieler Regionalgeschichte bzw. der Herausgeberschaft der
NEOG zwiespältig: Die aus dem Ort Mitwirkenden waren hochmotiviert,
und ihre aktive Mitarbeit sicherte dem Buch im Ort einen Absatz bei einer

im Prinzip schon vorher feststehenden lokalen Leserschaft. Aber dieselben
hielten zum Teil gängige Mindeststandards hinsichtlich des Aufbaus und
der Sprache ihrer Artikel, mehr aber noch in Bezug auf die Nachvollzieh-
barkeit des Dargelegten und die Heranziehung authentischer Quellen und
ihrer fachgerechten Interpretation nicht ein. Teilweise mussten die dem
Herausgeber zuerst gebotenen Texte abgelehnt werden, da es sich um Pla-
giate aus dem Internet handelte. Sie konnten erst nach einer, manchmal
sogar einer zweiten gründlichen Überarbeitung zum Abdruck gelangen.
Zuweilen führten die von Dorfseite gewünschten Inhalte auf der Heraus-
geberseite zur schieren Verzweiflung, etwa wenn in einem Abschnitt zur
Rolle der Jagd im Ort, was für sich genommen ein berechtigtes Thema dar-
stellt, haargenau aufgelistet wurde, wann man dort welchen Bock geschos-
sen hatte. Ähnliches galt für die in allen Einzelheiten dargelegte Haus-
schlachtung, die so ausführlich in einem Handbuch zur selbigen ihren rich-
tigen Platz hätte, nicht aber in einer allgemein informativen Ortsgeschich-
te. Mit der Richtlinienkompetenz des Herausgebers und einer gehörigen
Portion Kompromissbereitschaft auf Seiten des lokalen Autorenkollektivs
wurden jedoch schließlich Texte zustande gebracht, die in der Substanz al-
le Beteiligten weitgehend zufriedenstellten. Es ist indes kein Geheimnis,
dass dieser Entstehungsprozess weit aufwändiger war als bei einem rein
universitären Autorenteam. Dieser kurze Erfahrungsbericht ist wohlge-
merkt nicht als grundsätzliche Kritik an solchen kooperativen Publikatio-
nen zu verstehen. Denn die Motivation dazu, die dahinter stehende Freude

an der Geschichte und vor allem der dabei zutage kommende Reichtum an
lokalen Detailkenntnissen sind sehr lohnenswert und verdienen Respekt.
Aber Geschichte, auch die lokale, zu erforschen und darüber zu schreiben,

bedeutet eben gerade nicht, ein buntes Potpourri von Geschichte, Ge-
schichten und Geschichtchen zwischen zwei Buchdeckeln zu vereinen.

Ernsthafte Geschichtswissenschaft, bei der es auch bei Ortsgeschichten ge-
hen sollte, hat grundsätzlich nichts mit bloßem antiquarischen Sammeln zu
tun. Sie zeichnet sich vielmehr durch exemplarische Auswahl und inter-
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pretatorische Gewichtung der ungeordneten Vergangenheit aus. Sie
schlägt sinnvolle Schneisen im wüsten Chaos der Geschichte und bietet ih-
re Erklärungsangebote. Nicht umsonst ist Geschichte ein akademisches

Ausbildungsfach, und daran wird sich aufgrund der offenkundigen und
verborgenen Schwierigkeiten im Umgang mit geschichtlichen Quellen
nichts ändern. Besonders günstig und gewiss nachhaltig ist es deswegen,
wenn es gelingt, das detailgenaue Laienwissen und -interesse vor Ort mit

dem technischen und wissenschaftlichen Know-how von „Historikerpro-
fis" gleichwertig zusammenzuführen. So ist es etwa im Falle der Bücher
für Brokstedt und Nortorf geschehen, die beide unter Mithilfe der lokalen
Bevölkerung gründlich aus den vielfältigsten Quellen recherchiert wurden

und auf dem aktuellen Stand der allgemeinen Forschung basieren. Sie sind
zugleich verständlich geschrieben und mit zahlreichen Abbildungen illus-
triert. Außerdem laden ihre ausführlichen Literatur- und Quellennachwei-
se zum weiteren Erforschen der Geschichte von Brokstedt bzw. Nortorf ein.

Denn dies ist klar und wird in den Büchern auch deutlich gemacht: Hier
wurde immer nur „eine", keinesfalls aber „die" Geschichte eines bestimm-

ten Ortes vorgelegt. Zu deren Darstellung reichte der Platz zwischen den
beiden Buchdeckeln beileibe nicht aus, wenn sich denn je „die" eine Ge-
schichte des Ortes A oder B wird schreiben lassen. Eine immer währende

Sichtweise auf und den einen immer gültigen Zugang zur Geschichte eines
Ortes gibt es nämlich nicht. Vielmehr handelt es sich bei jeder historischen
Darstellung lediglich um einen zeitbedingten Zugriff auf die Materie, der
durch die je eigene Gegenwart und deren Fragen und Interessen bestimmt
und getragen ist. Deswegen wird eine Ortsgeschichte von Brokstedt oder
von Nortorf, von Bad Bramstedt oder Fitzbek in fünfzig Jahren voraus-
sichtlich ganz anders geschrieben werden, als wir es heute tun. Auch weil
sich nie alle historisch relevanten Nachrichten zu einem Ort erhalten ha-

ben, sondern in vielerlei Hinsicht große Wissens- und Erinnerungslücken
bestehen, malen die beteiligten Autorinnen und Autoren ohnedies nur Bil-
der von der Vergangenheit. Sie rekonstruieren sie aber nie zur Gänze.

V.

Heimatbücher erbringen für die beteiligten Gemeinden also bestenfalls in
kompetenter Weise geschriebene und um differenzierte Sichtweisen be-
mühte Darstellungen ihrer jeweiligen Geschichte, die nicht für immer, aber
doch für längere Zeit ihre Gültigkeit haben werden und auf die sie durch-

aus stolz sein können. Ein wichtiges Problem dabei hat Günther Bock in
seiner eingangs erwähnten Rezension zu Recht angesprochen: „Der Gestal-
tung eines Buches kommt stets eine besondere, wenn auch meist vernach-
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lässigte Bedeutung zu."53 Dies betrifft das gewählte Buchformat, schließt
die gebotenen Schrifttypen und das Seitenlayout, z. B. mit einem ein- oder
mehrspaltigen Satzspiegel, mit ein und muss insbesondere die im Buch
dargebotenen Illustrationen meinen. Abgesehen von kleineren inhaltlichen
Schnitzern, die wohl in jedem Buch vorkommen, sehe ich hier, ganz so wie
Bock, den größten Verbesserungsbedarf bei den NEOG. Das liegt weniger,
wie seine Besprechung glauben macht, an der Arbeit des seinerzeit betei-
ligten Verlages als solcher - alte Fotos mit einer von sich aus schlechten
Bildqualität werden bei einer bloßen Formatvergrößerung bekanntlich
nicht besser, sondern eben nur grob gepixelt, weswegen einige im monier-
ten „Miniaturformat" abgedruckt werden mussten -, sondern vielmehr da-
ran, dass es sich bei den betreffenden Büchern - im Prinzip als Angebot
zur Markteinführung - um wirkliche Low Budget-Produkte handelte, üb-
rigens auch im Hinblick auf die Autorenhonorare, die sämtlich so dimen-
sioniert waren, dass sie als bloße Aufwandsentschädigung gerade noch
reichten, nicht aber als lukrativer Verdienst taugten. Anders herum gesagt,
hätten mit einem größeren finanziellen Rahmen natürlich anders designte
und dimensionierte Bücher gezaubert werden können. Hier muss den Ver-
antwortlichen vor Ort künftig in der Verhandlungs- und Vorbereitungs-
phase eines neuen Buchprojekts tatsächlich weitaus deutlicher als bisher
klar gemacht werden, dass es nicht nur darum gehen kann, ein günstiges
Buch zu realisieren. Es muss vielmehr erreicht werden, zur nachhaltigen

Rezeption der neuen Erkenntnisse ein im positiven Sinne ins Auge fallen-
des Buch von bleibendem Wert zu machen, für das ein Verlag genauso sei-
nen berechtigten Preis verlangen darf, wie ihn ein Straßenbauer für seine
Verkehrsinsel fordert (wofür die Gemeinde im Regelfall weitgehend ohne
Murren die Rechnung bezahlt). In öffentlichen Ausschreibungsverfahren
kann das günstigste Verlagsangebot gewählt werden, wobei auch schon
ein spürbarer Bewusstseinswandel der Verantwortlichen dahingehend ein-
zusetzen scheint, dass günstig nicht immer auch gut heißen muss. Im
Nachgang bin ich als Herausgeber indes sehr froh, bei den ersten Büchern
der NEOG einen Verlag zur Seite gehabt zu haben, der die „Markteinfüh-
rungsstrategie" durch eine kostengünstige und zugleich intensive, d. h.
kaum kostendeckende Betreuung mitgetragen hat und dabei immer noch
ansehnliche Bücher zuwege brachte.

Ein wichtiges Stichwort fiel mit der Bilderauswahl. Die Autorinnen und
Autoren sind regelmäßig auf die Bereitschaft der Ortsansässigen angewie-

sen, passendes Bildmaterial, vor allem für die NS- und die Nachkriegszeit,
zur Verfügung zu stellen. Die Archive bieten, trotz anderslautender An-

' kündigungen, dagegen oft nur eine subsidiäre Illustrationsbasis. Die Ge-
winnung von alten Fotos aus der Mitte der Ortseinwohnerschaft kann da-

53 Bock, Besprechung, S. 414.
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bei zugleich eine schöne Chance sein, dieselbe in die Genese des Buchvor-
habens mehr oder minder aktiv einzubinden. Ein schweres Problem stellt

dabei stets die Frage der Bildrechte dar, bei der sich die Auftragsgemeinde
unbedingt schriftlich abzusichern hat. So werden Fälle wie derjenige aus
Brokstedt vermieden, bei dem ein Leihgeber nach dem Erscheinen des Bu-

ches plötzlich behauptete, sein Foto zwar an die Gemeinde ausgeliehen,
aber nicht in dessen Veröffentlichung im Rahmen der von der Gemeinde in

Auftrag gegebenen Ortsgeschichte eingewilligt zu haben. Herausgeber
und Autorin waren aber derart informiert worden, dass sie von einer er-

folgten Einwilligung ausgehen durften. Durch das Print on Demand-Ver-

fahren des beteiligten Verlags konnte das strittige Foto zum Glück prob-
lemlos bei der nächsten Druckcharge ausgetauscht werden, und der merk-
würdige Konflikt war aus der Welt geschafft.

VII.

Eine Ortsgeschichte steht und fällt aber nicht nur mit ihrer Aufmachung,
sondern zuvorderst mit ihren Texten und ihrer Konzeption. Woran es nach
wie vor bei so manchem Heimatbuch mangelt, ist der Versuch einer bis in
die jüngste Gegenwart reichenden, prägnanten Darstellung, die einen ro-
ten Faden durch das Wirrwarr der vielen Namen, Daten und Fakten zu

stricken bemüht ist, die Wichtiges von Unwichtigem trennt und themati-

sche Schwerpunkte im Kontext der allgemeinen historischen Entwicklung
aufzeigt. Die augenfälligen Hauptthemen gilt es also vor dem Hintergrund
der sie umgebenden Landes- und Regionalgeschichte pointiert herauszu-
arbeiten und zu einem schlüssigen Ganzen zusammenzufügen. Ein Auf-
bau, wie ihn die Ortsgeschichte von Fitzbek oder die angeführte Kieler
Stadtgeschichte bieten, mag diesem Anspruch wohl eher gerecht werden
als die klassische chronologische Struktur der „totalen" Ortsgeschichte.
Nur so jedenfalls kann gut begründet definiert werden, was diesen einen
Ort womöglich zu etwas Besonderem macht und worin er anderen Orten

in nah und fern dann doch wieder ähnelt oder gar gleicht. Mit einem sol-

chen gewichtenden und klar strukturierenden Vorgehen wird einem Defi-
zit vorgebeugt, das viele Ortschroniken in sich bergen, indem ihre Historie,
vom Umfeld der betreffenden Siedlung losgelöst, gewissermaßen frei-
schwebend im Orbit der historischen Vergangenheit, dargestellt erscheint.

Beim nunmehr geplanten Buchprojekt zur Geschichte Hennstedts im
Kreis Steinburg wird noch ein Beitrag zur Geologie und Umwelt des Rau-

mes vorgeschaltet sein, was sich für die Umgebung des Ortes wegen seiner
diesbezüglichen Besonderheiten besonders anbietet, aber letztlich zum

Grundrepertoire des „Genres" gehört. Ob und wie umfänglich ein Thema
überhaupt berücksichtigt werden kann, hängt erneut von der finanziellen
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Investitionsbereitschaft der Auftragsgemeinde ab, wobei gewisse Punkte
für die NEOG nicht verhandelbar sind: Wenn eine Bearbeitung des 20.
Jahrhunderts erfolgen soll, wird dabei auch die NS-Zeit adäquat behandelt
und zwar unter der namentlichen Nennung der seinerzeit Beteiligten, so-
weit es datenschutzrechtliche Regelungen zulassen. Wie für alle histori-
schen Bereiche gilt es auch für das Thema des Nationalsozialismus, nichts
zu beschönigen oder nichts zu verschweigen, um auf diese Weise das Ge-
schehene überhaupt zu erfassen, zu begreifen und daraus möglichst viele
Lehren für die Gegenwart und Zukunft zu ziehen, sich doch aber zugleich
vor vorschneller moralisierender Anklage damaliger Zeitgenossen und Ge-
schehnisse aus der sicheren Distanz unserer eigenen demokratisch orien-
tierten Gegenwart zu hüten.

VIII.

Festzuhalten bleibt also: Orts- und regionalhistorisches Arbeiten ergänzen
sich synergetisch, wenn man beides sinnvoll und ernsthaft betreiben möch-
te. Dabei bedeutet es für die universitäre Seite stets eine gewisse Heraus-
forderung, auf die Bedürfnisse und Ansprüche der einzelnen Orte und ih-
rer Einwohnerschaft zu reagieren, auf die man bei Wahrung bestimmter
inhaltlicher und formaler Standards am besten flexibel und mit der nöti-

gen, mutigen Offenheit antwortet. Ein motiviertes und kompetentes Auto-
renkollektiv mit innovativen Ideen auf der einen und eine dafür aufge-
schlossene Gemeinde auf der anderen Seite sind eine gute Vorbedingung.
Letztlich wird sich eine optimale Verfahrensweise gewiss erst in einem
längeren praktischen Lernprozess von gegenseitigem Austausch und Er-
fahrungsgewinnung herauskristallisieren, wenn es die eine optimale Ver-
fahrensweise überhaupt geben wird. Denn letztlich verhält es sich bei
Ortsgeschichten wie mit der Geschichte selbst: Es geht nicht um die eine
Wahrheit - „So und nicht anders ist es gewesen!" -, sondern um die Aus-

handlung und Vermittlung dessen, was uns in unserer Zeit an dem, was
wir Geschichte nennen, begründet und nachvollziehbar, relevant und er-
klärungsbedürftig erscheint.
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Besprechungen und Hinweise

1. Allgemeines

Quellen zur Landesgeschichte der Provinz Schleswig-Holstein im 19. und 20. Jahr-
hundert. Mit Freier Stadt Lübeck und Oldenburgischem Landesteil Lübeck. Be-
arbeitet von Christiane Brandt-Salloum. 2 Bde. Berlin: Selbstverlag des Geheimen
Staatsarchivs Preußischer Kulturbesitz, 2016. XXIX, X, 848 S. (Veröffentlichun-
gen aus den Archiven Preußischer Kulturbesitz: Arbeitsberichte; 21).

Das Geheime Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz, wie es in voller Korrektheit
heißt, im 1924 errichteten Zweckbau in Berlin-Dahlem wird gern als „Gedächtnis
des preußischen Staates" verstanden, eines Staates, dessen Wirken 1946 von den
Siegermächten des Zweiten Weltkriegs beendet wurde. Um die Zeugnisse der
preußischen Geschichte zu bewahren, gibt es die Stiftung preußischer Kulturbesitz.
Deren zentrales Archiv ist seit 1963 das Geheime Staatsarchiv (GStA), dessen Ge-
schichte bis in das 13. Jahrhundert zurückreicht. In der Hauptsache verwahrt es die
Archivalien preußischer Zentralbehörden, aber zum Beispiel auch einige Überliefe-
rungen preußischer Provinzen, etwa die des ostpreußischen Staatsarchivs Königs-
berg, dessen letzter Leiter Dr. Max Hein 1945 bis 1949 das Staats-/Landesarchiv in
Schleswig führte. Die Akten der preußischen Zentralverwaltung im GStA weisen
viele Verbindungen zu den einzelnen Provinzen auf. Hier gab es klare Hierarchien;
so wurden die Personalakten höherer preußischer Beamter der Provinzen in Berlin
geführt. Die Archive unserer Bundesländer enthalten aus der preußischen Zeit hin-
gegen schwerpunkthaft die Registraturen des Oberpräsidenten als ranghöchstem
Vertreter Preußens in der Provinz sowie der Provinzialregierungen, die als Vor-
gänger der heutigen Landesregierungen und Landesverwaltungen anzusehen sind.
Auch Überlieferungen der von Preußen eingerichteten Landkreise sind dort - in
Schleswig beispielsweise für die Zeit bis 1950, die jüngeren Akten liegen meist in
den Kreisarchiven - vorhanden.

Man ist in Berlin-Dahlem zu Beginn des 21. Jahrhunderts einen grundlegenden
Umbau der Gesamtstruktur der Bestände - also der Tektonik - angegangen. Und
man forciert die Herausgabe von Sachinventaren, also Findbüchem, die diejenigen
Aktentitel zusammenfassen, die im GStA zu einem bestimmten Bereich vorhanden
sind. Durch sogenannte Regionalinventare entsteht dabei eine Verbindung zu den
preußischen Archivalien in den Archiven der Bundesländer. Seit 2016 liegt ein sol-
ches Regionalinventar auch für Schleswig-Holstein vor. Erstellt hat die beiden in
analoger Buchform erschienenen Teile die Archivarin Christiane Brandt-Salloum,
die für ihre Dienststelle bereits mehrere Veröffentlichungen erarbeitete.

Sind in einem normalen Findbuch alle erschlossenen Archivalien beispielsweise
einer Behörde aufgenommen, so bedeutet ein Sachinventar eine individuelle Fest-

, legung des Aufgenommenen entsprechend einer inhaltlichen, geografischen
und/oder zeitlichen Gemeinsamkeit. Chronologisch steht im Zentrum des hier
vorzustellenden Sachinventars zu Schleswig-Holstein der Zeitraum, in dem die
preußische Provinz bestand: 1867 bis 1946. Geografisch bildet das Gebiet des heuti-
gen Bundeslandes Schleswig-Holstein die Grundlage. Nicht im Zentrum stehen
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dagegen Akten zu Kontakten Preußens mit Dänemark vor 1866 sowie solche zum
1920 abgetretenen Nordschleswig. Dagegen ist Altona, die einst größte holsteini-
sche Stadt, die 1937 an Hamburg fiel, ebenso berücksichtigt - offenbar bis 1937 -
wie Stadt und Landesteil Lübeck, die erst 1937 zur Provinz Schleswig-Holstein ka-
men. Das Herzogtum Lauenburg war seit 1865 preußisch, aber erst 1876 als Land-
kreis Teil der Provinz Schleswig-Holstein. Es findet im Regionalinventar gleichfalls
schon ab 1865 Berücksichtigung. Dieses Grundschema für die Erstellung des
Sachinventars erfährt aber Abweichungen. So haben Akten zu Nordschleswig Auf-
nahme gefunden, die die Folgen der Volksabstimmung von 1920 betreffen, wäh-
rend eine Ministerialüberlieferung zu Lauenburg unberücksichtigt geblieben ist,
und zwar aus Kapazitätsgründen und weil jener Bestand online gut recherchierbar
ist. Grundsätzlich sollte man bei der Arbeit mit dem Sachinventar berücksichtigen,
dass eine intensive Durchsicht der Archivalien bei der Erstellung des Inventars
nicht möglich war. Das „Urteil" über die Aufnahme einer Akte in das Sachinventar
erfolgte also in aller Regel anhand des Aktentitels, des Enthält-Vermerks und der
Laufzeit Somit ist anzunehmen, dass einige Akteninhalte zu Schleswig-Holstein
unberücksichtigt geblieben sind, weil in den genannten Kategorien nichts auf einen
Bezug zur nordwestlichsten preußischen Provinz hindeutet. Es fällt im Sachinven-
tar auf, dass zum letzten Jahrzehnt Preußens nach 1937 deutlich weniger Akten be-
nannt sind, offenbar eine Folge der Kriegszeit.

Die stilisierte Landkarte auf der Titelseite beider Bände zeigt ein Schleswig-
Holstein gewissermaßen in Maximalausdehnung, das es so nie gegeben hat, das
aber die Bereiche darstellt, zu denen im Sachinventar Akten erfasst wurden. Dass

diese Erfassung teils nur in Auswahl erfolgte, deutet auf den Umstand hin, dass bei
der „Komposition" von Sachinventaren komplizierte Entscheidungsprozesse nicht
immer leicht zu vermitteln sind, gerade wenn man wie im GStA durchaus auch
den historisch interessierten Laien aus Familien- oder Ortsforschung ansprechen
möchte. Dieser verfügt natürlich nicht immer über fundierte Kenntnisse zur Ver-
fassungs- und Verwaltungsgeschichte. Umso wichtiger ist daher der sehr informa-
tive und doch nicht zu lange Einführungstext, der erläutert, wie das Inventar ent-
standen und was bei seiner Nutzung zu beachten ist. So wird auf Schutzfristen
(Datenschutz) und die Modalitäten der Einsichtnahme im GStA hingewiesen. Auch
fehlt nicht der Hinweis auf den von der Kundschaft oft nicht berücksichtigten Um-
stand, dass gerade in größeren Archiven die inhaltliche Auswertung von Archiva-
lien durch das Archivpersonal aus Zeitgründen nicht möglich ist. Es folgen ein Ab-
kürzungsverzeichnis und einige Literaturhinweise vor allem auf Lexika und amtli-
che Veröffentlichungen.

Die sich anschließende Abfolge der rund 10.200 aufgeführten Archivalieneinhei-
ten - und damit der Hauptteil - orientiert sich an der Tektonik der Bestände im
Geheimen Staatsarchiv: Staatsoberhaupt/Staatskanzlei/Staatsrat/Staatsministerien
(zusammen an Zahl rund 15% der erfassten Titel), die Ministerialbereiche Auswär-
tiges (etwa 3 %), Inneres (etwa 21 %), Finanzen (etwa 10 %), Kultus (etwa 12 %),
Wirtschaft/Verkehr (etwa 24 %) und Justiz (etwa 13 %), dann Parlamente, Haus
Hohenzollern, Armee und schließlich Nichtstaatliches zu Familien und Einzelper-
sonen wie Nachlässe (diese vier Gruppen zusammen etwa 4 %).

Wie sind nun die einzelnen Archivalieneinheiten erfasst? Christiane Brandt-

Salloum hat für ihr Sachinventar neue laufende Nummern vergeben. In der Zeile



Besprechungen und Hinweise 307

darunter findet man die Signatur im GStA, unter der man die Archivalieneinheit in
den Lesesaal bestellen kann. Es folgt der Titel, meist eher knapp, dabei sprachlich
modernisiert, nur selten mit einem Enthält-Vermerk ergänzt. Personennamen, die
aus Datenschutzgründen nicht genannt werden sollen, sind durch Punkte in ecki-
gen Klammem ersetzt. Abschließend folgt die Laufzeit. Der letzte Bereich des
Sachinventars sind Register zu Orten, Personen und Sachen, deren recht feine
Struktur die Übersichtlichkeit sehr erleichtert. Sachregister sind nicht unproblema-
tisch, spiegeln sie doch immer individuelle An- und Absichten des Bearbeitenden:
Welche Begriffe nehme ich auf, welche Wörter gleicher Bedeutung (Krankenhaus,
Klinik, Hospital usw.)? Die Entscheidung zu einem solchen Sachregister erscheint
dem Rezensenten durchaus richtig, ist es im vorliegenden Fall doch ein wichtiges
Hilfsmittel.

Sachinventare sind neben den eigentlichen Findbüchern zu einzelnen Bestän-
den, die alle erschlossenen Akten etwa einer Behörde, eines Unternehmens oder ei-
ner Familie benennen, eine zweite Möglichkeit, um der Kundschaft Informationen
über die vorhandenen Archivalien mitzuteilen, und zwar nun nach Sachthemen

zusammengestellt, also mehrere Bestände berücksichtigend. Da ist die entspre-
chende Reihe des Geheimen Staatsarchivs sehr zu begrüßen, weil insbesondere die
Regionalinventare den Geschichtsinteressierten in den Bundesländern das im GStA
Befindliche deutlich werden lassen. Die Bearbeiterin weist darauf hin, dass auch
für die Geschichte und Arbeitsweise der im GStA überlieferten Zentralbehörden

wertvolle Informationen gewonnen werden können.
Es wird gleichwohl angesichts zunehmender elektronischer Erschließung von

Archivalien - die selbst sogar zunehmend elektronisch erwachsen sind, digital
born also - zu diskutieren sein, welche Bedeutung analoge Sachinventare künftig
haben werden. Diese Diskussion dürfte besonders in denjenigen Archiven geführt
werden, die regelmäßig neue Akten aus „lebenden" Registraturen wie denen von
Landesministerien oder Kreisverwaltungen übernehmen, denn jede Übernahme
lässt ein gedrucktes Sachinventar schneller veralten.

Insgesamt ist das zweibändige Sachinventar von Christiane Brandt-Salloum für
alle, denen es um archivische Quellen zu Schleswig-Holstein in preußischer Zeit zu
tun ist, von hohem Wert. Der immense Zeitaufwand bei der Bearbeitung, der dann
doch wiederholt seine Grenzen finden musste, wird beim Umgang mit dem
Sachinventar nachvollziehbar. Die Vorgehensweise der Bearbeiterin ist gut be-
gründet, und sie wird gut begründet. Es bleibt nun zu hoffen, dass auch die Nut-
zung der Berlin-Dahlemer Quellen zu Schleswig-Holstein quantitativ und qualita-
tiv ansteigen wird, denn das ist die entscheidende Messlatte. Die aktuelle Besin-
nung des „echten Nordens" auf die sehr prägende preußische Zeit Schleswig-
Holsteins, die vor 150 Jahren begann, sollte da doch hilfreich sein. Diese Epoche hat
etwa im preußischen Regierungssitz Schleswig nahezu überall erkennbare Spuren
hinterlassen; ganz im Gegensatz zu der am Ende des „Ostseefjords Schlei" kom-
merziell so beschworenen angeblichen „Wikingerstadt Schleswig".

Malte Bischoff
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Kim Furdal, Kämpen om lokalhistorien. Aabenraa: Museum Sonderjylland, 2016. 2
Bde. 714 S. (Skrifter fra Museum Sonderjylland; 13).

Kim Furdals umfangreiches Werk über die Entwicklung der Lokalgeschichte in
Dänemark ist für regionale dänisch-norddeutsche Fragestellungen von Bedeutung,
weil der Schwerpunkt seiner Untersuchung in Nordschleswig liegt. Der nationale
Konflikt bildet einen wichtigen Hintergrund für das lokalgeschichtliche Interesse.
Die Nähe zu deutschen Entwicklungen schlägt sich in einer bewussten Distanzie-
rung, aber auch im Einfluss deutscher Lokalgeschichte und Heimatideologie nie-
der.

Das Buch ist eine überarbeitete Fassung der Doktorarbeit des Verfassers, die
2012 vom damaligen Institut für Grenzregionsforschung an der Süddänischen Uni-
versität in Sonderburg angenommen wurde. Die Arbeit liegt nun gebunden und
sorgfältig illustriert in zwei dicken Bänden vor. Mit 700 Seiten liegt sie im Trend
der aktuellen akademischen Produktion, die gerne umfangreiche Abhandlungen
vorlegt. Auch wenn der Autor dem Leser immer wieder mit Zusammenfassungen
und überleitenden Ausführungen Orientierung gibt, so wird doch deutlich, dass
Furdal kein Anhänger der Devise „Weniger ist mehr" ist.

Kim Furdal ist ausgebildeter Ethnologe und war am Institut für Lokalgeschichte
tätig, das mittlerweile Teil des Museum Sonderjylland ist. Der ethnologische Hin-
tergrund und das Interesse des Autors für Lokalgeschichte sind für das Verständ-
nis des Blickwinkels der Studie wichtig. Furdal sieht sich selbst nicht zuletzt als
Verteidiger der Lokalgeschichte gegen die Skepsis und Geringschätzung, mit der
Fachhistoriker dieser Herangehensweise häufig begegnet sind. Es geht in diesem
Buch auch um die Frage, wieweit Lokalgeschichte eine eigene Berechtigung und
ein Ziel an sich hat oder ob sie nur ein untergeordnetes Kapitel der großen Natio-
nalgeschichte ist.

Das Verhältnis zwischen akademischer Geschichtsschreibung und Lokalge-
schichte in der dänischen Tradition ist ein wichtiges durchgehendes Thema in
Furdals Arbeit. Die wissenschaftlich fundierte Fachwissenschaft stand immer für

die nationale Reichsgeschichte, während die Lokalgeschichte ihre Wurzeln in brei-
teren Kreisen der Bevölkerung hatte, auch in der starken dänischen Bauembewe-
gung mit ihrer Distanz zur akademischen Tradition und deren Darstellung der na-
tionalen Geschichte. Die Fachhistoriker an der einzigen Universität des Landes, in
Kopenhagen, sahen die einzige Aufgabe der Lokalgeschichte darin, Studien zu lie-
fern, die in der höheren Einheit der Reichsgeschichte aufgingen. Die dänische nati-
onale Geschichtsschreibung wollte keine besonderen lokalen (und noch weniger
regionale) Traditionen pflegen.

Furdal unterscheidet zwischen topographischer Geschichte und Heimatge-
schichte, wobei für ihn die erste die wissenschaftlich angelegte Lokalgeschichts-
schreibung ist, die die Anforderungen erfüllt, die auch an die nationale Geschichts-
schreibung gestellt werden können. Dagegen ist nach Furdal die Heimatgeschichte
u. a. ohne historischen Tiefgang, hält sich fern von theoretischen und generalisie-
renden Begrifflichkeiten, begrenzt sich auf eine bestimmte lokale Gemeinschaft
und beschreibt die historische Entwicklung gerne nostalgisch als die Geschichte
des Verlusts.
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Kim Furdal richtet seinen Blick insbesondere auf die nordschleswigsche Lokal-
geschichte und hier vor allem auf die Sßnderjyske Aarb0ger, die seit 1889 eine wich-
tige lokalgeschichtliche Plattform bildeten und von Beginn an eng mit dem natio-
nalen Kampf der Dänen in Nordschleswig verbunden waren. Nationale Inhalte
kennzeichneten auch die Aktivitäten der Historischen Gesellschaft für Sonder-

jylland, die 1922 gegründet wurde. Das nationale Element spielte auch eine sehr
wichtige Rolle in den lokalgeschichtlichen Publikationen. Der Wunsch, dänische
Geschichte auf lokaler Ebene zu erzählen, stand im Vordergrund. Hier liegt ein Un-
terschied zur deutschen Heimatgeschichte, die von Deutschlands föderalem und
vielfältigem Charakter geprägt war. In der deutschen Tradition ging es darum, der
Heimat eine besondere Rolle zu geben und sie in einen größeren deutschen Kon-
text zu stellen, während dänische Lokalhistoriker versuchten, den allgemein däni-
schen Charakter der Lokalgeschichte herauszustellen.

Breite und Inhalt der nordschleswigschen Lokalgeschichte werden in 20 gut
ausgewählten Beispielen lokalgeschichtlicher Untersuchungen dargestellt, die
schon als solche einen guten Einblick in die Vielfalt der Themen geben und die
Schlussfolgerungen unterstreichen, zu denen Furdal in seiner Studie kommt. Es
folgt der problematischste Teil des Buches, in dem die Diskrepanz zwischen den
theoretischen Ansätzen des Verfassers und dem Gegenstand, den er behandelt, am
deutlichsten zu Tage tritt. Das ist insofern schade, als der hohe theoretische An-
spruch die Leser abschrecken könnte, deren Interesse an lokalgeschichtlichen The-
men in der Regel eher kein theoretisches, sondern ein konkretes ist - eine von
Furdals eigenen Beobachtungen, die Lokalhistoriker betreffend. Ohne Zweifel hat
Furdal viele interessante theoretisch-philosophische Überlegungen angestellt, aber
die meisten seiner potentiellen Leser werden ihre Probleme mit Heidegger, Mer-
leau-Ponty, Edward S. Casey und Yi-Fu Tuan und deren Gedankengebäuden ha-
ben. Zwar ist dieses Kapitel im Verhältnis zu seinem Umfang in der ungedruckten
Fassung der Dissertation im Buch deutlich kürzer, es wäre vielleicht dennoch bes-
ser in einer wissenschaftlichen Zeitschrift aufgehoben gewesen, und das umso
mehr, als das Buch im Übrigen gar nicht besonders abgehoben daherkommt, son-
dern viele gute und anschauliche Beispiele aus der Welt der Lokalgeschichte
bringt.

Eine wichtige Ergänzung ist dagegen ein Blick auf die Strömungen südlich der
Grenze. Dieses Kapitel enthält viele interessante Überlegungen und Beschreibun-
gen von Übergängen und Verbindungen. An einer so faszinierenden Person wie
Claus Eskildsen zeigt sich exemplarisch, dass die dänische und deutsche Entwick-
lung nicht nur parallel verliefen, sondern dass die dänische Lokalgeschichte von
deutschen Strömungen beeinflusst war, manchmal reagierte sie in ihren Darstel-
lungen auch schlicht gegen deutsche Sichtweisen. In diesem Kapitel verwendet
Furdal auf überzeugende Weise manche der Untersuchungen und Perspektiven,
die in den letzten Jahrzehnten die Präsenz des Dänischen und des Deutschen im
selben Raum thematisiert haben.

, Die vergleichende Perspektive ist also gegeben und zeigt die großen Möglichkei-
ten, die sich eröffnen, wenn die Historiker, die sich mit nationaler Geschichts-

schreibung befassen, auch die Lokalgeschichte in den Blick nehmen und umge-
kehrt die Lokalhistoriker über die engen Grenzen ihres Forschungsgegenstandes
hinausschauen.
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Gerade die Lokalgeschichte bietet spannende Ansätze für vergleichende Stu-
dien, weil sie den Kem der nationalen Geschichtskulturen berührt. Und das gerade
auch deshalb, weil Lokalhistoriker meist nicht zu vergleichenden Analysen neigen.

Steen Bo Frandsen

Maike Manske, Reiseziel Mare Balticum. Der Ostseeraum im Spiegel deutscher und
französischer Reisebeschreibungen (1750-1815). Hamburg: DOBU-Verlag, 2016.
316 S. (Studien zum Ostseeraum; 5). Zugl.: Hamburg, Univ., Diss., 2013.

An der vielfältig changierenden Schnittstelle von Reisekulturforschung, Ge-
schichts- und Literaturwissenschaft beschäftigt sich die vorliegende Veröffentli-
chung, die aus einer 2013 an der Universität Hamburg abgeschlossenen Dissertati-
on hervorgegangen ist, mit den Erfahrungen von deutschen und französischen Rei-
senden, die zwischen 1750 und 1815 aus den unterschiedlichsten Motiven heraus

im Raum um das Mare Balticum unterwegs waren. Die klar strukturierte Untersu-
chung ist interdisziplinär und perspektivisch vergleichend angelegt. Als Quellen-
grundlage dienen der Verf. vor allem etwa 50 gedruckte Berichte von entsprechen-
den Reisen, außerdem Tagebücher und Korrespondenzen. Bevor sie sich an die
Analyse der Berichte macht, ordnet sie ihren Forschungsgegenstand zunächst in
die vor über einer Generation durch eine ganze Serie von „tums" - nach dem lin-
guistic in jüngerer Zeit insbesondere der spatial tum - in Bewegung geratene histo-
rische Kulturwissenschaft ein. In diesem Zusammenhang verdeutlicht sie die viel-
fältigen Chancen, die sich der historischen Reiseforschung in Bezug auf Raum- und
Fremderfahrung bieten, lässt aber auch anklingen, dass dieser bisweilen doch enge
Grenzen gesetzt sind, wenn die Quellentexte keine entsprechend belastbaren Aus-
sagen enthalten. Aus der Mobilität in Raum und Zeit resultierende Begegnungen,
Fremderfahrung und Kulturtransfer bieten Ansatzpunkte, die die Ergebnisse der
Untersuchung auch über den eigentlichen Untersuchungszeitraum hinaus an Rele-
vanz gewinnen lassen.

Außerdem eröffnet sich an dem von Manske untersuchten Material Gelegenheit,
den durch den „spatial tum" in den Fokus der Kulturwissenschaften gerückten
Raumbegriff am Beispiel des Ostseeraums kritisch zu hinterfragen und in seiner
Offenheit und Bedingtheit zu profilieren. Jenseits nationaler Grenzen, deren Wahr-
nehmung ja im gewählten Beobachtungszeitraum erst allmählich an Bedeutung
gewinnt, geht es bei der Beschäftigung mit dem Ostseeraum als einer historischen
Großlandschaft um Regionen, um Bevölkerungsgruppen und um Ein- bzw. Zu-
ordnungen. Gleichwohl wird im Laufe der Darstellung immer wieder deutlich,
welch zunehmend prägenden Einfluss nationale Stereotype und vorab eingeholte
Informationen auf die Erwartungshaltung und damit auch auf Wahrnehmung und
Beschreibung der unterschiedlichen Regionen und ihrer Bewohner hatten.

Von daher betrachtet bilden die einführenden Abschnitte des Buches weit mehr

als eine methodische Grundlage für die folgende Analyse der Reiseberichte, liefern
vielmehr erste Erkenntnisse und wichtige Ergebnisse für die Durchdringung des
Gegenstandes in seinen vielfältigen Dimensionen. Diese erfolgt stets quellennah
unter Beibringung durchaus auch längerer, originalsprachlicher Zitate und in An-
lehnung an ganz bewusst ausgewählte Kategorien und Themenfelder: Vom Auf-
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bruch aus der Heimat über die Auseinandersetzung mit der Natur und mit den ur-
banen Zentren des Raumes bis zur Rückkehr aus der Ferne und der Verarbeitung
der Reiseerfahrungen erstreckt sich dabei ein weites Spektrum, in das immer wie-
der Info-Boxen mit biografischen Informationen über die jeweils behandelten Rei-
senden eingeschoben sind.

Im geografischen Fokus der Betrachtung stehen die von den Reisenden besuch-
ten Länder Skandinaviens, Russland und die baltischen Länder, wobei auf dem
Weg nach Skandinavien und als Ausgangpunkt für die Schiffspassage über die
Ostsee natürlich auch die Herzogtümer Schleswig und Holstein sowie die Hanse-
stadt Lübeck in den Blick rücken. Überdies findet sich unter den von der Verf. un-

tersuchten Reisenden neben den prominenten Persönlichkeiten von Arndt, Herder,
Seume und der Madame de Stael auch der Kieler Historiker Dietrich Hermann He-

gewisch (1746-1812), der 1795 seine Eindrücke von einer im Jahr zuvor unternom-
menen Schweden-Reise veröffentlichte.

Die entsprechenden Regionen an den nördlichen und nordöstlichen Küsten des
Mare Balticums verband man bis weit in die Moderne hinein mit stereotypen Vor-
stellungen von einem wilden, kulturfemen Norden, der in der von Manske unter-
suchten Zeit auch gerade erst als Reiseregion „entdeckt" worden war, unabhängig
davon aber niemals die Anziehungskraft der gleichsam klassischen Reiseziele in
Mittel- und Südeuropa erlangte. Dass es sich bei den Reisenden selbst um keine
homogene Gruppe handelte, sondern dass man hier sehr wohl die einzelnen Indi-
viduen mit ihren jeweiligen Vorbildungen und Schicksalen in den Blick zu nehmen
hat, wenn man sich mit ihren Werken beschäftigt, verdeutlicht Manske in ihren
Ausführungen über die unterschiedlichen Reiseanlässe und die mit diesen verbun-
denen Motive. Hier erstreckt sich ein weites Spektrum von Geschäfts- und Ge-
sandtschaftsreisen über Bildungsreisen und frühe Formen des Tourismus bis zu
den durch die Französische Revolution ins Exil getriebenen Emigranten. Für diese
Reisenden spielten vor allem die überregional ausstrahlenden städtischen Zentren
des Raumes wie Kopenhagen, Stockholm, Riga, Reval und das zu Beginn des 18.
Jahrhunderts gegründete St. Petersburg eine Rolle; der Ostseeraum stellte für sie
damit einen durch Städte und Metropolen aufgespannten und geprägten Raum
dar.

Eine Zusammenfassung der Ergebnisse und ein ausführliches Quellen- und Li-
teraturverzeichnis beschließen den Band, der insbesondere durch seine Quellennä-
he eine ausgesprochen kurzweilige und anregende Lektüre bietet.

Detlev Kraack

2. Allgemeine Geschichte

Anne Birgitts S0rensen, Ostergärd. Vikingetid & middelalder. Haderslev: Museum
Sonderjylland - Arkaeologi Haderslev, 2011. 644 S. (Skrifter fra Museum Sonder-
jylland; 5),

Zu den spannendsten Phänomenen vergangener Epochen gehören die Wüstungen
- also aufgegebene und verschwundene Siedlungen bzw. Kulturflächen. Wenn-
gleich mit Rungholt und Haithabu gleich zwei der markantesten und mythisch
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aufgeladendsten historischen Stätten des Landes (mehr oder weniger) zu dieser
Gruppe gehören, ist heute noch relativ wenig über die Mehrzahl der Wüstungen
und die ihnen zugrunde liegenden Prozesse bekannt. Das liegt zum einen daran,
dass sie nur schwer in der schriftlichen Überlieferung zu fassen sind, aber auch da-
ran, dass seitens der Archäologie bislang nur wenige Fallbeispiele untersucht wer-
den konnten. Das seit Sommer 2017 wieder untersuchte Haithabu stellt dabei eine
prominente Ausnahme dar.

Ein wichtiger Schritt zu einem besseren Verständnis sowohl von Wüstungen,
aber auch der regionalen Siedlungsgenese ist der von 1994 bis 2001 durch das Mu-
seum Haderslev untersuchte Fundplatz 0stergärd, bei dem es sich vermutlich um
eine Vorgängersiedlung des heutigen Hyrup in der Gemeinde Bevtoft (südwestlich
von Vojens) gehandelt hat. Vor dem Hintergrund einer geplanten Aufforstung
wurde eine Fläche von 110.000 m2 freigelegt, in der nicht nur Siedlungsspuren aus
der Prähistorie, sondern auch aus einem Zeitraum vom 8. bis ins 13. Jahrhundert
identifiziert werden konnten. Die Untersuchung war die bislang größte Kampagne
des Museums Hadeslev, und darüber hinaus ist sie eine der wenigen vollständig
erfassten Wüstungen und generell eine der größten und umfassendsten Siedlungs-
grabungen in Dänemark. Durch ihre Lage in der heutigen Haderslev Kommune ist
sie als Teil des historischen Sonderjylland/Schleswig aber auch für die schleswig-
holsteinische Regionalgeschichte von großer Bedeutung.

Der vorliegende Band ist Teil eines angestrebten mehrbändigen Werkes, das zu-
künftig auch die bislang nicht thematisierten prähistorischen Siedlungsspuren ab-
decken soll. Seit 2011 liegen so zumindest die Ergebnisse der umfassenden Aufar-
beitung der wikingerzeitlichen und mittelalterlichen Befunde in gedruckter Form
vor, mit Unterstützung einzelner Gastautoren. Ziel des Werkes war dabei nicht die
historische Kontextualisierung des Gesamtbefundes, sondern die archäologische
Dokumentation und Vorlage der Funde und Befunde als geschlossenes Fallbeispiel,
welches Ausgangspunkt für weiterführende übergreifende oder vergleichende Un-
tersuchungen sein kann (S. 15).

Das Werk ist in drei Abschnitte gegliedert: Einem Hauptteil (S. 37-320), in dem
die einzelnen Siedlungsphasen mit ihren Funden und Befunden dargestellt wer-
den, folgen Berichte zu den naturwissenschaftlichen Analysen durch Per Ethelberg
(Phosphatanalyse), Kare Lund Rasmussen (Provenienzbestimmung der Keramik)
und Anne Birgitte Gotfredsen (Osteologie) (S. 349-398) sowie ein umfangreicher Ka-
talog (S. 410-644). Dem Hauptteil vorangestellt sind eine Darstellung der For-
schungsgeschichte (S. 17-28) sowie der Untersuchungsmethode (S. 29-36).

Das Werk ist sorgfältig redigiert und fast vollständig auf Dänisch verfasst, wird
dem deutschsprachigen Leser jedoch durch eine umfassende Übersetzung der
zwölf Hauptkapitel durch Frauke Witte erschlossen (S. 321-348). Zwei der drei na-
turwissenschaftlichen Beiträge verfügen über eigene Übersetzungen, während der
Beitrag von A. B. Gotfredsen grundsätzlich auf Englisch abgefasst wurde und eine
dänische Zusammenfassung hat. Eine Stärke des Bandes ist definitiv die äußerst
üppige Bebilderung mit zahlreichen Photographien und Grabungsplänen. Beson-
ders hervorzuheben sind die graphischen Rekonstruktionen von jorgen Andersen,
die einen plastischen Eindruck zentraler Gebäudestrukturen vermitteln.

Die dem Anspruch der Dokumentation geschuldete gelegentlich sehr kleinteili-
ge Darstellung der Befunde macht das Studium des Werkes ebenso wie das große
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Format und das damit verbundene Gewicht nicht unbedingt zu einer leichten Lek-
türe für zwischendurch. Die praktischen Probleme werden jedoch durch einen
sinnvollen Aufbau der einzelnen Kapitel kompensiert: Stets werden typologische
Einführungen und Erklärungen geliefert, einzelne Begriffe werden definiert, erklärt
und anhand vergleichbarer Fallbeispiele aus Dänemark, Deutschland oder den
Niederlanden eingeordnet. Diese Vorgehensweise verleiht der Zusammenstellung
einen äußerst reflektierten Charakter, der durch den offenen Umgang der Autorin
mit Problemen und dem hypothetischen Charakter der Interpretationen unterstri-
chen wird. Ein solches Problem sind die relativ wenigen naturwissenschaftlichen
Datierungen, weshalb die innere Chronologie vor allem auf Basis von Typologie,
stratigraphischer Verhältnisse und einiger weniger Referenzdatierungen erstellt
wurde. Die Autorin untermauert ihre Interpretationen aber stets durch Bezüge zu
anderen Untersuchungen und diskutiert in vorbildlicher Weise mögliche Alterna-
tiven. Dies kann für fachfremde Leser aufgrund der Detailfülle und Menge an Da-
ten durchaus ein wenig zäh sein, macht aber aus wissenschaftlicher Sicht äußerst
viel Sinn. Für ein Grundverständnis ist ein umfassendes Studium jedoch nicht
notwendig, da der Band durch zwei zusammenfassende und einordnende Beiträge
aus der Feder der Autorin abgerundet wird (S. 287-320), wobei sie bei der histori-
schen Einbettung (Kapitel 12) durch Lennart S. Madsen vom Museum Haderslev un-
terstützt wurde.

Und spätestens in diesen Kapiteln wird auch die historische Bedeutung der Un-
tersuchung deutlich. Denn es war möglich, die komplette Entwicklung einer Sied-
lung von der Entstehung bis zur Aufgabe bzw. Verlagerung über sieben Siedlungs-
und Bauphasen hinweg nachzuvollziehen. Die Ursprünge vermutet die Autorin im
späten 10. Jahrhundert, wobei eine Kontinuität zu einem älteren Einzelhof des 8.
Jahrhunderts (Kapitel 3) nicht auszuschließen, jedoch auch nicht nachzuweisen sei,
da für einen Zeitraum von rund 200 Jahren jegliche Befunde fehlen. Aus dem Ein-
zelgehöft des späten 10. Jahrhunderts, das sich durch Anwesenheit von gleich zwei
Häusern des Typs Trelleborg als Sitz einer Person höheren Status' zu erkennen ge-
be, lasse sich über mehrere Siedlungsphasen die Entwicklung zu einem Dorf mit
bis zu 10 Hofflächen nachvollziehen, das um 1200 n. Chr. wieder aufgegeben und
an den heutigen Standort des Dorfes Hyrup verlegt worden sei. Dies passe auch zu
den (leider nur wenigen) Funden und Befunden von dort, die nicht vor das 13.
Jahrhundert datieren würden.

Allein schon diese gelungene und wohlbegründete Rekonstruktion von Entste-
hung und Aufgabe einer Siedlung verdient Beachtung. Besonders interessant sind
aber die Implikationen für übergeordnete Themen der Wirtschafts-, Sozial- und
Rechtsgeschichte. Die Befunde erlauben spannende Einblicke in die Entstehung
und Entwicklung des damals geltenden Erbrechts, das sich offensichtlich erst im
12. Jahrhundert in der bekannten Form herausgebildet habe. Führt man die Regel-
mäßigkeit der zunehmend kleiner werdenden Parzellen auf eben jenes Erbrecht zu-
rück, dann ließe sich in einer der letzten Phasen möglicherweise ein Erbrecht für
Töchter in eben jener Zeit erstmals nachweisen, in der es auch erstmals schriftlich
zu fassen ist (1169/70). Auch darüber hinaus leisten zahlreiche Befunde einen
wichtigen Beitrag zum besseren Verständnis bislang unzureichend geklärter Fra-
gen, wie beispielsweise den Phänomenen unbebauter oder temporär bebauter Hof-
stellen oder Dorffelderweiterungen.
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Somit zeigt der vorliegende Band eindrucksvoll, wie wenig oftmals zu wesentli-
chen Fragen des Mittelalters dieser Region bekannt ist, und welch gewichtigen Bei-
trag die nähere Untersuchung von Wüstungen für ein besseres Verständis des Mit-
telalters leisten kann. Dies ist natürlich immer ein enorm aufwendiges Unterfan-
gen, wie alleine der Umfang des ersten Teilbandes der Hyrup-Ostergärd-Grabung
bezeugt, aber es wäre zu wünschen, dass auch in Schleswig-Holstein zunehmend
ein Fokus auf die zahlreichen Wüstungen gelegt wird.

Stefan Magnussen

Rungholt. Rätselhaft und widersprüchlich. Hrsg, von Jürgen Newig und Uwe Hau-
penthal. Husum: Husum Druck- und Verlagsgesellschaft, 2016.175 S.

Der vorliegende Sammelband umfasst 34 Beiträge, die sich aus unterschiedlichen
Perspektiven dem Thema Rungholt annähem. Die Mehrzahl der Aufsätze ist rela-
tiv kurz, zwei bis fünf Seiten, wobei die Spannbreite von einer halben Seite bis zu
40 Seiten reicht. Die Spezifik des Bandes zeigt sich im interdisziplinären Zugang,
denn Geisteswissenschaften kommen genauso zu Wort wie Naturwissenschaften.
Breiten Raum nimmt die archäologische Forschung in mehreren Beiträgen ein,
wozu auch der umfänglichste Aufsatz zählt, nämlich Hans Joachim Kühns breit
angelegter und profunder Überblick zu den Fundgegenständen im Rungholt-
Gebiet nebst Abbildungen, Quellenkritik und Datierungen.

In mehreren Beiträgen kommen auch die Historiker zu Wort, teils zu grundsätz-
lichen, teils zu spezielleren Themen. Zu Letzteren zählen etwa Artikel über die Ers-

te Grote Mandränke, den vermeintlichen oder tatsächlichen Reichtum der Rung-
holter, genauso wie über die Besiedlung durch die Friesen, die Kirchenorganisation
oder die Rolle König Waldemars II. von Dänemark. Ebenfalls werden die frühen

Rungholt-Forscher Andreas Busch und Rudolf Muuß mit eigenen Beiträgen ge-
würdigt. Zu den grundsätzlicheren Themen gehören vor allem die beiden längeren
Aufsätze Dirk Meiers über Mensch und Umwelt im Rungholt-Gebiet des hohen
und späten Mittelalters sowie über den ländlichen mittelalterlichen Hausbau eben-
dort. Aus geoarchäologischer und historischer Sicht sei Rungholt „weder rätselhaft
noch widersprüchlich" (S. 29), so Meier in Anspielung auf den Untertitel des vor-
liegenden Bandes. Vielmehr seien es die frühneuzeitlichen Chronisten gewesen,
„die mit ihren Schilderungen über das angeblich verderbte Leben der Bewohner
Rungholt zur Legende erhoben und in der Marcellusflut von 1362 eine göttliche
Sintflut sahen" (ebd.).

Mit „Legende" ist das Stichwort gegeben für einen weiteren Themenbereich,
nämlich das Fiktionale, wobei man indes nicht von „Legende" sprechen sollte,
denn diese ist in der Erzählforschung als Heiligengeschichte definiert, während der
Rungholt-Komplex eine klassische (Volks-)Sage ist, indem sie ein extraordinäres
Geschehen natürlichen oder übernatürlichen Charakters thematisiert. Die diesbe-

züglichen Beiträge kreisen um die Fragen Rungholt als Mythos, Rungholt in der
Sage und Dichtung sowie Rungholt in der Bildenden Kunst. Was Letztere angehe,
gebe es zwar keine klassischen Historienbilder, doch hätten sich vermehrt seit 1900

Maler damit befasst, so Uwe Haupenthal. Er spannt daher einen Bogen von etwa
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100 Jahren, endend mit zeitgenössischen Comics, unter anderem einem „Horror
Schocker" namens „Die Glocke von Rungholt" aus dem Jahr 2013.

Im Kapitel über Sage und Dichtung, verfasst von Matthias Bauer, wird zunächst
zwischen Memorat und Fabulat unterschieden, das heißt zwischen einem kaum

ausgestalteten kurzen Bericht, der von Generation zu Generation weitergetragen
wird (zum Beispiel: „Am Tage des Marcellus anno X ertranken viele Menschen,
und die wohlhabende Stadt Rungholt versank in den Fluten"), und einer stilisie-
renden, breit ausgeschmückten Erzählung. Diese entstammt mehrheitlich den
Chroniken und anderen Schriften des 17. Jahrhunderts, in denen die Geschichten
um Frevel (Hochmut und Gottvergessenheit aufgrund des Reichtums) und göttli-
che Strafe (Marcellusflut) bzw. die Rettung Auserwählter von Autoren wie Anton
Heimreich oder Matz Paysen aufgezeichnet wurden. Im weiteren Verlauf des Bei-
trags geht es um die dichterische Verarbeitung des Stoffes vom 19. Jahrhundert,
zum Beispiel bei Theodor Storm, bis in die Gegenwart, wobei auch Beispiele he-
rangezogen werden, welche nicht unbedingt der Hochliteratur zugerechnet wer-
den können, wie Kari Köster-Lösches Roman „Die letzten Tage von Rungholt".

Diskussionswürdig ist in dem Kontext der Beitrag Wolf-Dieter Deys über Rung-
holt als Mythos, der indes leider - so wie manch anderer Beitrag in dem Sammel-
band - auf Quellenangaben und Fußnoten verzichtet. Er meint, der Mythos ziele
„in Abgrenzung zur Sage über den wahren historischen Kern hinaus darauf ab,
dass von der Vergangenheit her sinngebend auf die Gegenwart wie auf die Zu-
kunft geschlossen werden muss" (S. 80). Das zu behaupten ist zwar nicht ganz un-
problematisch, weil die Sage ebenfalls eine Intention verfolgt, nämlich aus den Feh-
lern der Vergangenheit zu lernen und diese künftighin zu vermeiden, aber wichtig
ist hier das Adjektiv „sinngebend", denn Rungholt ist ein Thema, das immer wie-
der Emotionen hervorruft. „Legendär und sagenumwoben" sei er, „ein bis auf den
heutigen Tag unvergessen gebliebener, längst mythisch überhöhter Ort", schreibt
Uwe Haupenthal in seinem Einleitungskapitel „Trutz, blanke Hans" (S. 6). Und
Wolf-Dieter Dey präzisiert seine Auffassung über die Sinngebung, indem er aus-
führt, dass der „Frevel" gegenwärtig nicht mehr in der Versündigung an den Ge-
boten Gottes bestehe, dem die Strafe in Gestalt einer „Sintflut" folge, sondern in der
„Versündigung" an der Natur, die den Menschen möglicherweise durch den Kli-
mawandel und die Erhöhung des Wasserstandes „bestrafe" - nota bene eine
Sichtweise, die der Autor in der bereits 2005 veröffentlichten Wiener Habilitations-
schrift des Rezensenten (,„Nordsee ist Mordsee'. Sturmfluten und ihre Bedeutung
für die Mentalitätsgeschichte der Friesen") hätte nachlesen können.

Für Dey ist das Thema überdies weiterhin „rätselhaft und widersprüchlich" -
ganz im Gegensatz zur mit Verve vorgetragenen Gegen-Auffassung Dirk Meiers,
aber beide Autoren drücken damit indirekt aus, dass der Angelegenheit nicht nur
rationale Elemente innewohnen, sondern auch emotionale, und ich denke, diese
Emotionen haben unter anderem damit zu tun, dass Rungholt jene Ängste symbo-
lisiert, welche die Küsten- und Inselbewohner insgesamt betreffen, hervorgerufen
durch einen ökologisch bedenklichen Lebensstil, der an der Nordseeküste zu Flut-
katastrophen bisher unbekannten Ausmaßes führen könnte. Rungholt ist ja tatsäch-
lich bis zu einem gewissen Grad rätselhaft und bis zu einem gewissen Grad nicht:
Die ungefähre Lage ist zum Beispiel relativ bekannt, die genaue nicht; die Edoms-
harde dürfte relativ wohlhabend gewesen sein, aber natürlich nicht so reich, wie es
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in den alten Sagen geschildert wird; die von Andres Busch identifizierte Schleuse
dürfte eher ein Siel gewesen sein etc. Anders formuliert: Wenn ein Ort vor mehr als
650 Jahren im Meer versunken ist und dazu noch äußerst dynamisch wirkende
Strömungsverhältnisse vorhanden sind, kann man zwar mithilfe der heutigen Wis-
senschaft einige Erkenntnisse gewinnen, aber nicht so viele und oftmals weniger
eindeutige als etwa in Wüstungen am Land, zumal wohl auch etwaige vor Ort vor-
handene schriftliche Quellen verloren gegangen sein dürften.

Insgesamt betrachtet handelt es sich um ein spannendes Buch zu einem span-
nenden Thema, das aus sehr vielen verschiedenen Blickwinkeln darum bemüht ist,
den gegenwärtigen Forschungsstand darzustellen. Kritisch anzumerken wäre nur
zweierlei: 1. Es fehlen, wie bereits erwähnt, in einigen Aufsätzen die wissenschaft-
lichen Nachweise, genauer gesagt, in zwölf der 34 Beiträge (wobei einige sehr kur-
ze Abhandlungen ohne Nachweise nicht mitgezählt wurden). 2. Die Beiträge sind
nicht thematisch geordnet, obwohl es ein Leichtes gewesen wäre, sie zu Themen-
blöcken zusammenzuführen. Es irritiert beispielsweise, wenn einem historischen
Thema über den mittelalterlichen Hausbau ein archäologischer Beitrag („Die Aus-
grabung der Warft 13 nach Henningsen") folgt, sich diesem die drei Artikel über
Rungholt als Mythos, in der Literatur und in der Bildenden Kunst sowie Beiträge
zu Andreas Busch und Rudolf Muuß anschließen, um danach weitere Aufsätze zu

(geo-)archäologischen Themen folgen zu lassen. Beide Kritikpunkte lassen Irritati-
onen aufkommen, und das umso mehr, wenn es im Grußwort des Leiters des Ar-

chäologischen Landesamtes Schleswig-Holstein heißt: „Mit dem vorliegenden
Band wird [...] ein innovativer und nachhaltiger Standard in der Rungholt-
Forschung definiert" (S. 5). Das ist inhaltlich sicher richtig, aber dieser Anspruch
hätte sich auch in einer thematisch sinnvollen Gliederung niederschlagen sollen
und in der Beachtung grundlegender wissenschaftlicher Standards, nämlich alle
Beiträger zur Angabe wissenschaftlicher Nachweise zu verpflichten.

Bernd Rieken

Efter 1864. Krigens folger pä kort og langt sigt. Red.: Inge Adriansen und Steen Bo
Frandsen. Odense: Syddansk Universitetsforlag, 2015. 294 S. (University of
Southern Denmark studies in history and social Sciences; 519) (Skrifter fra Mu-
seum Sonderjylland; 10).

1864 - Menschen zwischen den Mächten / Mennesker mellem magterne. Hrsg, von
Rainer Hering und Hans Schultz Hansen unter Mitarbeit von Elke Imberger, Über-
setzungen von Eckard Bodenstein (Veröffentlichungen des Landesarchivs Schles-
wig-Holstein 108), Hamburg: Hamburg University Press, Verlag der Staats- und
Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky, 2015. 490 S.

Im Jahr 2014 jährte sich der Deutsch-Dänische Krieg von 1864 zum 150. Mal. Be-
kannt sind in diesem Zusammenhang die Schlachten von Düppel und Alsen sowie
der Wiener Friedensvertrag. Für Dänemark bedeutete der Krieg das Ende des Ge-
samtstaates, denn die vormals dänisch regierten Herzogtümer Schleswig, Holstein
und Lauenburg wurden mit dem Wiener Friedensschluss vom dänischen König an
den Kaiser von Österreich und den König von Preußen abgetreten. Vor allem für
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die Herzogtümer Schleswig und Holstein begann damit die Eingliederung in den
preußischen Staat, für die Menschen folgten Jahre der nationalen Positionierung. In
Dänemark stand das Jahr 1864 lange Zeit synonym mit der Niederlage im Schlacht-
feld, mit der preußischen „Übermacht", mit dem als ungerecht empfundenen Frie-
densschluss.

Im Zuge des „Jubiläums" wurden jedoch weder Kosten noch Mühen gescheut,
um „1864" erneut ins Bewusstsein der dänischen Nation zu rücken. Dabei avan-
cierte die Revision des im 20. Jahrhundert vorherrschenden Bildes des unschuldi-
gen, kleinen und friedlichen Dänemarks zum Mittelpunkt. So stand das Gedenken
in Düppel am 18. April im Zeichen der deutsch-dänischen Nachbarschaft und war
ein von verschiedenen Veranstaltungen und Projekten begleitetes Highlight, bevor
ab Oktober 2014 die Serie „1864" über die dänischen Fernseher flimmerte.

Hier soll nun der Blick auf die Forschung gerichtet werden, für die ebenfalls er-
hebliche finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt wurden, um im Zuge fachwis-
senschaftlicher Konferenzen und Publikationen neue Fragen an dieses Thema zu
stellen. Wo bisher die Nacherzählung des „Düppel-Traumas" und der nationalen
Selbstfindung dominiert hatten, traten nun wirtschafts-, mentalitäts- und kulturhis-
torische Fragestellungen in den Blickpunkt der Forschung.

Die erste Publikation „Efter 1864. Krigens folger pä kort og langt sigt" präsen-
tiert die Ergebnisse einer Tagung in Sonderburg vom 30./31. Oktober 2014. Unter
der Herausgeberschaft von Inge Adriansen und Steen Bo Frandsen sind zehn Auf-
sätze zum Themenkomplex „Unmittelbare und langfristige Folgen des Krieges"
entstanden, die zwar auf den ersten Blick klassische Themen der dänischen Natio-

nalgeschichte behandeln, bei der Lektüre aber neue Facetten und Fragestellungen
präsentieren. Im Vorwort (S. 7—9) betonen die Herausgeber den neuen Blick auf
1864, der sich nicht mit der Vorgeschichte und dem Kriegsverlauf aufhalten, son-
dern sich auf die „markanten Folgen für die Region, für Dänemark und für das
Verhältnis zwischen Deutsch und Dänisch in der Folgezeit" konzentrieren soll
(S. 7). Insgesamt vereint der Band zahlreiche renommierte Autor/innen, die auch
im deutschsprachigen Raum zur Grenzregion, zur Regionalgeschichte und dem
deutsch-dänischen Verhältnis publizieren. Dennoch liegen die Beiträge allesamt
ausschließlich in dänischer Sprache vor, auf englischsprachige Abstracts wurde
verzichtet. Dies muss als Wermutstropfen erwähnt werden, birgt der Band doch
auch neue Ideen über die Folgen des Krieges für Preußen und die deutsche Erinne-
rungskultur.

Der erste Beitrag von Tim Knudsen (S. 11-57) fokussiert das politische Systems
Dänemarks nach dem Bürgerkrieg der Jahre 1848-1851, bietet dem Leser somit eine
Art Vorgeschichte. Sehr sensibel wird dabei die Rolle der liberalen Politiker Hall,
Monrad und Krieger für die dänische Politik der 1850er und 1860er Jahre heraus-
gearbeitet. Es folgen drei Beiträge, die sich mit den Kriegsfolgen für Dänemark,
Schleswig und Preußen auseinandersetzen. Steen Bo Frandsen (S. 59-76) nimmt be-
wusst die national dänische Perspektive ein, indem er anhand von Kartenmaterial
exemplarisch verdeutlicht, wie sich Dänemark nach 1864 als kleiner Nationalstaat
wahrnahm und nach außen präsentierte. Frandsen bemerkt jedoch, dass derzeit ein
erneuter Deutungswandel von 1864 und somit der Nationalgeschichte Dänemarks
eingesetzt habe, wenn er etwa auf Interpretationsversuche der Fehmarn-Belt-
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Querung und die von vielen Kopenhagenern genutzten wirtschaftlichen Beziehun-
gen zu Südschweden zu sprechen kommt.

Hans Schultz Hansen nimmt im Folgebeitrag (S. 77-97) die schleswigsche Per-
spektive in den Blick und hebt die Rolle des Herzogtums im ,,zweite[n] Schleswi-
ger Krieg" (S. 77) hervor - eine in Dänemark ebenfalls geläufige Bezeichnung. Der
Beitrag verdeutlicht die Nationalisierung in Schleswig zwischen 1866 und 1920, als
die Bewohner sich per Volksabstimmung eindeutig für Deutschland oder Däne-
mark entscheiden mussten. Wo vorher die regionale Identifikation als Schleswiger
überwogen hatte, führten die politischen Veränderungen ab 1864 zu einer national
geprägten Kluft in der Bevölkerung. Der Autor geht darüber hinaus mit anschauli-
chen Diagrammen auf die Bevölkerungsentwicklung und die Industrialisierung
Schleswigs ein. Die im Ausblick näher betrachteten Folgen der schleswigschen Tei-
lung von 1920, welche die vormalige Einheit bis heute zerstörte und langfristige
Strukturprobleme mit sich zog, bieten zudem fruchtbare Anregungen für weitereStudien.

Eine Sonderrolle innerhalb des Sammelbands nimmt der Beitrag von Uwe Dan-
ker (S. 99-121) ein. Wo ansonsten dänische Autor/innen mit vornehmlich dänisch-
sprachiger Forschungsliteratur gearbeitet haben, befasst sich Danker vor allem mit
der preußischen Innenpolitik der Jahre von 1860 bis 1862 und 1870/71 und analy-
siert Otto von Bismarcks „Erinnerung und Gedanke". Er formuliert zusammenfas-
send zehn Aussagen, welche die Bedeutung von 1864 für Preußen verdeutlichen,
und weist dabei auf Entwicklungen hin, die in dieser Form neu sind, wenn er etwa
abschließend auf die gegensätzlichen Folgen für die Bevölkerung in Dänemark und
Preußen hinweist. Aus der äußeren Schwäche heraus wurde Dänemark zu einer

innerlich starken Nation mit selbstbewussten Bürgern, während Preußen zwar mi-
litärisch erstarkte, jedoch aus „ich-schwachen" (S. 119) Untertanen bestand, die im
20. Jahrhundert jeder angebotenen politischen Veränderung folgten.

Im folgenden Beitrag werden von Jens Ole Christensen (S. 123-147) dänische
Überlebensstrategien im Schatten von 1864 thematisiert, wobei zunächst die däni-
sche Innenpolitik nach 1864 und die Ausdeutung der Volksabstimmung 1920 im
Fokus stehen. Dabei gelingt ihm die Kontextualisierung der dänischen Außenpoli-
tik des 20. und 21. Jahrhunderts, besonders Dänemarks Rolle in der EU und die Be-

teiligung an NATO-Einsätzen. Die Selbstwahmehmung als friedlicher Kleinstaat,
der eine Brücke nach Skandinavien bildet, verändert sich derzeit, da sich Däne-
mark seit den 1990er Jahren wieder zunehmend an militärischen Auslandseinsät-
zen beteiligt. Das dänische Selbstbild orientiert sich heute nicht mehr nur an 1864,
die Dänen fühlen sich laut Christensen gegenwärtig der internationalen Staaten-
gemeinschaft verpflichtet.

Sebastian Olden-Jergensen (S. 149-190) und Birte Hojfrnann/Anna Sandberg (S. 191-
225) nehmen sich in den nachfolgenden Aufsätzen der kulturellen Bedeutung und
Interpretation von 1864 an. Sowohl in der Liedkultur als auch der Literatur wurden
das deutsch-dänische Verhältnis und die dänische Niederlage im 19. Jahrhundert
thematisiert. Die Nationaldichtung erlebte durch die Kriegsniederlage einen enor-
men Aufschwung und setzte nationale Symbole wie den Danebrog und das „verlo-
rene Sonderjylland" lyrisch in Szene. Die gesamte dänische Gesellschaft profitierte
vom Ausbau des Bildungssystems und der Heimvolkshochschulen, in denen All-
tagswissen, handwerkliche Fähigkeiten, aber vor allem demokratisches Gedanken-
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gut vermittelt wurden. In exemplarischer Weise werden deutsche und dänische
Texte mit ihren jeweiligen Ansichten zur Nation, Gedenkkultur und Politik gegen-
übergestellt und dadurch Parallelen von kanonischer Literatur (Theodor Fonta-
ne/Herman Bang) gezogen, die sowohl in Deutschland als auch in Dänemark als
die jeweils einzige Deutung der Ereignisse gelesen wurden.

Die letzten drei Beiträge befassen sich mit der Deutung von 1864 und 1920 in der
dänischen und deutschen Erinnerungskultur. Dabei nimmt speziell die Inszenie-
rung des Krieges in Düppel eine wichtige Rolle ein. Jes Fabricius M0ller (S. 227-242)
legt den Fokus auf die dänischen Erzählungen, die zu 1864 und 1920 kursieren.
Dabei analysiert er sowohl Werke von Historikern des 19. und frühen 20. Jahrhun-
derts als auch zeitgenössische Karikaturen und aktuelle, eher populärwissenschaft-
liche Auseinandersetzungen. Seine Analyse macht erkennbar, dass der deutsch-
dänische Krieg überwiegend als Tragödie erzählt wurde, wohingegen der Volksab-
stimmung/Wiedervereinigung von 1920 ein komödienhafter Charakter mit „Hap-
py End" (S. 236f.) anlastet. Der Autor weist darauf hin, dass „der Begriff Wieder-
vereinigung faktisch nicht den staatsrechtlichen Begebenheiten entspricht [...] aber
zum Standardnarrativ über 1920" wurde (S. 237) und betont dabei den Einfluss von
poetischer Erzählung über historische Begebenheiten.

Gerret Liebing Schlaber (S. 243 - 264) analysiert die wechselnde Bedeutung der
Schlacht von Düppel in der deutschen Erinnerungskultur und stellt zunächst die
Frage, ob man überhaupt von deutschen Erinnerungsorten in Bezug auf 1864 spre-
chen kann. Dabei nimmt seine Arbeit ihren Ausgangspunkt im gemeinsamen Erin-
nern des Jahres 2014, welches durch Zusammenarbeit nördlich und südlich der
Grenze geprägt war. Bis 1945 habe Düppel als Synonym für den ersten der sog.
drei Einigungskriege einen festen Platz im deutschen Gedächtnis gehabt. Diese
Deutung sei nach Kriegsende jedoch nicht mehr möglich gewesen. Die deutsche
Teilung habe zudem die Ausbildung gemeinsamer Erinnerungsorte in der Folge-
zeit erschwert. Für das Jahr 2014 bemerkt der Autor, dass die Erinnerung an 1864
nur eine von vielen war, welche in diesem Jahr ein Gedenkjubiläum gefeiert hätten.
Der deutsch-dänische Krieg sei daher in erster Linie im regionalen und weniger im
nationalen Kontext von Bedeutung gewesen.

Inge Adriansen (S. 265-291) schließlich nimmt die einzelnen Gedenkfeiern in den
Jubiläumsjahren von 1864 in den Blick. Bis in die 1990er Jahre hinein fanden die
Gedenkfeiern getrennt voneinander statt und sind Spiegel des jeweiligen deutsch-
dänischen Verhältnisses. 2014 erreichte das Gedenken in Düppel eine mediale In-
szenierung, die ihresgleichen sucht. Obwohl deutsche wie dänische Soldaten ge-
meinsam an den Feierlichkeiten teilnahmen und neben der dänischen Königin auch
deutsche Politiker anwesend waren, überwog die dänische Nationalsymbolik, wie
Adriansen eindrucksvoll mit Bildern belegt.

Der Sammelband vereint klassische dänische Fragestellungen zu 1864 mit neuen
Hinweisen und Perspektiven und erweitert durch die Zusammenstellung der
Themen den Blick. Wo bisher im Wesentlichen Düppel und die Niederlage fokus-
siert wurden, werden jetzt regionale und nationale Stimmungen aufgefangen und
miteinander in Bezug gesetzt. Viele Beiträge zeichnen durch Einschätzungen zur
Femsehserie und zur medialen Inszenierung des Jahres 2014 den fast tagesaktuel-
len „state of the art" der populären wie wissenschaftlichen Interpretation des
deutsch-dänischen Krieges ab. Dies ist löblich, da gerade im kulturellen Bereich
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noch immer wenig Austausch stattfindet und dies insbesondere in der aktuellen
Grenzregion dazu führt, dass die Menschen jeweils wenig von der Interpretation
und Wahrnehmung der Nachbarbevölkerung wissen. Der Band reiht sich insge-
samt in die aktuelle wissenschaftliche Literatur zum 150. Jubiläum von 1864 ein
und bietet in weiten Teilen wertvolle und fruchtbare Ergänzungen zum bereits be-
kannten Wissen - sofern das Dänische keine sprachliche Barriere darstellt. Gerade
weil die dänische Geschichtswissenschaft zu lange in eingefahrenen Interpretatio-
nen gefangen war, ist ein Band wie dieser von großer Wichtigkeit, bringt er doch
neue Perspektiven zusammen und erschließt darüber hinaus spannende Fragestel-
lungen.

Der bewusste Austausch über (Sprach)-Grenzen hinweg und die Erweiterung
des Leserkreises wurde in einer zweiten Publikation mit dem Titel „Menschen zwi-
schen den Mächten / Mennesker mellem magteme" von den Herausgebern Rainer
Hering und Hans Schultz Hansen beschritten. Der Band vereint die Erträge einer
gemeinsamen Tagung des Landsarkiv for Sonderjylland (Apenrade) und des Lan-
desarchivs Schleswig-Holstein (Schleswig), die am 21. und 22. März 2014 stattfand.
Alle Beiträge sind sowohl auf Dänisch als auch auf Deutsch abgedruckt, wobei
nicht nur der Fließtext, sondern auch alle Quellenzitate und Bildunterschriften
übersetzt wurden. So ist der Einsatz in der universitären Lehre beiderseits der

Grenze genauso möglich wie die Einbeziehung der gelieferten Erkenntnisse für zu-
künftige Forschungsprojekte. Hervorzuheben ist, dass die gesamte Publikation als
open access frei über die Webseite des Verlages verfügbar ist. Schon die Tagung
hat die Zweisprachigkeit berücksichtig und einen deutschen Vortragstag in
Schleswig mit einem dänischen Vortragstag in Apenrade verbunden. Dass so ein
Projekt immer mit erheblichem organisatorischem wie finanziellem Aufwand ein-
hergeht, wird der Grund für diese bis heute auch bei regionalgeschichtlichen The-
men noch immer selten gewählte Publikationsform sein.

Wie schon das zuvor besprochene Werk beschäftigt sich auch dieser Tagungs-
band schwerpunktmäßig mit 1864. Die einzelnen Beiträge fragen insbesondere
nach den zivilen Aspekten des Krieges, wie bereits aus dem Titel deutlich wird.
Dabei stehen der Krieg, die Besatzung und die neue Verwaltung und weniger die
Rezeption im Vordergrund. Wie im Vorwort von Rainer Hering deutlich wird, ist
ein Hauptanliegen der Publikation, die deutsch-dänische Grenzregion als „Kon-
taktzone zu begreifen" (S. 22). In diesem Zusammenhang wird die Aufgabe und
Verantwortung von Archiven hervorgehoben, vorhandenen Quellen zu verwahren
und sie der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Diesem löblichen Anspruch fühl-
ten sich augenscheinlich auch die einzelnen Autor/innen verpflichtet, weshalb die
Publikation durch eine Vielzahl bislang unbekannter Quellen aus den Apenrader
und den Schleswiger Beständen bereichert wird.

Die einzelnen Beiträge sind nicht in Sektionen aufgeteilt, orientieren sich aber
grob an einer Chronologie, welche mit der Besatzung der Herzogtümer beginnt
und über den eigentlichen Krieg bis zur preußischen Zukunft Schleswig-Holsteins
reicht. Dabei wird „die Grenzregion" von den Autor/innen sehr unterschiedlich
untersucht, was einen fast mikroskopischen Blick auf einzelne Regionen wie Kiel
(Johannes Rosenplänter) oder Sundewitt und Alsen (Inge Adriansen) sowie die Äm-
ter Apenrade (LeifHansen Nielsen) und Vejle (Steffen Eimer Jürgensen) ermöglicht.
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Die klassische Beschäftigung mit Holstein (Peter Wulf), Schleswig (Hans Schutz Han-
sen) und Schleswig-Holstein ab 1867 (Silke Göttsch-Elten) findet sich genauso wie
der Blick auf die nationale Entwicklung in Schleswig (Schultz Hansen) und Nordjüt-
land (Steen Bo Frandsen) oder wirtschaftliche Aspekte nach 1864 (Martin Krieger).
Mehrere Beiträge thematisieren dabei explizit die Besatzung und das Verhältnis
zwischen Zivilbevölkerung und Soldaten (Adriansen/ Hansen Nielsen/ Jorgensen),
aber auch die Rolle der Zivilkommissare bzw. der allgemeinen Verwaltung
(Wulf/Jörg Rathjen/Jorgensen) wird in einem breiten Umfang beleuchtet. Zudem
finden sich neue Ergebnisse zur augustenburgischen Bewegung, die laut Rosen-
plänter von der „bisherigen Landesgeschichtsschreibung in ihrer Bedeutung nicht
angemessen bewertet" wurde (S. 64) und die der Autor in der Folge als „Volksbe-
wegung" (S. 65) charakterisiert.

Vier Beiträge sollen im Folgenden etwas ausführlicher besprochen werden, da
sie die eben genannte Verbindung von Archivmaterial, neuen Perspektiven und
Zweisprachigkeit verdeutlichen. Unter dem Titel „Lebensbedingungen der Zivil-
bevölkerung im Sundewitt und auf Alsen" (S. 141-198) präsentiert Inge Adriansen
Sterberegister aus Kirchenbüchern, Tagebücher und Briefe vom Februar bis August
1864. Ergänzt wird die Quellenauswahl durch zeitgenössische Abbildungen und
zwei Auflistungen von Kriegsschäden in Sundewitt und Sonderburg. Die Autorin
kommt durch die mikroperspektivische Analyse zu dem Ergebnis, dass deutsch
wie dänisch Gesinnte gleichermaßen von Einquartierung der Soldaten, Beschlag-
nahme, Plünderung und Bombardierungen betroffen waren. Auch wenn ver-
gleichsweise wenig zivile Opfer unmittelbar durch den Krieg zu beklagen waren,
litt die Bevölkerung im Umfeld der Schlachtfelder.

Steen Bo Frandsen liefert mit seinem Beitrag „Drüben in Jütland: die Diskussion
über die nationale Gesinnung der Nordjüten während des Krieges 1864" (S. 379-
414) ebenfalls neue Erkenntnisse, wenn er den Blick über Holstein und Schleswig
nach Norden hin erweitert. Dabei verdeutlicht er die Kopenhagener Perspektive,
wo man besorgt darüber war, wie sich die Jütländer angesichts der sich veränder-
ten nationalen Empfindungen im Süden des Landes verhalten würden. Frandsen
gibt Einblicke in die innenpolitische Situation Dänemarks um 1864 und verdeut-
licht die regionalen Unterschiede innerhalb des Königreichs. Er stellt die provokan-
te Frage, „ob man ein guter Däne nur auf eine ganz bestimmte Art sein konnte"
und arbeitet anhand des Begriffes „Hjemmetysker" den Bedeutungswandel des
„dänisch seins" zwischen 1848 und 1864 hervor.

In seinen Überlegungen zur wirtschaftlichen Entwicklung Schleswig-Holsteins
geht Martin Krieger (S. 417-440) auf die Parameter Kontinuität und Wandel ein und
betont, dass man in wirtschaftlichen Fragen „kaum von einer ,Stunde null'" ausge-
hen könne, obwohl die Herzogtümer durch den Wiener Frieden gleich in doppelter
Hinsicht zur Peripherie geworden sind. Er hebt in diesem Zusammenhang hervor,
dass man sich im Gegenteil „auch mit langen Kontinuitäten auseinandersetzen"
müsse, „die weiterhin den Gang der wirtschaftlichen Entwicklung prägten."
(S. 418) Dementsprechend finden die Aspekte Landwirtschaft, Gewerbeproduktion
und Industrialisierung sowie Handel und Verkehr eine ausführliche Betrachtung.
Abschließend konstatiert er, dass die Eingliederung der Herzogtümer in das preu-
ßische Königreich zwar einen „signifikanten ökonomischen Aufschwung" ermög-
licht habe, die regionale Entwicklung aber im europäischen „Zusammenspiel zwi-
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sehen institutionellem Wandel und den makroökonomischen Rahmenbedingun-
gen" (S. 426) gesehen werden müsse, um die Phase des Aufschwungs zu erklären.

Einen ganz anderen Blickwinkel nimmt Silke Göttsch-Elten (S. 444-474) ein, die
bewusst provokant danach fragt, „Wie Preußen gemacht werden" und darauf auf-
bauend die Identitätspolitik in der Grenzregion am Beispiel des preußischen Um-
gangs mit 1864 untersucht. Dabei findet ein Analysekonzept zur nationalen Identi-
tätsbildung im 20. Jahrhundert Anwendung, welches deutlich macht, dass „in Zei-
ten des Übergangs, der Destabilisierung, wie wir sie nach 1864 in Schleswig-
Holstein beobachten können", ein „besonderer Bedarf an Identitätsarbeit" bestünde

(S. 448). Exemplarisch wird aufgezeigt, wie sensibel etwa in Berlin über den 25.
Jahrestag der Schlacht von Düppel im April 1889 diskutiert und letztlich auf eine
pompöse Feier verzichtet wurde, wenngleich „sowohl die dänische wie die preußi-
sche Seite bemüht war, dem Tag mit den Ritualen einer nationalen Festkultur Be-
deutung zu verleihen" (S. 463).

Über den deutsch-dänischen Krieg von 1864 wurde in den letzten Jahren viel ge-
sagt und geschrieben. Eher selten ging es dabei jedoch explizit um die „Menschen
zwischen den Mächten". Der hier vorgelegte Sammelband vereint unterschiedliche
Perspektiven auf 1864, doch erst durch die Zusammenschau gelingt die Erweite-
rung des Blickfeldes weg von den klassischen Themen der Schleswigfrage oder der
Verwaltung Schleswig-Holsteins nach 1864. In eindrücklichen regionalen Studien
werden die Menschen und ihr individueller Umgang mit der veränderten politi-
schen Lage in den Mittelpunkt gestellt und zudem immer wieder der Ausblick in
die Folgezeit geliefert. Wer also noch Platz für eine weitere Publikation zur schles-
wig-holsteinisch-dänischen Geschichte hat, dem sei dieser Band wärmstens an
Herz gelegt, zumal er eben den Dialog nördlich wie südlich der Grenze ermöglicht.

Caroline Elisabeth Weber

Der Wiener Frieden 1864. Ein deutsches, europäisches und globales Ereignis. Hrsg.:
Oliver Auge / Ulrich Lappenküper/ Ulf Morgenstern. Paderborn: Schöningh, 2016.
396 S. (Otto-von- Bismarck-Stiftung. Wissenschaftliche Reihe; 22).

Der Wiener Friede vom 30. Oktober 1864 schien zunächst nur ein europäisches
Randereignis zu sein. Beteiligt waren Dänemark, Preußen und Österreich, zwi-
schen denen der Wiener Frieden abgeschlossen wurde. Der Deutsche Bund, dessen
Rechte ja ursprünglich tangiert waren, war von den Friedensverhandlungen ausge-
schlossen. Im Wiener Frieden verzichtete Dänemark auf seine Rechte an Schleswig,
Holstein und Lauenburg zugunsten des Kaisers von Österreich und des Königs
von Preußen. Österreich und Preußen waren seit dem Friedensschluss für die Her-

zogtümer gemeinsam zuständig - ein Provisorium, das schon von Anfang an von
unterschiedlichen Auffassungen und gar Gegensätzen bestimmt war.

Die Aufsätze des Sammelbandes zeigen jedoch, dass die Auswirkungen dieses
Friedens von Wien allerdings von europäischer Dimension waren. Die außenpoliti-
schen und vor allem die machtpolitischen Verhältnisse in Europa waren in der
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts gleichsam wie ein eng gespanntes Netz: Be-
wegte sich das Netz an einer bestimmten Stelle, geriet das ganze Netz ins Schwin-
gen. Dabei ging es weniger um eine direkte Mitwirkung in der betreffenden Ange-
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legenheit - also dem Wiener Frieden - als vielmehr um die Frage, welchen Vorteil
der einzelne Staat daraus durch Förderung oder Widerstand im eigenen überge-
ordneten Interesse ziehen könne.

Der Sammelband vereinigt die Beiträge einer Tagung, die die Abteilung für Re-
gionalgeschichte der Universität Kiel und die Otto-von-Bismarck-Stiftung im Jahre
2014 veranstaltet haben. Absicht dieser Tagung war es, nicht nur den lokalen Kon-
flikt im Norden und den Kriegsverlauf zu untersuchen, sondern den Wiener Frie-
den als deutsches, europäisches und globales Ereignis einzuordnen. Dabei war
vorgesehen, den zeitlichen Rahmen zu erweitern und ihn auf die Jahre 1863 bis
1866 auszudehnen.

Der Band ist entsprechend in vier Abschnitte gegliedert. Zunächst werden der
unmittelbare Ereignisraum Schleswig-Holstein und die benachbarten Hansestädte
behandelt (Die zeitgenössischen Wahrnehmungen des Wiener Friedens in Schles-
wig und Holstein/ Caroline Elisabeth Weber; Die Aufnahme des Wiener Friedens in
Nordfriesland/ Thomas Steensen und die Wirkung des Krieges in den Hansestäd-
ten/ Detlef Rogosch). Im zweiten Abschnitt weitet sich der Blick auf die gesamtdeut-
schen Verhältnisse (Der Deutsche Bund/Wolf D. Gruner; Preußen/Frank Möller; Ös-
terreich/ Lothar Hobelt und die deutschen Mittelstaaten Sachsen und Hannover/LI//
Morgenstern und Dieter Brosius). Der dritte Abschnitt ist den Auswirkungen in Eu-
ropa gewidmet (Dänemark/Sten Bo Frandsen; Frankreich/ Ul rieh Lappenküper; Eng-
land/T. G. Otte; Russland/Wassilij Dudarew und Polen/Piotr Szalanta). Dabei wer-
den alle Beiträge in den beabsichtigten weiteren zeitlichen Rahmen gestellt. Es
spielt also weniger das Jahr 1864 mit seinen Einzelereignissen des Krieges und des
Friedensschlusses eine Rolle, sondern es sind vielmehr auf den Zeitraum begrenzte
„Landes-" und „Nationalgeschichten", die über die handelnden Personen, die un-
terschiedlichen beteiligten Gruppierungen, die jeweiligen Interessen sowie über die
Stellung dieser Staaten im europäischen Rahmen in den Jahren 1863 bis 1866 Aus-
kunft geben. Der Wiener Friede ist - nach dem obigen Bild - dann der Punkt, von
dem aus das ganze Netz bewegt wird. Im letzten Abschnitt wird der globale As-
pekt des Ereignisses in den Blick genommen. Behandelt werden Lateinamerika (Jan
Schlürmann), die USA (Niels Eichhorn) und Japan (Yosuke lida). Den Abschluss bildet
ein mehr geistesgeschichtlicher Beitrag, in dem es um die Ikonographie von Krieg
und Frieden und vor allem von Friedensschlüssen im 19. Jahrhundert geht (Werner
Telesko). Allerdings ist in diesem letzten Abschnitt der Zusammenhang zwischen
dem Wiener Frieden und den Vorgängen in diesen außereuropäischen Ländern
nur sehr locker.

Es würde zu weit führen, wenn die Inhalte der einzelnen Beiträge hier ausführ-
lich referiert würden. Verwiesen sei auf den Beitrag von Lena Cordes und Frank
Lubowitz in den MSHG, Nr. 88 (April 2015), S. 35-42. Ganz allgemein ist festzuhal-
ten, dass alle Beiträge auf einer breiten Quellenbasis beruhen und dass der Wiener
Frieden entsprechend den Absichten der Herausgeber in den größeren zeitlichen
Rahmen eingepasst wird. Sehr deutlich wird in der Summe dieser Aufsätze, dass
der Wiener Frieden nicht nur ein Ereignis der dänisch-deutschen Geschichte war,
sondern dass dieser Frieden in gesamteuropäischen Dimensionen zu sehen ist. Mit
1864 begann ein Spannungszustand, der sich dann über den preußisch-österrei-
chischen Krieg 1866 bis zum deutsch-französischen Krieg 1870/71 und zur Reichs-
gründung hinzog.
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Die vier Abschnitte behandeln systematisch die vier Wirkungsebenen, doch hät-
ten die Herausgeber überlegen sollen, ob es im ersten Abschnitt nicht auch einen
Beitrag über die Augustenburger, ihren Erbanspruch und schließlich den Verlust
ihrer Ansprüche hätte geben können.

Peter Wulf

Jenni Boie, Volkstumsarbeit und Grenzregion. Volkskundliches Wissen als Res-
source ethnischer Identitätspolitik in Schleswig-Holstein 1920-1930. Münster:
Waxmann, 2013. 216 S. (Kieler Studien zur Volkskunde und Kulturgeschichte;
9). - Zugl.: Kiel, Univ., Diss., 2012.

Nach dem Ersten Weltkrieg, präziser gesagt als Folge des Versailler Vertrages, fan-
den 1920 zwei Abstimmungen über die deutsch-dänische Grenze und damit über
die Zugehörigkeit der in Nord- und Südschleswig lebenden Bevölkerung zu
Deutschland oder Dänemark statt. Das Ergebnis war die Übergabe Nordschleswigs
durch das Deutsche Reich am 15. Juni 1920 an Dänemark. Das um dieses Gebiet
verkleinerte Schleswig-Holstein markiert den Untersuchungegenstand von Jenni
Boie, die den im Jahr zuvor gegründeten Schleswig-Holsteiner-Bund in das Zent-
rum ihrer Betrachtung stellt, der seinerseits eine Revision der neuen Grenzziehung
anstrebte. Zentrale Bedeutung gewann in diesem Kontext die zumeist noch nicht
akademisch institutionalisierte Volkskunde, die zum einen als Identitätsanker fun-

gierte und zum anderen in territorialen Auseinandersetzungen eine hohe Instru-
mentalisierung erfuhr. Wie die Autorin betont, eignete sich volkskundliches Wis-
sen vor allem für die ethnisch motivierte Konstruktion von regionalen Bildern (S.
26 f.). Als historischer Rahmen der Untersuchung dient der Zeitraum zwischen
1920, dem Jahr der Grenzverlegung, und 1930, wobei hier keine auffällige oder be-
gründete Zäsur ersichtlich ist. Unklar bleibt, weshalb die Verfasserin den Betrach-
tungszeitraum nicht auf die Jahre bis 1933 ausgedehnt hat, zumal sie an anderer
Stelle die in diesem Jahr erfolgte (Selbst-)Gleichschaltung der historischen und kul-
turpolitischen Vereine unterstreicht (S. 72).

Der Studie von Boie liegt ein konstruktivistischer Ansatz der Wissenssoziologie
zugrunde, bei der Wissen als ein diskursiver Aushandlungsprozess verstanden
wird (S. 21). Oder anders gewendet: Die Autorin fragt nach der Produktion „wis-
senschaftlichen Wissens" in regionalen „Wissensmilieus", wobei als Zuträger oder
Multiplikatoren von Wissen nicht zuvorderst Wissenschaftler figurierten, sondern
vielmehr Journalisten, Pastoren und Volksschullehrer den Diskurs dominieren
konnten. Zu den bedeutendsten Akteuren dieser volkskundlichen Aushandlungs-
prozesse in Schleswig-Holstein gehörten deshalb auch Lehrer wie Gustav Friedrich
Meyer, der Museumsdirektor Ernst Sauermann oder der Pastor Johannes Schmidt
aus Wodder. Es waren also keine genuinen, im akademischen Elfenbeinturm for-
schenden Volkskundler, die in diesem Mobilisierungsprozess des deutschen
„Volkstums" wirkten. Offenkundig diente die Volkskunde stattdessen als Motor
der persönlichen Profilierung oder der Legitimation eigener Anschauungen, wenn
diese im Rahmen von Vorträgen oder von Beiträgen in Heimatzeitschriften verbrei-
tet wurden. Auf diese Weise avancierte die Wissenschaft der Volkskunde außer-
halb der Universität allenfalls zu einem karrierefördemden Merkmal oder einem
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politischen Argument - nicht selten waren beide Funktionen eng miteinander ver-
zahnt.

Wie die Verfasserin am Nationalitätenstreit deutlich macht, stellte Wissenschaft

für die untersuchten Akteure meist nur eine Ressource dar, der, beispielsweise in
Form von Volksliedern oder des Niederdeutschen, eine Tauschfunktion immanent
war. Dabei darf der Ressourcentausch nicht als Harmoniemodell verstanden wer-

den, wie das Beispiel Otto Mensings zeigt. Es war vor allem ein interessen-, span-
nungs- und konfliktreiches Bezugsmodell: Mensing, dem wohl renommiertesten
Erforscher schleswig-holsteinischer Mundart und Volkskultur, blieb ein Volks- oder
landeskundlicher Lehrstuhl an der Kieler Universität versagt, da er sich, so Boie,
kaum politisch positioniert habe (S. 138). In diesem, von politischen Entscheidungs-
trägern gesteuerten Institutionalisierungsprozess reüssierte letztlich ein auswärti-
ger und augenscheinlich ganz ungeeigneter Kandidat: der Tübinger Theologe Otto
Scheel. Der Luther-Forscher hatte sich zuvor als wortgewaltiger Grenzkampfredner
in der grenzrevisionistisch ausgerichteten norddeutschen Tagespolitik profilieren
können. Aus diesem Grund berief ihn das preußische Kultusministerium auch im
Jahr 1924 auf den Lehrstuhl für Schleswig-Holsteinische, Nordische und Reforma-
tionsgeschichte, der eigens für Scheel geschaffen worden war. 1 Folglich wirkte
Volkskunde insbesondere dann karrierefordernd, wenn ein eindeutiges politisches
Lippenbekenntnis damit verbunden war. Insgesamt rechnet die Autorin das von
ihr behandelte Wissensmilieu überwiegend der Konservativen Revolution zu (S.
58) und nimmt - zuweilen mit fast apodiktischer Bestimmtheit - eine ideologische
Einordnung der von ihr in den Blick genommenen Akteure vor. Dieses Vorgehen
erschließt sich nicht in jedem Fall, vor allem, wenn wie im Fall des Altonaer Muse-
umsdirektors Otto Lehmann lediglich anhand einzelner Zitate ein ideologisches
Grundrauschen herausgearbeitet wird (S. 110).

In theoretischer Hinsicht ist ferner die „political ethnicity" zu nennen. Mithilfe
dieser Theorie kann Boie deutlich machen, dass die Mobilisierung von Gemein-
samkeiten innerhalb des deutschen Volkstums ein erklärtes Ziel des Heimatbundes

war, der auf diese Weise seine revisionistischen Ansprüche zu verwirklichen such-
te (S. 142-188). Dazu wurde das in weiten Bevölkerungskreisen bekannte Wissen
um Märchen oder Ethnographien in einen kulturpolitischen Kontext transformiert,
womit letztlich eine Ideologisierung der kollektiven Identität in bewusster Abgren-
zung zu Dänemark beabsichtigt war. Im Selbstverständnis der politischen Akteure
stellte dieser Transformationsprozess eine wichtige Grundvoraussetzung für eine
erneute Abstimmung und Grenzverschiebung dar. Ethnizität wurde somit Be-
standteil einer stereotypisierenden Identitätspolitik.

Dennoch weist das Werk auch deutliche Lücken auf. So fehlt etwa eine tief-

schürfende Untersuchung zum Atlas der deutschen Volkskunde, der ausschließlich
über eine im Jahr 2009 veröffentliche Studie zur Kenntnis genommen wird.2
Obschon die Verfasserin auf die kulturpolitische Bedeutung dieses Instruments

1 Vgl. ausführlich Carsten Mish: Otto Scheel (1876-1954). Eine biographische Studie zu
Lutherforschung, Landeshistoriographie und deutsch-dänischen Beziehungen, Göttingen
2015.

2 Friedemann Schmoll: Die Vermessung der Kultur. Der „Atlas der deutschen Volkskunde“
und die Deutsche Forschungsgemeinschaft 1928-1980, Stuttgart 2009.
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hinweist, wird der schleswig-holsteinischen Landesstelle, die für die Atlasarbeit in
der norddeutschen Region zuständig war, nicht nachgespürt. Weitere Hinweise
zur dänischen Kulturpolitik wären darüber hinaus hilfreich für das historische Ver-
ständnis gewesen, immerhin bezeichnet Boie diese als „Vorbild hinsichtlich der
kulturellen Arbeit" der deutschen Akteure (S. 90). Schließlich ist noch auf das Feh-
len jedweder Register zu verweisen, wodurch eine Arbeit mit der ansonsten äu-
ßerst informativen Studie unnötig erschwert wird. Dessen ungeachtet liegt mit
Boies Studie aber eine überaus lesenswerte und aufschlussreiche Neubewertung
der Identitätspolitik im Schleswig-Holstein der 1920er Jahre vor.

Martin Göllnitz

Grenzen überwinden. Schleswig-Holstein, Dänemark & die DDR. Hrsg.: Aaron Jes-
sen/Ebnar Moldenhauer/Karsten Biermann. Husum: Husum Druck- und Verlagsge-
sellschaft, 2016. 368 S.

Der Aufsatzband „Grenzen überwinden" ist das Ergebnis des von der „Bundesstif-
tung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur" geförderten Projektes „Schleswig-
Holstein, Dänemark und die DDR - eine europäische Grenzregion im Kontext der
deutsch-deutschen Teilung". Ihm ging eine Fachtagung in der „Internationalen
Bildungsstätte Jugendhof Scheersberg" im November 2013 voraus. Er enthält 15
Beiträge von 14 Wissenschaftlern; abgesehen von wenigen dänischen überwiegend
von deutschen Autoren. Ausdrücklich nicht behandelt werden in dieser Publikati-

on Aspekte der nationalen Minderheiten im deutsch-dänischen Grenzraum und
Fragen der Spionageabwehr. Die Einbeziehung der Minderheiten wäre allerdings
eine inhaltliche Bereicherung des Bandes gewesen.

Der Band, dessen dänische Übersetzung für einen späteren Zeitpunkt geplant
ist, richtet sich zum einen an Lehrende in Schulen und Hochschulen, zum anderen

an zeitgeschichtlich interessierte Leserinnen und Leser. Seine besondere didakti-
sche Zielrichtung wird in der dreiteiligen Gliederung der einzelnen Beiträge deut-
lich. Auf den Aufsatztext folgt jeweils eine Handreichung, die in unterschiedlichem
Umfang Diskussions- oder Arbeitsfragen enthält. Sie sollen zur eigenständigen
Weiterarbeit im Schulunterricht oder universitären Lehrveranstaltungen anregen.
Außerdem wird weiterführende Literatur (teilweise kommentiert) genannt; bei ei-
nigen Beiträgen enthält die Handreichung auch einen Quellentext. Schließlich
zeichnet sich der Band durch zahlreiche Abbildungen (zeitgenössische Fotogra-
phien, Flugblätter, Quellen und Graphiken) aus, die ebenfalls als Unterrichtsmate-
rial herangezogen werden können. Ein nützliches Stichwortverzeichnis schließt
den Band ab. Einige Mängel seien an dieser Stelle genannt. Beispielsweise enthält
der Beitrag von Robert Bohn („Irritationen und Annäherungen. Schleswig-Holstein
und Dänemark nach 1945") auf S. 44 in der Handreichung Arbeitsfragen zu The-
men, die in dem Aufsatz gar nicht behandelt werden. Die Fußnoten aller Beiträge
sind so klein gedruckt, dass man sie nur mit größter Mühe lesen kann. Ansonsten
ist der Band druckgraphisch ansprechend gestaltet.

Insgesamt geht es in dem Band um die Zeit des Kalten Krieges zwischen Ost
und West, dessen Überwindung nunmehr fast drei Jahrzehnte zurückliegt. Das
Thema Grenzen/Grenzüberwindung im weiteren Sinne ist derzeit durchaus aktu-
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eil, beobachtet man doch seit einiger Zeit, dass weltweit immer wieder neue Gren-
zen oder Abgrenzungen auf regionaler, nationaler und internationaler Ebene ent-
stehen. Gerade in einer Grenzregion mit ihren mannigfachen historischen Konflikt-
feldern und Stereotypen in der öffentlichen Diskussion ist daher diese Thematik
besonders wichtig, vor allem die Bereitstellung verlässlicher Informationen für eine
sachbezogene Beschäftigung. Somit dürften die einzelnen Beiträge für Schule und
Hochschule manches interessante Arbeitsmaterial enthalten. Ob die zum Teil aber

doch recht speziellen Themen in größerer Breite in den Lehrplänen der allgemein-
bildenden Schulen in Schleswig-Holstein oder Dänemark Aufnahme finden, er-
scheint mir eher zweifelhaft, wenn man einmal absieht von gelegentlichen Besu-
chen der nicht gerade zahlreichen Erinnerungsorte etwa an der ehemaligen
deutsch-deutschen Grenze (vgl. hierzu die anregenden Beiträge von Peer Egtved
und Andreas Wagner). Dass die Wissensdefizite bei den Schülern im Blick auf die
deutsche Zeitgeschichte seit 1945 allgemein eklatant sind, zeigt Jens Hüttmann in
seinem Beitrag eindrucksvoll auf.

Behandelt werden folgende Themenbereiche: Militärische Fragen (NATO, War-
schauer Pakt, Nationale Volksarmee der DDR) im westlichen Ostseeraum, Spiona-
ge in Schleswig-Holstein und Dänemark und in diesem Zusammenhang die
Fluchtaktivitäten an den DDR-Grenzen sowie kulturelle Fragen im Zusammenhang
mit der Rostocker Ostseewoche, der Kieler Woche und dem politisch motivierten
Ostseetourismus.

Schleswig-Holstein und Dänemark lagen nach dem Kriegsende 1945 und am
Beginn des Kalten Krieges unmittelbar an der Nahtstelle der beiden großen Macht-
blöcke; ihnen kam als DDR-Anrainern eine wichtige strategische Partnerrolle bei
der Verteidigung der Ostseezugänge zu. Daher waren Deutschland und Dänemark
zwangsläufig wichtige Kooperationspartner beim Aufbau des westlichen Verteidi-
gungsbündnisses, auch wenn in Dänemark noch lange vor allem auf Grund der
negativen Erfahrungen während der deutschen Besetzung des Landes erhebliche
Vorbehalte gegenüber dem großen Nachbarn Deutschland bestanden. So wurde
Schleswig-Holstein militärisch gesehen für die NATO quasi zum „Flugzeugträger"
(Beitrag von Dieter H. Kollmer, S. 83). Die Aufrüstung zu beiden Seiten des Eiser-
nen Vorhangs und die Entwicklung einer deutsch-dänischen Verteidigungskoope-
ration mit einer gemeinsamen Kommandostruktur innerhalb der NATO werden in
dem Band eingehend dargestellt. Angesichts dessen war der westliche Ostseeraum
ein wichtiger Interessensschwerpunkt der Nachrichtendienste beider Seiten, wobei
die Erfolge der DDR-Staatssicherheit nicht immer ihren hoch gesteckten Zielen ent-
sprachen. Allerdings sind hier wichtige Quellenbestände (etwa bei der CIA) noch
nicht zugänglich. Einen Aufsehen erregenden Fall von Hochstapelei eines ver-
meintlichen DDR-Agenten zeigen Thomas Wegener Friis und Helmut Müller-Enbergs
in ihrem Beitrag auf.

Die DDR versuchte lange, vor allem bei den Sozialdemokraten Skandinaviens,
um Anerkennung zu werben, eine Entwicklung, die in der Bundesrepublik wegen
der Hallstein-Doktrin (außenpolitischer Alleinvertretungsanspruch der BRD) äu-
ßerst misstrauisch beobachtet wurde. Interessant sind die Ausführungen von Ale-
xander Muschik über die Rostocker Ostseewoche, die von der DDR 1958 als Gegen-
veranstaltung zur Kieler Woche etabliert wurde. Mit dieser 1975 wieder eingestell-
ten Festwoche wollte die DDR eine Art Kultur- oder Charmeoffensive in Richtung
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Skandinavien etablieren, was ihr bis zu einem gewissen Grad auch gelang, zumal
die Kieler Woche in dieser Hinsicht nicht mithalten konnte. In diesen Zusammen-

hang gehört auch der von der DDR mit begrenztem Erfolg geförderte Ostseetou-
rismus; hier gab es keine großen Besucherzahlen und demzufolge keine nennens-
werte Breitenwirkung zu verzeichnen (Beitrag von Nils Abraham). Bedrückend sind
die Einzelschicksale der von Volker Höffer geschilderten Fluchtversuche aus der
DDR über die Ostsee, die für die Flüchtenden mit großen Gefahren und Risiken
verbunden waren.

Insgesamt kann man nur hoffen, dass das didaktisch gut aufbereitete Material
des Bandes in Schulen und Hochschulen der Region auf reges Interesse stoßen mö-
ge - trotz der oben bereits angesprochenen Einschränkungen. Mit Hilfe der hier
behandelten Themen kann Zeitgeschichte in unserer Region doch „hautnah" und
anschaulich vermittelt und das Wissen über einen wichtigen Abschnitt der Ge-
schichte des 20. Jahrhunderts wach gehalten werden.

Wilfried Lagler

3. Rechts, Verwaltungs- und Verfassungsgeschichte

Charlotte Rock, Herrscherwechsel im spätmittelalterlichen Skandinavien. Hand-
lungsmuster und Legitimationsstrategien. Ostfildern: Jan Thorbeke Verlag, 2016.
506 S. (Mittelalter-Forschungen; 50). Zugl.: Heidelberg, Univ., Diss. 2015.

Der Untersuchungsgegenstand der von Charlotte Rock vorgelegten und 2015 an
der Universität Heidelberg als Dissertation angenommenen Arbeit ist mit dem Be-
griff des Herrscherwechsels weit definiert: Dieser bezeichnet „sämtliche Macht-
wechsel an der Spitze von Königreichen, darunter auch solche, die aus ähnlichen
und häufig synonym verwendeten Bezeichnungen wie Thronfolge, Königserhe-
bung oder auch -absetzung herausfallen" (S. 3). Demgemäß nimmt das Werk die
Herrscherwechsel in Skandinavien im Zeitraum zwischen 1319 und 1523 in den

Blick, wobei sinnvollerweise die schwedischen Reichsverweser oder Margarethe I.
mit inbegriffen sind. Ziel ist es, „den Moment der Herrscherwerdung, aber auch
deren Umkehrung sowohl auf synchroner, das heißt im Vergleich der Königreiche
miteinander sowie exemplarisch mit weiteren europäischen Beispielen, als auch auf
diachroner Ebene, das heißt im chronologischen Vergleich der einzelnen Königrei-
che, nachzuvollziehen" (S. 21). Im Zentrum stehen die zugrundeliegenden Hand-
lungsmuster und Legitimationsstrategien.

Der Einleitung (I.) mit Ausführungen zum Untersuchungsgegenstand und zur
Fragestellung, zur Literatur- und Quellenlage sowie zur Methodik folgt ein Groß-
kapitel (II.), in dem die Herrscherwechsel chronologisch betrachtet werden. Dabei
richtet sich der Fokus anfangs auf jene Entwicklungen, die langfristig (aber kei-
neswegs zwangsläufig) zur Gründung der Kalmarer Union 1397 führten (II.1) - so
etwa die vom holsteinischen Einfluss geprägte Herrschaft König Christophs II. von
Dänemark, der auf Betreiben Gerhards III. von Holstein-Rendsburg zwischenzeit-
lich durch dessen Neffen Waldemar III. ersetzt wurde. Auch die Entwicklung in
Schweden mit der Königswahl Albrechts von Mecklenburg wird thematisiert.
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Daran anschließend (II.2) wird auf die unmittelbare Vorgeschichte der Union
mit der Durchsetzung Margarethes in allen drei Reichen, der Entmachtung Alb-
rechts von Mecklenburg in Schweden sowie der Krönung Erichs von Pommern
zum Unionskönig eingegangen. Zudem werden sinnvollerweise die Thronfolge-
pläne des Letztgenannten behandelt, die aufgrund der daraus resultierenden Un-
stimmigkeiten mit dem dänischen Reichsrat ein nicht unwesentlicher Grund für
seine Absetzung als König waren. Letztere verlief ebenso schrittweise, also Reich
für Reich, wie die Wahl seines Neffen und Nachfolgers Christophs von Bayern
(II.2.2.3). Im schleswig-holsteinischen Kontext ist die Erwähnung von besonderem
Interesse, dass Herzog Adolf VIII. während der dänischen Krönungszeremonie
1443 das Reichsschwert halten durfte - ein Umstand, der angesichts der symboli-
schen Bedeutung der Waffe sowie des nur wenige Jahre zurückliegenden Konflik-
tes um Schleswig durchaus überrascht (S. 192).

Erich von Pommern seinerseits wurde nach der Absetzung weiterhin von eini-
gen Akteuren als legitimer Herrscher angesehen und erhob selbst ebenfalls An-
sprüche (II.3.1.3). Die Möglichkeit einer Rückkehr des Herrschers nach der Abset-
zung kann Rock am Beispiel des dreimaligen schwedischen Königs Karl Knutsson
(Bonde) in Kapitel II.3 aufzeigen. Sein Gegenspieler Christian I. wurde zwar 1460
zum Landesherrn in Schleswig und Holstein gewählt, konnte aber seine Ansprüche
in Schweden nur zeitweise durchsetzen. Die zwischenzeitliche Wahl Karl Knuts-

sons sowie später der Reichsverweser waren für das Auseinanderdriften der Union
mitverantwortlich. Diese Wahlen waren dabei bekanntermaßen nicht allein Auslö-

ser dieses Auflösungsprozesses, sondern zugleich ein Symptom, resultierten sie
doch aus dem Bestreben maßgeblicher Akteure in Schweden, die an einer Fortset-
zung der Zusammenarbeit kein Interesse hatten.

Daran anschließend wird die Entwicklung „Von der Union dreier zur Union
zweier Reiche" (IL4) in den Blick genommen, wobei besonderes Augenmerk neben
dem Sohn Christians I., Hans, den schwedischen Reichsverwesem und der Frage
ihrer Legitimation gilt. Ebenso wird in diesem Kapitel der Wechsel zum Sohn von
Hans, Christian II., behandelt; der Fokus liegt hier auf der Durchsetzung seiner
Herrschaftsansprüche in Dänemark und Norwegen einerseits und in Schweden
andererseits. Im Anschluss (11.5) werden die - wie bei Erich von Pommern in meh-
reren Schritten erfolgende - Absetzung Christians II. in allen drei Reichen sowie
die daraus resultierenden Entwicklungen dargestellt, welche letztlich zur Wahl ei-
nes eigenen Königs für Dänemark und Norwegen beziehungsweise für Schweden
führten. In Dänemark und Norwegen war dies der Onkel Christians, Friedrich L,
der nach seiner Thronbesteigung in Dänemark Herzog von Schleswig und Holstein
blieb. Das Kapitel II.5 beschließt die chronologische Untersuchung mit Überlegun-
gen zur politischen Kommunikation der 1520er Jahre.

Dieser chronologischen Untersuchung der Kommunikation und der Legitimati-
on von Herrscherwechseln (II) folgt die methodische Zusammenführung (III). Da-
bei werden zunächst die „Formen und Elemente" (III.1) der Herrscherwechsel in
Skandinavien behandelt, also die verschiedenen Arten der Herrschererhebungen
beziehungsweise -entmachtungen sowie in einem vergleichsweise kurzen Unter-
kapitel die Bedeutung der Union in diesen Zusammenhängen. Wichtig zu erwäh-
nen ist die in Kapitel III.2 behandelte Legitimation von Herrscherwechseln, die auf
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recht unterschiedliche Art und Weise, etwa durch Versammlungen, Lieder oder
Chroniken erfolgte.

Die Absetzung von Herrschern erfolgte, wie die Verfasserin in der Schlussbe-
trachtung (IV) darlegt, oftmals aufgrund von divergierenden Interessen innerhalb
der Union. Besonders in Schweden wurde „Königtum zunehmend als Amt und die
Herrscherperson als Amtsträger aufgefasst" (S. 425). Die Legitimation der Herr-
scherwechsel in der Kommunikation mit anderen Akteuren war, wie Rock aus-

führt, von großer Bedeutung und erfolgte auf verschiedenen Wegen. Sie erscheint
umso wichtiger, weil eine Absetzung des Herrschers vor allem in Schweden ebenso
im Bereich des Möglichen lag wie eine Wiedereinsetzung. Dies wird nicht zuletzt
anhand des Schicksalsrads deutlich, welches den Umschlag des auch in der Auf-
machung überzeugenden Buches ziert. Abgerundet wird das Werk durch einen
Anhang mit chronologischen Daten zu den behandelten Herrschern sowie durch
ein Orts- und Personenregister; eine Karte des Untersuchungsraums fehlt indes.

Die Schwerpunkte der Arbeit liegen auf Dänemark als Haupt sowie auf Schwe-
den als Problemfall der Kalmarer Union, während Norwegen weniger ausführlich
behandelt wird. Auch Verknüpfungen nach Schleswig-Holstein - das bekanntlich
nie Mitglied der nordischen Union war - finden sich, etwa durch Christians I. Be-
stätigung der Constitutio Valdemariana im Zuge der Thronbesteigung 1448 (S. 219)
oder den Konflikt mit seinem Bruder Gerhard in den 1460er Jahren (S. 283). Weitere
Punkte könnten - wie etwa die 1466 zwischen dänischen und schleswig-holstei-
nischen Räten geschlossene Koldinger Union - genannt werden. Ohne Zweifel
kann ein Verständnis der Herrscherwechsel in Dänemark, Norwegen und Schwe-
den einen Beitrag zum Verständnis dieses Phänomens in Schleswig-Holstein leis-
ten, ebenso wie dies im Umkehrschluss der Fall sein dürfte. Gleiches gilt für andere
Unionsbildungen des Spätmittelalters wie die Verbindung von Polen und Litauen,
auf die im Werk kurz hingewiesen wird (S. 107). Charlotte Rock ist eine insgesamt
überzeugende Arbeit zu den Herrscherwechseln im spätmittelalterlichen Skandi-
navien gelungen, die auf einem breiten Quellen- und Literaturfundament fußend
viele neue Erkenntnisse bringt und somit selbst eine gute Grundlage für verglei-chende Ansätze bietet.

Frederic Zangel

4. Wirtschafts- und Sozialgeschichte

Martin Rheinheimer, Die Insel und das Meer. Seefahrt und Gesellschaft auf Amrum
1700-1860, Stuttgart: Franz Steiner Verlag, 2016. 578 S. (SWSG; 53).

Lokalhistorische Studien mit wissenschaftlichem Anspruch im Feld der Wirt-
schafts- und Sozialgeschichte werden zwar seit wenigen Jahren wieder etwas häu-
figer vorgelegt, sie bleiben aber ein durchaus randständiges Genre der historischen
Forschung. Förderung für Studien, in denen kleinste Siedlungseinheiten mit hohem
Aufwand bis ins Detail erforscht werden, ist offenbar nicht häufig zu erhalten.
Auch kann man sich vorstellen, dass es für den Verfasser einer solchen Arbeit, bei
der viel sprödes Quellenmaterial vor allem aus dem Bereich des Finanz- und Ver-
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waltungswesens quantitativ ausgewertet werden muss, bisweilen schwierig ist, die
Motivation über viele Jahre aufrechtzuerhalten. Hier wird keine große „Story" er-
zählt, und die Akteure treten eher als Gruppen denn als einzelne Individuen her-
vor.

Und doch ist man als interessierter Leser dankbar, wenn solch eine Studie mit

der hinreichenden methodologischen und technischen Expertise durchgeführt und
zu einem Resultat wie dem vorliegenden vollendet wurde. Es mögen keine lineare
Narrative herauskommen und der Lesefluss recht häufig in den seitenlangen statis-
tischen Auswertungen stocken, der Erkenntnisgewinn entschädigt dafür durchaus.
Der Leser ist nach Lektüre des Textes mit den Zyklen, Möglichkeiten und Existenz-
bedingungen der Menschen auf den Nordseeinseln des 18. und 19. Jahrhunderts
gut vertraut und kennt Spezifika der von Rheinheimer als „Seefahrergesellschaft"
bezeichneten Lebenswelt der Amrumer in diesen Jahrhunderten. Just dies macht
den Reiz der Studie aus. Die Insel hat einige Repräsentativität und damit auch Be-
deutung in einem Zeitalter, in dem die segelbetriebene Seefahrt für hunderttausen-
de Menschen Europas den wesentlichen Lebenserwerb und -unterhalt bedingte.
Amrum eignet sich für eine solche Studie vor allem daher, da hier bis weit in das
19. Jahrhundert hinein kaum landwirtschaftliche, protoindustrielle oder andere
Verdienstmöglichkeiten bestanden; die Abhängigkeit von der Seefahrt war hier
äußerst hoch. Die in verschiedenen Archiven vorzufindenden großen Mengen an
Akten, die einer auch in den peripheren Provinzen recht gut funktionierenden dä-
nischen Verwaltung geschuldet sind, sprechen ebenfalls für eine gelungene Wahl
des Studienobjektes.

Ein Einleitungs- und ein Schlussabschnitt umschließen neun Kapitel, die alle re-
lativ unabhängig für einen eigenen Themenbereich stehen, auch wenn eine leichte
Struktur von aufeinander aufbauenden Schichten und der Versuch von entspre-
chenden Überleitungssätzen bemerkbar sind. Kapitel 2 stellt die Insel Amrum vor,
hier werden vor allem die grundsätzlichen Rahmenbedingungen bezüglich Geo-
graphie, politischer Zugehörigkeit, Sprache und ähnlichem eingehend dargelegt.
Im Kapitel 3 werden die Bezüge der Amrumer Seeleute zur maritimen Geschichte
der Nordseeanrainer dargestellt. Betont werden hier die grundsätzlichen jahreszeit-
lichen Zyklen mit den monatelangen Abwesenheiten von großen Teilen der männ-
lichen Bevölkerung im Sommer. Es ist überraschend, wie deutlich die Amrumer
seit der Mitte des 18. Jahrhunderts auch jenseits der immer dominanten lokalen
Schifffahrt in die globale Fernfahrt eingebunden wurden und wie markant sie seit-
her nicht nur als Matrosen, sondern auch als Reeder oder Kapitäne im Regional-
handel zu wirken begannen. Auch erfährt man hier etwas über die „exotischeren"
Schicksale von Seeleuten der Insel, beispielsweise von der Sklaverei mancher Am-
rumer in Algier; was offenbar auch Rheinheimer vor über zehn Jahren überhaupt
auf das Thema der Inselgeschichte aufmerksam gemacht hat.

Es folgt ein etwa 40-seitiges Kapitel 4 über die Demografie der Seefahrergesell-
schaft. Die Abweichungen von Sterblichkeit, Fertilität, Heiratsalter und weiteren
Faktoren des demographischen Aufbaus von anderen zum Vergleich herangezoge-
nen Fällen sind interessant und verdeutlichen die Spezifika einer Inselgesellschaft
in Abhängigkeit von den Zyklen der Seefahrt. Im Kapitel 5 spürt Rheinheimer den
Amrumem in fremden Häfen und auf fremden Schiffen nach, indem er die Listen

der Wasserschoute von Hamburg, Amsterdam, Altona und Kopenhagen analysiert.
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Die Ergebnisse sind interessant, zeigen sie doch, wie Karriereverläufe sich in Ab-
hängigkeit der jeweiligen regionalen Zugehörigkeiten von Kapitän und Seemann
entwickelten. Ein Amrumer Kapitän erhöhte die Chancen auf eine gute Karriere ei-
nes Seemanns von der Insel wesentlich. Der häufig verwendete Begriff des Netz-
werkes wirkt allerdings überflüssig, da Rheinheimer hier tatsächlich auf Inselzuge-
hörigkeiten, also die geteilte Heimat rekurriert.

Im Kapitel 6 wird die Beobachtung des vorhergehenden Abschnittes dann mit
erheblichem Aufwand vertieft. Hier werden Zentralfiguren der Amrumer See-
fahrergesellschaft (üblicherweise die Kapitäne) herausgehoben und ihre Karrieren
sowie die Karrieren von ausgewählten Individuen ihrer Mannschaften illustriert.
Das Kapitel beeindruckt durch einige profunde Aussagen und Korrelationserhe-
bungen zu typischen Karrieremustem, und es kann angesichts der deutlich überre-
gionalen Aussagekraft als ein Zentralkapitel der Arbeit gelten. Auch hier jedoch
wirkt die extensive Verwendung des Netzwerkbegriffes übertrieben und die No-
deXL-Grafiken eher überflüssig; ihre Aussagekraft wäre an dieser Stelle durch Pro-
zentangaben in Tabellen wohl höher gewesen. Dieses Monitum betrifft allerdings
nur den Randbereich eines ansonsten äußerst gelungenen Kapitels. Im folgenden
Kapitel 7 wird eine detaillierte Vermögensanalyse vorgenommen. Auf Basis von
vorzüglichen Quellen schafft es Rheinheimer, eine Geschichte von Kapitalerwerb
und -anlage der Amrumer und sogar ihrer Nachbarinseln plastisch darzustellen.
Bemerkenswert seine Schlussfolgerung hier für eine Seefahrergesellschaft, diese
bildete „letzten Endes doch nur einen Überbau" einer traditionellen Agrargesell-schaft.

Kapitel 8 wirkt dann wie das Herzstück und analytische Zielprodukt der ganzen
Studie. Mittels einer Kombination von vielen nun etablierten Zusammenhängen
und Datensätzen schafft es Rheinheimer, eine Zentralitätsanalyse vorzunehmen
und dabei Schlüsselfiguren der Amrumer Gesellschaft zu identifizieren. Hier spielt
der Autor das Potential der Netzwerkanalyse voll aus, und es gelingt ihm die über-
zeugende Herausarbeitung von einem kleinen Kreis an Kapitänsfamilien, die als
zentrale „Akteure" die Geschicke der Amrumer Gesellschaft maßgeblich gestalten
konnten. In gewisser Weise das Gegenstück bildet das Kapitel 9, in dem viel über
soziale Mobilität und die Gefahren der Verarmung reflektiert wird. Das Kapitel 10
beschließt den Hauptteil des Buches, in welchem die Inszenierung der Amrumer
Gesellschaft vor allem durch ihre berühmten Grabsteine und den Übergang von
der Seefahrt zum Tourismus als Haupterwerbsquelle eingehend thematisiert wird.
Ein resümierender Schlussabschnitt und eine Reihe an Anhängen sowie Quellen-
und Literaturverzeichnisse und ein Orts- und Personenregister beschließen den
imposanten und reich bebilderten Band.

Die Arbeit regt nach Abschluss der Lektüre zu grundsätzlichen Fragen über die
Darstellungsmöglichkeiten von regionaler Geschichte an. Angesichts der Quellen-
lage scheint eine andere als die überwiegend quantitatives Material auswertende
Darstellung der Geschichte der Gesellschaft Amrums kaum denkbar. Die zusam-
menführende Auswertung von komplexen Datenmassen aus den verschiedensten
einschlägigen Archiven führt, bei manch leichter Übertreibung des Netzwerkansat-
zes, zu einem so vorher nicht herstellbaren Bild der Gesellschaftsgeschichte. Eine
auf das Qualitative zielende Darstellung der Amrumer Geschichte, beispielsweise
durch Berichte von zeitgenössischen Amtsmännern über die Insel, hätte nie auch
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nur ansatzweise solch profunden Aussagen wie diejenigen Rheinheimers ermög-
licht. Die Wirtschafts- und Sozialgeschichte kann eindeutig von einer stärkeren di-
gitalen Analyse von entsprechend aufbereiteten Datenmassen profitieren, und
dadurch wird tatsächlich ein Signum der Amrumer Frühen Neuzeit herausgearbei-
tet. Da der Begriff der „Seefahrergesellschaft" jedoch nicht auf diese Insel be-
schränkt ist, ist mit dieser Arbeit auch ein wichtiger methodischer Grundstein für
eine noch zu schreibende, auf das Gesellschaftliche abzielende Seefahrtsgeschichte
Deutschlands in der Frühen Neuzeit gesetzt.

Magnus Ressel

Ove Thomsen, Vergangenheit von Nordfriesland. Die Arbeit der Bauern im Wandel.
Gelnhausen: Wagner, 2013.136 S.

Das kleine Buch von Ove Thomsen erhebt keinerlei wissenschaftlichen Anspruch,
sondern ist eher als eine Art Plauderei zu betrachten über einige, dem Autor wis-
senswert erscheinende Aspekte der Geschichte Nordfrieslands und der Entwick-
lung des bäuerlichen Alltags. Zum einen beschäftigt sich der Text mit historischen
Ereignissen von der Zeit der Besiedlung Nordfrieslands bis ins 20. Jahrhundert
hinein, wobei der Wandel des Landlebens in Eiderstedt im 19. und frühen 20. Jahr-
hundert besonders in den Blick genommen wird. Zum anderen berichtet Thomsen
vom täglichen Leben in einem landwirtschaftlichen Betrieb, wie er es selbst auf
dem Hof seiner Familie vor allem in den 1950er Jahren erlebt hat. Mit den Erinne-
rungen daran, so der Autor in seinem Vorwort, „und vielen eingefügten alten
Schriften und Bildern lasse ich die alten Zeiten gegenwärtig werden. So können
sich unsere Kinder und Enkel authentisch informieren, wie die Menschen vor 60,

vor 200 und vor Tausenden von Jahren auf dem Lande in Nordfriesland gelebt und
gearbeitet haben" (S. 8).

„Authentisch informieren" kann sich die Leserschaft allerdings nicht unbedingt,
denn Thomsens Text enthält eine Reihe von Fehlem und verwirrenden Bemerkun-

gen. Als Beispiele seien nur genannt, dass aus der Treene die „Träne" (S. 13, Zeile
11) wird, dass die Funde aus dem Nydam-Moor sich, statt in Museen in Kopenha-
gen und Schleswig, seiner Meinung nach „im Kieler Museum" (S. 13, Zeile 28-30)
befinden und dass es in Europa angeblich „seit 68 Jahren keinen Krieg" (S. 41, Zeile
6-7) mehr gegeben hat. Sind die Jugoslawienkriege zwischen 1991 und 2001 schon
vergessen? Hinzu kommen Transkriptionsfehler, den Lesefluss störende Abschwei-
fungen vom Thema, etwa wenn es um das Gefecht bei Eckernförde am 5.4.1849
geht (S. 37-39), und Einschübe mit persönlichen Meinungsäußerungen (z. B. S. 61,
Zeile 17-20), die mit einer sachlichen Darstellung nichts zu tun haben. Außerdem
ist die herangezogene Literatur veraltet und ausgesprochen subjektiv ausgewählt
worden, was vielleicht zu einigen der fehlerhaften Beschreibungen und Einschät-
zungen beigetragen hat.

Die später folgenden Ausführungen, in denen Ove Thomsen den von ihm selbst
erlebten ländlichen Alltag in Eiderstedt schildert, sind sehr viel besser gelungen.
Zwar stammen die zur Veranschaulichung seiner Erinnerungen ausgewählten Ab-
bildungen von landwirtschaftlichen Arbeitsgeräten nicht aus Nordfriesland oder
zumindest Schleswig-Holstein, sondern aus dem Freilichtmuseum Bad Sobernheim
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in Rheinland-Pfalz, was durchaus fragwürdig ist Aber der Text enthält viele inte-
ressante Details zur bäuerlichen Arbeit und zum Dorfleben am Beispiel Tetenbülls.
Hätte sich der Autor auf das Niederschreiben seiner Erinnerungen beschränkt, hät-
te sein Buch viel gewonnen.

Nils Hansen

Christian Ostersehlte, Schiffbau in Kiel. Kleine Werftengeschichte von den Anfängen
bis zur Gegenwart. Husum: Husum Druck- und Verlagsges., 2014. 229 S. (Son-
derveröffentlichungen der Gesellschaft für Kieler Stadtgeschichte; 74).

„Die Werft heißt Werft, weil sie nichts abwerft!" - Das ist ein ironischer Spruch,
den die Werftleute gern im Munde führen. Tatsächlich lehren Geschichte und Ge-
genwart der, und nicht nur der deutschen, Werften, dass sie im volkswirtschaftli-
chen „Schweinezyklus" nicht nur auf dem Gipfel der Welle, sondern mindestens
ebenso oft im tiefen Wellental schwimmen. Das zeigt Christian Ostersehlte ein-
drucksvoll am Beispiel der Kieler Werftgeschichte. Man mag sich darüber streiten,
ob der Titel für das Eingangskapitel „Schiffbau im Wandel - Von der Breiten- zur
Nischenindustrie: Kiel im Wandel" glücklich gewählt ist. Denn eine Breitenindus-
trie ist der Schiffbau in Deutschland gemessen an der Gesamtindustrie nie gewesen
- höchstens an der Küste. Aber wenn heute nach einer Reihe internationaler Schiff-

baukrisen in Deutschland von der salopp genannten „Nischenindustrie Schiffbau"
die Rede ist, dann beherbergt diese Nische, auch gestützt auf eine sehr kompetente
Zulieferindustrie, eben doch Schlüsseltechnologien der Weltspitze und ist mit ihren
Spezialschiffen sehr erfolgreich. Und: Allein der heutige Kieler Schiffbau gibt den
Anstoß für mehr als 20.000 weitere Arbeitsplätze in ganz Deutschland.

Kiel ist besonders im 19. und 20. Jahrhundert neben der Marine vom Schiffbau

geprägt worden. Das war Segen und Fluch zugleich. Mit dem Beginn des industri-
ellen Schiffbaus, der Ernennung zum preußischen Reichskriegshafen nach 1865,
dem Entstehen der Großwerften Kaiserliche Werft und Germaniawerft war Kiels

wirtschaftliche Entwicklung monostrukturiert und maßgeblich vom Wohl und
Wehe der Werften abhängig. In guten Zeiten haben die Werften für Beschäftigung
und Wohlstand gesorgt, in der Konjunkturflaute dagegen für Arbeitslosigkeit und
Armut. Und nicht zuletzt ist die Zerstörung Kiels im Zweiten Weltkrieg die Folge
des Marineschiffbaus auf allen drei großen Kieler Werften. Inzwischen hat sich die
Wirtschaftsstruktur Kiels auf eine breitere und weniger krisenanfällige Basis ge-
stellt, und die große Abhängigkeit vom Schiffbau ist nicht mehr so gravierend wie
in früheren Zeiten. Aber nach wie vor spielt der Arbeitgeber Schiffbau als Spezial-
schiffbau auf den beiden großen, wie auch auf den kleineren Werften eine beachtli-
che Rolle.

Einen ernsthaften Schiffbau konnte Kiel bis in das 18. Jahrhundert hinein nicht
aufweisen. Erst danach entstanden Schiffbauplätze - oft nur kleine Handwerksbe-
triebe mit provisorischen Gerüsten, die den Namen Werft gewiss nicht verdienten.
Und viele von ihnen blieben Eintagsfliegen, die oft nur ein einziges Schiff abliefer-
ten. Schiffbau fand im größeren Stil andernorts statt. Etwa in Apenrade oder in
Lübeck. Bezeichnend für den Zustand des Kieler Holzschiffbaus ist ein Zitat Oster-
sehltes aus dem Jahresbericht der Kieler Handelskammer von 1880, die diesen
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Wirtschaftszweig wegen seiner geringen Bedeutung nicht weiter in künftigen Be-
richten behandeln wollte. Ebenso wenig beachtenswert war der Kieler Hafen vor
1865, der vor allem vom Küstenhandel mit kleinen Schiffen lebte. Dass er später
zum Reichskriegshafen aufstieg, verdankt er auch der Tatsache, dass er mit Was-
sertiefen bis zu etwa 16 Metern sehr tief ist und als einziger deutscher Ostseehafen
bei jedem Wetter sicher angelaufen werden kann. Davon aber hat Kiel zuvor kaum
profitiert.

Mit der Gründung der Howaldtswerke, der Kaiserlichen Werft und der Nord-
deutschen Schiffbau AG - später Germaniawerft - wurde Kiel jedoch einer der be-
deutenden deutschen Schiffbaustandorte, an dem schon um die Wende zum 20.
Jahrhundert weit über 10.000 Beschäftigte die unterschiedlichsten Schiffstypen bau-
ten. Zweimal, nach dem Ende des Ersten und des Zweiten Weltkrieges, endete der
Kieler Schiffbau im jähen Fall - nur um wieder neu zu beginnen und neue Kraft zu
gewinnen. So lieferten die etwa Kieler Howaldtswerke 1953 die weltweit meiste
Tonnage ab. Auch heute zählt Kiel nach wie vor zu den bedeutendsten Schiffbau-
standorten in Deutschland mit etwa 5.000 Beschäftigten.

Christian Ostersehlte, der 2004 mit seinem Buch „Von Howaldt zu HDW" ein

Standardwerk zur Werftgeschichtsschreibung vorgelegt hat, zeichnet die Geschich-
te des Kieler Schiffbaus trotz des Untertitels „Kleine Werftgeschichte" recht detail-
liert nach. Breiten Raum nehmen dabei naturgemäß die drei Großwerften ein. Dies
beginnt mit der wechselhaften Geschichte der von den Familien Schweffel und
Howaldt, insbesondere Georg Howaldt, begründeten Howaldtswerke, die unter
verschiedenen Eigentümern, darunter auch der Reichs- und Bundesregierung,
rund hundert Jahre später zu der „Howaldtswerke-Deutsche Werft" (HDW) wur-
den, Standorte in Kiel und Hamburg hatten und heute privatisiert als „thyssen-
krupp Marine Systems GmbH" firmieren. Zeitweise war die Werft mit Tochterge-
sellschaften in Deutschland, Schweden und Griechenland als HDW- und TKMS-

Gruppe sogar die größte private und drittgrößte Werftengruppe in Europa. Die
einstige Universalwerft, die dem modernen Containerschiffbau wesentliche Impul-
se gegeben hat, gab den zuletzt krisenbehafteten zivilen Schiffbau auf. Heute kon-
zentriert sie sich auf den Bau von U-Booten mit außenluftunabhängigen Antrieben
auf der Basis der Wasserstoff-Brennstoffzelle und gehört international zur Spitzen-
gruppe des nicht-nuklearen U-Boot-Baus. Der traditionsreiche Name „HDW" ist
nicht gänzlich untergegangen. Er gehört heute zu der Typbezeichnung der Kieler
U-Boote. Der ehemalige HDW-Überwasserschiffbau auf dem Werftgelände gehört
heute Abu Dhabi MAR, einer arabischen Holding Gesellschaft in Abu Dhabi, die in
Kiel unter dem Namen „German Naval Yards" Marine-Überwasserschiffe baut. Sie

hat auch die ehemalige Lindenau-Werft in Kiel-Friedrichsort als Reparaturstätte für
Schiffe übernommen.

Ein weiteres breites Kapitel widmet sich der Kruppschen Germaniawerft. Ihre
Keimzelle war die Norddeutsche Schiffbau AG in Gaarden, der von 1867 bis 1879

nur ein kurzes Leben beschert war, das im Konkurs endete. Nach einigen Umwe-
gen über die Gründung einer Nachfolge-Gesellschaft „Germania" übernahm der
Kruppkonzern die Werft als „Fried. Krupp. Aktiengesellschaft Germaniawerft".
Auch wenn heute TKMS ex HDW zu den international führenden Anbietern von

nicht-nuklearen U-Booten gehört, hat doch die Germaniawerft den Grundstein fin-
den deutschen U-Boot-Bau gelegt. Hier lief das erste deutsche U-Boot für die Kai-
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serliche Marine von Stapel, und vor allem unter der Federführung des Schiffbauin-
genieurs Hans Techel entstanden in kurzer Zeit fortschrittliche U-Boot-Typen. Das
führte dazu, dass die Fachwelt am Ende des Ersten Weltkriegs einhellig zum
Schluss kam, dass Deutschland die fortschrittlichste U-Bootflotte der Welt besaß.

Techel legte damit auch den Grundstein für den heutigen U-Boot-Bau in Kiel. Denn
von ihm führt eine kontinuierliche und nie unterbrochene Konstruktions- und Er-

fahrungslinie zu den heutigen Booten. Es ist eine Ironie des Schicksals, dass nach
dem Zweiten Weltkrieg nicht die Germaniawerft, die nach 1946 demontiert und
gesprengt wurde, sondern die Howaldtswerke U-Boote baute. Und es ist wiederum
Ironie, dass HDW nun zum ThyssenKrupp-Konzern gehört.

Der Staat als Unternehmer: Die Kaiserliche Marine verdrängte 1868 Georg Ho-
waldt von seinem gepachteten Werftgelände in Ellerbek und begann, dort einen
Werft- und Arsenalbetrieb zu errichten, der zur größten Kieler Werft werden sollte.
Die Kaiserliche Werft beschäftigte in ihrer Blütezeit etwa so viele Mitarbeiter wie
die kleineren Werften Howaldtswerke und Germaniawerft zusammen. Die tech-

nisch leistungsfähige und modern ausgestattete Werft musste die Bedürfnisse der
Kaiserlichen Flotte erfüllen und beschäftigte sich daher zwar auch mit Schiffsneu-
bau, aber vor allem mit Wartung und Reparatur von Schiffen der Kaiserlichen Ma-
rine. So stand, wie Ostersehlte hervorhebt, nicht der Zwang zur Rentabilität im
Vordergrund. Geleitet wurde sie von höheren Seeoffizieren, die die Werftleitung
eher als Schritt auf der Karriereleiter betrachteten und entsprechend relativ kurz
auf der Werft tätig waren. Kennzeichnend für die Arbeit auf der Werft war eine
unübersichtliche und zum Teil selbstherrliche Bürokratie. Nach dem Ende des Ers-

ten Weltkrieges wurde die Kaiserliche Werft Bestandteil der staatlichen Deutsche
Werke AG, einem Konglomerat aus ehemaligen Rüstungsbetrieben. Der nördliche
Teil des Betriebsgeländes wurde zum Marinearsenal. Umstrukturiert und vom Bal-
last der Bürokratie befreit, erzielte das seit 1925 als Deutsche Werke Kiel firmieren-
de Unternehmen in den Dreißigerjahren durchaus Gewinne.

Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs blieben letztlich nur die Kieler Ho-
waldtswerke übrig. Dies verdanken sie einem charismatischen Kieler Werftführer,
„King" Adolf Westphal. Er konnte die Alliierten davon überzeugen, dass sie am
Ausgang des Nord-Ostsee-Kanals einen Reparaturplatz für ihre Schiffe benötigten.
Und so begann der kometenhafte Aufstieg zu einer der führenden Werften für
Walfang-, Tank- und Handelsschiffe jeden Typs. Westphal gelang es, die Anlagen
der Deutschen Werke Kiel zu übernehmen und später auch die Führung der Ham-
burger Howaldtswerke. Schließlich übernahmen die Howaldtswerke in Kiel auch
das ehemalige Gelände der Germaniawerft. Damit produzierten die Howaldtswer-
ke an drei Standorten in Kiel. Der in Kiel populäre Name HDW - Howaldtswerke-
Deutsche Werft AG war das Ergebnis der weltweiten Schiffbaukrise, die in den
1960er Jahren mit der Dumpingpolitik der Werften in Japan begann. So schlossen
sich 1968 die Howaldtswerke in Kiel und Hamburg mit der notleidenden Hambur-
ger Deutsche Werft zusammen. Ermöglicht hatte den Deal das Land Schleswig-
Holstein, das sich mit einem Anteil von 25,1 Prozent an dem Werftenverbund be-

teiligte und diese Beteiligung bis 1990 hielt. In den 1970er und 1980er Krisenjahren
des deutschen und europäischen Schiffbaus schloss HDW den Standort Hamburg
und restrukturierte den Standort Kiel. Die drei Werke Dietrichsdorf, Gaarden und
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Süd wurden auf den Standort Gaarden konzentriert und die Werft grundlegend
modernisiert.

Die Debatte um Schiffbausubventionen oder Wettbewerbshilfen in Deutschland

und Europa angesichts der Konkurrenz aus Fernost, die seit Beginn der 1970er Jah-
re bis zum Beginn des neuen Jahrtausends erbittert geführt wurde, bietet sicherlich
Stoff für eine Gesamtdarstellung, wie Ostersehlte schreibt. So entscheidend sie für
das Schicksal des europäischen Schiffbaus auch war - unentwirrbar ist sie aller-
dings nicht, wie er meint. Denn die Zahlen und Fakten liegen weitgehend auf dem
Tisch. Sie waren Gegenstand zahlreicher Wirtschaftsministerkonferenzen der deut-
schen Küstenländer mit der Bundesregierung, Erörterungen der EU, und schließ-
lich liegen dazu auch Gutachten, etwa von der Consultingfirma Roland Berger, vor.
Die Zahlen der staatlichen Werften- und Reederhilfe, mit der Japan den Ausbau
seiner Werftindustrie in den 1960er Jahren forcierte, sind bekannt. Die Wettbe-
werbshilfen, die die EU zögerlich gewährte, ebenfalls. Ob die Niedrigpreise, mit
denen Korea in den 1980er Jahren in den Schiffbau startete, auf Quersubventionen
innerhalb der koreanischen Konzerne oder staatlichen Maßnahmen wie der Unter-

bewertung der koreanischen Währung beruhte und zu Verzerrungen im internati-
onalen Wettbewerb führte, ist eine politische Glaubensfrage. Unbestreitbar ist aber
auch, dass der gewaltige Ausbau der Werftkapazitäten in Japan und Korea ratio-
nelle und damit kostengünstigere Großserien im Schiffbau erlaubte, die auf den
kleineren Werften in Europa nicht möglich waren. Die landläufige Meinung, dass
niedrigere Lohnkosten zu niedrigeren Preisen geführt haben, geht fehl, denn der
Anteil der Lohnkosten an einem Schiff ist nicht so erheblich und schließlich haben

sich die Lohnkosten in Japan und Korea relativ schnell an europäische Verhältnisse
angepasst. Dies alles ist ein weites Feld für einen Wirtschaftshistoriker. Für Oster-
sehltes kleine Werftgeschichte würde es zu weit führen. Hier ist es eine Marginalie,
die ihren Wert nicht mindert.

So sehr die großen Werften den Schiffbau in Kiel auch dominierten, so gab und
gibt es daneben eine Reihe kleinerer Werften, denen Ostersehlte drei eigene Kapitel
widmet. Hier beschreibt er die Geschichte der Firma Stocks & Kolbe, die an der
Schwentine von 1893 bis 1930 Spezialschiffe baute und Kunden bis hin nach Süd-
amerika in ihren Büchern verzeichnete. Es folgt die Lindenau-Werft, die nach dem
Ende des Zweiten Weltkriegs abenteuerlich aus Memel über Pillau nach Kiel flüch-
tete, sich unter der Leitung von Harald Lindenau einen guten Namen machte und
mit Konstruktion und Bau von kleineren Doppelhüllen-Tankern innovative Schiffe
ablieferte. Mit einem Konkurs im Jahr 2008 endete der Familienbetrieb. Ostersehlte
geht weiter auf die Geschichte der kleinen Werften und Bootsbaubetriebe ein. Er
erwähnt die Schiffswerften Gebr. Friedrich, die Yacht- und Bootswerft Rathje, die
Knierim Yachtbau, die Schiffswerft Laboe und weitere kleine Betriebe. Doch auch

in der Vergangenheit hat es zahlreiche Bootsbaubetriebe gegeben. Dazu stellt Os-
tersehlte fest, dass hier noch erheblicher Forschungsbedarf besteht. Dies allerdings
wird nicht einfach sein, denn die Quellen dazu sind ausgesprochen spärlich.

Der Untertitel „Kleine Werftgeschichte" ist ein Understatement. Denn auf rund
230 Seiten bietet Ostersehlte dicht formuliert ein breites Panorama der Kieler

Werftgeschichte. Dabei handelt es sich nicht um die Nabelschau der Werften, denn
kein Unternehmen agiert im luftleeren Raum. Vielmehr bettet er ihre Geschichte
und Tätigkeit in den breiten Kontext der allgemeinen deutschen und Welt- und
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Wirtschaftsgeschichte ein. Das ist gerade bei den Großwerften, die ihre Schiffe auf
dem Weltmarkt anbieten, unerlässlich. Ebenso spielen die wirtschaftlichen politi-
schen Gegebenheiten im In- und Ausland für das Werftgeschäft eine wesentliche
Rolle. Dies wird in der jüngeren Vergangenheit etwa bei dem politischen Kampf
der deutschen Werften um die Gewährung von Wettbewerbshilfen der Bundesre-
gierung und der EU gegen die fernöstliche Konkurrenz im Schiffbau deutlich. Und
natürlich ist der Export von deutschen Marineschiffen ein eminent politischer Vor-
gang.

Doch dabei bleibt es nicht. Ostersehlte beleuchtet auch die sozialen Umstände,
unter denen die Mitarbeiter der Werften ihre Arbeit verrichteten und verrichten.

Schiffbaukonjunkturen, die Sozialpolitik der verschiedenen politischen Regierungs-
formen vom Kaiserreich bis heute, die Lohn-, Gehalts- und Sozialpolitik der Unter-
nehmen oder die Arbeiterbewegung und die gewerkschaftliche Organisation der
Werftarbeiter sind Bestandteile seiner Geschichtsschreibung. Auch ein Hinweis auf
die Beschäftigung von Zwangsarbeitern auf den Kieler Werften fehlt nicht.

Es versteht sich von selbst, dass eine Werftgeschichte sich mit der technischen
Entwicklung des Schiffbaus und des Schiffbauplatzes befasst. In Text und Bild stellt
die Werftgeschichte besondere Schiffe vor. Ebenso zeigt sie die Veränderung und
Anpassung der Produktionsanlagen an die technische Entwicklung. Daher ist die
reichhaltige Bebilderung mit Schiffsbildem, Lageplänen, zeitgenössischen Fotogra-
fien, und Dokumenten eine erfreuliche Ergänzung.

Das Werk verzichtet bewusst auf Anmerkungen im Text, um ihn lesbarer zu
machen. Denn die Absicht der Gesellschaft für Kieler Stadtgeschichte war, die
Werftgeschichte nicht nur der Fachwelt, sondern auch der breiten Öffentlichkeit
zugänglich zu machen. Das ist gelungen. Unter Ostersehltes flüssigem Schreibstil
hat die Wissenschaftlichkeit keineswegs gelitten. Denn ein beeindruckender wis-
senschaftlicher Apparat an Literaturhinweisen, Personen- und Schiffsnamenver-
zeichnis rundet den Band ab.

Jürgen Rohweder

Sylvina Zander, „Ich bin an diesem Ort geboren". Die Geschichte der Oldesloer Ju-
den. Kiel, Hamburg: Wachholtz Verlag, Murmann Publishers 2016. 240 S.

240 Seiten über Juden in Oldesloe? Das weckt Neugier, denn in Oldesloe gab es nie
eine größere jüdische Gemeinschaft, geschweige denn eine regelrechte jüdische
Gemeinde. Die Autorin, Leiterin des Stadtarchivs von Bad Oldesloe, folgt in dieser
Studie detailliert den sechs Generationen der Familie Hirsch in Oldesloe. Sie schil-

dert ihren Weg von den Anfängen im 18. Jahrhundert als Schutzjuden zu gleichbe-
rechtigten, anerkannten und integrierten Bürgern der Stadt in der zweiten Hälfte
des 19. Jahrhunderts. Sie beschreibt ihren sozialen Aufstieg von Händlern und
Hausierern zu Kaufleuten, die auf vielfältige Weise im städtischen politischen und
kulturellen Leben verankert waren. Zugleich hatten Juden immer mit Vorurteilen
und Misstrauen zu kämpfen, die mal mehr, mal weniger offen zu Tage traten. Das
Buch endet mit einem Kapitel, das dem Schicksal der Angehörigen und Nach-
kommen der letzten gebürtigen Oldesloer Juden im Nationalsozialismus gewidmet
ist.
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1737 durfte sich der erste aus Moisling kommende Jude nach einigen Wider-
ständen niederlassen - mit königlicher Konzession und befürwortet vom Magistrat
der Stadt. Die Ansiedlung von Juden unterlag bis zu dem Beginn der bürgerlichen
Gleichstellung 1854 (Schleswig) und 1863 (Holstein) strikter Reglementierung, und
nur in einigen Orten durften Juden sich ohne spezielle königliche Konzession nie-
derlassen. Oldesloe gehörte nicht dazu, und so blieb die jüdische Minderheit hier
sehr klein. 1769 zählte man zwölf Juden, 1840 zehn, obwohl die Einwohnerzahl
insgesamt gestiegen war. 1896 lebten 17 Juden in Oldesloe, einige von ihnen nur
vorübergehend. In der Weimarer Republik lebten neben der letzten Generation der
Familie Hirsch nur noch vier weitere Juden in der Stadt.

Das Ziel der Studie ist es, die Lebensbedingungen einer solch extrem kleinen
Minderheit zu untersuchen und dabei die „Innenperspektive" in den Mittelpunkt
zu stellen. Diese soll anhand von Biografien entfaltet werden, um Juden als Subjekt
der Geschichte, nicht nur als Objekt sichtbar zu machen. Hauptgrundlage sind die
lokalen Quellen im Stadtarchiv Oldesloe, die die Autorin intensiv ausgewertet hat.
Außerdem zog sie die Überlieferung der jeweiligen Zentralbehörden im Landesar-
chiv Schleswig-Holstein sowie Bestände im Stadtarchiv Lübeck und im Staatsar-
chiv Hamburg heran. Als gedruckte Quelle wurde zudem vor allem der „Oldesloer
Landbote" berücksichtigt. Der überregionale geschichtliche Kontext wird jeweils
dargestellt, so dass Übereinstimmungen, aber auch Abweichungen sichtbar wer-
den.

Der erste Themenblock beginnt mit der Zeit der Schutzjudenschaft und endet
mit den entscheidenden Gleichstellungsverordnungen von 1863. Als Schutzjude
unterlag man zahlreichen Sonderregelungen und Sondersteuem. Die Berufsaus-
übung war stark eingeschränkt auf Handel und Geldverleih. Aber der im Schutz-
brief verbürgte Schutz wurde prinzipiell gewährt und war auch einklagbar. Der
erste Schutzjude erhielt zudem das Bürgerrecht, das zwar die Übernahme aller
bürgerlichen Pflichten bedeutete, hingegen nicht die normalerweise damit verbun-
denen Rechte wie das Wahlrecht oder die Ausübung eines öffentlichen Amtes.
Doch darf man nicht unterschätzen, dass das Bürgerrecht trotz dieser Einschrän-
kungen den Status eines Schutzjuden im Ort erheblich stabilisierte. Als Hauseigen-
tümer wurde er auch Besitzer eines kleinen Landstücks, das zum Haus gehörte,
auch dies war keineswegs überall möglich. In Notlagen gab es Unterstützung aus
der städtischen Armenkasse.

Die wirtschaftliche und soziale Lage war mindestens für die beiden ersten Gene-
rationen äußerst bescheiden. Es handelte sich in der Regel um eine reine Subsis-
tenzwirtschaft. Am Ende des Lebens drohte die Altersarmut. Hinzu kam der kräf-

tezehrende Alltag eines mobilen Händlers, der oft die ganze Woche über bis zum
Sabbatbeginn unterwegs war. Verordnungen gegen das Hausieren und die Kon-
kurrenz von christlicher wie jüdischer Seite schmälerten den Verdienst. Dies alles
wird auf der Grundlage der Quellen anschaulich geschildert.

Interessant ist der Blick auf das Verhalten des Oldesloer Magistrats. Insgesamt
stand er den Juden und ihren Belangen wohlwollend gegenüber, wohlwollender
als die Vertreter der dänisch-königlichen Seite, die oft in kleinlichem und sogar ju-
denfeindlichem Licht erscheinen. Die äußerst geringe Zahl von Juden galt dem
Magistrat wohl als verkraftbar, denn wirtschaftlich gesehen war von den wenigen
Juden mit kleinem Handel kein großer Vorteil zu erwarten. Auch fiel in Oldesloe
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ein Konfliktherd von vornherein fort - es gab keine Kramerzunft wie etwa in
Rendsburg, wo Juden und Zunftvertreter einen jahrelangen Prozess vor Gericht
führten. Die Autorin stellt zudem fest, dass das Niederlassungsrecht für Juden der
nächsten Generation umso eher befürwortet wurde, je mehr man von ihnen die
Versorgung der Eltern und Großeltern erwarten durfte.

Das religiöse Leben der kleinen Gemeinschaft war äußerst eingeschränkt, vor al-
lem dort, wo ein Minjan (zehn religionsmündige jüdische Männer) erforderlich war
wie z. B. für einen vollständigen Gottesdienst. So gut es möglich war, wurde jü-
disch gelebt. Eine Betstube gab es von Anfang an, und zu bestimmten Festen wur-
den unter großem Kostenaufwand die fehlenden Männer herbeigeholt und ver-
sorgt. Wanderlehrer gaben den Jungen sporadisch Unterricht. Die Oldesloer Juden
gehörten offiziell zur jüdischen Gemeinde in Moisling, später zur Gemeinde in
Wandsbek.

In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts wandelte sich der mobile jüdische
Händler zum Kaufmann. Über den Magistrat kam 1816 der Gedanke der Aufklä-
rung nach Oldesloe, nämlich einer „Verbesserung" der Juden vor allem durch
„verbesserte" Schulbildung, allerdings zugleich mit dem Verbot des „unprodukti-
ven" Handels für Kinder unter 16 Jahren. Zwischen 1848 und 1850 erlebten auch
die Oldesloer Juden eine kurze Zeit der bürgerlichen und politischen Gleichstel-
lung unter der Provisorischen Regierung. Nach deren Ende fiel diese Gleichstel-
lung wieder fort, und erst 1863 wurde den Juden im Herzogtum Holstein die bür-
gerliche Gleichstellung gewährt, zunächst noch ohne politische Rechte.

Mit dem Kaiserreich 1871 erhielten Juden per Gesetz die volle Gleichberechti-
gung, wenn ihnen in der Praxis auch noch bedeutende Positionen in Staat und Mi-
litär vorenthalten blieben. Zugleich formierte sich ein Antisemitismus, der als „kul-
tureller Code" breite Akzeptanz fand. Die Autorin nennt als „beredtes Beispiel" da-
für den Bäderantisemitismus. Jedoch gab es diese Art von Antisemitismus im Bad
Oldesloe nicht. Hier wäre eine Erläuterung hilfreich gewesen, die mögliche Gründe
für die regionale Abweichung in Betracht zieht. Die vierte Generation der Oldeslo-
er Juden, die Brüder Heymann und Menny Hirsch, schien überhaupt weitgehend
von den antisemitischen Strömungen unberührt geblieben zu sein. Beide führten
Manufakturwarengeschäfte mit unterschiedlichem Erfolg. Beide engagierten sich in
vielfacher Weise und bald in leitenden Positionen im aufblühenden Vereinsleben

und in der Kommunalpolitik. Sie gehörten „zu dem kleinen Kreis der Honoratio-
ren, die das gesellschaftliche und politische Leben in der Stadt maßgeblich be-
stimmten." Die Krönung ihrer Anerkennung in der städtischen Gesellschaft wäre
die Wahl zum Ratsverwandten gewesen. Dies blieb ihnen allerdings versagt.

Henry, der Sohn von Heymann Hirsch, übernahm das Geschäft des Vaters und
führte es erfolgreich weiter. Auch er gehörte mit seinem Engagement in Vereinen
und der städtischen Politik bald zu den Honoratioren der Stadt. 1898 ließ er sich
und seine Familie taufen, ein Akt, der sicher auf seinen Konsens mit der Mehr-

heitsgesellschaft hinweist, wie die Autorin schreibt, zugleich aber auch auf die Ent-
fernung von der jüdischen Herkunft in einem Ort ohne enge Anbindung an eine
jüdische Gemeinde. Möglicherweise war aber die Taufe auch als Reaktion auf einen
zunehmenden Antisemitismus zu werten. Bei seiner Wahl zum Stadtverordneten

1903 sollen Beleidigungen und Verunglimpfungen gegen ihn laut geworden sein.
Nähere Unterlagen dazu fehlen jedoch. 1911 zog er sich von politischen Ämtern
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zurück, nachdem er bei der Wahl zum Stadtrat gescheitert war. Er war aber weiter
in vielen, auch kommunalpolitisch engagierten Vereinen an führender Stelle aktiv.
1925 wurde er zum „Major" in der „Bürgerschützengilde" befördert - auch hier
konstatiert die Autorin eine Abweichung vom anderswo zu beobachtenden Trend,
Juden aus Vereinen auszuschließen. Als Hirsch 1927 starb, widmete ihm der
„Oldenburger Landbote", der nach der Auswertung der Autorin eher den nicht
demokratischen Strömungen ein Forum bot, einen sachlich gefassten, würdigen
Nachruf, in dem von dem „allseits geachteten und beliebten Bürger" und seinem
gesellschaftlichen Engagement die Rede war.

Die Weimarer Republik hatte letzte Diskriminierungen und Beschränkungen
von Juden beseitigt, ohne die Entwicklung eines aggressiven Antisemitismus ver-
hindern zu können, so dass die jüdische Minderheit ein Nebeneinander von In-
tegration und Ausgrenzung erlebte. Diese Ambivalenz war, wie das Beispiel von
Henry Hirsch zeigt, auch in Oldesloe zu beobachten, kommt bei der Autorin aber
etwas zu kurz. Sie stellt die Zeit der Weimarer Republik fast ausschließlich mit ih-
rer negativen Seite dar, dem Vordringen eines völkisch-rassischen Antisemitismus,
auch in Oldesloe.

Als Fazit darf man schließen, dass der Weg zur Gleichstellung der Juden in
Oldesloe durchweg den auch anderswo üblichen Mustern folgte. Allmähliche Ver-
bürgerlichung, Akkulturation und Assimilation sind die Stichworte, die die Ent-
wicklung des größten Teils der jüdischen Minderheit in Deutschland charakterisie-
ren und die auch für die wenigen Juden in Oldesloe galten. Einige regionale Ab-
weichungen werden festgehalten, zu denen man sich eine Erörterung gewünscht
hätte. Überraschend erscheint die insgesamt vergleichsweise positive Haltung des
Magistrats, die sich oft von der eher negativen Haltung der königlichen Vertreter
absetzt. Die größten Schwierigkeiten bereitete den Oldesloer Juden in ihrer extre-
men Diasporasituation die Einhaltung der religiösen Gebote, die Wahrung jüdi-
scher Identität.

Sylvina Zander hat mit diesem Buch eine ambitionierte, auch stilistisch gelun-
gene Studie zu einer wahrlich „atomisierten" Gruppe innerhalb der jüdischen
Minderheit vorgelegt, die durch zahlreiche Abbildungen abgerundet wird.

Frauke Deitmer

Frauke Dettmer, „Bei uns war der Jude ebenso ein Mensch wie jeder andere". Le
benswege Rendsburger Juden 1933-1945. Kiel, Hamburg: Wachholtz, Murmann
Publishers, 2016. 168 S. (Quellen und Studien zur Geschichte der jüdischen Be-
völkerung Schleswig-Holsteins).

Frauke Dettmer, die langjährige Leiterin des Jüdischen Museums in Rensburg, un-
tersucht in dem vorliegenden Buch die Lebenswege Rendsburger Juden in den Jah-
ren zwischen 1933 und 1945. In der Einführung gibt sie einen kurzen Abriss der
Geschichte der Rendsburger jüdischen Gemeinde, die um 1844 mit knapp 300 Mit-
gliedern ihren Höhepunkt erreicht hatte und 1933 nur aus 22 Mitgliedern bestand.
Insgesamt waren 1933 noch 39 jüdische Menschen in der Stadt gemeldet.

Die Quellengrundlage für die „Lebenswege" bilden u. a. die Entschädigungsak-
ten aus dem Landesarchiv Schleswig und dem Hamburger Staatsarchiv, Zeitzeu-
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genberichte und im Jüdischen Museum Rendsburg gesammelte Materialien. Aus-
sagen von Zeitzeugen bewertet Frauke Dettmer im Einzelfall durchaus kritisch (S.
12), ohne ihre Bedeutung zu entwerten. Viele Ereignisse lassen sich nur durch die
Erinnerungen von Zeitzeugen rekonstruieren. Demnach ergibt sich aus den Berich-
ten das Bild einer durchaus in (gut)-nachbarschaftliche Beziehungen und das ge-
sellschaftliche Leben der Stadt eingebundenen jüdischen Bevölkerung.

Zunächst beschreibt Frauke Dettmer das Gemeindeleben, schildert den An-

schlag auf die Synagoge am 10. November 1938 und die nachfolgenden Angriffe
auf jüdische Geschäfte und schließlich die Arisierung des jüdischen Gemeindebe-
sitzes. Das Kernstück des Buches machen jedoch die „Lebenswege Rendsburger
Juden" aus. Der Quellenlage ist es geschuldet, dass die Kapitel zu den einzelnen
jüdischen Biografien unterschiedlich ausführlich ausgefallen sind. Die Schicksale
der 25 aufgeführten Einzelpersonen oder Familien/Ehepaare lesen sich nur mit
großer Beklommenheit: Wirtschaftliche und zum Teil physische Vernichtung,
Selbstmord und Deportation, Flucht und Neuanfang in der Emigration, dazu die
zum Teil demütigenden Entschädigungsverfahren prägen die „Lebenswege." Mit
ihnen ging die 250jährige Geschichte der jüdischen Gemeinde Rendsburgs gewalt-
sam zu Ende.

In ihrer Einführung stellt Frauke Dettmer selbst die (rhetorische) Frage: „Müs-
sen diese Geschichten erzählt werden?" (S. 15) Und beantwortet sie mit „Ja", denn
jeder Mensch habe „seine individuelle, lokal verortete Geschichte". Nur durch ihr
Erzählen sei ein „emphatisches", nicht unverbindliches Gedenken möglich. Dieser
kleine, gründlich recherchierte Band erfüllt diesen Anspruch auf das Beste.

Sylvina Zander

5. Kirchen-, Geistes- und Kulturgeschichte

Marina Loer, Die Reformen von Windesheim und Bursfelde im Norden. Einflüsse

und Auswirkungen auf die Klöster in Holstein und den Hansestädten Lübeck
und Hamburg. Frankfurt am Main: Peter-Lang-Ed., 2013. 108 S. (Kieler Werk-
stücke, Reihe A: Beiträge zur schleswig-holsteinischen und skandinavischen Ge-
schichte; 35).

Seit einigen Jahren hat sich erfreulicherweise auch die schleswig-holsteinische
Landesgeschichte dem religiösen Leben im Mittelalter verstärkt zugewandt. So soll
das Schleswig-Holsteinische Klosterbuch in diesem Jahr erscheinen.1 Unter der
Ägide eines seiner Herausgeber, Oliver Auges, ist in diesem Forschungszusam-
menhang 2013 eine Magisterarbeit von Marina Loer über „Die Reformen von Win-
desheim und Bursfelde im Norden" entstanden. Die Autorin zeichnet darin die

wechselseitig beeinflussten Anstrengungen zu einer Reform des monastischen Le-
bens schwerpunktmäßig in den Klöstern der Benediktiner in Cismar, der nicht-
ordensgebundenen Cisterzienserinnen von Sankt Johannis in Lübeck und von St.
Marien in Harvestehude vor Hamburg sowie der Augustiner-Chorherren-Stifte St.

1 Klosterbuch Schleswig-Holstein und Hamburg, hrsg. von Katja Hillebrand und Oliver
Auge, Klöster, Stifte und Konvente bis zur Reformation, Regensburg 2017.
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Marien in Bordesholm und St. Marien in Segeberg nach. Sie betrachtet streiflichtar-
tig ebenfalls weitere solcher Reformen in den Klöstern der Schwestern vom Ge-
meinsamen Leben zu St. Anna in Neustadt und St. Maria in Plön. Bewusst möchte

die Autorin keine umfassende Diagnose des Reformgeschehens stellen, sondern le-
diglich Einblicke geben. Damit liegt nach der Darstellung der ordensinternen und
autonomen Reformen des Cisterzienserklosters Sankt Marien in Reinfeld1 eine wei-
tere Studie über das 15. Jahrhundert im nordelbischen Raum vor, welches in West-
europa als Jahrhundert der Reform verstanden werden darf.

Die Autorin eruiert nach dem Überblick über den Forschungsstand (Kapitel 2)
die Zustände der schleswig-holsteinischen Klöster vor der Reform (Kapitel 3), wo-
rüber kaum Quellen und wenn, dann nur parteiische, vorliegen. Sie folgt dann im
dritten Kapitel ihrer Arbeit der Prozessstruktur des actus reformationis, nicht ohne
den Reformbegriff genauer zu klären. Präzise hat sie ermittelt, welche Personen
und Personengruppen die Reformen trugen oder sich ihnen aus bestimmten Inte-
ressen in den Weg gestellt haben. Schließlich folgt im vierten Kapitel die schwer-
punktmäßige Betrachtung der Reformen in den Männerklöstern von Bordesholm,
Segeberg und Cismar. Ausführlicher werden insbesondere die Quellenzeugnisse
des Klosters Cismar, welche die Reformtätigkeiten hinterlassen haben, zum Teil
erstmalig analysiert, so die eigens neu gestalteten Professurkunden und das über-
arbeitete Nekrolog des Klosters.

Blickt man auf die Frauenklöster, in denen die Reformen aufgrund der besonde-
ren Interessenlagen vor Ort nicht überall zum Zuge kamen, so wäre für den Ver-
lauf der Reformtätigkeiten des Sankt-Johannis-Klosters in Lübeck noch ein alterna-
tiver Verlauf denkbar: In früherer Zeit war das Kloster dem Cisterzienserorden in-

korporiert und gehörte zu den vom Kloster Reinfeld visitierten Klöstern. Auch
wenn der Einfluss des Lübecker Rates durch Nonnen aus den Kreisen der Ratsfa-

milien und durch Legate an den Konvent stetig wuchs, so haben sich möglicher-
weise die Bande trotzdem nicht zur Gänze gelöst. Dafür spricht, dass die beiden
bekannten Promotoren der Reform aus dem Lübecker Rat, Conrad Grawert und

Bürgermeister Berthold Wittig, die Kirchenvorstände des Klosters Sankt Johannis,
ausweislich ihrer Bürgertestamente, im Reformzeitraum der 1460er Jahre in ande-
rer Hinsicht eng mit dem Reinfelder Abt zusammengewirkt haben.

In diesem Zeitraum haben der Bürgermeister Hinrich Castorp sowie die Rat-
mannen Lütke Beren und Pawel Slaggen als Werkmeister an Sankt Marien mit Hil-
fe des Reinfelder Abtes in der Pfarrkirche Sankt Marien für die Achsenkapelle des
Lübecker Rates Marientiden gestiftet. Als Gegenleistung erhielt der Abt Nutzungs-
rechte an einem Teich im Frauenholz, dem kircheneigenen Gut unweit von
Oldesloe, das nachhaltig Holz und andere Werkstoffe für den Unterhalt Sankt Ma-
riens liefern sollte.2 Schaut man in Dietrich Poecks „Herren der Hanse" nach, so

kann man unschwer erkennen, dass alle fünf genannten Personen durch vielfältige
Beziehungen in engem Austausch untereinander standen; nicht selten waren über

1 Martin J. Schröter: Das Kloster Reinfeld, Eine geistliche Institution im Umfeld der Hanse-
stadt Lübeck, Neumünster 2012 (= QuFGSH, 117), hier S. 235-367,

2 Martin J. Schröter: Kloster Reinfeld, II, Eine Besitzgeschichte, Neumünster 2012 (=
QuFSHG, 118), S. 97-100.
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ihre weiblichen Familienmitglieder Heiratsverbindungen gestiftet. 1 Und noch ein
zweites Indiz spricht dafür, dass nämlich der nächste Reinfelder Abt zur Reform
des Klosters Harvestehude vor Hamburg gebeten wurde. Hier lagen möglicher-
weise positive Erfahrung vom Lübecker Fall Sankt Johannis vor. Dass er - ange-
sichts der ganz anderen Umstände und Interessen, aber auch mit Blick auf die an-
dere Rechtslage - die Reform nicht vollzogen hat, scheint aus heutigem Abstand
nur klug.

An der Arbeit ist insbesondere die hohe Quellennähe hervorzuheben. Im Licht
der genauen Sammlung und Sichtung vieler erstmalig ausgehobener Archivalien
kann die Autorin einen neuen Blick auf die Protagonisten der Reformen gewinnen.
Weniger spielten dabei die Landesfürsten, wie bislang angenommen, die entschei-
dende Rolle als vielmehr die Lübecker Bischöfe. Es handelte sich bei ihnen meist

um gut gebildete Söhne aus dem Patriziat der Hansestädte, die sich auf dem Konzil
von Konstanz engagiert und somit ein weites Beziehungsnetz gespannt hatten. Es
nimmt von daher nicht wunder, dass sie ihre Reformanstrengungen in jeweils
schon etablierte monastische Reformgruppen ein- und rückgebunden wissen woll-
ten.

Wenn im Folgenden Kritikpunkte angesprochen werden, so geht es dem Rezen-
senten mehr um Denkanstöße. Das Kloster Cismar wird wiederholt als das einzige
Benediktinerkloster im Bistum Lübeck angesprochen. Tatsächlich wären die Rein-
felder Cisterzienser wie auch die Ahrenböker Kartäuser wohl traurig gewesen.
Auch sie richteten ihr Mönchsleben nach der Benediktsregel aus, wenn auch in un-
terschiedlichen Auslegungstraditionen. Von daher wäre besser im Falle Cismars
von einer Zugehörigkeit zu einem Zweig der Benediktiner zu sprechen. Die Anleh-
nung an die Bursfelder Kongregation zeigt dabei, dass die jetzt als Defizit angese-
hene frühere Unabhängigkeit oder rudimentäre Zugehörigkeit zu solchen Struktu-
ren überwunden sein sollte. Ähnlich ergeht es begrifflich dem Nekrolog des Klos-
ters: Es hat sich in der Forschung bewährt, den Nekrolog im Sinne einer Grabrede
des genus demontrativum dicendi zu unterscheiden von der Totenliste, welche
man jetzt dem mittelalterlichen Sprachgebrauch folgend treffender als das Nekro-
log anspricht.

Die Autorin knüpft an das didaktische Modell der schleswig-holsteinischen
Landesgeschichte an, welches die Reformen des 15. Jahrhunderts in einer ex-post-
Betrachtung immer schon als eine Art Vorstufe zur Reformation ansieht. Das ist mit
Blick auf die Person Luthers und vieler seiner Mitstreiter gewiss nicht ganz falsch,
da ihre Karrieren zunächst noch ganz ähnlichen, jüngeren Reformen entsprangen.
Dennoch nahm die Reformation anderenorts wie auch in Schleswig-Holstein dann
einen ganz anderen Verlauf; die gestalterischen Kräfte agierten im Auftrag der
Landesherren. Doch verweist die Autorin darauf, dass es gewiss mehr widerstän-
dige Personen gegeben hat als nur den immer wieder genannten Lütke Naaman in
Flensburg. Von daher hatten die Reformen mehr und anderes Potential als die spä-

1 Dietrich W. Poeck: Die Herren der Hanse, Frankfurt am Main 2010 (= Kieler Werkstücke,
Reihe E: Beiträge zur Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, 8); hier v. a. S. 429 f. und S. 434
(Berthold Wittig), S. 433 (Conrad Grawert), S. 483 f., S. 489 f. (Hinrich Castorp), S. 489
(Lütke Bere, dessen Schwester Hedwig Johan Wittig, den Sohn des Berthold Wittig ge-
heiratet hat).
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tere reformatorische Bewegung. Dies wird fein differenzierend angedeutet, aber
noch nicht näher ausgeführt. Man darf sich auf spätere Veröffentlichungen zur Sa-
che freuen. Auch in der Zählung der Landesherren folgt die Autorin der Landesge-
schichte; hier wäre eine Neuausrichtung bei der Systematisierung der Schauenbur-
ger nach der grundlegenden Arbeit von Helge Bei der Wieden wünschenswert.1
Übergangsweise könnten die traditionellen schleswig-holsteinischen Ziffern in
eckige Klammern nach der neuen Zählung benutzt werden.

In den Quellen greift die Autorin zu Recht auf die Salzburger Ausgabe der Be-
nediktsregel zurück.2 Diese gut zugängliche, bilinguale und kommentierte Ausga-
be sollte auf jeden Fall auch zitiert werden, um interessierten Laien Zugänge zur
Sache zu schaffen. Grundlegend bleibt aber die textkritische Ausgabe in zweiter
Auflage von Rudolf Hanslik3, die in Buchform im Norden schwer zugänglich ist
(das Kloster Nütschau verfügt über ein Exemplar).

Die Arbeit ist insgesamt sprachlich ansprechend gestaltet; die durchdachte Glie-
derung erlaubt einen schnellen Überblick über die Sache. Die Lektüre lohnt sich für
das fachwissenschaftliche Publikum und den interessierten Laien gleichermaßen.
Auf weitere Arbeiten der Autorin zur Sache darf man gespannt sein.

Martin J. Schröter

Adam Olearius. Neugier als Methode. Tagungsband zur Expertentagung „Der Got-
torfer Hofgelehrte Adam Olearius. Neugier als Methode?", Schloss Gottorf,
Schleswig, 24.-27. Juni 2015. Hrsg, von Kirsten Baumann, Constanze Köster u. Uta
Kuhl. Petersberg: Imhof, 2018. 262 S.

Die Vorbereitungen für eine Ausstellung über den Gottorfer Hofgelehrten Adam
Olearius führten Mitarbeiter des Landesmuseum für Kunst und Kulturgeschichte
2014 nach Estland, Isfahan und Teheran. Aus dieser Reise entsprang der Plan zu
einer Tagung über Olearius, die im Juni 2015 auf Schloss Gottorf stattfand. Im vor-
liegenden Band werden die Tagungsbeiträge und einige nachträglich angefertigte
Arbeiten in vier Abschnitten vorgelegt.

Im Abschnitt „Adam Olearius und der Gottorfer Hof" beschreibt Oliver Auge
den „Herzog des Hofgelehrten Adam Olearius. Friedrich III. von Schleswig-
Holstein-Gottorf (1597-1659)" als „kongenialen Partner des Hofgelehrten" (S. 26-
31), der die Wissenschaften und die Gelehrsamkeit wie Adam Olearius um ihrer
selbst willen liebte. Die kulturellen Ambitionen und Errungenschaften des Gottor-
fer Hofes stellten „gewissermaßen eine Alternative zu einer noch kostspieligeren
Großmachtpolitik dar, um das fürstliche Prestige zu erhöhen."

Melanie Greinert hebt hervor, dass auch Friedrichs Gemahlin Maria Elisabeth von
Sachsen und der hinter ihr stehende Dresdener Hof wichtige Impulse für das Got-

1 Helge Bei der Wieden: Schaumburgische Genealogie, Stammtafel der Grafen von Hol-
stein und Schaumburg - auch Herzöge von Schleswig - bis zu ihrem Aussterben 1640,
Melle 2 1999.

2 Regula Benedicti, Die Benediktusregel, lateinisch/deutsch, Hrsg, im Auftrag der Salzbur-
ger Äbtekonferenz, Beuron 2 1996 und öfter.

3 Rudolf Hanslik (Hrsg.): Benedicti Regula, Wien 1970 (= CSEL, 75).
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torfer Kulturleben gaben (S. 32-38). Die Herzogin hatte eigene kulturelle Interessen
und eine ausgeprägte Sammelleidenschaft für kostbare Raritäten. Außerdem wur-
de Olearius noch während der Witwenzeit von Maria Elisabeth als Herausgeber re-
ligiöser Schriften für sie tätig. Das weitere soziale Umfeld des Hofgelehrten unter-
sucht Kai Schwahn in seinem Beitrag zur „Patronage, Hofgesellschaft und Gelehr-
tenkorrespondenz" (S. 40-49). Schwahn charakterisiert die Beziehung zwischen
Olearius und Herzog Friedrich III. als enges Patronageverhältnis. Davon zeugten
nicht nur das zusätzliche Amt des Hofbibliothekars, welches den Gelehrten ab 1649

mit einem höheren Gehalt und erweiterten Befugnissen ausstattete, sondern auch
seine zentrale Rolle beim Ausbau der höfischen Sammlungen sowie die weiteren
von dem Herzog zur Verfügung gestellten Ressourcen. Mit der Finanzierung einer
Kupferstecherwerkstatt und einer Hofbuchdruckerei habe der Herzog erst die ma-
teriellen Voraussetzungen für die ausgedehnte publizistische Tätigkeit von Oleari-
us geschaffen. Die Korrespondenzen mit Gelehrten ergaben sich für Olearius vor
allem durch seine Stellung am Hof und insbesondere durch die Aufsicht über die
Hofbibliothek. Olearius konnte sich dadurch auf ein umfangreiches Netzwerk be-
freundeter Wissenschaftler stützen.

Auch Marian Füssel sieht in Olearius einen „typischen Vertreter des Gelehrten-
standes des 17. Jahrhunderts": weitgereist, gut vernetzt, sprachlich im lateinischen
wie im volkssprachlichen Diskurs aktiv, von hoher Arbeits- und Schaffenskraft, mit
einer polyhistorischen Offenheit für neue „Projekte" und wie viele seiner Zeitge-
nossen den Konjunkturen der höfischen Patronage unterworfen (S. 50-56).

Im folgenden Abschnitt über „Reisen und Forschen. Die Gottorfer Gesandt-
schaft" werden vor allem durch Beiträge von estländischen und iranischen For-
schern überraschende Erkenntnisse beigesteuert. Neue Einzelheiten über die erste
Station der Reise erfahren wir durch die Beiträge aus Tallinn. Lea Köiv behandelt
die persönlichen Begegnungen und Begebenheiten am Rande der Mission, wie den
Schiffbruch vor Hogland im November 1635 (S. 58-68). Durch Tallinner Archivbe-
stände, unter anderem Ratsprotokolle und Briefwechsel, kann sie den bisherigen
Kenntnisstand um farbige Details erweitern und aufzeigen, wie eng der Austausch
zwischen einzelnen Mitgliedern der Gesandtschaft mit den Vertretern der städti-
schen Elite war, und welche Konflikte während des längeren Aufenthaltes der Re-
gelung bedurften oder sogar zu Gerichtsprozessen führten.

Ausgehend von Olearius' Stammbuch legt Ivar Leimus die Beziehungen zwi-
schen der Gottorfer Gesandtschaft und ihrem livländischen Bekanntenkreis dar

und erschließt weitere Stammbücher und Reiseaufzeichnungen als Quellen (S. 69-
74). Damit finden die knappen Mitteilungen zu Riga aus dem Reisebericht von
Olearius eine willkommene Ergänzung. Aus dem Vergleich der Stammbücher wird
auch deutlich, dass das soziale Umfeld von Olearius anfangs viel breiter und auch
auf einem höheren gesellschaftlichen Stand anzusiedeln war als das seiner Gefähr-
ten. Hierzu ergänzend zeigt Pia Ehasalu anhand der Sammlung von Staatsporträts
der Tallinner Bruderschaft der Schwarzhäupter, wie sich Beziehungen zwischen
der Holsteinischen Gesandtschaft und der Revaler Bürgerschaft im Bereich der bil-
denden Kunst niederschlugen (S. 75-84).

„Adam Olearius' Sicht auf das Moskauer Reich" und die Wahrnehmung Russ-
lands in der damaligen Gelehrtenwelt Westeuropas behandelt der Beitrag von
Ludwig Steindorff (85-93). Im Beitrag wird herausgestellt, dass sich die Arbeitsweise
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des Gottorfer Gelehrten gegenüber anderen Darstellungen dadurch auszeichnete,
dass er nicht nur auf ältere - westliche - Berichte zurückgriff, sondern sich am
meisten auf das verließ, was er mit eigenen Augen gesehen hatte. Bemerkenswert
sei ferner, wie selbstkritisch Olearius sein Vorgehen und die Grenzen seiner Mög-
lichkeiten reflektierte: Er war sich bewusst, dass jeder Berichterstatter das Fremde
unvermeidlich am Eigenen misst, allein weil er sich bei der Beschreibung fremder
Verhältnisse seiner eigenen Terminologie bedient und Maßstäbe der eigenen Welt
ansetzt.

Von Martin Krieger erfahren wir im Artikel über „Die Landkarten in Adam Olea-
rius' Offt begehrter Beschreibung der Newen Orientalischen Reise", dass Olearius
häufig selbst Landvermessungen vornahm, auf deren Grundlage er dann Karten
zeichnete und die bis dahin existierende Kartographie korrigierte (S. 94-106). Auf
diese Weise verbesserte er die Karte Persiens sowohl durch seine eigenen Breiten-
und Längenbestimmungen als auch auf Grund von Angaben, die er von Persern
vor Ort erhielt, und mit der zweiten Auflage der Persischen Reisebeschreibung von
1656 erschien die erste wirklichkeitsnahe kartographische Aufnahme der Wolga
von Nischni-Nowgorod bis Astrachan. Neuland betrat Olearius mit seiner Karte
des Kaspischen Meeres, dessen Lage er gegenüber der ptolemäischen Tradition
korrigierte, indem er das Gewässer erstmals in seinen korrekten Längen-und Brei-
tenverhältnissen darstellte.

Im dritten Abschnitt „Adam Olearius als Autor und Forscher, Übersetzer und

Verleger" wird herausgestellt, wie unvergleichlich produktiv Olearius als Verfas-
ser, Herausgeber, Leser und Sammler von Reiseberichten war. Michael Harbsmeier
betrachtet „Adam Olearius im Kontext frühneuzeitlicher Reiseliteratur" und sieht

in ihm „eine Schlüsselfigur in der Entwicklung der europäischen Reiseliteratur und
empirisch-kritischen Berichterstattung" (S. 108-114). Zum einen waren seine Be-
richte vielseitiger als die anderer Autoren, und zum anderen sorgte er sowohl in
seinen eigenen Reiseberichten als auch bei der Bearbeitung fremder Reiseberichte
wie kein anderer für die säuberliche Trennung zwischen der narrativen Ereignis-
folge und den deskriptiven Passagen.

Die sich daran anschließende Frage nach dem Einfluss von Olearius auf die zeit-
genössische Literatur beantwortet Flemming Schock (S. 115-125). Schock untersucht
dafür die Rezeption anhand der Schriften der zeitgenössischen „Leser-Autoren"
Martin Zeiller, Erasmus Francisci und Eberhard Werner Happel. Der Querschnitt
durch die barocke Sammlungsliteratur bestätigt den Einfluss und das wissenschaft-
liche Gewicht nicht nur von Olearius' eigener Reisebeschreibung, sondern auch das
der von ihm edierten Texte.

Aufschluss über die Rezeption und Bedeutung von Olearius' Reisebeschreibung
im heutigen Iran und für die iranische Geschichtsschreibung gibt der Beitrag von
Narjes Khodaee von der Universität Teheran (S. 126-132). Sie berichtet, dass einige
Textauszüge der Muscowitischen und Persischen Reyse zum ersten Mal nach dem
Zweiten Weltkrieg, das heißt 1945 ins Persische übertragen und als Fortsetzungs-
reihe in einer renommierten Wochenschrift veröffentlicht wurden. Die Wahrneh-

mung des Gottorfer Hofgelehrten im heutigen Iran sei vor allem der wachsenden
Tourismusindustrie zu verdanken. Mittlerweile hätten sogar ein paar touristische
Unternehmen den Namen Olearius und anderer bekannter Iran-Reisender als so-

genannte Markenqualität entdeckt.
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Mit dem Beitrag zur Erforschung der Inuit, den Olearius erst in der zweiten
Auflage seiner Reisebeschreibung liefert, beschäftigte Thomas Hill (S. 133-143) und
hebt dabei das innovative Vorgehen des Gelehrten hervor. Zum einen fasste Olea-
rius das Wissen zu Grönland und seinen Bewohnern als Erster systematisch und
kritisch zusammen und gab zum anderen mit seinem Glossar des Westgrönländi-
schen und seiner Untersuchung über die Sprache entscheidende Anstöße zur
Sprachforschung. Hill hebt das moderne methodische Vorgehen von Olearius her-
vor, der seine Ausführungen gezielt auf eigene Beobachtungen und Erfahrungen
durch Begegnungen und Interviews mit drei Inuit gründete, die er monatelang in
seinem Haus beherbergte.

Ähnlich ging Olearius bei der Erforschung der persischen Sprache und Kultur
vor. Mithilfe des Persers Haq Virdi, der mit ihm nach Schleswig gereist war und in
seinem Haus lebte, lernte Olearius auch Persisch. Beide erstellten gemeinsam ein
Persisch-Lateinisches Wörterbuch. Sonja Brentjes zeigt durch eine linguistische Ana-
lyse, wie hoch der Anteil Haq Virdis am Wörterbuch war (S. 144-151) und hebt
hervor, dass deren Übersetzung des Golestan die erste direkte Übertragung ins
Deutsche darstellt. Die eigentliche Übersetzungsleistung von Olearius sieht Mireille
Schnyder (S. 152-158) dabei nicht nur in der sprachlichen Übertragung, sondern
auch in einer für die Zeit ungewöhnlichen interkulturellen Annäherung.

Das eigene literarische Werk von Adam Olearius steht für Martin Klöker in einem
ein Spannungsfeld zwischen Dichtung und Wahrheit (S. 159-166). Selbst in histori-
ographischen Werken wie „Kurtzer Begriff einer Holsteinischen Chronic" von 1663
scheine die Art des Erzählens „von einer nüchternen sachlichen Darstellung weit
entfernt zu sein". Umgekehrt ließe sich selbst in zahlreichen Dichtungen von Olea-
rius feststellen, dass er größten Wert auf - naturwissenschaftlich verstandene -
Wahrheit und ihre Dokumentation sowie Glaubwürdigkeit und Authentizität ge-
legt habe. Dieter Lohmeier geht nochmals auf die Reisebeschreibungen ein und hebt
hervor, dass Olearius in der zweiten Auflage den eigentlichen Reisebericht von den
Landesbeschreibungen Russlands und Persiens strikt trennt und so sein Buch im
Aufbau klarer gestaltete (167-171). In dieser erweiterten und verbesserten Form
wurde die Muscowitische und Persische Reisebeschreibung zu einem Musterbei-
spiel deutscher Sachprosa des Barock. Anschließend behandelt Lohmeier noch die
verlegerische Tätigkeit von Olearius und geht der Frage nach, wie es überhaupt
möglich war, von Schleswig aus ein breiteres Publikum zu erreichen und welche
Möglichkeiten für den Vertrieb der von ihm verlegten Bücher unter den Bedingun-
gen des zeitgenössischen Buchmarkts bestanden.

Im vierten Abschnitt über „Adam Olearius und die Gottorfer Kultur" befasst
sich zunächst Kerstin Schnabel mit der „Bibliothek von Schloss Gottorf unter Adam

Olearius" (S. 174-184). Sie stellt heraus, dass Olearius bei der Ordnung von Samm-
lungsgegenständen ganz in der Tradition der frühneuzeitlichen Gelehrtenkultur
stand, und lotet die Möglichkeiten zur Rekonstruktion der Bibliothek unter Oleari-
us aus. Anschließend legt Bente Gundestrup dar, wie Olearius in enger Abstimmung
mit dem Herzog die Gottorfer Kunstkammer aufgebaut und erweitert hat (S. 185-
192). Einen besonderen Stellenwert sei den Ethnographica einzuräumen. Olearius'
Publikation „Die Gottorfische Kunstkammer" sei einer der ersten deutschsprachi-
gen Sammlungskataloge. Mit dem Katalog verbinde sich zugleich ein didaktischer
Anspruch, der sich durch das gesamte Wirken von Olearius zieht.
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Dies gilt nach Auffassung von Felix Lühning auch für die astronomischen Betäti-
gungen von Adam Olearius. In seinem Beitrag „Adam Olearius als Astronom" (S.
193-199) arbeitet er sorgsam heraus, dass der Bau des Riesenglobus und der soge-
nannten Sphaera Copemicana einen Höhepunkt der astronomischen Entwicklun-
gen am Gottorfer Hof darstellte. Bedeutsam sei in diesem Zusammenhang, dass
man auf Gottorf offenbar früher als andernorts ahnte, dass der Weg zum physika-
lisch realen Kosmos durch Kepler vorgezeichnet war. In Gottorf gab es nicht nur
die erste technische Rezeption des keplerschen Gedankengutes, vielmehr fand sich
in der Sphaera Copemicana das erste maßstäbliche Modell des physikalisch richti-
gen Kosmos überhaupt.

Bei der Architektur des Globushauses und bei der Gestaltung des Globusgartens
sind Einflüsse von Olearius indes schwer nachweisbar, meint Karen Asmussen-

Stratmann in ihren „Überlegungen zum Stellenwert von Botanik bei Adam Olearius
und zu seinem Beitrag zu Gottorfer Codex und herzoglicher Gartenkunst" (S. 200-
204). Sie stellt dabei deutlich heraus, dass sich Olearius auch auf seiner Reise zwar
mit Botanik beschäftigte, aber später keine praktischen Interessen auf diesem Ge-
biet entwickelt habe. Dagegen kann Constanze Köster eine überraschend enge Zu-
sammenarbeit des Hofgelehrten mit dem Hofmaler Jürgen Ovens bei der Entste-
hung des sogenannten Gottorf-Zyklus nachweisen, der die 200-jährige Geschichte
der Gottorfer Dynastie in elf Monumentalgemälden darstellt (S. 205-215). Auffällig
sei, dass Ovens' Gemälde im Gegensatz zu vergleichbaren Zyklen, die auf ver-
schiedenen historischen Schriften fußen, allein auf der Holsteinischen Chronik von

Olearius beruhen. Häufig dienten Olearius' Zeilen geradezu als Bildbeschreibung.
Vor allem aber weisen seine eigens für die Gemälde verfassten Gedichte auf die
enge Zusammenarbeit zwischen dem Maler und dem Hofgelehrten hin. Damit er-
gänze der Zyklus gleichsam das dichterische Werk von Adam Olearius. Indem
Olearius wiederholt auf die gemeinsame Herkunft des dänischen Königshauses
und der Gottorfer Herzöge aus dem Haus Oldenburg und damit ihre Ebenbürtig-
keit hinweist, verfolge er politische Absichten im Dienst der Herzöge.

Vom Selbstverständnis und Anspruch des Gottorfer Hofes zeugen auch Gottor-
fer Feste und Hofballette, die anlässlich der Fürstenhochzeiten aufgeführt wurden,
wie Ingrid Höpel zeigt (S. 216-225). Olearius organisierte in Gottorf die höfischen
Feste, dokumentierte sie in Wort und Bild und sorgte durch Berichte in einschlägi-
gen Medien der Zeit dafür, dass diese Feste europaweit wahrgenommen wurden.
Als Beispiel beschreibt Höpel die Feierlichkeiten anlässlich der Hochzeit der Her-
zogstochter Sophie Auguste mit Johann von Anhalt Zerbst im Jahre 1649 und die
Vermählung von Marie Elisabeth mit Ludwig von Hessen-Darmstadt im Jahre
1650. Als Besonderheit des Balletts von 1650 beschreibt Höpel die konstituierende
Bedeutung, die Embleme im Gesamtkonzept einnehmen. Während sich die Verfas-
serschaft des Balletts nicht mit letzter Sicherheit klären lässt, können zwei Zugaben
mit Gedicht und emblematischen Darstellungen eindeutig Olearius zugeschrieben
werden: hochfürstliche Geschenke der Braut an den Bräutigam sowie ein Blatt für
den Bräutigam.

Abschließend lässt sich feststellen, dass der Tagungsband allein durch die Breite
der Themenbereiche deutlich macht, dass sich die Wahrnehmung von Olearius'
Wirken nicht auf den Gottorfer Globus und seine Muscowitischen und Persischen

Reyse verengen darf. Es wird deutlich, dass Olearius neben seiner Stellung als
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Hofmathematiker und Hofbibliothekar auch als Astronom, Reiseschriftsteller,
Dichter, Übersetzer, Verleger, Herausgeber, Kartograph, Sammler, Völkerkundler,
herzoglicher Rat und Gelehrter tätig war. Mit dem Begriff Hofgelehrter lassen sich
seine verschiedenen Tätigkeiten und sein lebenslanges Forschen heute am besten
umfassen. Diese Vielseitigkeit des Hofgelehrten Olearius und die Bedeutung des
Wissenschaftsbetriebes am Gottorfer Hof neben der Universitätswelt werden durch
die verschiedenen Beiträge klar herausgestellt.

Der Tagungsband verdient aber nicht nur für die aktuelle Darlegung des neues-
ten Forschungsstandes zu Olearius und durch die Präsentation teilweise neuer Er-
kenntnisse Beachtung. Für künftige Forschungen bieten auch die verschiedenen
von Constanze Köster erstellten Anhänge wertvolle Hilfen. Sie hat zum einen die
„Gedichte und Epigramme von Adam Olearius in Gemälden und Stichen im Wort-
laut" zusammengestellt (S. 228-231). Zum anderen hat sie unter Mitarbeit von Mar-
tin Klöker und Kai H. Schwahn unter der Überschrift „Olearius-Bibliographie und
Quellenverzeichnis" die Verzeichnisse von Lohmeier und Dünnhaupt fortgeführt
und ergänzt. Im Einzelnen führt sie als gedruckte Quellen die selbständigen Publi-
kationen von Olearius (S. 233-238) und seine Gedichte in Werken anderer Autoren
(S. 238-240) auf. Unter Manuskripten verzeichnet sie die Briefe von und an Adam
Olearius (S. 240-242) sowie seine Stammbuch-Einträge und einige weitere Quellen
(S. 243). Den Abschluss des nützlichen Apparates bilden ein umfassendes Ver-
zeichnis der Schriften über Olearius (S. 243-245) und das Quellen- und Literatur-
verzeichnis zu den Tagungsbeiträgen (S. 246-262). Eine umfassende Einführung in
den Band und eine Würdigung der Beiträge liefert eingangs Uta Kuhl in ihrem
Vorwort „Adam Olearius. Weltwissen und Empirie" (S. 11-23). Die künftige Olea-
rius-Forschung sollte auf diesen Tagungsband zurückgreifen.

Jens Ahlers

Stadtbilder Schleswig-Holstein. Theodor Möller, Fotografien 1900-1950. Hrsg, vom
Landesamt für Denkmalpflege Schleswig-Holstein. Mit Texten von Astrid Han-
sen und Heiko K. L. Schulze. Neumünster: Wachholtz, 2013. 231 S.

Theodor Möller hat mit seinem fotografischen Schaffen ein Bild von Schleswig-
Holstein hinterlassen, das denen, die es betrachten, einen Eindruck von Stille und

Ruhe, ja, von Unbewegtheit über die Zeiten vermittelt. Die Fotografie als bedeu-
tender Pfad in seinem Leben war ihm nicht vorgezeichnet. Er hat ihn sich gebahnt.
Am 6. März 1873 wurde Theodor Möller in Rumohr bei Kiel in bäuerliche Verhält-

nisse hineingeboren. 1877 erkrankte das vierjährige Kind an Knochentuberkulose,
die fast zu einer Fußamputation geführt hätte; eine lebenslängliche Behinderung
blieb zurück. So kam ein mit körperlicher Geschicklichkeit und Anstrengung ver-
bundener Beruf für ihn nicht in Frage. Sein Lehrer erkannte die intellektuellen und
bald auch die pädagogischen Fähigkeiten des Jungen; so entstand der Plan, dass er
Lehrer werden könnte. Er wurde es. Zunächst bereitete er sich auf die Präparan-
denausbildung in Kiel vor, indem er — aushelfend — die Erstklässler in seiner ei-
genen Schule in Großflintbek unterrichtete. An das erste Examen und praktische
Tätigkeit schloss sich von 1891 bis 1894 der Besuch des Lehrerseminars in Bad Se-
geberg an; dort erhielt er auch zum 1. Oktober 1894 seine erste feste Anstellung.
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Dann, 1897, wechselte er nach Kiel, wo er bis 1924, die längste Zeit an der Real-
schule II am Königsweg, wirkte. Die Jahre des Ersten Weltkrieges durchlebte er als
Frontsoldat.

Um 1900 entdeckte er für sich das Medium der Fotografie als ein Mittel, seine
und des Landes, vor allem bauliche, Gegenwart im Lichtbild festzuhalten und so
gegenüber der Nachwelt Zeugnis abzulegen und Erinnerung zu schaffen. Aus die-
sen Gedanken heraus entstand die — realisierte — Idee der Gründung einer Licht-
bilder-Sammelstelle, die er mit dem Direktor des Thaulow-Museums, Gustav

Brandt, verfolgte. Er wurde ihr Erster Vorsitzender. Bald schon nannte man ihn ei-
nen „begnadeten Lichtbildner". 1908 trat er dem „Landesverein des Bundes Hei-
matschutz" bei; von diesem Jahr an bis 1913 war er Beauftragter für Baupflege im
schleswigschen Kreis Tondern, wo er ein Kreis-Bildarchiv anlegte. 1914 verpflichte-
te ihn der Kreis Oldenburg für diese Aufgabe. Schon damals war er ein großer
Name in Heimatpflege und Heimatforschung. Auszeichnungen würdigten seine
Arbeit; seine Veröffentlichungen wurden zu Standardwerken. 1924 ließ er sich vom
Schuldienst beurlauben, um sich ganz seiner anderen großen Lebensaufgabe wid-
men zu können. Unerhört fruchtbare Jahre folgten. 1930 wurde er Vorsitzender des
Heimatvereins, der sich seit 1932 nur noch „Die Heimat" nannte; er blieb es bis

1948. Mit dem Amt verbunden war die Herausgeberschaft der durchaus einfluss-
reichen Zeitschrift „Die Heimat. Monatsschrift des Vereins zur Pflege der Natur-
und Landeskunde in Schleswig-Holstein, Hamburg und Lübeck".

Im Rahmen der Gleichschaltungspolitik nach 1933 wurde der Verein zunächst
dem „Reichsbund Volkstum und Heimat" angegliedert, dann dem „Amt Rosen-
berg", dem „Amt des Beauftragten des Führers für die Überwachung der gesamten
geistigen und weltanschaulichen Erziehung der NSDAP", unterstellt; in der dorti-
gen „NS-Kulturgemeinde" übernahm Möller das „Fachreferat für Heimatkunde".
Erfolglos — selbstverständlich — hatte er sich gegen die Angriffe auf die Autono-
mie von Verein und Zeitschrift zur Wehr gesetzt.

1947 wurde „Die Heimat" neu gegründet, Möller, für ein Jahr, ihr Vorsitzender.
Er arbeitete weiter an seinem Lebenswerk, besonders in den wenigen, ihm dann
noch verbleibenden Jahren nach 1950. Zu seinem achtzigsten Geburtstag, am 6.
März 1953, wurde er mit dem Bundesverdienstkreuz und der Universitätsmedaille

ausgezeichnet. Da war er schon am Ende seiner Kraft. Das traurige Schicksal seiner
Frau, die bei einem Bombenangriff schwer verletzt worden war und ein jahrelanges
Siechtum zu ertragen gehabt hatte, und eine neue Zeit, in der er für sich keinen
Platz mehr sah, hatten ihn zerrüttet. Am 10. November schied Theodor Möller aus
dem Leben.

Seit April 1950 resp. seit 1953/1996 besitzt das Land Schleswig-Holstein, vertre-
ten durch das Landesamt für Denkmalpflege, umfangreichstes Material aus seinem
fotografischen Schaffen. Der Öffentlichkeit erhebliche Teile dieses Bilderschatzes
zugänglich zu machen, haben Astrid Hansen und Heiko K. L. Schulze für das Lan-
desamt für Denkmalpflege in dieser kommentierenden und dokumentierenden
Publikation über die schleswig-holsteinischen Stadtbilder zwischen 1900 und 1950
unternommen. Und, um dieses vorwegzunehmen: Sie haben es mit Erfolg unter-
nommen.

Sie lassen den Band mit der biografischen Skizze „Mein Stadtbaukasten — Theo-
dor Möllers Alt- und Kleinstadtbilder" beginnen, die einen guten „Einstieg" in sei-
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nen Lebensweg und seine Gedankenwelt bietet. Sie schildern seinen äußeren und
inneren Werdegang nüchtern; es schimmert aber doch — und das macht diesen
Beitrag so angenehm — eine Grundsympathie für Möllers enormes Engagement
für seine Heimat durch. Besonders verdienstvoll ist dabei aber auch, dass die Auto-
ren deutlich herausarbeiten, dass Theodor Möller nicht einfach nur das ihm Gebo-
tene „abfotografiert" hat, sondern dass er auch in erheblichem Maße mit den Mit-
teln der Retusche gearbeitet hat, also ein Ziel vor Augen hatte. Er hat aus seinen
Bildern zahlreiche Details der modernen, der technischen Zeit entfernt und so eine
Botschaft übermittelt: Er hat die Kostbarkeit einer in bestimmtem Sinne heilen Welt

darstellen und zugleich warnen wollen vor einer weitergehenden, gedankenlosen
Verschandelung des Schönen, Überkommenen, des —aus seiner Sicht — Guten.
Dass diese Warnung und Mahnung verhallen musste, versteht sich von selbst. In-
dem er die Wirklichkeit „bearbeitete", hat er Künstlichkeit geschaffen, aber auch
Kunst. Dem heutigen Betrachter bleiben das Bedauern über die Zerstörung und der
Genuss der Bilder, ein — auch — melancholischer Genuss.

Der zweite Textbeitrag „Das Möllersche Bildarchiv" befasst sich eingehend mit
der technischen Seite des dem Lande überlassenen Nachlasses des Fotografen. Der
zweihundert Seiten umfassende Bildteil, ein erfreulicher Anteil davon großforma-
tig, überrascht den Leser durch die Vielfalt der Motive und die darin zum Aus-
druck kommende tiefe Durchdringung der Aufgabe, die Möller sich als Lebensauf-
gabe gestellt hatte. Die, natürlich, Nicht-Farbfotografien, gehalten in einer Vielfalt
wunderbar abgeschichteter Braun-Grautöne, betonen die Distanz zwischen der
Zeit, in der er wirkte, und der des heute die Aufnahmen Betrachtenden. Dem Re-

zensenten entrang sich beim Anschauen der Werke häufig ein „Ach, ja.", was im-
mer das auch bedeuten mag.

Das Buch wird durch das Verzeichnis der Schriften Theodor Möllers zwischen

1912 und 1953 abgerundet, das denjenigen, die sich über seine geistige Welt weiter
informieren möchten, sicheren Zugang bietet. Das Orts- und Personenregister ist
hilfreicher Wegweiser denen, die gezielt suchen wollen.

Astrid Hansen und Heiko K. L. Schulze haben ein qualitätvolles Buch vorgelegt,
das einen hervorragenden Platz in der Literatur zur Heimatgeschichte und Hei-
matpflege unseres Landes mit Recht beanspruchen kann. Das überrascht bei die-
sem Autorengespann nicht. Darüber hinaus ist es Spiegel der überragend wichti-
gen Arbeit des Landesamtes für Denkmalpflege, so gesehen auch Mahnung an die
Landespolitik, den Wert von dessen Arbeit immer wieder zu erkennen und diese
nicht in ihrem Bestände und ihrer Entwicklung zu gefährden.

Klaus Alberts
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6. Geschichte einzelner Orte und Regionen

Dirk Meier, Die Eider. Flusslandschaft und Geschichte. Heide: Boyens, 2016. 224 S.

Für die Deutschen ist die Eider ein regionaler Fluss, ein Rinnsal gleichsam, seit ein
großer Teil des Laufes im Nord-Ostsee-Kanal verschwunden ist, vielleicht noch be-
kannt über das Eidersperrwerk, das hier, wo der Fluss seine schiffbare Breite er-
reicht, die Nordseefluten davon abhalten soll, das Land zu überschwemmen. Für
Dänen ist die Eider ein Mythos. Kein Fluss ist im Laufe der Jahrhunderte einem
derartigen Kulturwandel unterzogen worden, und kaum ein Fluss, vielleicht der
Rhein als Ausnahme, ist derart national aufgeladen worden. Die Eider ist, wie es
der Historiker und Geologe Dirk Meier in seiner nun neu vorgelegten Flussgeogra-
phie beschreibt, der „Schicksalsfluss" Schleswig-Holsteins.

Die Eider als Grenzfluss begegnet uns zuerst im Reich Karls des Großen. Zwar
war zunächst die Stör als Grenzfluss vorgesehen - in der Nähe des heutigen
Itzehoe gründeten die Karolinger ein Kastell, Esesfeld, - aber 811 einigte man sich
mit dem dänischen König Hemming auf einen Frieden und die Grenze an der Ei-
der. Niemand konnte zur damaligen Zeit übersehen, welche historischen Folgen
und Entwicklungen dieser Vertrag evozierte und Schleswig-Holstein und Däne-
mark bis heute prägt.

Die Eider trennt und verbindet. Sie teilt das Schicksal ihrer kleinen Schwester,

der Schwentine, heiliger Fluss der Slawen und als Teil des Limes Saxoniae Grenz-
fluss des sächsischen Herzogtums. Im Gegensatz zu dieser aber wurde die Eider
wirkliche Grenze zwischen Schleswig und Holstein.

Die Quelle des Flusses liegt in der Holsteinischen Schweiz. Von dort windet sie
sich mit überraschend mäanderndem Schlenkern durch das Land. Kurz vor dem

Schulensee knickt sie angesichts des Hornheimer Riegels nach Westen ab, so als
werde ihr nun bewusst, dass der Weg in die Ostsee zu kurz sei und die Westroute
ins Wattenmeer mehr Erfahrungen und Belebung verspreche. Diese eiszeitliche
Endmoräne lässt das Schmelzwasser in zwei Richtungen abfließen, nämlich in die
Kieler Förde zur Ostsee und in die Eider und damit zur Nordsee.

Der Umgang der Menschen mit dem Fluss war von Anfang an nicht nur vom
Schutzbedürfnis vor Tiden und Fluten geprägt, sondern auch von der Urbarma-
chung der Landschaft, um den Bedarf an Nahrungsmitteln zu decken. Die Eider
bekam überdies wichtige Transportfunktionen, heute augenfällig durch den 1895
eröffneten Nord-Ostsee-Kanal, den Nachfolgebau des 1784 gebauten Eiderkanals,
von dem es noch heute in Kiel und im Kreis Rendsburg-Eckernförde teils idyllisch
gelegene Reste zu entdecken gilt.

Entlang von Kanal und Fluss finden sich für das Land bedeutende Orte, Holte-
nau, Friedrichstadt, Tönning und - sozusagen die Eiderstadt schlechthin - Rends-
burg. Rendsburg ist nicht nur heute ein Verkehrsknotenpunkt, sondern war seit je-
her eine wichtige Schnittstelle. Die Eider teilte das Land in Norden und Süden, die
Geest in West und Ost. Auf dem Geestrücken verlief ein Weg und dort, wo dieser
sich mit der Eider kreuzte, lag eine Insel in der Eider: Hier entstand Rendsburg.

Die Eider war Handelsweg, vor allem aber Teil einer Landschaft in der, wollte
man in ihr langfristig leben, Handel treiben und ernten, Wasserbau betrieben wer-
den musste. Auf diese Kulturleistungen legt Meier einen besonderen Wert. Er be-
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ginnt mit topographischen Beschreibungen und nimmt den Leser zu einem Gang
durch die Jahrtausende an die Hand. Wir erfahren, wie in der Vorzeit rund um die
Eider gelebt und gewirkt wurde, wir lernen die Bedeutung der Eider im Handel
des Mittelalters kennen, erfahren viel über archäologische Zeugnisse aus dieser
Zeit und - besonders dann im Mittelalter und der Neuzeit - wie die Menschen den

Fluss gezähmt und sich mit ihm arrangiert haben. Die Eider ist Teil eines Flusssys-
tems. Wer sich mit ihr beschäftigt, hat unter anderem auch die Treene und die Sor-
ge als Zuflüsse mit im Blick. Sie werden Teil der Entwässerung. Auch mit der
Schifffahrt und den Sturmfluten und ihren Auswirkungen beschäftigt sich der Au-
tor. Abschließend beschreibt Meier die Baumaßnahmen der Neuzeit, die mit dem
Bau des Eidersperrwerkes 1972/73 ihren Abschluss und Höhepunkt fanden.

Die Eider trennt und verbindet. Sie ist Natur- und Kulturlandschaft. Es lohnt

sich die Beschäftigung mit diesem Fluss, der heute nach vielen Jahrhunderten im
Osten als unbedeutend und klein wahrgenommen wird, dann quasi für die Augen
verschwindet, weil er im großen Kanal aufgeht, um dann hinter Rendsburg wieder
als stattlicher Fluss im wahrsten Sinne des Wortes aufzutauchen und hinter Tön-

ning eine enorme Breite zu zeigen. Bisher sind zu wenige Publikationen erschienen,
die sich dem Fluss widmen. Meier hat hier einen wichtigen Beitrag geleistet. Er be-
schreibt die Landschaft, die Nutzung, die Geschichte und die Hydrographie der
Region. Verständlich, dass sich Dirk Meier hauptsächlich auf die westliche Eider
bezieht, sind hier doch die Auswirkungen des menschlichen Einflusses am deut-
lichsten spürbar. Doch wäre es interessant gewesen, auch einiges über das Quell-
gebiet zu erfahren, die Naturlandschaft der östlichen Eider, die Handelsplätze Ho-
henhude und Flemhude oder die Eiderpiraten. Insgesamt aber bietet der vom Ver-
lag sehr schön aufgemachte Band mit zahlreichen Illustrationen einen guten und
interessanten Einblick in eine der wichtigsten Kulturlandschaften Schleswig-
Holsteins.

Martin Lätzel

Flensburger Tageblatt. 150 Jahre Stadtgeschichte aus Zeitungsperspektive. Hrsg.:
Stefan Hans Kläsener, Carlo Jolly. Kiel; Hamburg: Wachholtz, Murmann Publ.,
2016. 223 S.

Ein Team von 25 Journalisten hat unter der Regie von Stefan Hans Kläsener (Chef-
redakteur des Schleswig-Holsteinischen Zeitungsverlags) und Carlo Jolly (Redakti-
onsleiter der federführenden Flensburger Lokalredaktion) anlässlich des 150-
jährigen Bestehens des Flensburger Tageblatts eine Chronologie historisch bedeu-
tender Ereignisse der Flensburger Stadtgeschichte recherchiert und zusammenge-
stellt. Grundlage des Buches ist die in Flensburg viel beachtete Beilagen-Serie „Ges-
tern und Heute", die „Geschichte ganz dicht und nah (...) und so persönlich wie
möglich" erzählen und dazu „viele kleine Anekdoten und Beobachtungen (...) zu
einer Schatztruhe für alle Flensburger, Flensburg-Liebhaber oder sentimentalen Bu-
ten-Flensburger" zusammenreihen möchte. (S. 5) Auch das gewählte Layout erin-
nert an den Ursprung des Bandes als Artikelserie im Tageblatt.

Als Quellenbasis dienten die Bestände des Flensburger Stadtarchivs, die illus-
trierten Beilagen des Ullstein-Verlags in den frühen Ausgaben der Flensburger
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Nachrichten, rund 150.000 Schwarzweiß-Negative des von 1949 bis in die 1980er
Jahre für die Zeitung tätigen Fotografen Armin Scheich, das von Gerhard Nowc ge-
führte Archiv der Stadtredaktion sowie nicht zuletzt private Erinnerungen und
Hinweise von vielen Zeitzeugen aus erster und zweiter Hand. Inwiefern Ergebnis-
se aktueller lokal- und regionalgeschichtlicher Forschungsarbeiten eingeflossen
sind, erschließt sich nicht, da entsprechende Angaben genauso wie ein Quellen-
und Literaturverzeichnis fehlen. Der Abbildungsnachweis der Fotos und die Bild-
unterschriften reichen dagegen für den interessierten Laien aus, wenngleich nicht
unter jedem Foto Ort und Jahr angegeben sind.

Die Darstellung beginnt im Jahr 1865 und beschreibt ausgehend von der Grün-
dung der Zeitung die Geschichte des „Flensburger Tageblatts" auf einer Doppelsei-
te. Jedem nachfolgenden Kalenderjahr wird anschließend - jeweils auf einer Seite
oder Doppelseite - ein Ereignis aus der Flensburger Stadtgeschichte zugewiesen.
Die Themenvielfalt ist insgesamt bunt: Von der Industrialisierung des 19. Jahrhun-
derts über die beiden Weltkriege und die Schneekatastrophe im Winter 1978/79 bis
hin zum Aufstieg der Flensburger Musikkapelle Santiano reicht die Palette. Ein
stringentes System in der Auswahl der Themen oder eine entsprechende inhaltlich
nachvollziehbare Reihung ist nicht zu erkennen. Häufig machen die Autoren histo-
rische Spuren oder Veränderungen im Flensburger Stadtbild zum Ausgangspunkt
ihrer Beobachtungen (z. B. den ehemaligen Kattsund am Südermarkt (1898), den
Durchstich vom Holm zum Bahnhof (1904) oder den Abriss des alten Rathauses
(1964)). Wichtige Flensburger Institutionen (z. B. die Diakonissenanstalt als heute
größter Arbeitgeber der Stadt (1874) oder die Europa-Universität Flensburg auf
dem Sandberg (2002)) werden ebenso vorgestellt wie bekannte Wirtschaftsunter-
nehmen der Stadt (z. B. die Brauerei am Munketoft (1888), Beate Uhses „Erotikim-
perium" (1962) oder das „Drama um Motorola" (2013)).

Blättert man sich durch „150 Jahre Stadtgeschichte aus Zeitungsperspektive",
wird der politische, technische und soziale Wandel Flensburgs - von einer Klein-
stadt mit 20.000 Menschen kurz nach den deutsch-dänischen Kriegen zu einer
mehr als 90.000 Menschen aus 130 Nationen fassenden Großstadt - gut deutlich.
Auch die Bedeutung der Marine für die Entwicklung der Stadt erschließt sich in
mehreren Episoden (z. B. zur Marine(fernmelde)schule in Mürwirk (1905, 1910)
oder zu den Marinefliegern in Tarp und Eggebek (1965, 2005)). Besonders viel
Raum erhalten Beispiele, die den technischen Wandel dokumentieren (u. a. zur
Fördeschifffahrt (1866), zur Straßenbahn (1881), zum Nahverkehr, den ehemaligen
Kleinbahnen (u. a. 1926,1929) oder zur Elektrifizierung der Bahnstrecke Hamburg-
Flensburg (1996)).

So spannend und lebendig sich die einzelnen Artikel auch lesen, so fehlen mit-
unter doch ein Gesamtüberblick und eine Kohärenz der Gesamtdarstellung. Ein
Inhaltsverzeichnis mit Farbkonzept, das sich an unterschiedlichen (politischen,
wirtschaftlichen, sozialen und technischen) Aspekten des Wandels orientiert, hätte
vielleicht mehr Orientierung schaffen können. Genauso könnten nachträglich ein-
gefügte interne Links thematische Beziehungen und Verknüpfungen besser ver-
deutlichen - etwa beispielhaft die für 1930 beschriebene Einweihung des Deut-
schen Hauses als Folge der zuvor für 1920 beschriebenen Volksabstimmung. Eine
kurze Begründung der Themenauswahl wäre an vielen Stellen ebenfalls wün-
schenswert gewesen. Warum wird beispielsweise die Verhaftung der letzten
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Reichsregierung unter Großadmiral Karl Dönitz, die in den letzten Kriegslagen
nach Flensburg geflüchtet war, nicht im Jahr 1945, sondern im Kontext der Grün-
dung der Marineschule Mürwik für das Jahr 1910 erzählt - an dieser Stelle noch
dazu mit irreführendem Lead für das Jahr 1866 (S. 67)?

Die Antwort auf diese Frage dürfte in der eingangs erwähnten Entstehungsge-
schichte der Buchveröffentlichung als ursprüngliche Beilagenserie einer Tageszei-
tung mit einem klar auf Flensburg ausgerichteten Fokus zu suchen sein. Wohl aus
gleichem Grund fehlt der Darstellung auch eine zusammenfassende Einordung in
150 Jahre Stadt- und Pressegeschichte. So werden der Geschichte der Zeitung ins-
gesamt lediglich zwei Seiten und ihrer Rolle im Nationalsozialismus nur zwei Sätze
gewidmet (vgl. S. 6-7). Auch eine Abgrenzung der eigenen redaktionellen Stimme
von derjenigen anderer Flensburger Blätter findet nur in ganz wenigen Ausnahme-
fällen statt - etwa für die 1914 erscheinenden „Extrablätter zum Kriegsbeginn".
Ferner bleibt fraglich, ob sich beispielsweise ein „kriegsmüder Jubel" im Jahr 1871
wirklich erklären lässt, ohne die Hintergründe der vorangegangenen „Einigungs-
kriege" zu erläutern. Der zugehörige Artikel jedenfalls kann das auf dem ihm zur
Verfügung stehenden begrenzten Platz nur bedingt leisten.

Die Darstellung will das wahrscheinlich auch gar nicht. Denn sie versteht sich,
wie die Autoren einleitend betonen, als bunte regionalhistorische Fundgrube zum
Stöbern und Blättern für einen möglichst großen Leserkreis. Daher blickt sie eher
auf das anekdotenhafte Detail und die lebhafte Erinnerung als auf Hintergründe
und Strukturen. So betrachtet der Band beispielsweise die unmittelbare Nach-
kriegszeit für Flensburg mit einem Blick auf den Neubeginn der Flensburger Messe
(1947), den „Traum der Speckdänen" (1948) oder das 150-jährige Bestehen des
Sport- und Traditionsvereins Friedrichsgarde (1951) und nimmt weniger Schwer-
punkte wie Entnazifizierung, Wiedergutmachung oder Mitverantwortung der
„NS-Volksgemeinschaft" in den Blick. Noch für das Jahr 1975 präsentieren die Au-
toren die Geltinger Bucht folgerichtig als „Parkplatz der Supertanker" und weniger
als Symbol der Ölkrise und ihren problematischen Folgen und ambivalenten Ver-
antwortungen.

An anderer Stelle wird dann aber auch schwerer Verdauliches thematisiert: etwa

die traumatisierenden Weltkriege, die Rolle des Bahnhofs in Harrislee bei der De-
portation von 1.600 NS-Häftlingen in die Konzentrationslager (1944), das Schicksal
tausender Zwangsarbeiter, die am Ende des Zweiten Weltkriegs in Flensburger La-
gern lebten (1945), oder die Enttarnung des Euthanasiearztes Werner Heyde (1959)
als Beispiel für den problematischen Umgang des „Who's Who des schleswig-
holsteinischen Establishments aus Justiz, Medizin und Ministerialbürokratie" (S.
140).

Insgesamt ist der Zeitungsserie in Flensburg unbestreitbar eine große Wirkung
zu bescheinigen. Sie konnte offenbar einem breiten Leserpublikum die historische
Bedeutung der im Stadtbild oft noch erkennbaren historischen Spuren aufzeigen.
Darüber hinaus darf man dieses Buch auch all denjenigen empfehlen, die nicht auf
Hintergrunderklärungen des überaus professionalisiert und talentiert erzählenden
Autorenteams angewiesen sind. Sie finden im Band eine Unmenge an Details sowie
interessante, qualitativ hochwertige Abbildungen, reproduzierte Dokumente, Fotos
und weiterführende Hinweise aus dem lokalen Flensburger Mikrokosmos.

Markus Oddey
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Haderslev - en kobstad bliver til. Udgravninger ved Starup og Mollestrommen.
Red.: Tenna R. Kristensen. Haderslev: Museum Sonderjylland, 2016. 208 S.
(Skrifter fra Museum Sonderjylland; 11) (Arbog for Museum Sonderjylland;
2015).

Beschäftigt man sich mit der Frühphase städtischer Entwicklung, dann wirkt diese
häufig wie eine Black Box: Man weiß, dass dort etwas gewesen sein muss, hat aber
kaum Kenntnis darüber. Einen wesentlichen Beitrag zum besseren Verständnis lie-
fern vor allem umfangreiche stadtarchäologische Untersuchungen wie in Ripen,
das 1985 das erste Fallbeispiel für das wichtige Projekt „Middelalderbyen" gewe-
sen ist.

Vergleichbare Untersuchungen gab es nicht nur in Zentren wie Lübeck oder
Schleswig/Hedeby, sondern auch in Hadersleben. Jetzt wurden einige der dortigen
Befunde unter redaktioneller Leitung von Tenna R. Kristensen erstmals zueinander
in Bezug gesetzt und für die Öffentlichkeit aufgearbeitet. Das auf Dänisch verfasste
Ergebnis versteht sich dabei jedoch nicht als umfassende Darstellung der frühen
Geschichte der Stadt, sondern eher als ein Ergebnisbericht (S. 8) von Ausgrabungs-
kampagnen aus einem Zeitraum von sechs Jahrzehnten. Dabei geht es nicht allein
um Hadersleben, sondern vor allem um die Frage, welche Umstände dazu geführt
haben, dass sich Hadersleben als Stadt etablieren konnte, während die etwas weiter

fördeabwärts gelegene Siedlung Starup weitestgehend verschwand. Diesen Fragen
geht ein Kollektiv aus vier Autoren nach, die sich mit jeweils unterschiedlichen
Aspekten befassen. Das große Verdienst der Autoren ist dabei, die große und oft-
mals disparate Menge an Informationen, Funden und Befunden zu sammeln, um
einen Einblick in die historische Frühphase dieser Region zu gewähren.

Nach einer Einleitung (S. 7 f.) und Hinführung zu den prähistorischen und to-
pographischen Gegebenheiten entlang der Förde durch Lennart S. Madsen (S. 9-13)
befasst sich Anders Hartvig mit den fünf Ausgrabungen an der Kirche in Starup -
oder Sonder Starup, wie sie in den Quellen auch genannt wird (S. 15-48). In drei
Kampagnen zwischen 1985 und 2011 wurde ein Areal von 4.500 m2 westlich der
Kirche untersucht. Hartvig fügt die Funde und Befunde zusammen und bringt sie
in einen chronologischen Zusammenhang. Er schlägt ein Entwicklungsmodell vor,
bei dem auf erste späteisenzeitliche Siedlungsspuren eine Phase intensiver Sied-
lungsaktivität eher handwerklichen Charakters im 11. und frühen 12. Jahrhundert
folgte. Im weiteren Verlauf des 12. Jahrhunderts lassen sich nicht nur zahlreiche
sich überlagernde kleinere Hausstrukturen erkennen, sondern auch der Umbau zur
Steinkirche, ehe im 13. Jahrhundert die Wüstungsphase einsetzte.

Diese Kirche ist dann Thema des Beitrags von Thomas Bertelsen von Danmarks
Kirker des Nationalmuseums in Kopenhagen (S. 49-84). Auf Basis der neuen Be-
funde sowie zusätzlicher Untersuchungen bewertet er den heute noch bestehenden
Kirchenbau in Starup neu und korrigiert dabei auch manch ältere These. Bertelsen
betont die sowohl historische als auch architektonische Besonderheit des Baus, der

nicht nur eine der ältesten Steinkirchen des Landes, sondern auch die einzige aus-
schließlich aus Travertin, einem porösen Kalksandstein, errichtete Kirche der Regi-
on ist. Über mehrere Phasen skizziert der Autor die Baugeschichte der ursprüng-
lich als Basilika konzipierten Kirche, die zwischen der Mitte des 12. und dem frü-
hen 13. Jahrhundert auf das Maß einer einschiffigen Gemeindekirche zurückgebaut
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wurde. Abschließend stellt er die These auf, dass sie das Vorbild für eine erste aus

Granitquadern errichtete Kirche in Hadersleben gewesen sein könnte, von der
zwar keine Strukturen mehr existieren, jedoch noch Fragmente in der heutigen Ma-
rienkirche erhalten sein könnten.

Nach der eingehenden Behandlung des Ortes Starup widmet sich Anton Englert
vom Marinearchäologischen Forschungsinstitut in Roskilde dem 1954 von Hans
Neumann am Mühlenstrom gefundenen Schiffswrack und interpretiert dieses auf
Basis jüngerer Forschungsarbeiten neu (S. 85-112). Gefunden wurde das Wrack
bzw. der Boden des Bugs unterhalb eines Steindamms, der anhand dendrochrono-
logischer Befunde am Schiff in die Zeit nach 1240 datiert werden kann. Naturwis-
senschaftliche Analysen legen nahe, dass das Boot, bei dem es sich wohl um ein
Lastschiff für flachere Gewässer handelte, vermutlich auf der jütischen Halbinsel,
womöglich in Hadersleben selbst, gebaut wurde, woraus Englert einen frühen
Schiffbau ableitet. Doch nicht nur für die frühe Stadtgeschichte ist das Wrack von
Bedeutung, sondern auch für die Geschichte des Schiffbaus. Es handele sich hier
nämlich um einen wichtigen Entwicklungsschritt, in dem eine Spezialisierung des
Schiffbaus wie auch Einflüsse des Koggenbaus sichtbar werden.

Als Letzte widmet sich Tenna R. Kristensen den Ausgrabungen nördlich des
Mühlenstroms, wo es 1994 erstmals möglich wurde, ein größeres Umfeld zu unter-
suchen (S. 113-188). Begünstigt durch die gute Erhaltungssituation erstellt die Au-
torin auf Basis der Befunde eine Siedlungschronologie über sieben Phasen, in der
sich Aspekte der Stadtgeschichte im Kleinstraum nachvollziehen lassen: Von den
frühesten indirekten Siedlungsspuren des 12. Jahrhunderts über erste Siedlungs-
parzellen, einer vermutlichen Wassermühle des 13. und 14. Jahrhunderts, Über-
schwemmungen infolge des neuen Mühlendamms im frühen 15. Jahrhundert und
darauf folgenden Landgewinnungen bis hin zu Behausungen für Kanoniker des 15.
und 16. Jahrhunderts und der modernen Bebauung zeigt Kristensen die Dynamik
städtischer Räume.

Abgerundet wird der Band durch eine Gesamtbetrachtung zur frühen Entwick-
lung von Starup und Hadersleben (S. 191-203). Beide Siedlungen haben im 12.
Jahrhundert parallel nebeneinander existiert, möglicherweise als Häfen von Le-
dingsflotten. Die Autoren betonen nicht nur den Einfluss lokaler Eliten, der sich be-
reits durch den in der Kirche zu Starup verbauten Runenstein andeuten mag, son-
dern korrigieren auch das gängige Bild von Starup als saisonaler Marktsiedlung.
Mit der zunehmenden Bautätigkeit in Hadersleben beginne dann auch die Wüs-
tungsphase in Starup, was auf sich verändernde lokale Machtgefüge zurückzufüh-
ren sein könnte. Der Umstand, dass in diesem Zuge auch die Basilika in Starup auf
das Maß einer Pfarreikirche reduziert wurde, ohne dass es Indizien für einen Brand

oder Verfall gibt, macht die Vermutung einer herrschaftlichen Initiative nur plausi-
bel.

Die einzelnen Kapitel sind gewohnt ansehnlich bebildert und mit zahlreichen
Karten, Fundkatalogen und Grabungsplänen ausgestattet, die es beim Lesen er-
leichtern, das Beschriebene nachzuvollziehen. Leider wurde dem Buch, anders als

man es von anderen Monographien kennt, keine deutsche oder zumindest engli-
sche Zusammenfassung beigefügt, was die Integration der Befunde in grenzüber-
greifende Diskurse erschweren dürfte. Das ist angesichts der sehr spannenden Er-
gebnisse und Thesen sehr zu bedauern, denn das Ergebnis der Zusammenstellung
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ist nicht nur ein wichtiger Baustein für das bessere Verständnis der Stadt Hadersle-
ben und ihres Umlandes, sondern auch für den gesamten Raum. Es zeigt zudem
zweierlei: Zum einen, dass schon umfassende archäologische Untersuchungen rela-
tiv kleiner Räume komplexe Prozesse abbilden können, deren Interpretation (die
jedoch als Hypothesen zu verstehen sind) zu einem besseren Verständnis der frü-
hen Geschichte des Raumes beiträgt, aber auch, wie gewinnbringend es ist, sich
nicht nur auf die heutigen Städte zu konzentrieren, sondern auch die zahlreichen
umliegenden Wüstungen einzubeziehen. Denn diese ermöglichen einen weitaus
umfassenderen Zugriff auf historische Landschaften, deren Entwicklung keines-
wegs linear verlief, sondern von zahlreichen Akteuren und Prozessen geprägt
wurde.

Es bleibt somit zu hoffen, dass auch zukünftig archäologische Untersuchungen
unser Verständnis des Mittelalters verbessern und dass deren Befunde weiterhin in

der hier dargebotenen Form präsentiert werden.
Stefan Magnussen

Klaus Alberts, Im Glanz wilhelminischer Seemacht-Träume. Kiel in der Zeit des

Deutschen Kaiserreichs. Eine historische Collage. Heide: Boyens, 2016. 200 S.
(Reihe Zeit + Geschichte der Sparkassenstiftung Schleswig-Holstein; 42).

Über Kiels Rolle im Kaiserreich ist viel geschrieben worden. Volkstümliches und
Wissenschaftliches. Jürgen Jensen, Vorsitzender des Vereins für Kieler Stadtge-
schichte, hat besonders reichlich geliefert. Und wenn im kommenden Jahr der 100.
Jahrestag der Matrosen-Revolution „gefeiert" wird, sorgt die Landeshauptstadt mit
Sicherheit für bundesweite, vielleicht sogar für internationale Schlagzeilen. Nun
legt Klaus Alberts ein weiteres Buch zum Thema vor. Die Frage liegt nahe: Muss
das sein? Ja, es besteht durchaus Bedarf, denn der gelernte Jurist hat einen ganz be-
sonderen Stil, sich historischen Themen zu nähern. Er hat dies bereits in einer gan-
zen Reihe früherer Veröffentlichungen demonstriert. Etwa in seiner viel beachteten
Biografie über den ersten schleswig-holsteinischen Ministerpräsidenten Theodor
Steltzer (CDU) und in den Publikationen über die Vorgeschichte und die Folgen
der Schlacht von Düppel und den Bau des Nord-Ostsee-Kanals (NOK).

Alberts geht es nicht in erster Linie darum, neue oder gar sensationelle Erkennt-
nisse zu recherchieren, sondern er versucht erfolgreich, bekannte Fakten zu ergän-
zen und mit klarer eigener Meinung historisch interessierten Lesern als spannende
Lektüre näherzubringen. Nicht bei allen berufsmäßigen Historikern stößt er damit
auf Zustimmung. Doch diese Skepsis sollte ihn nicht abhalten, an dem eingeschla-
genen Weg festzuhalten.

Und damit zu dem jetzt vorgelegten Band mit dem fast poetisch klingenden Ti-
tel „Im Glanz wilhelminischer Seemacht-Träume". Wie Alberts in der Einleitung
schreibt, versteht er das neue Buch als Ergänzung zu den beiden vorangegangenen
Bänden über „Düppel 1864" und den Bau des NOK. Als erfahrener Autor weiß Al-
berts, dass man seine Leser am besten durch einen geradlinigen Einstieg ins Thema
packt. In seinen ersten Kapiteln stellt er daher die historische Situation im Land seit
1848 unter besonderer Berücksichtigung von Kiel vor. Nach dieser Einführung
kommt Alberts schließlich zum eigentlichen Thema, spricht zur Bedeutung der
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Hohenzollern für Kiel und damit zur Rolle von Wilhelm II. und seinem Bruder

Heinrich. Beide interessierten sich aus einem einzigen Grund für die Stadt: Sie liegt
am Meer.

Der Kaiser mag seinen Bruder beneidet haben, weil der dort einen festen Wohn-
sitz hatte, wo er nur Urlaub machen durfte. In einem „Ferienhaus", das im Ver-
gleich zu den Berliner Unterkünften der kaiserlichen Familie zwar bescheiden, für
die Lebensverhältnisse in der preußischen Provinz jedoch ausgesprochen pompös
war. Alberts schildert anschaulich, wie das heruntergekommene Schloss, in dem
zuletzt Oberpräsident Carl von Scheel-Plessen residierte, für Heinrich und seine
Frau Irene in einen repräsentativen Bau verwandelt wurde. Kosten spielten keine
Rolle, und die Endabrechnung von fast 1,5 Millionen Mark - eine für damalige
Verhältnisse horrende Summe - übertraf deutlich den Voranschlag. Doch darüber
regte sich niemand auf, denn der kaiserliche Familienbetrieb unterlag keiner nen-
nenswerten parlamentarischen Kontrolle. Alberts spricht von einem zunächst „un-
aufwändigen Umbau" 1881 für den Junggesellen Heinrich. Als dann 1888 die große
Umgestaltung für das frisch verheiratete Paar folgte, da zeigen die bildlichen Dar-
stellungen der Schlossanlage jedoch, dass von Bescheidenheit keine Rede sein
kann. Aus Berlin wurde kostbarstes Mobiliar und Porzellan herbeigeschafft, nam-
hafte Künstler wie Adolf Brütt lieferten Werke, die Stadt Kiel ließ sich nicht lum-

pen und spendierte für den Innenhof eine prachtvolle Brunnenanlage. Obwohl
Wilhelm II. bei seinen Besuchen in Kiel vorwiegend auf seiner „Hohenzollern"
Quartier bezog, standen ihm im Schloss eine „Einliegerwohnung" zur Verfügung
und natürlich auch die Nutzung des Hofstaats mit reichlich Personal.

Das bisherige Bild des Kaiser-Bruders war durch die 1989 erschienene Biografie
von Harald Eschenburg geprägt, der Heinrich relativ wohlwollend zeichnete.
Klaus Alberts schlägt kritischere Töne an, lässt aber gleichzeitig eine gewisse Sym-
pathie erkennen. In der Tat ist nicht zu übersehen, dass das Prinzenpaar in Kiel
großes Ansehen genoss und bei öffentlichen Auftritten geradezu frenetisch bejubelt
wurde. Offen bleiben muss bei dieser Aussage, ob nur das Bürgertum dem promi-
nenten Mitbewohner huldigte oder ob auch die Werftarbeiter ihre Mützen ge-
schwenkt haben. 1911 ernannte die Stadt Heinrich zum Ehrenbürger, ein Jahr spä-
ter verlieh ihm die Universität die Würde eines Doktors der Philosophie, obwohl er
wahrlich keine akademisch gebildete Geistesgröße war.

Der wirtschaftliche Aufschwung, den Kiel durch die Ernennung zum Reichs-
kriegshafen erlangt hatte, ist oft genug beschrieben und gewürdigt worden. Den-
noch ist es sinnvoll, wenn Klaus Alberts noch einmal aufzeigt, welches Ausmaß die
Bauwerke erreichten, die im Zusammenhang mit der Marine entstanden. Möglichst
stets eine Nummer größer als erforderlich, hieß die Devise. Der Kaiser sollte
schließlich seine Freude haben. Das Rathaus, die Marineakademie, gleich mehrere
Kirchen, sogar der Bahnhof. Dieser wurde nicht wie ein öffentliches Gebäude, son-
dern beinahe palastartig gestaltet. Es gibt mehrere sogenannte Fürstenzimmer, die
Fußböden sind aus Eichenholz, die Wände mit Blumenmustern verziert, für die
Türfüllungen wurde amerikanischer Ahorn verwendet, das Mobiliar ist edel,
elektrisch betriebene Kronleuchter geben der Pracht zusätzlichen Glanz. Noch heu-
te zeugt das Äußere des Bahnhofs davon, dass an nichts gespart wurde.

Es trifft zu, was Klaus Alberts schreibt: Wenn der kaiserliche Tross den Bahnhof

erreichte, betrat Wilhelm seine zweite, seine wahre Heimat, „die Kaisertreppe hin-
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ab schreitend schon die freie Luft der Ostsee atmet, gleich Seine Marine in den
Blick nimmt; er ist bei Seinen Kindern". Er ist dem Protokoll des Berliner Hofs ent-

kommen, den Intrigen der Damen und Herren des Hofstaats, die jeden seiner
Schritte belauern und alles betratschen. Dem einen oder anderen Leser mag das zu
wohlwollend, fast ein wenig idyllisch klingen. Vertreter der strengen historischen
Wissenschaft werden dem Autor vorhalten, was sie schon dem Kollegen Golo
Mann angekreidet haben: Der Historiker soll nicht in das Innere seines Personals
blicken, nicht schildern, was jemand denkt und träumt, sondern er soll sich auf die
beweisbaren Fakten konzentrieren.

Im unkonventionellen Vorgehen liegt aber der Reiz dieses Buches, das in der
Komposition zuweilen an Filmschnitttechnik erinnert. Gerade ist man noch mit
Prinz Heinrich auf Weltreise oder bei der Segelwoche im britischen Cowes, dann
geht es übergangslos zu den Nordlandreisen des Kaisers. Wie es in dieser elitären
Männergesellschaft zuging, ist an anderer Stelle oft geschildert worden. Die abge-
druckten Auszüge aus den Erinnerungen von Wilhelms langjährigem Vertrauten
Philipp Eulenburg geben jedoch zusätzlich einen, wie man heute zu sagen pflegt,
sehr authentischen Eindruck vom Bordleben („Nach dem Frühstück warf man mit
Steinen nach Flaschen, und es herrschte große Heiterkeit").

„Eine Hauptstadt im kleinen" nannte Reichskanzler Bernhard von Bülow die
kaiserliche Yacht „Hohenzollern", der Admiral von Knorr verglich sie respektlos
mit einem „ins Wasser gefallenen Omnibus". Das ist insofern ungerecht, als es sich
bei dem Schiff, jedenfalls in der zweiten Version, um einen wahren Luxusdampfer
handelte. 122 Meter lang, 14 Meter breit, 4460 Tonnen und eine Besatzung bis zu
350 Mann. Und die Ausstattung selbstverständlich nur aus besten Materialien. Es
ist kein Wunder, dass der Kaiser sich hier wohlfühlte. Bis zu 200 Tage soll sich
Wilhelm in dieser schwimmenden zweiten Hauptstadt in manchen Jahren aufge-
halten haben.

Wenn sich der Kaiser in Kiel so wohl fühlte, dann nicht zuletzt deshalb, weil

nicht nur die meisten Bürger, sondern auch die Stadtoberen ihn wie einen Haushei-
ligen verehrten. Es mag etwas hochgegriffen erscheinen, wenn Alberts schreibt, der
Kaiser wollte Kiel nach dem Vorbild von Venedig zum Mittelpunkt einer „neuen
Seemacht" machen. Doch genau das war die Stimmung in der Stadt, erkennbar et-
wa in der geradezu unterwürfigen Rede des Oberbürgermeisters am 12. November
1911 bei der Einweihung des Rathauses. Dort heißt es: „Alleruntertänigst erbitten
wir die Fortdauer der gnädigen Gesinnung Eurer Majestät für unsere Stadt, die
stolz darauf ist, ihren Namen an den des vornehmsten deutschen Reichskriegsha-
fens geknüpft zu wissen und einem erlauchten Mitgliede des Königlichen Hauses
als Residenz zu dienen."

Dem letzten Kapitel seines Buches stellt Alberts das Zitat des Kaisers voran: „Ich
habe keine Marine mehr". Das klingt weinerlich und erinnert an ein Kind, dem die
Eltern das liebste Spielzeug weggenommen haben. Und genau das ist mit dem
Ausbruch der Revolution passiert. In diesem Schlusskapitel äußert Klaus Alberts
zusätzlich einige gewagte Ansichten, die ihm bei den Profis noch kritische Erwide-
rungen einbringen könnten. Dazu gehört die These, die wahre Meuterei sei im No-
vember 1918 nicht von den Matrosen, sondern von der „hohen Admiralität" aus-

gegangen. Die nämlich habe die Reichsregierung über ihre tatsächlichen Absichten
im Unklaren gelassen und versucht, einen Großeinsatz der Hochseeflotte gegen
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Großbritannien zu unternehmen. Diese ersehnte große Seeschlacht hätte nicht nur
zahllose Menschenleben gekostet, sondern auch die Aussichten auf erträgliche
Friedensbedingungen „bis gegen Null reduziert". Und dann folgt der unmissver-
ständliche Satz: „Diese Offiziere verraten ihren Kaiser, die Reichsregierung und
das ganze tief erschöpfte Land".

Die Marine sei gegenüber ihrem obersten Dienstherrn also „doppelt untreu"
gewesen, schreibt Alberts weiter, und man geht gewiss nicht fehl in der Vermu-
tung, dass bei den im nächsten Jahr anstehenden Diskussionen über die Revolution

heftig darüber gestritten wird, wer nun mehr zum Sturz der Monarchie beigetra-
gen hat, die Admiralität oder die Matrosen.

Zum Abschluss eine Bemerkung zur Illustration des insgesamt durchaus als re-
präsentativ einzustufenden Bandes. Bei vielen Verlegern scheint die Meinung vor-
zuherrschen, bei einem guten Buch komme es vor allem auf die Abbildungen an.
Zuweilen hat man den Eindruck, der Text werde eher als Ballast und Hindernis für

den Verkauf angesehen. Das ist jedoch bei diesem Buch nicht der Fall. Die vorlie-
gende Veröffentlichung enthält mehr als 200 Fotos, Karten, Stiche. Neunzig Prozent
sind eine Bereicherung für den Inhalt, die restlichen zehn Prozent dagegen wirken
überflüssig, da sie aus vielen anderen Publikationen hinreichend bekannt sind: der
Brandtaucher, gleich mehrere Fotos von Eingeborenen der Südsee, manche Karten,
auf denen wenig zu erkennen ist, Kriegsschiffe, die alle gleich aussehen.

Von einem dramatischen Ereignis existiert leider kein Foto. Es kann nur be-
schrieben werden und hätte eine treffliche Schlusspointe zum Verblassen des wil-
helminischen Glanzes gegeben: Beim Ausbruch der Revolution steckte Kaiserbru-
der Heinrich eine rote Fahne an sein Automobil und flüchtete unter Beschuss mit
Gattin Irene vom Kieler Schloss auf sein Gut Hemmelmark.

Erich Maletzke

so blickt der Krieg in allen Enden hindurch". Die Hansestadt Lübeck im
Kriegsalltag 1914-1918. Hrsg.: Nadine Garling und Diana Schweitzer. Lübeck:
Schmidt Römhild, 2016. 272 S. (Veröffentlichungen zur Geschichte der Hanse-
stadt Lübeck; Reihe B, 54).

Zum 100. Jahrestag des Ausbruchs des Ersten Weltkriegs 2014 sind eine Vielzahl
von Gesamtdarstellungen und regionalen Studien zu diesem Thema erschienen.
Trotz der vergleichsweise geringen Beachtung in den Medien sind es vor allem die
Regionalstudien, die wichtige neue Erkenntnisse zu den gravierenden Auswirkun-
gen dieses industriell geführten Krieges auf das Alltagsleben der Menschen an der
sogenannten Heimatfront in den deutschen Städten gebracht haben. Mit dem vor-
liegenden Band, der aus einer im Oktober 2014 vom Archiv der Hansestadt Lübeck,
dem Verein für Lübeckische Geschichte und Altertumskunde sowie dem Zentrum

für Kulturwissenschaftliche Forschung Lübeck (ZKFL) veranstalteten Tagung her-
vorgegangen ist, wird diese Forschungslücke endlich auch für die Stadt Lübeck ge-
schlossen. In 13 Aufsätzen beleuchten die Autorinnen und Autoren vielfältige As-
pekte der Heimatfront in Lübeck während des Ersten Weltkriegs und auch darüber
hinaus.
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Arnd Reitemeier schildert in seiner Untersuchung über den Kriegsbeginn im
Lübecker Stadtbild den auffallenden Gegensatz der Gefühle zum Kriegsausbruch.
Der in Teilen des bürgerlichen Milieus vorhandenen Kriegsbegeisterung standen
gleichzeitig Hamsterkäufe an Lebensmitteln gegenüber, der von Militärmusik be-
gleitete Ausmarsch der Soldaten stand in starkem Kontrast zur Stille des Hafens
und der Handelskontore. Leider verzichtet der Autor in seiner Analyse auf einen
Vergleich mit der Stimmungslage im benachbarten Hamburg oder Kiel, für die
vergleichbare Untersuchungen vorliegen, um so den Umgang der Lübecker Bevöl-
kerung mit dem Kriegsausbruch in einen größeren Kontext zu setzen und Gemein-
samkeiten oder Unterschiede zu anderen Städten herauszuarbeiten.

Den Vergleich zu Kiel und Hamburg zieht Diana Schweitzer in ihrem Aufsatz
über die Ernährungssituation und kommt dabei zu dem Ergebnis, dass Lübeck
vergleichsweise gut und ohne Hungerkrawalle durch den Krieg gekommen ist. Ein
Grund dafür ist auch gewesen, dass der Hafen der Hansestadt sich nach anfängli-
chen Umsatzrückgängen als ein wichtiges und stark wachsendes Tor für Lebens-
mittel- und Rohstoffimporte aus Skandinavien etablieren konnte, wie Christian
Rathmer in seinem Beitrag zur Wirtschaft Lübecks herausarbeitet. Überhaupt stell-
te sich die Lübecker Wirtschaft schnell auf die Herstellung von Kriegsgütern um,
so wurden z. B. die Dräger-Werke zum Hauptlieferanten von Gasmasken für das
Heer und Rettungsmitteln für die U-Boot-Besatzungen. Einen Sonderfall stellt der
Großindustrielle Emil Possehl dar, der ungeachtet seiner herausragenden Verdiens-
te um die Stadt aufgrund der Handelsbeziehungen seiner ausländischen Tochter-
firmen mit feindlichen Nationen wegen Landesverrats angeklagt, letztlich aber
freigesprochen wurde. Zwangsarbeiter, seien es Kriegsgefangene oder ausländi-
sche Zivilisten („feindliche Ausländer")/ spielten in den Lübecker Industriebetrie-
ben nur eine untergeordnete Rolle, denn sie wurden vor allem in der Landwirt-
schaft eingesetzt, wo sie bald unentbehrlich wurden, wie Jan Lokers betont. Gerade
bei der Repatriierung der Kriegsgefangenen nach 1918 zeigten sich gravierende
Unterschiede in der Behandlung russischer Gefangener zu der von Gefangenen aus
Großbritannien oder Frankreich.

Wolfgang Muths Beitrag über das Infanterieregiment 162 „Lübeck" zeigt, dass
seine in Belgien und Nordfrankreich eingesetzten Soldaten schnell über den Krieg
desillusioniert wurden und vor dem Hintergrund der furchtbaren Zerstörungen
vielfach schon seit 1915 ein Ende der Kämpfe herbeisehnten. Ganz anders war die
Rolle der lutherischen Landeskirche, deren Pastoren in ihren Predigten die Lübe-
cker an der Heimatfront bis zum Kriegsende 1918 zum Durchhalten aufforderten,
wie Hansjörg Buss erläutert. Auch die wehrfähigen Männer der jüdischen Gemein-
de Lübecks zogen für ihr deutsches Vaterland in den Krieg, denn sie und ihr Rab-
biner sahen darin eine Chance zur Emanzipation. Diese Hoffnung wurde aber spä-
testens mit der Judenzählung im Jahr 1916 zerstört und schützte die Kriegsteil-
nehmer weder vor antisemitischen Unterstellungen in der Weimarer Republik oder
der Verfolgung durch die Nationalsozialisten nach 1933, wie Nadine Garling in ih-
rem besonders lesenswerten Beitrag anschaulich zeigt.

Alexander Bastek widmet sich in seinem Aufsatz der Kunstpflege und kommt
zu dem Ergebnis, dass der Erste Weltkrieg in der Kunst eine Zeitenwende in Rich-
tung Moderne einläutete, die sich in den Lübecker Museen allerdings erst nach der
Niederlage 1918, und dann auch nur temporär, durchsetzen konnte. Wie die Kunst,
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so wurde auch die Literatur zur Stärkung der Heimatfront herangezogen. Christian
Volkmann erläutert, wie der im Kaiserreich hochgeschätzte Lübecker Dichter Ema-
nuel Geibel anlässlich seines 100. Geburtstages 1915 wiederentdeckt und kriegs-
propagandistisch in Anspruch genommen wurde. Den innerfamiliären Konflikt
zwischen den Lübecker Brüdern Thomas und Heinrich Mann schildert Käte A.

Richter und legt anschaulich dar, wie Thomas den Krieg befürwortete, während
sein älterer, frankophiler und kaiserreichskritischer Bruder Heinrich ihn vehement
ablehnte, was nicht unerheblich zu dem Zerwürfnis zwischen beiden beitrug.

Den Abschluss des Sammelbandes bilden Wolfgang Muths Beitrag über die im
Museumsquartier St. Annen im Jahr 2014 gezeigte Ausstellung über Lübeck im Ers-
ten Weltkrieg, ein Bericht über die „Lübecker Fundstücke 1914-1918" anlässlich des
Sammlungsaufrufs des Zentrums für Kulturwissenschaftliche Forschung und des
Stadtarchivs an die Öffentlichkeit sowie ein Aufsatz von Günter Helmes über die

filmische Inszenierung des Ersten Weltkriegs, der allerdings keine konkreten Bezü-
ge zu Lübeck im Speziellen aufweist und die Verarbeitung des Kriegs im Genre
Film im Allgemeinen analysiert.

Insgesamt gesehen ist dieser Tagungsband eine bedeutende und facettenreiche
Bereicherung unseres Wissens zur Geschichte Lübecks im Ersten Weltkrieg, auch
wenn einige wichtige Themen des Alltagslebens wie z. B. die besonderen Schwie-
rigkeiten für Arbeiterfrauen oder die Veränderungen im Schulunterricht und die
bedeutende Rolle der Schülerinnen und Schüler für die Kriegswirtschaft nur am
Rande oder gar nicht behandelt werden. Aus der Sicht des Regionalhistorikers wä-
ren an mancher Stelle auch Vergleiche mit den Nachbarstädten zur besseren Ein-
ordnung und Bewertung der Geschehnisse in Lübeck wünschenswert gewesen.
Dennoch schließt dieser Band eine große Forschungslücke in der Geschichte der
Hansestadt und zeigt anschaulich, wie einschneidend der Erste Weltkrieg das Le-
ben der Lübecker Bevölkerung verändert hat.

Martin Rackwitz

Stefan Romey, Ein KZ in Wandsbek. Zwangsarbeit im Hamburger Drägerwerk. Er-
weiterte Neuausgabe. Hamburg: VSA-Verlag 2016. 245 S.

In der Geschichte der Entwicklung des Systems der nationalsozialistischen Kon-
zentrationslager lassen sich Phasen unterscheiden. Diente zunächst nach der
„Machtergreifung" der Terror politischer Einschüchterung, so gewann die Ausbeu-
tung der Arbeitskraft bereits vor Kriegsbeginn an Wichtigkeit. Auch während des
Krieges lassen sich verschiedene Abschnitte charakterisieren. In den ersten Mona-
ten ist eine Verschärfung des Terrors kennzeichnend, in der zweiten Kriegshälfte
gewinnt der systematische Massenmord an Bedeutung, daneben ist aber auch ein
Interesse an der Wirtschaftlichkeit des Einsatzes der Häftlinge als Zwangsarbeiter
und Zwangsarbeiterinnen auszumachen. Die Zwänge, denen sich durch den
Kriegsverlauf die Rüstungsproduktion ausgesetzt sah, wirkten sich hier aus.

In diese letzte Phase widersprüchlicher Tendenzen zwischen Verfolgung und
Vernichtung einerseits und der maximalen Ausbeutung der Arbeitskraft unter Ein-
beziehung von Wirtschaftlichkeitsaspekten andererseits fällt die Einrichtung und
Existenz des Konzentrationsaußenlagers Wandsbek unter der wirtschaftlichen Re-
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gie der Lübecker Drägerwerke. Die vom Autor verwendete Bezeichnung „KZ
Wandsbek (Drägerwerke)" ist sachlich begründet und auch von den Quellen ge-
deckt. So findet sich in einem Schreiben des SS Standortarztes des KZ Hamburg-
Neuengamme vom 29. März 1945 zur Krankenbewegung der Häftlinge die Be-
zeichnung „Draegerwerk Hamburg" ohne den Zusatz Wandsbek (vgl. B. Hillmann,
V. Kluge, E. Kramer, Lw. 2/XI - Muna Lübberstedt. Zwangsarbeit für den Krieg,
Bremen 1996, S. 125).

Stefan Romey legt 22 Jahre nach dem Erscheinen der Erstausgabe eine um fast
einhundert Seiten erweiterte Neuausgabe seiner Dokumentation „Ein KZ in
Wandsbek" vor. Gefördert wurde die Publikation durch das Bezirksamt Hamburg-
Wandsbek, die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Hamburg und die Drä-
ger-Stiftung Lübeck. Die Arbeit ist übersichtlich in 26 Kapitel gegliedert, den kon-
kreten Kapitelinhalten zu dem KZ Wandsbek ist jeweils eine knappe Einführung in
den korrespondierenden Forschungsstand vorangestellt.

Die ersten Kapitel sind der Darstellung des historisch-politischen Rahmens der
Geschichte des Konzentrationslagers Wandsbek gewidmet. Diese Einführungen in
die Entwicklung des Systems der Konzentrationslager, der Frauenlager und des
KZs Neuengamme, zu dessen zahlreichen Außenlagern das KZ Wandsbek gehörte,
eignen sich als Einstieg in das Thema auch für Schüler- und Studentengruppen
oder für entsprechende Projektarbeit. Romey nennt diese Zielgruppen explizit in
seiner Vorbemerkung. In den folgenden Abschnitten wird eine Einordnung des
Geschehens in die kriegswirtschaftlichen Zusammenhänge vorgenommen. Das KZ-
Außenlager war dafür vorgesehen, die weiblichen Häftlinge aufzunehmen, die im
Zusammenhang mit dem drohenden Gaskrieg Gasmasken in einem Fertigungs-
werk eines der Branchenführer, der Drägerwerke/Lübeck, herstellen sollten.

Eingebettet in die Darstellung der Geschichte der Drägerwerke wird die deutli-
che Expansion mit erheblichen Umsatzsteigerungen durch Rüstungsaufträge nach
1933 herausgearbeitet. Möglich war dieses sprunghafte Wachstum durch die „Ari-
sierung" der Skara-Gummiwerke in Wandsbek 1936. Drohungen des Wandsbeker
Oberbürgermeisters Friedrich Ziegler (NSDAP) sowie eine drastische, das Unter-
nehmen ruinierende Senkung des Gummikontingents hätten den Druck aufgebaut,
der den jüdischen Besitzer Julius Schwarz zum Verkauf zwang. Profiteur waren die
Drägerwerke. Der Autor legt nahe, an eine Symbiose zwischen Unternehmen und
nationalsozialistischem Staat zu denken. Wie groß der Spielraum war, die dem Un-
ternehmer Heinrich Dräger in dieser Situation blieb, muss offen bleiben, da die
Firmenarchive für eine Annäherung an diese Frage nicht in wünschenswertem
Umfang für eine Analyse zur Verfügung standen. Dass die Beurteilung der Rolle
der Drägerwerke und des Unternehmers Heinrich Dräger schwierig ist und von ei-
nem vielschichtigen Geschehen auszugehen ist, wird anhand des nachdrücklichen
Einsatzes Heinrich Drägers für die jüdische Familie des Geschäftspartners Silten
dokumentiert. Wohl diesem Engagement ist es zu verdanken, dass Fritz Silten und
seine Familie das KZ Theresienstadt überlebten. Romey schließt sich dem Urteil
der Spezialuntersuchung von Bernhard Lorentz1 an und resümiert, „dass Heinrich
Dräger sich den Anforderungen des Regimes anpasste, ohne selbst die Entwick-

1 Lorentz, Bernhard. Industrieelite und Wirtschaftspolitik 1928-1950. Heinrich Dräger und
das Drägerwerk, Paderborn 2001, S. 233.
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lung zu forcieren. Dräger habe sich bei seinen Entscheidungen an den ökonomi-
schen Interessen seines Unternehmens orientiert."

Von einigem Aussagewert in diesem Zusammenhang ist die Haltung der Unter-
nehmensleitung gegenüber dem Einsatz von KZ-Häftlingen in der Produktion. Ab
1941 wurden deutsche Arbeitskräfte zunehmend durch Zwangsarbeiterinnen aus
Kroatien und Polen ersetzt. Romey geht von etwa einem Drittel Zwangsarbeiten!
in der Belegschaft aus, ein hoher, aber kein außerordentlicher Wert. Mit dem Ein-
satz von KZ-Häftlingen hätte die Produktion erhöht und die Kosten weiter gesenkt
werden können. Eine entsprechende Initiative des SS-Obersturmbannführers Mau-
rer im SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamt in Oranienburg ging am 3. März 1944
bei den Drägerwerken in Lübeck ein. Die ausgewerteten Aktenstücke legen eine
deutliche Zurückhaltung Drägers nahe, der sich schließlich dem Druck der SS hätte
beugen müssen. Allerdings basieren die Ergebnisse auf Forschungen von Lorentz
bzw. auf Dokumenten, die unter „Archiv der Gedenkstätte Neuengamme" im Ap-
parat verzeichnet sind und vermutlich also eine Auswahl aus der primären Über-
lieferung im Unternehmensarchiv Dräger darstellen.

Anfang Juni 1944 wurde das KZ-Außenlager Wandsbek in Betrieb genommen.
Ein bereits für „Ostarbeiterinnen" auf dem Betriebsgelände errichtetes Barackenla-
ger konnte auf vier Baracken erweitert und mit einem Stacheldrahtelektrozaun
„gesichert" und in das System der etwa 90 Nebenlager Neuengammes eingefügt
werden. In mehreren Transporten wurden etwa 500 weibliche Häftlinge aus dem
KZ Ravensbrück herangeholt. Sie stammten aus fast allen von der Wehrmacht be-
setzten Gebieten Europas, die größten Gruppen kamen aus Polen und der Sowjet-
union. Die Lebens- und Leidensgeschichten der Opfer werden unter Verwendung
von Passagen aus vorliegenden Interviews eindringlich und prägnant geschildert.
Auch zu den SS-Bewachem und den Aufseherinnen können auf der Grundlage der
Opferberichte wie der Akten des Curiohaus-Prozesses von 1947 detaillierte Anga-
ben gemacht werden. Bei aller Unterschiedlichkeit in der Behandlung der Häftlinge
durch die Aufseherinnen hält Romey fest, es gelte, „dass sie während der NS-Zeit
Gewalt gegen Häftlinge jederzeit, nach Belieben und mit sehr geringer Gefahr, be-
straft zu werden, ausüben konnten." (S. 104) Die Arbeitskraft der KZ-Häftlinge
sollte als „letzte Reserve" maximal ausgenutzt werden - was durchaus mit dem
Vemichtungsgedanken korrespondierte. So kann der Autor völlig unverhältnismä-
ßige Strafen bis hin zu einer Hinrichtung im Lager, Schikanen, Misshandlungen,
eine medizinische Versorgung, die den Namen nicht verdient, und schließlich me-
dizinische Menschenversuche dokumentieren. Seitens der Zivilarbeiter, denen bei
strengster Hierarchisierung von der SS ein Kontaktverbot erteilt worden war, habe
es nur sehr vereinzelt solidarische Verhaltensäußerungen (S. 166) gegeben.

Mit dem Kapitel „Evakuierung und Befreiung" fügt Romey dem Bild der chaoti-
schen Phase der Wochen vor und nach Kriegsende in Norddeutschland ein weite-
res interessantes Mosaiksteinchen hinzu. Aber die Arbeit endet nicht mit der Auf-

lösung des Lagers. Fünf weitere Kapitel zur Bewältigung und Rezeptionsgeschichte
von Leid und Verbrechen runden die Dokumentation ab. Die Einlassungen des SS-
Wachpersonals während des „Curiohaus-Verfahrens" vor dem britischen Militär-
gericht zum KZ Wandsbek vom 15. Mai bis 21. Juli 1947 sind an Zynismus kaum zu
überbieten. So rechtfertigte sich die SS-Aufseherin Knödler mit der Einlassung:
„Ich habe ein anderes Mal Häftlinge mit einem Knüppel aus der Baracke gejagt,
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weil ich wollte, daß sie in die Sonne gingen, um ihrem Körper Möglichkeit zur Er-
holung zu geben." (S. 189)

Die von Stefan Romey vorgelegte erweiterte Neuausgabe zum KZ-Außenlager
Wandsbek bietet auf der Grundlage einer mit Akribie zusammengetragenen Quel-
lenbasis eine verdienstvolle, für diese Phase der NS-Geschichte vergleichsweise gut
mit Quellen belegte, klar strukturierte und gut lesbare Darstellung der Lagerge-
schichte.

Karsten Dölger

7. Personengeschichte

Oliver Auge, Christian Albrecht. Herzog - Stifter - Mensch. Kiel, Hamburg: Wach-
holtz, Murmann Publishers, 2016.162 S. (Wissen im Norden).

In der Reihe Gottorfer Herzöge fehlt es nicht an bedeutenden Persönlichkeiten:
Adolf, der ehrgeizige Dynastiegründer und Feldherr; Friedrich III., der gebildete
Kulturfürst, Stadt- und Museumsgründer; der letzte Herzog, Carl Friedrich, könnte
auch erwähnt werden, er wurde ja durch seine Heirat mit Anna Petrowna Ahnherr
des Zarenhauses in Russland bis 1917. Trotzdem ist vielleicht heute in Schleswig-
Holstein Christian Albrecht (1641-94) der bekannteste. Er ist nämlich als Grün-
dungsvater der Christian-Albrechts-Universität in Kiel von 1665 in die Geschichte
eingegangen und 2015 anlässlich des 350jährigen Universitätsjubiläums aus der
Vergessenheit geholt worden.

Das Universitätsjubiläum ist sicherlich auch einer der Anlässe, dass Oliver Au-
ge, Direktor der Abteilung für Regionalgeschichte am Historischen Seminar der
Christian-Albrechts-Universität, die erste Biografie in Buchform von Christian Alb-
recht publiziert hat. Voran gingen Vorlesungen des Verfassers zum Thema, und
gleichzeitig konnten neue Forschungen zur Geschichte Christian Albrechts von
jüngeren Mitarbeitern am Kieler Lehrstuhl ausgewertet werden. Auf dieser Grund-
lage entstand ein Lebensbild von Christian Albrecht in der Buchreihe „Wissen im
Norden". Das Buch trägt Informationen aus der älteren Literatur zusammen, be-
nutzt neue publizierte und unpublizierte Forschungen jüngerer Forscher (u. a. von
Melanie Greinert, Swantje Piotrowski, Frederieke Maria Schnack und Arne Sutt-
kus) und fügt alles zu einem Zeit- und Lebensbild zusammen. Sicherlich ist das
breite Publikum die Zielgruppe des Buches: Die Sprache ist fließend, die Kapitel
sind nicht sehr lang (10-15 Seiten), die Gliederung ist übersichtlich, Quellen- und
Literaturangaben statt Fussnoten stehen am Ende des Buches. Kurz gesagt: Dies ist
gute Populärwissenschaft, der Leser erhält beim Lesen ein deutliches Bild einer
Zeit, eines Akteurs, der Voraussetzungen, Arbeitsbedingungen und Resultate.

Schrittweise führt uns die Darstellung an den Gegenstand heran und präsentiert
uns das Umfeld, in dem Christian Albrecht geboren wurde und aufwuchs. Seit den
1620er Jahren hatten sich die Beziehungen der Gottorfer Herzöge zum königlich
dänischen Nachbarn verschlechtert, und Gottorf setzte auf die schwedische Karte.

Die Belohnung kam 1658, als Gottorf aus dem Lehnsverband mit Dänemark gelöst
und in seinen Schleswiger Teilen souverän wurde. Herzog Friedrich III. brachte
den Gottorfer Hof zu einer hervorragenden kulturellen Blüte, die Finanzen waren



368 Besprechungen und Hinweise

jedoch schwach, es war schwierig, Eigenständigkeit und Gleichrangigkeit mit den
königlichen Verwandten in Kopenhagen zu demonstrieren. Zudem war die kleine
Herrschaft außenpolitisch einer souveränen Stellung nicht gewachsen.

Seit 1608 galt in Gottorf ein Primogeniturstatut, wonach nur der erstgeborene
Sohn Anspruch auf das Erbe eines regierenden Herzogs hatte. Christian Albrecht
war zehntes Kind und fünfter Sohn Friedrichs III. Er kam ursprünglich gar nicht als
nächster Herzog in Frage, nur mehrere Zufälle führten dazu, dass er 1655 überra-
schend auf Platz eins in der Erbfolge vorrückte und beim Tod seines Vaters 1659
Herzog wurde. Für diese Stellung verfügte er kaum über die übliche fürstliche
Ausbildung - weder in militärischer noch kultureller Hinsicht - und musste sich
auf den mächtigen Kanzler Johann Adolph Kielman von Kielmanseck stützen. Die
Quellen ermöglichen kaum, ein klares Bild vom Umfang der eigenverantwortlichen
Regierungstätigkeit Christian Albrechts zu zeichnen. Angeblich waren weder mili-
tärische noch zivile Regierungsgeschäfte seine Lieblingsfächer. Er begab sich auf
Reisen, setzte u. a. den Ausbau des Gottorfer Schlossgartens fort, zeigte besonders
für das Musik- und Theaterleben auf Gottorf Interesse und ermöglichte die weitere
Ausstattung der Grablege der Gottorfer im Schleswiger Dom. Schließlich führte er
1665 das Universitätsprojekt von seinem Vater und Kanzler Kielmanseck zur Voll-
endung.

Neues Licht bringt die Darstellung über Heiraten und Heiratspolitik der Gottor-
fer Herzöge und die Ehe Christian Albrechts mit der dänischen Prinzessin Frie-
derike Amalie. Beide waren hier „Spielfiguren des politischen Systems", die Quel-
len zeugen jedoch von einer harmonischen Ehe.

Als düsterer Hintergrund stehen die immerwährenden Spannungen mit Däne-
mark, wo Gottorf die Rolle eines kleinen Spielballs in der grossen Politik einnahm.
Zweimal musste der Herzog ins Exil gehen. Zwei Kapitel verfolgen die Auseinan-
dersetzungen über die Oldenburger Erbschaft, die Lehnszugehörigkeit Schleswigs
und einen möglichen Landtausch von Schleswig gegen Oldenburg und Delmen-
horst. Die Zusammenhänge sind deutlich beschrieben.

Nur vereinzelt hat der Rezensent Grund zu kleinen Anmerkungen. S. 34 wird
die dänische Bewertung Gottorfs als „Schlange am Busen Dänemarks" auf die Jah-
re König Friedrichs III. datiert. Die Äußerung kam jedoch von König Christian V.
Auf S. 38 gibt es den störenden Druckfehler „Christian II." statt „Christian III." Von
dem Verlag wurden sicherlich nur begrenzte Mittel bereitgestellt, Illustrationen
gibt es nicht. Das ist schade, z. B. wo das Wappen der Gottorfer (S. 24), der Gottor-
fer Herrschaftsbereich (S. 39), das Leichenbegängnis Friedrichs III. (S. 68), der Fest-
akt in Kiel 1665 (S. 80 u. 107) und die Porträts von Christian Albrecht und Kiel-
manseck in der Universität (S. 108 f.) beschrieben werden. Hier hätte man gern die
Bilder gesehen.

Im Allgemeinen kann das unprätentiöse Werk bestens empfohlen werden, selbst
wenn seine Abhängigkeit von der früheren Literatur deutlich ist. Unter modernen
Fragestellungen gibt es eine gute Zusammenfassung des vorliegenden Wissens
über Christian Albrecht und seine schwierige Position, neue Erkenntnisse über sein
Familienleben und eigenen Interessen. Eine nicht hervorragende Persönlichkeit ist
hier in einer ausgewogenen Darstellung präsentiert.

Lars N. Henningsen
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Dagmar Unverhau, Ein anderes Frauenleben. Johanna Mestorf (1828-1909) und „ihr“
Museum vaterländischer Altertümer bei der Universität Kiel. Kiel, Hamburg :
Wachholtz, Murmann Publ., 2015. (Schriften des Archäologischen Landesmuse-
ums/Archäologisches Landesmuseum (Schleswig, Stadt); 13).
Bd. 1: Biographie Kapitel 1-4. XXVI, 390 S.
Bd. 2: Biographie Kapitel 5-10. XXI, S. 391-846.
Bd. 3: „Streben ist Leben". X, 498 S.

„Auf dem Feld der Museumsgeschichte stellen biographische Arbeiten eine seltene
Ausnahme dar." Mit dieser richtigen Feststellung beginnt Claus von Carnap-Born-
heim sein Geleitwort zu einer kiloschweren großformatigen Publikation in drei
Bänden von Dagmar Unverhau über „Ein anderes Frauenleben. Johanna Mestorf
(1828-1909) und ,ihr' Museum vaterländischer Altertümer bei der Universität
Kiel". In zweien davon mit fast 1000 Seiten beschreibt Dagmar Unverhau die Le-
bensumstände und den Arbeitsalltag, die Freuden und Leiden der Prähistorikerin
„Frl. Johanna Mestorf" - und das in einer Zeit, als Frauen solche wissenschaftlichen
Gipfelstellungen, wie sie ihr schließlich zuteilwurden, gewöhnlich nicht erreichen
konnten. Im dritten Band ist das Tagebuch der Forscherin unter dem gleichen Titel
erstmals publiziert, trägt allerdings den Untertitel „Streben ist Leben. Das Tage-
buch der Johanna Mestorf als Kustodin 1873 bis 1891", das Dagmar Unverhau in
Zusammenarbeit mit dem leider verstorbenen Fritz Wolter herausgibt. Dieser Teil-
band 3 umfasst dann noch einmal 500 Seiten.

Ich gehe davon aus, dass so schnell keine weitere Großpublikation zu Johanna
Mestorf erfolgen wird, und stehe angesichts der vorliegenden Publikation vor der
angenehmen Aufgabe, innerhalb der Übersicht, die mir meine eigene Lebenszeit
gewährt, einen Überblick der Forschungen zu Johanna Mestorf liefern zu können.
Als ich 1967 bei Hermann Schwabedissen (16.1.1911, Meierberg - 6.8.1996, Bosau)
in Köln begann, meine Doktorarbeit in Ur- und Frühgeschichte vorzubereiten, und
mit ihm beschloss, das Thema auf „Virchow als Begründer der neueren deutschen
Ur- und Frühgeschichtswissenschaft" festzulegen, war das so ungewöhnlich, dass
ich bei jeder der liebenswürdigen Doktorandenbesprechungen seine Sorge spürte:
„Um Himmels willen, will der Andree mich jetzt hier zur Wissenschaftsgeschichte
verführen? Ich bin doch Prähistoriker." Und er bestand darauf, dass ich zum

Schluss meiner Dissertation praktisch anwendbare Hinweise auf die gegenwärtige
Ur- und Frühgeschichtsforschung aufschriebe.

So ist die Arbeit dann promoviert worden (Christian Andree: Rudolf Virchow
als Prähistoriker. Bd. 1: Virchow als Begründer der neueren deutschen Ur- und
Frühgeschichtswissenschaft. Köln, Wien: Böhlau 1976. Bd. 2: Briefe Virchows und
seiner Zeitgenossen. Köln, Wien: Böhlau 1976. Bd. 3: Register mit Kommentaren.
Köln, Wien: Böhlau 1986). Einen zentralen Platz darin nimmt Johanna Mestorf ein.
Ich hatte zum ersten Mal ihre Briefe an Rudolf Virchow vollständig transkribieren,
interpretieren und veröffentlichen können und fand darin den Hinweis auf ent-

- scheidende Anregungen, die Rudolf Virchow und Johanna Mestorf sich gegenseitig
für die Entwicklung der neuen Wissenschaft gegeben haben. Es bleibt ein Jammer,
dass die schon damals von mir gesuchten Briefe an Mestorf bis heute nicht aufge-
taucht sind. Da mich dieses Problem nicht losgelassen hat, werde ich in dieser Re-
zension wenigstens ein paar inzwischen aufgefundene und soeben veröffentlichte
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unbekannte Quellen zum Verhältnis Virchow/Mestorf mitzuteilen in der Lage
sein.

Zunächst: Ich liebe die Art von Biographie, wie sie uns von Dagmar Unverhau
hier geschenkt wird. Es gibt genug kritische Stimmen, die sagen, eine so ausführli-
che Lebensbeschreibung mit bis ins Kleinste gehenden Details ist auch in der Wis-
senschaftsgeschichtsschreibung obsolet. Aber dem Rezensenten gefällt's nicht nur,
es kann ihm gar nicht detailgetreu genug sein. Demnach wird er beim hier zu be-
sprechenden Werk nicht nur vielfältigen Grund zum Lob haben, sondern selbst
versuchen, noch ein paar Biographie-Bausteine zur dargestellten Person hinzuzu-
fügen.

Johanna Mestorf ist die wohl bedeutendste Prähistorikerin in der zweiten Hälfte
des 19. Jahrhunderts, als diese Wissenschaft sich entwickelte. Detailgenau be-
schreibt Dagmar Unverhau die einzelnen Entwicklungsschritte dieser damals neu-
en Wissenschaft unter Mitwirkung Mestorfs, der 1899 auf Virchows Initiative hin
als erster Frau in Preußen (wohl in Deutschland) mit dem Titel Professorin ausge-
zeichneten Frau. Zehn Jahre später erhielt diese von Virchow geförderte Frau we-
gen ihres erstmals entwickelten Forschungsprogramms zur Geschichte der
Menschheit die Ehrendoktorwürde der Medizinischen Fakultät der Universität
Kiel, worauf die Medizinische Fakultät noch heute stolz ist, denn sie hatte die da-

malige Philosophische Fakultät, die die Ehrendoktorwürde abgelehnt hatte, in die-
ser Sache ausgestochen.

Die nächste große Ehrung, die Johanna Mestorf zuteilwurde, ist der Frauenbe-
wegung zu verdanken und ein schönes Beispiel für Größe und Nützlichkeit der
damals neuen Reihe „Frauen - Forschung - Archäologie" im Waxmann-Verlag.
2002 gaben die beiden Archäologie-Forscherinnen Julia K. Koch und Eva-Maria
Mertens „Eine Dame zwischen 500 Herren. Johanna Mestorf - Werk und Wirkung"
heraus und machten damit Johanna Mestorf weltweit bekannt.

Nun also die drei Bände von Dagmar Unverhau. In Aufbau, Übersichtlichkeit,
biographischer Technik und Genauigkeit wird man Dagmar Unverhau schwerlich
übertreffen können. Das einzige, was mir nicht gefiel, waren die schmerzlich ver-
missten Register zu den Bänden 1 und 2.

Gerade mit Hilfe dieser Register kann ich für den dritten Band (Tagebuch), der
solche enthält, hier nun einiges zu Johanna Mestorfs Leben und beruflicher Tätig-
keit hinzufügen. Viele der folgenden Eintragungen beziehen sich auf Begegnungen
Virchows mit Frl. Mestorf bei Kongressen und Museumsbesuchen. Was dabei ver-
handelt wurde, hat die prähistorische Forschung erheblich in ihrer Zeit weiterge-
bracht. In meiner jetzt vollständig vorliegenden Edition der Tage- und Notizbücher
(Kalender) Rudolf Virchows findet sich einiges, was Dagmar Unverhau nicht haben
kann, da sie offensichtlich diese Autobiographika Virchows nicht kannte und ihr
auch nicht zuzumuten war, deren extrem schwierige Handschriften zu lesen, ob-
wohl sie sich in öffentlichen Bibliotheken befinden:

Hier einige Beispiele: Zu einem Besuch Virchows in Kiel am 24.4.1873 findet sich
nichts in Johanna Mestorfs Tagebuch. Dieses Datum liegt sogar noch vor ihren Ein-
tragungen in Teilband 3 der Unverhau-Publikation. In Virchows Notizbuch 1873-
1876 (Nr. 9 meiner Zählung) (vgl. Bd. 1.5 meiner Virchow-Ausgabe, Olms 2015, S.
8-9 des betreffenden Notizbuchs) heißt es aber bei Virchow:
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„Kiel/
Nydam /
Schildbuckel v[on] Eisen [wie] / Pom[m]em /

Schwerter u[nd] Lanzenspitzen [aus]/Eisen, gebogene, selbst/Messer u[nd] Angonen./
Eiserne Aexte [mit] gr[oßem] Stiel-/loch, lang, stark u[nd] [mit] kurzer/Schneide/
Krockhooger/
Bronzeschwerter [mit] Holzgriff u[nd] Doppel-/nieten/
Fehmarn Hausthiere zerschlagen/
Thon grau, fein, jedoch [mit] Stein-Frag- /menten, einfache Linien-Ornamente/
Mestorf (historischer] Verein)/
Buckelurne 1307, klein/
7 Buckel, hohl ohne Angabe/
1619 Jaspersen des Ortes//“.

Zum internationalen Anthropologen- und Archäologen-Kongress in Budapest, der
vom 4. bis 11. September 1876 stattfand und in folgender Notizbucheintragung
Virchows gemeint ist, hat Johanna Mestorf zwar einen gedruckten Bericht veröf-
fentlicht, aber während des Kongresses nichts in ihrem Tagebuch geschrieben. In
Virchows Notizbuch 1873-1876 (Nr. 9 meiner Zählung) (vgl. Bd. 1.5 meiner
Virchow-Ausgabe, Olms 2015, S. 30 des betreffenden Notizbuchs) heißt es:

„Budapest 6.9.76./
1) [Centrum vallos?] bei Gödöllö. / Zahlreiche magyarische Bevöl- / kerung, besonders]

Män[n]er. Wahrscheinlich] / viel [mit] slavisch gemischt. / Stets brachycephal, hoch,
breit,/gerade Stirn, relativ kurzes/Gesicht, breite Backenknochen, /jedoch feine, gerade
(lange) wenig / vorstehende Nase. Fast alle / dunkel, jedoch die Augen bei / manchen
hellblaugrau. Einige / ganz schwarze Haare u[nd] sehr / braun. (Dr. Donner, mehr /
lappenähnlich) /

2) Hatvan. Urnenfeld wie/Lausitz. Zahlreiche Gruppen ohne/alle Steine, im Sande, [auf]
Hü-/gel. Wenig gebran[n]te Knochen. / Sehr ähnlich Lausitz, jedoch //

[34] [verso]

keine Deckel. Nicht selten / kleinere gerundete Gefäße / im Halse oder in d[er] Münd[un]g/
gr[oßer] Urnen. Zahlreiche große / Henkel. Sehr gewöhnlich / kl[eine] Knöpfe, meist 3
oder 2 / neben einander, auch gl[eich]zeitig / Henkel. Knöpfe tiefer. / Daneben Ansätze
von Ansen / [auf] Eindrücken /

Keine Malerei (Frl. Mes- / torf rothe Striche [auf] schwarzem / Gr[un]de). Meist Hälse,
hoch, / eng, dar[unter] bei einer e[in] Kra-/gen/

Unterer Theil häufig [mit] unor-/deutlichen rothen Strichen./
Grobes Material, jedoch etjwas]/geglättete Oberfläche. /
Dabei sehr zahlreiche Bevöl- / ker[un]g. Geflochtene Zöpfe [mit] / Band bei Jungfrauen,

Kappe//“.

Die folgende Passage aus Virchows Notizbuch 1873-1876 (Nr. 9 meiner Zählung)
(Bd. 1.5 meiner Virchow-Ausgabe, Olms 2015, S. 35 des betreffenden Notizbuchs)
gehört auch zum internationalen Anthropologen- und Archäologen-Kongress in
Budapest, 4. bis 11. September 1876:
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Über die eben erwähnte Generalversammlung der deutschen anthropologischen
Gesellschaft in Frankfurt/Main im August 1882 findet sich ebenfalls nichts in
Mestorfs Tagebuch. In Virchows Preußischem Medicinal-Kalender 1882 (Nr. 19
meiner Zählung) (Bd. 1.6 meiner Virchow-Ausgabe, Olms 2017, S. 9 des betreffen-
den Kalenders) heißt es:

„[13. August. Sonntag]
Miltenberg
Aschaffenburg

Ohlenschlager/
Dr. Bähls/
Apotheker Broili/

Frankfurt
Palmengarten

Frl. Mestorf/
Schliemanfn] /
Voss/
Fraas/".

„ Toseg /Abony/
Pigorini. /
Frl. Jahn. Hr. v[on] Harkanni/
Frl. Mestorf/
Frl. Polyxjena]. Pulszki/".

Über eine Exkursion, die Mestorf und Virchow mit anderen am 20.8.1882 nach

Groß-Gerau unternahmen (auf der Rückreise von der Generalversammlung der
deutschen anthropologischen Gesellschaft in Frankfurt/Main mit Zwischenstation
in Darmstadt), findet sich nichts in Mestorfs Tagebuch. In Virchows Notizbuch
1882 (Nr. 18 meiner Zählung) (Bd. 1.6 meiner Virchow-Ausgabe, Olms 2017, S. 23
des betreffenden Notizbuchs) heißt es:

„Gross Gerau 20/8 Kofler, Le Coq /Mestorf. /
Beune, Beunde/

freie Güter in d[er] Karolinger[zeit] /
(vielleicht Römer) /
im Decumaten Land/
= Hundert Acker (100 Morgen) /
Mühlenbesitzer Gärtler/

Thonwirtel Wenig Kohlen/
Topfscherben Thierknochen, geschlagen /“.

Über die eben erwähnte Exkursion, die beide zusammen mit anderen am 20.8.1882

nach Groß-Gerau unternahmen, findet sich nichts in Mestorfs Tagebuch. Auch von
dem gemeinsamen Aufenthalt in Freiburg wussten wir nichts. In Virchows Preußi-
schem Medicinal-Kalender 1882 (Nr. 19 meiner Zählung) (Bd. 1.6 meiner Virchow-
Ausgabe, Olms 2017, S. 10 des betreffenden Kalenders) lesen wir:

[20. August. Sonntag]
Darmstadt Hans Kofler Mestorf/
Gr[oß] Gerau Rose Lecoq Koner/

Direktor Müller/
Mühlenbes[itzer] Gärtler/
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[21. August. Montag]
Freiburg Frl. Mestorf/
Schloßberg Hans /

Offensichtlich reiste Johanna Mestorf mit Virchow und seiner Familie weiter. Über
ihren gemeinsamen Aufenthalt in Suggental, einem Ortsteil von Waldkirch im
Breisgau, findet sich nichts in Mestorfs Tagebuch. In Virchows Preußischem Medi-
cinal-Kalender 1882 (Nr. 19 meiner Zählung) (Bd. 1.6 meiner Virchow-Ausgabe,
Olms 2017, S. 11 des betreffenden Kalenders) heißt es:

[25. August. Freitag]
Suggenthal Frl. Mestorf/
Waldkirch ProfFischer/

(Trenkle/Winterman-/tel) /

Über Virchows Reise nach Kiel im Oktober 1882 und ein Treffen mit Johanna

Mestorf findet sich ebenfalls nichts in Mestorfs Tagebuch. Im Preußischen Medi-
cinal-Kalender 1882 (Nr. 19 meiner Zählung) (Bd. 1.6 meiner Virchow-Ausgabe,
Olms 2017, S. 17 des betreffenden Kalenders) trägt Virchow ein:

[17. Oktober. Dienstag]
Kiel Pansch /
Holtenau Frl. Mestorf/
Hänel/
Diner Heller/

In diesem Zusammenhang ist der Besuch mit Frl. Mestorf bei dem liberalen Kieler
Abgeordneten Hänel, dem Pathologen und Virchow-Schüler Heller und anderen in
das Fadenkreuz der Erwägungen zu stellen.

In Mestorfs Tagebuch, Teilband 3 des Unverhau-Werkes, S. 381, „August, d. 24."
1889, wird nicht erwähnt, dass Mestorf in ihrer „vierwöchentlichen Abwesenheit"
Urlaub entweder in Süddeutschland oder den Alpen gemacht habe und sich auf je-
den Fall am 19./20. August 1889 in Berchtesgaden mit Virchow getroffen hat, wie
das aus Virchows Preußischem Medicinal-Kalender 1889 (Nr. 30 meiner Zählung)
hervorgeht (Bd. 1.7 meiner Virchow-Ausgabe, Olms 2017, S. 9 des betreffenden Ka-
lenders). Dort heißt es in Virchowscher Knappheit:

[19. August. Montag]
Berchtesgaden /
Königssee/
Frl. Mestorf/
[20. August. Dienstag]
Berchtesgaden Salzberg/
Frl. MestorfAbreise/
Regen /
Besuch in Berchtesgaden /
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Insgesamt ist diese Publikation von Dagmar Unverhau in den Schriften des Archä-
ologischen Museums, Band 13,1-3, eine in jeder Hinsicht vorbildliche, unser Land
ehrende Veröffentlichung geworden.

Christian Andree

Nann Peter Mungard, Der Friese Jan. Lebenserinnerungen eines Sylter Kapitäns.
Hrsg, von Hans Hoeg, im Namen und Auftrag der Sölring Foriining e. V. Amrum:
Verlag Jens Quedens, 2015. 374 S.

Der Sylter Friese Nann P. Mungard (1849-1935) gehört zu den eigentümlichsten
Persönlichkeiten, die aus der friesischen Sprachbewegung Nordfrieslands hervor-
gegangen sind. Bei dem vorliegenden Buch handelt es sich um die unveränderte
Neuausgabe seiner Lebenserinnerungen, die 1989 erstmals erschienen; darauf wird
allerdings weder auf der Titelseite noch im Impressum hingewiesen. Der einzige
Unterschied besteht darin, dass die zweite Auflage von der Söl'ring Foriining, dem
Sylter Heimatverein, herausgegegeben wird, 1989 war es die Foriining for nationale
Friiske (heute: Friisk Foriining). Dies ist insofern bemerkenswert, als Nann
Mungard mit der Söl'ring Foriining zu seinen Lebzeiten in teils heftigem Streit lag.

Als junger Mann befuhr Mungard die Weltmeere und brachte es bis zum Kapi-
tän. Neben der friesischen Inselsprache hatte er in der Kindheit bereits Hoch- und
Niederdeutsch sowie auch Hoch- und Plattdänisch und in der Schule etwas Eng-
lisch kennengelernt. Auf seinen Seereisen kam er mit vielen weiteren Sprachen in
Berührung. Doch in „all diesem Sprachengewirr", so schrieb er, zog ihn sein „liebes
Sylt mit seiner eigenen Sprache, Art und Weise ... mit magischer Gewalt" zurück
auf die Insel. Er baute trotz eines Beinleidens in Keitum einen mustergültigen Bau-
ernhof auf, wirkte als Wegbereiter bei der Heidekultivierung und Viehzucht und
wurde Vorsitzender des Landwirtschaftlichen Vereins auf Sylt. Die Inselfriesen
brachte er zu großen „Friesenfesten" zusammen. 1909 konnte er ein Sylter Wörter-
buch mit dem Titel „For Sölring Spraak en Wiis" herausgeben. Er erarbeitete au-
ßerdem ein inselnordfriesisches Wörterbuch; der erste, bereits 1913 zum Druck
eingerichtete Teil, der ausgerechnet bis zum Wort ofkwirki (erdrosseln) reicht, er-
blickte erst 1974 das Licht der Welt, der zweite blieb ungedruckt.

Nach dem Ersten Weltkrieg setzte er sich für den Anschluss an Dänemark ein.
Er meinte, dass die friesische Sprache und Kultur bei einem kleinen Staat besser
aufgehoben seien als beim großen Deutschland. Mungard wurde heftig angefein-
det und als „Landesverräter" beschimpft. Als 1921 der Bauernhof, den er 1910 sei-
nem ältesten Sohn Jens Mungard übergeben hatte, abbrannte, verließ er „tief ge-
beugt, aber nicht verzagt" seine Heimatinsel und wohnte fortan unmittelbar nörd-
lich der neuen Grenze bei Mögeltondem. Sein Sohn Jens, der als herausragender
Dichter in nordfriesischer Sprache gilt, kam 1940 im Konzentrationslager Sachsen-
hausen ums Leben; im Vorwort ist fälschlich von Oranienburg die Rede. Wieder-
gegeben wird in der Neuauflage auch die Einführung des 2011 verstorbenen He-
rausgebers Hans Hoeg mit der ausgreifenden Überschrift „Zur Person des Autors
und zum Wesen unseres Volkes". Da seit 1989 die Zeit nicht stehen geblieben ist,
hätte man sich für die Neuausgabe zumindest einige Hinweise auf weiterführende
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Literatur, besser noch eine historisch-kritische Einordnung und Erläuterungen zum
Text gewünscht.

Thomas Steensen

Barbara Beck, Wilhelm II. und seine Geschwister. Regensburg: Verlag Friedrich
Pustet, 2016. 256 S.

Eine weitere Monographie zu Wilhelm II.? Nein, der Inhalt hält nicht, was der Titel
verspricht. „Die Geschwister Wilhelms II., unter besonderer Berücksichtigung der
Beziehungen zu ihrem ältesten Bruder" - das träfe es eher, wäre aber natürlich
nicht gerade werbewirksam. Kronprinz Friedrich Wilhelm, der spätere 99-Tage-
Kaiser, und seine Frau, die englische Prinzessin Victoria, hatten acht Kinder, vier
Söhne und vier Töchter. Zwei Prinzen - Sigismund (1864-1866) und Waldemar
(1868-1879) - sind im Kindesalter gestorben. Den Eltern und den beiden Frühver-
storbenen ist je ein Kapitel gewidmet, die fünf übrigen werden in Einzelbiografien
im Umfang von jeweils 30-45 Seiten behandelt. Ein eigenes Kapitel zu Wilhelm,
dem Ältesten, gibt es nicht, er schwebt sozusagen über den Wassern, und die Be-
ziehungen seiner Geschwister zu ihm spielen in deren Biografien naturgemäß im-
mer wieder eine Rolle.

Die Entscheidung der Autorin, ihr Thema in einer Folge separater Lebensabrisse
anzugehen, ist durchaus vertretbar; sie führt aber zwangsläufig dazu, dass be-
stimmte Ereignisse und Zeitabschnitte - Krankheit und Tod des Vaters, der Regie-
rungsantritt des Bruders, der Kriegsausbruch 1914 und das Ende der Monarchie
1918 - immer wiederkehren. Leider verzichtet die Autorin auf die Chance, in ihrem

zweiseitigen Vorwort ihr methodisches Vorgehen - also insbesondere den Verzicht
auf ein eigenes Kapitel zu Wilhelm - zu begründen. Zwei im Vorwort aufgestellte
Thesen durchziehen leitmotivisch die gesamte Studie: Kaiser Wilhelm II. nahm als
Familienoberhaupt des Hauses Hohenzollem weitreichenden Einfluss „auf die Le-
bensgestaltung aller Angehörigen der Dynastie" und versuchte, „das Privatleben
seiner Geschwister zu kontrollieren und zu lenken", und die familiären Kontrover-

sen („Zwistigkeiten") wirkten sich „bis zu einem gewissen Grad auch auf die Be-
ziehungen der Staaten untereinander aus". Zu beiden Thesen liefert die Autorin in
der Tat eine Reihe von Belegen, darauf wird noch näher einzugehen sein.

Im Übrigen bietet das gewählte Thema wahrhaft „saftigen Stoff" und Lesefutter
für historisch Interessierte ebenso wie für Liebhaber der yellow press, wovon Bar-
bara Beck auch reichlich Gebrauch macht. Das geht von der großen Politik mit
Haupt- und Staatsaktionen - die griechischen Wirren, die Battenberg- und die
Daily-Telegraph-Affäre - über eher tragikomische Episoden wie den Lippischen
Erbfolgestreit bis hin zur Kolportage und zum Schmierenroman wie die Verwick-
lung der Schwester Charlotte in die Kotze-Affäre und den Eulenberg-Skandal und
die zweite Ehe der Schwester Victoria mit einem russischen Hochstapler. Die einen
wie die anderen Aspekte ihres Stoffes stellt die Autorin farbig und gut lesbar dar,
zahlreiche, in der Regel gut ausgewählte Zitate dienen der Anschaulichkeit, lassen
allerdings auch deutlich erkennen, dass das Interesse der Autorin stärker auf die
familiären Lebensverhältnisse als auf die historischen Ereignisse gerichtet ist. Dabei
fällt sie zuweilen in den Stil der Hofberichterstattung, wenn etwa im Detail die Ro-
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ben und Hochzeitskleider und die zahlreichen nie realisierten Heiratspläne ge-
schildert oder die innerfamiliär gebräuchlichen Kosenamen der Protagonisten (Sig-
gi und Waldi, Mossy, Sossie und Fischy) angeführt werden. Auch die Vorliebe für
doch eher belanglose Anekdoten gehört hierher. Dafür zwei Beispiele: Der früh
verstorbene Prinz Waldemar pflegte ein lebendes kleines Krokodil mit sich herum-
zutragen und erschreckte damit bei einem Englandbesuch seine Großmutter Queen
Victoria. Die Zustimmung Wilhelms II. zur Hochzeit seiner Schwester Margarethe
wurde in einem Brief der Kaiserinwitwe Victoria erbeten, den ein Verwandter des
Bräutigams dem Kaiser unmittelbar vor einer großen Parade überreichte.

Neue Erkenntnisse für Historiker liefert die Autorin nicht, zumal sie sich auch

mit eigenen Stellungnahmen und Bewertungen sehr zurückhält. Ihre Darstellung
stützt sich auf eigene Aktenstudien im Geh. Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz
Berlin und auf eine breite Auswahl der Sekundärliteratur (das Literaturverzeichnis
umfasst acht eng bedruckte Seiten!). Sie nutzt sehr unterschiedliche Quellen: Briefe,
Tagebücher, Memoiren und mündlich überlieferte Zeugnisse aus erster oder zwei-
ter Hand sowie - seltener - historische Fachliteratur, lässt dabei jedoch eine Ge-
wichtung der zitierten oder referierten Belege allzu oft vermissen. Der fast durch-
gängige Verzicht auf Zitatnachweise, nicht selten sogar auf eine genaue Datierung
dient zwar der Lesbarkeit (es gibt auch keinen Anmerkungsapparat), erschwert
aber die Einschätzung der Seriosität, des Stellenwerts des jeweiligen Zitats. Wenn
etwa als Beleg für die Information, Prinzessin Charlotte habe zeitweilig den Plan
verfolgt, ihren kaiserlichen Bruder praktisch unter Kuratel stellen zu lassen, ein
Brief vom Dezember 1908 an ihren Arzt (!) angeführt wird, dann wüsste man schon
ganz gern, wie ernsthaft dieser „Plan" war (und was der Adressat mit dieser bri-
santen Mitteilung anfangen sollte!). Und wenn es anlässlich eines Besuchs Prinz
Heinrichs bei seinem Bruder im Doorner Exil heißt, der Ex-Kaiser habe ihn - Hein-

rich - „gar nicht als voll" angesehen, sondern „als absolutes politisches Kind, auf
dessen Meinung er gar nichts gäbe", und als Gewährsmann dafür der Leibarzt
Wilhelms II. mit einer nicht belegten (mündlichen?) Äußerung genannt wird, dann
ist mit einer solchen Aussage auch nicht allzu viel anzufangen (zumal sie in offen-
sichtlichem Widerspruch zu politischen Missionen steht, die Heinrich im Auftrag
seines Bruders zu übernehmen hatte). Die zweitjüngste Schwester Sophie solle, so
schreibt die Autorin, 1892 bei einem Besuch am Zarenhof „in feindseligster Weise"
über ihren Bruder gesprochen und behauptet haben, „die ganze Familie" halte ihn
für „verrückt". Dabei beruft sie sich aber offenbar auf Hörensagen („hieß es"), ohne
die Glaubwürdigkeit dieses ondit in irgendeiner Weise hinterfragt oder den Kon-
text der angeblichen Äußerungen analysiert zu haben.

Das einleitende Kapitel „Die kaiserlichen Eltern - Friedrich III. und Victoria"
bildet die Grundlage für die folgenden Einzelbiografien. Die Autorin konzentriert
sich auf die für sie wesentlichen Aspekte, die sie gut akzentuiert und auch über-
zeugend belegt. Am englischen Hof verband man mit der Hochzeit Prinzessin Vic-
torias mit dem preußischen Kronprinzen Friedrich Wilhelm weitreichende Hoff-
nungen auf eine Liberalisierung Preußens und seine allmähliche Wandlung zu ei-
ner konstitutionellen Monarchie nach englischem Vorbild. Das war von vornherein
gänzlich unrealistisch und Victoria damit in jedem Fall völlig überfordert. Gleich-
wohl bemühten sie und ihr Mann sich nach Säften, ihre Kinder so „unpreußisch"
wie möglich zu erziehen - erreichten damit aber zumindest bei den drei älteren
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Kindern Wilhelm, Charlotte und Heinrich gerade das Gegenteil: Sie wurden genau
das, was die Eltern nicht wollten. Gegen den alten Kaiser und Bismarck konnten sie
sich nie durchsetzen und ihr Verhältnis zu diesen drei Kindern, zumal zum abseh-

baren Thronfolger Wilhelm, verschlechterte sich zunehmend. Nach dem frühen
Tod Friedrichs III. 1888 sah sich Victoria nahezu völlig isoliert. Sicher zu Recht
weist Barbara Beck den Eltern - Victoria mehr noch als Friedrich Wilhelm - aber

auch eine „Mitschuld" am Scheitern der Beziehung zu den älteren Kindern zu: Sie
wurden weit öfter und stärker kritisiert als die jüngeren und damit praktisch in die
Oppositionsrolle hineingetrieben. In dem kurzen Kapitel über die Prinzen Sigis-
mund und Waldemar arbeitet sie diesen Aspekt noch stärker heraus: Da die
frühverstorbenen Söhne gleichsam zu „Idealgestalten" verklärt wurden, hatten
Wilhelm und Heinrich „so gut wie keine Chance [mehr] zu bestehen".

Die anschließenden Biografien stehen jeweils unter einer Art Motto, meist einem
elterlichen Kommentar aus frühen Kindertagen („unser herziges reizendes geschei-
tes Vickychen"), dem allerdings nicht selten der Tenor der weiteren Berichterstat-
tung widerspricht. Der Schilderung der wesentlichen Lebensstationen geht dann
ein kurzer Abschnitt voraus, in dem die Autorin so etwas wie eine pauschale Cha-
rakterisierung oder zusammenfassende Einschätzung der Rolle der jeweiligen Per-
son versucht. Dabei bleibt sie allerdings so vage, dass sich die Funktion dieser Ein-
leitung für die folgende Biografie nicht recht erschließt. So wird zu Charlotte ge-
sagt, sie habe „eine schillernde Rolle im Leben der Kaiserfamilie" gespielt und sei
intrigant und klatschsüchtig gewesen. Zu Heinrich heißt es, er sei stets der loyale
Bruder des Kaisers geblieben und habe sich mit „einem Leben im Schatten des Äl-
teren zufrieden" gegeben. Victorias Leben „erinnere über weite Strecken an Herz-
Schmerz-Romane und rührselige Kinoromanzen", und Sophie und Margarethe
wird attestiert, sie hätten „wenig Glück" gehabt und „viele Schicksalsschläge"
durchleben müssen.

In den Biografien aller fünf überlebenden Geschwister wird der Fokus immer
wieder auf die Ereignisse und Konstellationen gerichtet, die geeignet sind, die bei-
den zentralen Thesen - Eingriffe des Bruders in die Lebensgestaltung und deren in-
ternationale und dynastische Auswirkungen - zu stützen. Barbara Beck kann das
in der Tat mit zahlreichen Beispielen belegen. Und das beginnt nicht erst mit dem
Regierungsantritt Wilhelms II. Schon der alte Kaiser regierte kräftig in die Familie
seines Sohnes, also des Kronprinzen Friedrich Wilhelm, hinein und behielt sich die
Entscheidung in grundlegenden Fragen der Lebensführung und der Kindererzie-
hung vor. Da sich sehr bald abzeichnete, dass Großvater und Enkel - Wilhelm I.
und Wilhelm II. - in ihrer „preußischen", antiliberalen Orientierung weitgehend
übereinstimmten, verstärkte das noch die Spannungen zwischen Friedrich Wil-
helm, auf den sich seit 1861 die „Hoffnung der Liberalen" richtete, und seinem Äl-
testen, der sich ganz gegen die Intentionen seiner Eltern entwickelte. Als Wilhelm
1888 mit seiner Thronbesteigung zugleich Chef des Hauses Hohenzollem wurde,
trat er (auch) in dieser Hinsicht ganz in die Fußstapfen seines Großvaters. Sein
„Hineinregieren" in die Familien seiner Geschwister diente zwar zuweilen deren
Schutz, etwa als er verhindern konnte, dass seine Schwester Charlotte wegen ihrer
Indiskretionen im Zusammenhang mit dem „Eulenberg-Skandal" vor Gericht er-
scheinen musste, weit häufiger aber wurde es als schwer erträgliche Bevormun-
dung empfunden oder durchkreuzte die persönliche Lebensplanung. Dafür führt
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die Autorin beispielsweise einen Brief Herzog Bernhards von Sachsen-Meiningen -
des Ehemannes von Prinzessin Charlotte - an seinen Vater von 1896 an, in dem es

heißt: „In Berlin halten sie die Fiction aufrecht, als ob jede preußische Prinzessin,
auch nach ihrer Verheiratung noch unter der hauscheflichen Gewalt des Königs
und der Königin stehen". Dass Wilhelm das als sein selbstverständliches Recht und
keineswegs als „Fiction" ansah, unterstreicht das Zitat aus einem Telegramm des
Kaisers an den Schwiegervater seiner Schwester Sophie, König Georg I. von Grie-
chenland, mit dem er deren beabsichtigte Konversion zum griechisch-orthodoxen
Glauben kurzerhand verbieten wollte: „Ich als Chef meiner Familie sowie als Bi-

schof meiner Kirche versage ihr die Genehmigung dazu. Sollte sie trotzdem auf ih-
rer Absicht bestehen, so werde ich sie nicht mehr als Mitglied meiner Familie be-
trachten und nie wieder bei mir zu Hause sehen". Mit dieser Pression hatte er al-

lerdings keinen Erfolg; auch die angedrohte Konsequenz blieb in dieser Härte aus.
Sein (und Bismarcks) erbitterter Widerstand verhinderte auch die von seiner

Schwester Victoria sehnlich gewünschte Heirat mit Alexander von Battenberg, dem
Fürsten von Bulgarien; statt seiner „durfte" sie dann den quasi von ihrem Bruder
ausgewählten Prinzen Adolf von Schaumburg-Lippe heiraten. Und die jüngste
Schwester, Margarethe, konnte ihren Zukünftigen erst nach der schriftlich erbete-
nen kaiserlichen Zustimmung ehelichen. Auch Prinz Heinrich, der seine steile See-
offizierskarriere freilich nicht zuletzt seiner Stellung als Kaiserbruder zu verdanken
hatte, stand ständig unter der Kontrolle des Älteren, der ihn zu politischen Missio-
nen einsetzte und laufend Berichte von ihm anforderte. Das fatale Missverständnis

zwischen Wilhelm und Prinz Heinrich, ob dessen Unterredung mit dem englischen
König Georg V. in der Julikrise 1914 als Zusicherung der englischen Neutralität für
den Fall eines Kriegsausbruchs zu verstehen sei oder nicht - es trug mit dazu bei,
dass die Kriegsbereitschaft Englands auf deutscher Seite unterschätzt wurde er-
klärt sich wohl auch daraus, dass sich die Brüder nie „auf Augenhöhe" gegenüber-
standen. Hier bezieht die Autorin auch einmal deutlich Position (was sie sonst eher
vermeidet): Sie weist Heinrich wegen seiner „wohlmeinende(n), aber unverant-
wortlich verschleiernde(n)" Berichterstattung beim Kaiser die „Schuld" an der
Fehlinterpretation zu.

Dass sein autoritäres Verhalten gegenüber seinen Geschwistern (und deren
Partnern) in der Tat zuweilen starke außenpolitische Auswirkungen hatte, kann die
Autorin ebenfalls belegen. Allerdings berücksichtigt sie dabei zu wenig, dass hinter
den „Eingriffen" Wilhelms durchaus nicht immer die bloße Willkür, sondern oft-
mals handfeste politische Interessen des Deutschen Reiches standen. Der strategi-
sche Kopf der Regierung war Bismarck, nicht der Kaiser. Aber die vielfältigen dy-
nastischen Verflechtungen der Hohenzollem mit anderen europäischen Höfen
deckten sich eben keineswegs mit dem von Bismarck geschaffenen Bündnissystem.
Bei der von Mutter und Tochter angestrebten und letztlich gescheiterten Ehe mit
dem Battenberger standen sich deren „private" Interessen (und ihre hochfliegen-
den Pläne, dadurch „den Orient der Civilisation zuzuführen" [!]) und die Befürch-
tung der Regierung, eine solche Ehe könne „einen Keil zwischen Russland und
Deutschland" treiben und das Dreikaiserabkommen von 1873 mit Russland und

Österreich gefährden, in der Tat unversöhnlich gegenüber.
Ähnlich verhielt es sich bei der ablehnenden Haltung Bismarcks gegen die

Hochzeit Sophies mit dem griechischen Prinzen Konstantin: Seine Besorgnis, das
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Deutsche Reich könne auf diese Weise in die Balkanwirren hineingezogen und die
guten Beziehungen zum Osmanischen Reich belastet werden, war ja nicht von der
Hand zu weisen. Und tatsächlich löste dann der persönliche Zickzackkurs Wil-
helms II. in der Griechenlandpolitik zwischen Distanzierung und Parteinahme ja
auch erhebliche internationale Irritationen aus.

Zu Prinz Heinrich und den vier Schwestern Charlotte, Victoria, Sophie und
Margarethe liefert Barbara Beck fünf zuverlässig recherchierte und flüssig lesbare,
nicht zu umfangreiche und annehmbar gewichtete Biografien, auch wenn unüber-
sehbar ist, dass ihr die eher privaten Aspekte näher liegen und interessanter er-
scheinen als die hochpolitischen. Als Leser fühlt man sich nach der Lektüre gut in-
formiert und hat ein Kaleidoskop höchst unterschiedlicher Lebensläufe mit Höhen
und Tiefen, Krisen und unverhofften Wendungen vor Augen.

Prinzessin Charlotte, verheiratete Herzogin von Sachsen-Meiningen, war als
„Fixstern der mondänen Berliner Lebenswelt" mehr oder weniger direkt in diverse
Konflikte involviert. Ihre Rolle in der sog. Kotze-Affäre um anonyme Schmähbriefe
bzw. Sexualdenunziationen, dann in dem von Maximilian Harden ausgelösten und
vor Gericht ausgetragenen Eulenberg-Skandal 1906/07 und auch in der Daily-
Telegraph-Affäre 1908 um das unglückselige Interview mit dem Kaiser wird nüch-
tern und ohne Sensationshascherei geschildert.

Prinz Heinrich, Großadmiral mit Residenz im Kieler Schloss, wird in den we-
sentlichen Lebensstationen vorgestellt - von der ersten Weltumseglung noch als
Seekadett 1877 über seine maritime „Bilderbuchkarriere" und das Hofleben als

„preußische Integrationsfigur" in Kiel, seine sportlichen Ambitionen als Flieger
und Rallyefahrer bis zu den politischen Missionen, der Strafexpedition nach China
1897 und der diplomatischen Werbetour in die USA 1902, seiner Rolle als Oberbe-
fehlshaber der Seestreitkräfte in der Ostsee und seiner „Flucht" aus Kiel auf sein

Gut Hemmelmark im November 1918 und seinem unglücklichen Versuch, sich
1919 mit einem Offenen Brief an König Georg V. in die Debatte um eine mögliche
Auslieferung Wilhelms II. als Kriegsverbrecher einzuschalten.

Bei Prinzessin Victoria spielen das sich über mehrere Jahre hinziehende Hei-
ratsprojekt mit Alexander von Battenberg, das schließlich bis zu einer veritablen
Staatskrise mit einer Rücktrittsdrohung Bismarcks 1888 führte, sowie die wenig
glückliche Ehe mit Prinz Adolf von Schaumburg-Lippe einschließlich des eher
skurrilen Lippischen Erbfolgestreits - von Reichskanzler Bernhard von Bülow spä-
ter als „Frosch-Mäusekrieg" persifliert - und natürlich das Leben nach dem Krieg
in Bonn und die skandalöse zweite Ehe mit dem russischen Hochstapler Alexander
Zoubkoff 1927/28 die entscheidende Rolle.

Prinzessin Sophies „Karriere" begann, als sie den griechischen Thronfolger Kon-
stantin heiratete, entwickelte sich dann aber zu einer unaufhörlichen Folge von
Krisen: der Konversion 1891, der ersten und der zweiten Kretakrise 1897 und 1908,

der für Griechenland katastrophalen Niederlage im Krieg gegen die Türkei 1897,
den Balkankriegen 1912/13, dem Kriegsausbruch 1914, der Emigration der königli-
chen Familie in die Schweiz, der vorübergehenden Rückkehr Konstantins auf den
Thron und dem zweiten Exil in Italien 1922. All das wird knapp und weitgehend
emotionslos geschildert, allerdings stets aus der Perspektive von Sophie und ihrer
Familie. Das dem entgegenstehende - durchaus nicht unverständliche - außenpoli-
tische Kalkül der Reichsregierung tritt demgegenüber in den Hintergrund.



380
Besprechungen und Hinweise

Zu Prinzessin Margarethe weiß die Autorin von nicht weniger als sieben Hei-
ratsprojekten zu berichten. 1893 heiratete sie schließlich Prinz Friedrich Karl von
Hessen und das Familienleben verlief bis 1918 eher unauffällig, bis dann ihr Mann
überraschend im Oktober 1918 zum finnischen Kronprätendenten avancierte. Diese
Pläne waren freilich mit dem Kriegsende und dem Zusammenbruch der Monarchie
obsolet geworden. In der Nachkriegszeit entwickelten Margarethe und ihre ganze
Familie starke Sympathien für den Nationalsozialismus und alle vier Söhne mach-
ten eine Parteikarriere. Zu einer erkennbaren Distanzierung von dieser Haltung
kam es auch nach 1945 nicht. Der zitierte (und wieder nicht belegte oder datierte)
Satz Margarethes „Auch mir ist manche Illusion genommen" kann dafür jedenfalls
nicht in Anspruch genommen werden. Hier bleibt im Übrigen auch die Stellung-
nahme der Autorin merkwürdig vage, wenn sie sagt, es mute „tragisch" an, dass
sich ausgerechnet Nachkommen der liberalen Kaiserin Friedrich von dieser politi-
schen Ideologie haben „vereinnahmen lassen".

Auch am Ende ihrer Studie verzichtet Barbara Beck leider auf jeden Versuch ei-
ner Zusammenfassung oder nachträglichen Erläuterung der Intention und des ,Er-
trags' ihrer Darstellung. Sie endet unvermittelt mit einem banalen Zitat Margare-
thes über die vermeintliche Reaktion des Ex-Kaisers auf die Publikation einer
Auswahl von Briefen ihrer Mutter Victoria an deren Mutter, die Queen, 1928.

Rolf-Peter Carl
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sche Geschichte
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Die Fußnoten sind fortlaufend zu nummerieren, und die Fußnotenziffer

steht immer hinter dem Satzzeichen.

Der Fußnotentext endet grundsätzlich mit einem Punkt. Die Verwen-

dung von Tabulatoren in den Fußnoten ist zu vermeiden.
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Quellen und Darstellungen werden in den Fußnoten in Kurzform zitiert
(zu Kurztitel s. o. und auch weiter unten). Diese Kurzform wird im Litera-

turverzeichnis aufgelöst (siehe die Beispiele am Ende dieser Richtlinien).
Es sind die am Ende jeder Zeitschrift aufgeführten Abkürzungen zu ver-
wenden. Jeder Eintrag im Literaturverzeichnis endet mit einem Punkt.

Zitieren ungedruckter Quellen in den Fußnoten: Archiv (Bibliothek,
Museum), Signatur. Im Literaturverzeichnis sollte darüber hinaus auch die
Bezeichnung der übergeordneten Abteilung angeben werden.

Zitieren gedruckter Quellen in den Fußnoten: Es ist ein geeigneter, ver-
ständlicher Kurztitel zu wählen. Im Literaturverzeichnis werden die Quel-
len in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt.

Zitieren der Darstellungen in den Fußnoten: Nachname des Verfassers,

Kurztitel, Seitenzahl. Mehrere Autoren eines Titels werden durch Schräg-
strich getrennt. Mehrere Titel in einer Fußnote werden durch . - getrennt.
Im Literaturverzeichnis werden die Autoren bzw. die Titel der verfasserlo-

sen Schriften in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt. Beiträge in Hand-
büchern und Lexika werden unter dem Namen des Autors geführt.

Beispiele für Zitierweisen in den Fußnoten

und ihre Auflösung im Literaturverzeichnis

In den Fußnoten:

1 LASH, Abt. 168, Nr. 300.

2 Augustenborgske Breve, S. 78. - Abgeänderte Satzungen, S. 2. - Ein-
hard, cap. 33, S. 38.

3 Stoob, Dithmarschen, S. 73-76.

4 Lammers, Hemmingstedt, S. 29 f. - Hansen, Meldorf, S. 27 u. S. 34. -
Hoffmann, Bornhöved, S. 11. - Ders., Schleswig und Holstein, S. 56 ff. -
Kopitzsch, 18. Jahrhundert, S. 492.
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Im Literaturverzeichnis:

Ungedruckte Quellen

Landesarchiv Schleswig-Holstein, Schleswig [LASH]
Abt. 168, Ämter Gottorf und Hütten, Nr. 300.

Gedruckte Quellen

Abgeänderte Satzungen des Eckernförder Gesangvereins. Eckernförde
1891.

Augustenborgske [Hertug Christian August og Prins Frederik Emil August
af Augustenborg] Breve til Jfohann] G[under] Adler og P[eder] Hjort.
Hrsg, von Axel Heils. In: DM R. 6, Bd. IV. Kopenhagen 1928, S. 76-211.

Einhardi vita Karoli Magni. Hrsg, von Oswald Holder-Egger. 6. Aufl.,
Hannover 1911 (MGH Script, rer. Germ., 25).

Darstellungen

Hansen, Nils: Meldorf 1900. Zum Alltags- und Mentalitätswandel in einer
westholsteinischen Kleinstadt unter dem Einfluß der Industrialisierung

(1869-1914). Neumünster 1993 (SVK, 29).
Hoffmann, Erich: Die Bedeutung der Schlacht bei Bornhöved für die deut-

sche und skandinavische Geschichte. In: ZLGA 57 (1977), S. 9-37.

Ders.: Schleswig und Holstein zur Zeit des Beginns der christlichen Missi-
on. In: Schleswig-Holsteinische Kirchengeschichte, Bd. 1, Anfänge und
Ausbau, hrsg. vom Verein für Schleswig-Holsteinische Kirchenge-
schichte. Neumünster 1977 (SSHKG, I 26), S. 15-61.

Kopitzsch, Franklin: Das 18. Jahrhundert: Vielseitigkeit und Leben. In:
Lübeckische Geschichte, hrsg. von Antjekathrin Graßmann. Lübeck
1988, S. 491-527.

Lammers, Walther: Die Schlacht bei Hemmingstedt. Freies Bauerntum und
Fürstenmacht im Nordseeraum. 2. Aufl., Heide 1982.

Stoob, Heinz: Geschichte Dithmarschens im Regentenzeitalter. Heide 1959.
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